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E
s ist das wohl symbolträchtigs-
te Bild dieser an emotionalen
Momenten so reichen Ge-
denkstunde im Plenarsaal des
Deutschen Bundestages: An
der Hand von Bundestagsprä-

sident Norbert Lammert, auf der anderen
Seite untergehakt bei Bundespräsident Joa-
chim Gauck, flankiert von Bundeskanzlerin
Angela Merkel und Bundesratspräsident
Winfried Kretschmann verlässt Inge
Deutschkron den Saal. Die Spitzen der Ver-
fassungsorgane erweisen der 90-Jährigen
damit nicht nur die Ehre für ein beeindru-
ckendes Lebenswerk. Nein, es scheint, als
solle diese zierliche, körperlich zerbrechlich
wirkende Frau beschützt werden vor weite-
rem Unheil, von dem sie als junge Jüdin im
nationalsozialistischen Berlin so viel erfah-
ren musste. Die Parlamentarier im Raum
unterstreichen die Würde dieses Augen-
blicks mit einem Ausdruck der Hochach-
tung, indem sie stehend und schweigend
abwarten, bis Inge Deutschkron den Saal
verlassen hat.
Damit endete eine Gedenkstunde für die
Opfer des Nationalsozialismus, wie sie der
Deutsche Bundestag seit 1996 anlässlich der
Befreiung des Vernichtungslagers Auschwitz
am 27. Januar 1945 jährlich begeht. Die
Journalistin und Schriftstellerin Inge
Deutschkron hat es sich zur Lebensaufgabe
gemacht, über ihre Erlebnisse zu berichten
und der Nachwelt anschaulich Zeugnis zu
geben von der skrupellosen Grausamkeit,
mit der Hitlers Machtapparat seine Tötungs-
maschinerie in Gang gesetzt hatte.

Rückblick auf Jubel in Berlin Diesen An-
spruch erfüllte Inge Deutschkron am ver-
gangenen Mittwoch, auf den Tag genau 80
Jahre nach Hitlers Machtübernahme, vor
dem voll besetzten Plenarsaal mit dem Be-
richt über ihr „zerrissenes Leben“ vortreff-
lich. Sie erzählte, wie es war an jenem Abend
des 30. Januar 1933, als die Berliner den Na-
zis, die in einem Fackelzug durch das Bran-
denburger Tor marschierten, zujubelten.
Wie es war, als die damals Zehnjährige
nachts aus Angst vor der Verhaftung des Va-
ters nicht schlafen konnte. Wie es war, als
ihr Vater, der für seinen Einsatz im Ersten
Weltkrieg mit dem Eisernen Kreuz ausge-
zeichnet worden war, aus dem Staatsdienst
entlassen wurde, weil er als Jude kein Leh-
rer mehr sein durfte. Wie es war, als Kind mit
dem gelben „Judenstern“ durch Berlin zu
gehen und Verachtung, aber auch Mitleid zu
erfahren. Wie es war, als die Deportation der
Berliner jüdischen Gemeinde systematisch
durchgeführt wurde und Freunde der Fami-
lie ihr Leben riskierten, weil sie Inge
Deutschkron und ihrer Mutter jahrelang ein
Versteck boten. Schließlich: Wie es war, als

sie nach dem Krieg ihren gerade noch recht-
zeitig nach England geflüchteten Vater zum
ersten Mal wiedersah und sich angesichts
der Millionen Menschen, die den Terror der
Nazi-Herrschaft nicht überlebt hatten,
schuldig fühlte. Dieses Schuldgefühl ließ sie
nie mehr los. „Ich musste es niederschrei-
ben“, sagte sie in den Plenarsaal, „die Wahr-
heit, die lückenlose Wahrheit, präzise und
emotionslos.“
Bundestagspräsident Norbert Lammert hat-
te zuvor an das schier unermessliche Aus-
maß, in dem Menschen zu Opfern der na-
tionalsozialistischen Ideologie wurden, er-
innert. Er sagte: „Wir gedenken der europäi-
schen Juden, Sinti und Roma, der zu
,Untermenschen´ degradierten slawischen
Völker, Zwangsarbeiterinnen und Zwangs-
arbeiter, dem Hungertod preisgegebenen
Kriegsgefangenen, der Opfer staatlicher Eu-
thanasie, der Homosexuellen, aller, die sich
aus religiösen, politischen oder schlicht
menschlichen Beweggründen dem Terror
widersetzten und deswegen der totalitären
Staatsgewalt zum Opfer fielen.“
Der Reichstag sei ein „stummer Zeuge“ des
Niedergangs der ersten deutschen Demo-

kratie vor 80 Jahren. Deshalb sei er „der
richtige Ort, um öffentlich als Staat und Ge-
sellschaft den Toten Ehre zu erweisen und
gleichzeitig den Willen zu bekunden, alles
zu tun, damit eine ähnliche, menschenge-
machte, staatlich organisierte Katastrophe
sich nie mehr ereignen
kann“. Dafür wäre es freilich
hilfreich gewesen, die Bot-
schaften dieses Gedenktages
in die Welt zu tragen. Für
Lammert ein Ansatz zur Kri-
tik an der Programmgestal-
tung des öffentlich-rechtli-
chen Fernsehens. Es sei gut,
„wenn diese Veranstaltung
von Phoenix übertragen
wird, noch besser wäre es,
wenn ARD oder ZDF es wie
wir wichtig genug fänden,
dieses Gedenken und diesen gemeinsamen
Willen aller Demokraten einer breiten Öf-
fentlichkeit im Hauptprogramm“ zu vermit-
teln, sagte der Bundestagspräsident. Klat-
schen im Plenum.
Sonst ist es andächtig still. Im Laufe der Ge-
denkstunde wächst eine Beklemmung, die

sich bleiern über den Saal legt, als wolle sie
die Anwesenden an ihre Verantwortung für
eine Zukunft in Freiheit und Frieden für al-
le Zeiten erinnern. Besonders als das Syna-
gogal Ensemble Berlin das Gebet „El Male
Rachamim“ (Gott voller Erbarmen) an-

stimmt. Darin werden zum
Gedenken an die Opfer des
Holocaust Namen von Kon-
zentrationslagern genannt.
Der des Hebräischen Un-
kundige versteht nur diese
Worte, die, mit sakraler Into-
nation vorgetragen, in Trau-
er anklagen. Niemand im
Saal kann sich in diesem
Moment des Pflichtgefühls
entziehen, das Menschen-
mögliche zu tun, die Nar-
ben des schmerzlichsten Ka-

pitels der deutschen Geschichte nicht wie-
der aufplatzen zu lassen. Jörg Biallas ❚

Deutschland und Frankreich wollen ihre Zu-
sammenarbeit ausbauen und damit weitere
Impulse für die europäische Einigung setzen.
50 Jahre nach Unterzeichnung des Élysée-Ver-
trages verabschiedeten deutsche und franzö-
sische Abgeordnete am 22. Januar in Berlin
eine Gemeinsame Erklärung (17/12100), in
der dafür konkrete Projekte vereinbart wur-
den. Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) erinnerte daran, dass es die staatliche
Einheit Deutschlands „ohne die Aussöhnung
zwischen unseren beiden Ländern nicht ge-
ben würde“. Viele Menschen würden den Zu-
stand des dauerhaften Friedens längst für ei-
ne „schiere Selbstverständlichkeit“ halten.
Gerade für die Zukunft Europas bleibe die
deutsch-französische Zusammenarbeit „un-
verzichtbar“, gerade auch, „weil diese beiden
Länder eben nicht immer gleiche, sondern
durchaus unterschiedlichen Interessen, Tradi-
tionen und Vorstellungen haben“. 

Erste Rede im Bundestag Frankreichs
Staatspräsident, François Hollande (PS), wür-
digte in seiner ersten Rede vor dem deutschen
Parlament die Rolle der beiden Länder für die
europäische Zusammenarbeit: „Unsere
Freundschaft hat immer im Dienst der euro-
päischen Einigung gestanden“, betonte er.

Dabei gelte es, Europa Vertrauen in seine Zu-
kunft zu vermitteln. Deutschland und Frank-
reich müssten als Motor der europäischen Ei-
nigung darauf achten, andere Länder mitzu-
nehmen: „Aber wir sind diejenigen, die zei-
gen müssen, wohin der Weg geht.“
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) sagte
mit Blick auf die Eurokrise, dass diese die Eu-
ropäische Union „vor die größte Bewäh-
rungsprobe seit ihrem Bestehen“ stelle. Aus

den 50 Jahren deutsch-französischer Freund-
schaft habe man aber lernen können, dass
auch die größten Probleme überwunden wer-
den könnten, „wenn wir den Mut zu Verän-
derungen haben“, sagte die Bundeskanzlerin.
Lammerts Amtskollege, der französische Par-
lamentspräsident Claude Bartelone (PS), rief
Deutsche und Franzosen auf, sich gemeinsam
den Herausforderungen der europäischen Fi-
nanzkrise zu stellen. „Zusammen wollen wir

den Karren aus dem Dreck ziehen“, sagte er
vor den über 850 Abgeordneten beider Län-
der und zahlreichen Ehrengästen.  
In der anschließenden Aussprache kamen die
Fraktionsvorsitzenden aller in beiden Parla-
menten vertretenen Fraktionen zu Wort. Die-
se hatten sich zuvor auf den Text der Gemein-
samen Erklärung verständigt, die die Abgeor-
deneten per Akklamation annahmen. Der
Text sieht vor, dass beide Parlamente ihre ge-
genseitigen Beziehungen weiter ausbauen. Zu
besonders wichtigen Themen wie etwa der
Energiewende sollen dazu gemeinsame Ar-
beitsgruppen gebildet werden. Außerdem soll
auch die Zusammenarbeit zwischen den Par-
lamentsverwaltungen in Berlin und Paris
durch einen regelmäßigen Austausch weiter
intensiviert werden. Annette Sach ❚

Erinnern – ein Leben lang
NS-OPFER Inge Deutschkron hält zum Holocaust-Gedenken eine beeindruckende Rede im BundestagInge Deutschkron Es war ihre eigene hoch-

dramatische Lebensgeschichte,die die deutsch-
jüdische Journalistin am Holocaust-Gedenktag

in bewegenden Wor-
ten erzählte. Inge
Deutschkron, die
kleine Frau mit dem
roten Haarschopf
und unerschrocke-
nem Berliner Mund-
werk, beschrieb im
Reichstag Stationen
ihres Lebens in der
Hitler-Zeit. Geboren
1922 in Finsterwalde

und mit der Familie 1927 nach Berlin gezogen,
überlebte sie dort den NS-Terror gegen Juden.
Während dem Vater 1939 die Flucht nach Eng-
land gelang, konnten sich Inge Deutschkron
und ihre Mutter von 1943 bis 1945 bei Berliner
Familien verstecken. 1946 nach England ge-
gangen, studierte Inge Deutschkron Sprachen
und arbeitete ab 1955 in Bonn für das israeli-
sche Blatt Maariv. 1966 erhielt sie zur deut-
schen die israelische Staatsbürgerschaft. Nach
Jahren in Israel wohnt sie seit 2001 wieder in
Berlin und engagiert sich für die Erinnerung an
das Geschehen im Dritten Reich. kru ❚

Jugendliche aus Europa zwischen 17 und 24
Jahren haben seit 1997 an der Jugendbegeg-
nung des Bundestags teilgenommen. Dazu
werden jedes Jahr im Januar Teilnehmer einge-
laden, die sich mit der NS-Zeit auseinanderset-
zen. In diesem Jahr hatten 78 Jugendliche in
Kiew Stätten von NS-Verbrechen besucht.

KOPF DER WOCHE

Nach Berlin
heimgekehrt
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»Demokratie
muss gestaltet
und verteidigt
werden.«
Norbert Lammert (CDU), Bundestagsprä-
sident, in der Gedenkstunde des Bundesta-
ges für die Opfer des Nationalsozialismus

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Die deutsch-jüdische Schriftstellerin Inge Deutschkron am Rednerpult bei der Gedenkstunde für die Opfer des Nationalsozialismus im Reichstagsgebäude.

Im Dienst der europäischen Einigung 

In Zukunft soll es noch mehr Austausch zwischen ihren beiden Parlamenten geben:
Bundestagspräsident Lammert (rechts) und sein französischer Amtskollege Bartelone
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»Ich musste es
niederschrei-

ben, die lücken-
lose Wahrheit,

präzise und
emotionslos.«

Inge Deutschkron

Den Wortlaut der Reden finden Sie in der Debatten-
Dokumentation dieser Ausgabe. Siehe auch Seite 9,15

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

ÉLYSÉE-VERTRAG Bundestag und Assemblée nationale verabschieden auf gemeinsamer Sitzung Erklärung zum 50. Jubiläum
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Inge Deutschkron war zehn Jahre alt, als die Na-
tionalsozialisten am 30. Januar 1933 die De-
montage der jungen deutschen Demokratie
einleiteten und die Welt ins Unglück stürzten.
Heute ist sie 90. Genau 80 Jahre nach Hitlers
Machtübernahme und anlässlich des Geden-
kens an die Befreiung der Überlebenden im
Konzentrationslager Auschwitz am 27. Januar
1945 erinnerte Inge Deutschkron vor dem Deut-
schen Bundestag an das Schicksal Millionen
NS-Opfer. Es war ein bewegender Auftritt, der
das Parlament in Trauer, aber auch in der Über-
zeugung, Rechtsextremismus mit demokrati-
scher Entschlossenheit zu begegnen, einte.
Die Jüdin Inge Deutschkron verdankt ihr Über-
leben Nicht-Juden. Berliner Helfer hatten den
Mut, sie und ihre Mutter vor dem todbringen-
den Zugriff der Nazi-Schergen zu verstecken. Es
ist diese Art von Zivilcourage, die auch heute
noch das beste Rezept gegen rechtsextremisti-
sche Einfalt ist. Zahlreich sind die Beispiele ef-
fektiven Aufbegehrens gegen Neonazis: in Bür-
gerinitiativen, bei Demonstrationen, in der Po-
litik. Und doch erschüttern immer wieder Über-
griffe nicht für möglich gehaltenen Ausmaßes
die Republik, zuletzt das grausame Todes-
schwadron der „NSU-Mörder“.
Die akribische politische Aufarbeitung dieser
Fälle in mehreren parlamentarischen Untersu-
chungsausschüssen ist Beleg dafür, dass sach-
licher Umgang und parteiübergreifende Ge-
schlossenheit helfen, den braunen Spuk zu ent-
zaubern. Dazu ist diese Gesellschaft, dazu ist
dieser Staat ausreichend stabil und in der Lage.
Übrigens hat das auch der sehr überschaubare
Zuspruch für die NPD bei den jüngsten Land-
tagswahlen in Niedersachsen gezeigt. Nach-
vollziehbar werden vor diesem Hintergrund
wieder Stimmen lauter, die Bedenken formulie-
ren, ein erneutes Gerichtsverfahren mit dem
Ziel eines Verbots der Partei könnte scheitern.
All das ist gewiss kein Grund, die Gefahr von
rechts außen nicht mehr als solche wahrzuneh-
men. Auch 80 Jahre, nachdem ein Diktator die
Geschicke des deutschen Volkes an sich geris-
sen hatte, ist dieser von kompromissloser Men-
schenverachtung, psychopathischer Groß-
mannssucht und selbstgefälliger Intoleranz be-
seelte Geist keineswegs verflogen. Es ist gebo-
ten, dagegen etwas zu unternehmen und
Mahnungen gegen das Vergessen zu stellen. So
wie es Inge Deutschkron nunmehr ein Leben
lang auf beeindruckende Weise vormacht.

EDITORIAL

Bewegende
Mahnung

VON JÖRG BIALLAS 

Thema: Wehrbericht
Die Reform verunsichert die Truppe SEITE 2-3
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l’anniversaire du Traité de l’Élysée SEITE 5

Weitere Berichte auf Deutsch und Französisch auf
den Seiten 4 und 5
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Herr Königshaus, folgt man ihrem
neuen Jahresbericht, dann ist die Bundes-
wehr familienunfreundlich, an der Gren-
ze zur Belastbarkeit und die Stimmung in
der Truppe wegen der Reform der Streit-
kräfte insgesamt schlecht. Kann die Bun-
deswehr unter solchen Bedingungen aus-
reichend Nachwuchs gewinnen?
Das kann sie sicherlich, aber sie muss sich
deutlich verbessern. Die Bundeswehr hat
zwar ein Attraktivitätsprogramm aufgelegt,
aber im Augenblick sind wir von einem At-
traktivitätsgewinn noch weit entfernt. Wir
reden bisher lediglich davon, bestehende
Nachteile gegenüber anderen Arbeitgebern
abzubauen. Die Soldaten klagen beispiels-
weise über fehlende Perspektiven. So weiß
ein freiwillig Wehrdienstleistender oft selbst
kurz vor Dienstzeitende nicht, ob es für ihn
nach 23 Monaten die Möglichkeit einer
Weiterverwendung geben wird. Gleiches gilt
auch für einen Zeitsoldaten, der sich für vier
Jahre verpflichtet. Zugleich sind sie aber ver-
pflichtet, sich weltweit einsetzen zu lassen.
Hinzu kommen Kommandierungen an hei-
matferne Dienst- oder Ausbildungsorte. Das
bedeutet für die Soldaten und Soldatinnen
lange Trennungsphasen vom Partner, von
der Familie und vom sozialen Umfeld. Das
ist ein gravierender Unterschied und Nach-
teil gegenüber zivilen Berufen. 

Gehört dies nicht zwangsläufig zum
Soldatenberuf?
Natürlich sind einige dieser Nachteile – et-
wa die Kommandierung in einen Auslands-
einsatz – unvermeidbar, damit die Bundes-
wehr ihren Auftrag erfüllen kann. Aber
wenn sie gegenüber anderen Arbeitgebern
im Rennen bleiben will, dann müssen die
vermeidbaren Nachteile beseitigt werden. 

In welchen Bereichen ist das möglich?
Es geht zunächst einmal um das Leben und
den Dienst der Soldaten in Deutschland.
Dazu gehört beispielsweise, dass die Perso-
nalplanung Reserven vorhält, um auf die in-
dividuellen Lebensumstände der Soldaten
flexibel reagieren zu können, etwa im
Krankheitsfall oder bei Schwangerschaften.
Es kann nicht sei, dass sich eine Soldatin
Gedanken machen oder gar Vorwürfe anhö-
ren muss, weil ihre Kameraden ihre Arbeit
zusätzlich erledigen müssen, wenn sie in El-
ternzeit geht. Einem solchen Druck setzt
sich kein Mensch gerne aus. Zudem müssen
ausreichend Betreuungsplätze für die Kin-
der der Soldaten zur Verfügung gestellt wer-
den.  

Das Verteidigungsministerium melde-
te Anfang des Jahres, es gebe keine Nach-
wuchsprobleme Hat das Ministerium eine
falsche Wahrnehmung? 
Das Ministerium hat eine andere Wahrneh-
mung, weil es sich bisher scheinbar mit
dem status quo tröstet und sich nicht per-
spektivisch mit dem Problem befasst. Wir
haben derzeit bei den freiwillig Wehrdienst-
leistenden durch die doppelten Abiturjahr-
gänge wegen der Schulzeitverkürzung eine
atypische Situation. Manche der jungen
Leute, die deswegen keinen Studienplatz di-
rekt nach dem Schulabschluss bekommen
haben, melden sich zur Bundeswehr. Da
aber die Alterskohorten in Zukunft immer
kleiner und dadurch auch genügend Studi-
enplätze zur Verfügung stehen werden, wird
sich die Situation deutlich ändern. Das glei-
che gilt für Schulabgänger mit mittlerer Rei-
fe oder einem Hauptschulabschluss. Die
Bundeswehr muss attraktivere Angebote für
eine Berufsausbildung machen, die der Sol-
dat nach seinem Ausscheiden im Zivilleben
nutzen kann. Bei einem Kfz-Mechaniker ist
das vergleichweise einfach. Aber das muss
auch für einen Infanteristen gelten. Der
kann mit seiner soldatischen Ausbildung
im Zivilleben nur wenig anfangen. 

Sie haben die mangelnde Betreuungs-
möglichkeiten für Soldatenkinder mo-

niert. Gibt es konkrete Zahlen, wieviele
Betreuungsplätze benötigt werden? 
An den einzelnen Standorten wird der Be-
darf immer wieder neu erhoben. Wegen des
ständigen Personalwechsel alle paar Mona-
te, ändert sich aber auch ständig der Bedarf.
Und da die Bundeswehr derzeit noch über
keine eigene Einrichtungen verfügt, suchen
sich die Eltern einen Betreuungsplatz im zi-
vilen Bereich. Oder sie organisieren das pri-
vat wie etwa auf dem Gelände der Bundes-
wehr-Universität in München. Wenn die
Bundeswehr aber einen Frauenanteil von 15

Prozent in den Streitkräften anstrebt, dann
lässt sich ja anhand der durchschnittlichen
Geburtenrate leicht ausrechnen, welcher
Betreuungsbedarf vorhanden sein wird.
Wenn eine alleinerziehende Soldatin zu ei-
ner viermonatigen Ausbildung fern ihres
Wohnortes kommandiert wird, dann
braucht sie dort einen Kinderbetreuungs-
platz. An den Universitäten, den kranken-
häusern und den Ausbildungszentren der
Bundeswehr müssen prioritär Betreuungs-
einrichtungen geschaffen werden. Das geht
mir im Augenblick zu langsam voran. Und

an Kleinstandorten müssen Kooperations-
abkommen mit den lokalen Betreuungsein-
richtungen abgeschlossen werden. Warum
soll sich eine Bundeswehr-Kita nicht für den
zivilen Bereich öffnen und umgekehrt?

Verteidigungsminister Thomas de Mai-
zière zeigt sich wenig begeistert über bun-
deswehreigene Kitas. Er befürchtet, dass
sich die Truppe von der Gesellschaft ab-
kapselt und verweist auf das Beispiel USA,
wo ein Großteil der sozialen Infrastruktur
in den Kasernen angesielelt ist. Sehen Sie
diese Gefahr auch?
Diese Gefahr besteht vor allem dann nicht,
wenn die Bundeswehr keinen Nachwuchs
mehr gewinnt. Abgesehen davon existieren
in Deutschland solche Großstandorte wie
in den USA mit bis zu 50.000 Soldaten
nicht. Deswegen teile ich diese Befürchtung
nicht. Es müssen die realen Bedürfnisse mit
einem vernünftigen Angebot an Betreu-
ungsplätzen gedeckt werden.  

Wenn die Bundeswehr an der Grenze
der Belastbarkeit angekommen ist, erüb-
rigen sich dann nicht Diskussionen über
weitere Auslandseinsätze, etwa in Mali? 
Im Augenblick führen wir diese Debatten
immer nur unter dem Gesichtspunkt, ob
wir uns an einem Einsatz beteiligen wollen
oder sollen. Wir müssen uns aber auch die
Frage stellen, was wir leisten können. Wenn
in den laufenden Einsätzen personelle Eng-
pässe entstehen, dann wird dies immer wie-
der auf dem Rücken der Soldaten und Sol-
datinnen ausgetragen. Das lässt sich auf
Dauer nicht durchhalten. Wir können nicht
ständig die Regenerationszeiten bei be-
stimmten Einheiten wie den Spezialpionie-
ren immer wieder verkürzen oder die Ein-
satzzeit verlängern. Gleiches gilt für den
Feldnachrichtendienst oder die Kampfmit-
telbeseitigung. Zwischen den Einsätzen in
der Regenerationszeit werden die Soldaten
zudem zu Lehrgängen geschickt. Dies be-
deutet weitere Trennungszeiten von der Fa-
milie. Ein normales Familienleben ist so
nicht möglich und das macht Menschen auf
Dauer krank. Oder die Beziehung mit dem
Partner scheitert. 

Nach ersten Ergebnissen einer Studie
der Universität Dresden war etwa die
Hälfte der Soldaten, die traumatisiert aus
einem Auslandseinsatz zurückkehrten, be-
reits vorher psychisch erkrankt oder belas-
tet. Werden die Soldaten vor ihrem Einsatz
nicht ausreichend untersucht? 
Der Dienstherr darf die Soldaten natürlich
nur gesund in einen Auslandseinsatz ent-
senden. Diesem Aspekt muss zukünftig
mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden. 

Müssen die betroffenen Soldaten be-
fürchten, dass ihnen Versorgungsleistun-
gen vorenthalten werden, weil sie es
schwerer haben zu belegen, dass ihre Trau-
matisierung einsatzbedingt ist? 
Wenn die Bundeswehr einen Soldaten als
verwendungsfähig einstuft für einen Aus-
landseinsatz, dann bescheinigt er ihm zu-
gleich, dass er gesund ist. Wenn sich nach
dem Einsatz herausstellt, das dem nicht so-
war, kann er dem Soldaten natürlich nicht
entgegen halten, dass die Traumatisierung
nicht einsatzbedingt sei. Zudem kann die
Ursache der Erkrankung ja auch in einem
früheren Einsatz liegen.    ❚

Das Interview führte Alexander Weinlein.

Hellmut Königshaus , Jahrgang 1950, ist seit
Mai 2010 Wehrbeauftragter. Zuvor war er

sechs Jahre Abgeordneter der FDP-Fraktion.
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KAMPFDROHNEN FÜR DIE BUNDESWEHR? 

Holger Möhle
»General-Anzeiger«,
Bonn 

Stephan Hebel
»Frankfurter Rundschau« 

Das kalkulierte Risiko

Die militärischen Einsätze der Zukunft
verändern sich. Und mit ihnen auch
die Instrumente für diese Einsätze. Die
Bundeswehr, jene Armee im Wandel,

zu deren Aufgaben immer häufiger das Verteidigen
oder Herstellen von Sicherheit außerhalb der Lan-
des- oder gar Bündnisgrenzen gehört, wird sich für
solche Missionen neu rüsten (müssen). Verteidi-
gungsminister Thomas de Maizière (CDU) hat er-
kennen lassen, dass die Bundeswehr Kampfdroh-
nen für diesen Krieg der Zukunft kaufen wird, auch
wenn noch nichts beschlossen ist. Die asymmetri-
sche Bedrohung, bei der eine geordnete Armee auf
nicht geordnete Kämpfer, Aufständische oder fana-
tische Religionskrieger als Gegner trifft, nimmt zu.
Und sie bleibt unkalkulierbar.
Als Inhaber der Befehls- und Kommandogewalt
muss de Maizière wie auch seine militärische Füh-
rung die eigenen Truppen gegen die latente Gefahr
aus dem Nichts wappnen. Mit bewaffneten Droh-
nen können sie Gegner an Ort und Stelle aufklären
und im Zweifel in Echtzeit dort auch bekämpfen,
ohne selbst Soldaten in Marsch zu setzen und zu
gefährden. Das ist ein Vorteil, weil er den Einsatz
von Mann und Mitteln begrenzt. Dieser Vorteil aber
birgt eine Gefahr: Er könnte zu dem Glauben ver-
leiten, Krieg mit dem kleinstmöglichen chirurgi-
schen Schnitt sei tatsächlich möglich. Am Ende ist
es immer noch der Mensch, der die Entscheidung
über Leben und Tod trifft – ob als Pilot im Kampf-
jet oder beim Einsatz einer Kampfdrohne. Und es
sind immer auch Menschen, die dabei sterben. Am
Ende braucht es aber Regeln, besser: das interna-
tionale Recht, damit der Einsatz von Kampfdrohnen
nicht der Willkür von High-Tech-Militärs unterliegt.
De Maizière ist Jurist. Für eine Parlamentsarmee
gibt es keinen Einsatz im rechtsfreien Raum.

Ethische Bedenken 

Wenn es um bewaffnete „Drohnen“
geht, legt unser Verteidigungsmi-
nister „Wert darauf, dass ein gesell-
schaftlicher Diskurs stattfindet“.

Gut so! Noch schöner wäre es, wenn Thomas de
Maizière sich ernsthaft auseinandersetzte mit den
schweren ethischen Bedenken gegen diese Waffe.
Stattdessen verkündet der Minister seit Monaten,
dass sich eine unbemannte Kampfdrohne von ei-
nem bemannten Kampfflugzeug „ethisch nicht un-
terscheidet“. Es sei „irrelevant, ob der Mensch im
Cockpit sitzt und eine Bombe auslöst oder vor ei-
nem Monitor auf dem Boden“. Das klingt zunächst
einleuchtend, geht aber am „gesellschaftlichen Dis-
kurs“ vorbei. Sogar an der Erkenntnis des eigenen
Hauses, dass Drohnen-Einsätze „nicht durch die
psychischen und physischen Grenzen einer Luft-
fahrzeugbesatzung eingeschränkt“ werden. So
steht es in der Antwort auf eine Anfrage der Links-
fraktion –  „irrelevant“ ist etwas anderes.
Befürworter der Kampfdrohnen sehen allerdings
genau diesen Unterschied als entscheidenden Vor-
teil: Ein Soldat, der weit weg vom Einsatzgebiet
agiert, kann im Kampf nicht getötet werden. Nur:
Diesem Vorteil stehen Szenarien entgegen, die am
Ende mehr statt weniger Menschenleben kosten
könnten: „Dass sich militärische Gewalt durch
Drohnen effektiver und kosteneffizienter einsetzen
lässt, wirft … die Frage auf, ob damit nicht auch
die Einsatzschwelle für einen Waffeneinsatz sinkt.“  
Dieser Hinweis stammt nicht etwa von der Opposi-
tion, sondern von der „Stiftung Wissenschaft und
Politik“. Im Rat der vom Bund finanzierten Stiftung
sitzt ein Staatssekretär des Verteidigungsministeri-
ums. Er hätte de Maizière einen Lesetipp geben sol-
len. Aber für einen Verzicht auf die nächste Eskala-
tionsstufe des High-Tech-Krieges ist es nie zu spät.

Die Pragmatikerin: Susanne Kastner

Bevor Susanne Kastner etwas über die Bundeswehr
sagt, nimmt sie erst einmal einen tiefen Schluck Bio-
nade. Das Getränk wird in ihrem Wahlkreis produ-
ziert, und das vergisst sie nicht vorauszuschicken.

Ach ja, der neue Wehrbericht: „Die Sprache hat mich etwas
überrascht.“ Ja, die Bundeswehr sei immer noch familienun-
freundlich, aber dass zum Beispiel die Soldaten zu wenig Schlaf
kriegen würden, „das teile ich so nicht uneingeschränkt“. Su-
sanne Kastner, 66, SPD-Abgeordnete aus dem Wahlkreis Bad
Kissingen legt ihre Arme über den braunen Hosenanzug inei-
nander. Sie denkt nach, bevor sie spricht. Dann beugt sie sich
nach vorn. So sei es halt. „Die Bundeswehrreform wurde ver-
kehrt herum aufgezäumt. Man hätte erst einmal definieren sol-
len: Was muss die Bundeswehr können?“
Seit 2009 steht sie dem Verteidigungsausschuss des Bundes-
tags vor: „Ich wurde anfangs als notwendiges Übel angese-
hen“ – eine Frau, dazu gelernte Erzieherin und Religionslehre-
rin, unter grimmigen Grauröcken? Sie schmunzelt. „Ach, bei-
des ist nicht weit voneinander entfernt. Hat ja alles mit jungen
Leuten zu tun.“ Damals, vor vier Jahren, musste eine neue Auf-
gabe her für die verdiente Streiterin des konservativen Seehei-
mer-Kreis-Flügels in der SPD, die einmal als Parlamentarische
Geschäftsführerin die Fraktion mit zusammenhielt und von
2002 bis 2009 als Vizepräsidentin des Deutschen Bundestages
wirkte – bis sie dann eine Kampfabstimmung gegen Wolfgang
Thierse verlor.

Eine Novizin in Sachen Streitkräfte war sie indes nicht. Gleich
1989 mit dem Einzug in den Bundestag ging die Unterfränkin als
Mitglied in den Verteidigungsausschuss, in ihrem Wahlkreis hat-
te sie vier Standorte der Bundeswehr, „für die wollte ich etwas
tun“. Den Respekt ihrer Kollegen erarbeitete sich die Vorsitzen-
de, auch wenn der Verteidigungsausschuss zu jenen Stationen
gehören dürfte, an die sie sich weniger gern erinnern wird.

„Gleich zu Beginn meines Vorsitzes 2009 gab es den Untersu-
chungsausschuss. Das ging körperlich und menschlich ziemlich
an die Substanz.“ Kastner wirkt kräftig und zierlich zugleich, sie
kann austeilen. Sie stand Wolfgang Clement im parteiinternen
Streit bei und giftete gegen Andrea Ypsilantis Kurs in Hessen.
Aber eigentlich, sagt sie, bevorzuge sie die „sanfte Keule“. Wie
damals, als sie mit Parlamentariern Djibuti und Südsudan be-
suchte, auf dem Programm vor Ort aber den Titel vorfand: „Rei-
se des Wehrbeauftragten und der Obleute“ – ein Affront gegen
die Ausschussvorsitzende. „Dann fragte ich: ‚Wann geht mein

Flug zurück?'“ Und die Herren in den Tarnfarben wurden rot. Ei-
nen Verdrängungsmechanismus vermutet sie hier. Bundeswehr,
das sei ein Männerverein, „das muss man wissen“. Die Butter
vom Brot jedenfalls lässt sie sich schon lange nicht mehr neh-
men.
Als die Tochter einer höheren Beamtenfamilie Abitur machen
wollte, meinte ihr Vater, ein CSU-Mitglied, die Töchter würden eh
heiraten, da brauche man lieber eine ordentliche Ausbildung.
Kastner wurde Erzieherin, heiratete mit 21 und bekam drei Kin-
der. Und beschritt den zweiten Bildungsweg. Mit 29 begann sie
ihr Studium an der Religionspädagogischen Hochschule in Nürn-
berg.
Etwas beruhigt an Susanne Kastner, wenn sie einem gegenüber
sitzt. Diese entspannte Körperhaltung, das Wiegen des Kopfes
beim Rollen ihres fränkischen „Rrrr“ – sie scheint mit sich im
Reinen zu sein. Dieses Jahr noch, dann ist Schluss. „Ich will nicht
mit den Beinen zuerst rausgetragen werden aus dem Bundes-
tag“, hat sie einmal gesagt. Was kommen mag? „Ich warte auf
kreative Ideen“, sagt sie. Und sie freut sich drauf. .
Kastner ist vollkommene Pragmatikerin. Auf die Frage nach ih-
rem politischen Vermächtnis fallen ihr ein Autobahntunnel und
eine Ortsumgehung ein. Ideale, gar Ideologie? „Politik verstehe
ich als Dienstleistung. Wir sind von Menschen für Menschen ge-
wählt worden.“ Dahinter erscheint eine Hartnäckigkeit. Ein lie-
bevoller Starrsinn, mit dem Kastner in der Welt der Streitkräfte
ihre Frau gestanden haben wird. Jan Rübel ❚

»Die Bundeswehrreform
wurde verkehrt 

herum aufgezäunt.«

»Auf dem
Rücken der
Soldaten«
HELLMUT KÖNIGSHAUS Der Wehr-
beauftragte sieht die Bundeswehr an
der Grenze zur Belastbarkeit. Und for-
dert mehr Reserven und Attraktivität
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A
ls Broschüre für die Nach-
wuchsgewinnung der Bun-
deswehr hat der jährliche Be-
richt des Wehrbeauftragten
wahrlich noch nie getaugt.
Jahr für Jahr legt er offen, wo

in den Streitkräften der Schuh drückt, wo es
an Ausrüstung, Ausbildung oder medizini-
scher Versorgung mangelt, wo Vorgesetzte
sich gegenüber den Soldaten im Ton ver-
greifen, sie gar drangsalieren oder es zu se-
xistischen Übergriffen gekommen ist. All
dies fällt in den Zuständigkeitsbereich des
Wehrbeauftragten des Bundestages, an den
sich jeder  Soldat vom Rekruten bis zum Ge-
neral – auch unter Umgehung des Dienst-
weges – mit seinen Nöten und Sorgen wen-
den kann. Und der Wehrbeauftragte hat das
Recht, selbstständig zu ermitteln, wenn er
die Dinge aus dem Ruder laufen sieht. Von
Seiten des Verteidigungsministeriums wird
deshalb gerne darauf  hingewiesen, dass
dessen Jahresbericht „natur- gemäß ein
Mängelbericht“ sei. 

»Tiefgreifende Verunsicherung« Doch
der Jahresbericht 2012, den der Wehrbeauf-
tragte Hellmut Königshaus in der vergange-
nen Woche an Bundestagsprädident Nor-
bert Lammert (CDU) übergab und der Öf-
fentlichkeit präsentierte, ist dann doch
mehr als nur ein Mängelbericht. Er spricht
sehr grundlegende Probleme an. Königs-
haus zog vor der Presse eine recht scho-
nungslose Bilanz über den Zustand der
deutschen Streitkräfte. Die Truppe habe ins-

besondere bei der Dienst- und Einsatzbelas-
tung „vielfach die Grenzen der Belastbarkeit
erreicht, teilweise bereits überschritten“.
Überall stoße man bei den Soldaten aller
Dienstgradgruppen auf „gedrückte Stim-
mung und eine tiefgreifende Verunsiche-
rung“. Die Soldaten fühlten sich bei der
Umsetzung der Bundeswehrreform „nicht
mitgenommen, nicht eingebunden und
nicht ausreichend informiert“. 
Immerhin hat Königshaus auch Positives zu
berichten. So habe die Bundeswehr in ihren
Auslandseinsätzen seit dem 11. Juni 2011
keinen Toten mehr bekla-
gen müssen. Und auch die
Zahl und Schwere der Ver-
wundeten sei zurückgegan-
gen. Er führt dies unter an-
derem auch auf die verbes-
serte Ausrüstung und Aus-
bildung vor allem der
deutschen Isaf-Soldaten in
Afghanistan zurück. 
Sorge bereitet hingegen die
unverändert große Zahl von
Soldaten, die traumatisert
aus ihren Auslandseinsät-
zen zurückkehren. Inzwischen leiden 1.143
von ihnen an einer Postraumatischen Belas-
tungsstörung (PTBS). Ein neuer Höchst-
stand. Gleichzeitig  fehlt es nach Angaben
des Wehrbeauftragten an Psychologen und
Psychotherapeuten, um die erkrankten Sol-
daten zu behandeln. Und während er sich
lobend darüber äußert, dass die Universitä-
ten der Bundeswehr mit ergänzenden Stu-

dienangeboten auf die Situation reagiert
haben, muss er gleichzeitig von neuen
beunruhigenden Erkenntnissen berichten.
Erste Ergebnisse der „Dunkelfeldstudie“ der
Universität Dresden besagen, dass etwa die
Hälfte aller Soldaten, die mit einer PTBS aus
dem Einsatz zurückkehren, offenbar schon
vor ihrer Auslandsverwendung erkrankt wa-
ren. Das wirft neue Fragen nach der Quali-
tät der einsatzvorbereitenden Untersuchun-
gen auf. 
Zunehmende Probleme bereiten den Solda-
ten die in der Praxis zu kurzen Regenerati-

onszeiten zwischen den
viermonatigen  Auslands-
einsätzen. Zwischen zwei
Einsätzen sollen nach einer
Vorgabe des Verteidigungs-
ministerium eigentlich 20
Monate liegen. Doch bei
spezialisierten Einheiten
wie den Kampfmittelräu-
mern oder den Spezialpio-
nieren bleibt dies oft Theo-
rie, bei ihnen betragen die
Regenerationszeiten neun
und weniger Monate. Zwi-

schen den Einsätzen müssen die Soldaten
dann oftmals noch zu Schulungen und Aus-
bildungen fern des Wohnortes, was die
Trennungsphase von den Familien erneut
verlängert. Und so fordert Königshaus auch
deutlich, dass bei der Diskussion über zu-
künftige Auslandseinsätze nicht nur die Fra-
ge der politischen Wünschbarkeit, sondern
eben auch der militärischen Machbarkeit
stärker berücksichtigt wird. Personalengpäs-
se in den Einsätzen könnten nicht immer
wieder „auf dem Rücken der Soldaten“ aus-
getragen werden.
Natürlich weiß auch Königshaus, dass die
Bundeswehr „kein Leben wie auf dem Po-
nyhof bietet“, wie es Verteidigungsminister
Thomas de Maizère (CDU) formulierte. Al-
lerdings sind viele der beanstandeten Defi-
zite nicht neu, in weiten Teilen ähneln die
Mahnungen des  Wehrbeauftragten  denen
aus seinem Bericht des Vorjahres. Schon vor
einem Jahr hatte er auf die schlechte Stim-
mung in der Truppe hingewiesen. Inzwi-
schen wurde dieser Befund von zwei unab-
hängig voneinander in Auftrag gegebenen
Studien bestätigt. Eine vom Sozialwissen-
schaftlichen Institut der Bundeswehr im

Auftrag des Verteidigungsministeriums und
eine zweite der Technischen Universität
Chemnitz im Auftrag des Deutschen Bun-
deswehrverbandes. Und so stellte Königs-
haus denn auch in der vergangenen Woche
fest: „Eine Verbesserung der Stimmung in
der Truppe zeichnet sich nicht ab.“ 

Probleme an der Heimatfront Ein beson-
deres Augemerk richtet Königshaus wie be-
reits im vergangenen Bericht auf die fami-
liäre Situation der Soldaten. Seit der Öff-
nung der Bundeswehr für Frauen, gewinnt
dieses Thema zunehmend an Brisanz. Wo
Frauen sind, sind auch Kinder. Zwar ist die
Bundeswehr mit einem Frauenanteil von
durchschnittlich 9,95 Prozent noch weit
von ihrer anvisierten Quote von 15 Prozent
entfernt, doch das Thema Kinderbetreuung
gewinnt auch in der Truppe zunehmend an
Bedeutung. So zeigt denn Königshaus auch
kein Verständnis, warum dieses Problem
nicht entschiedener angepackt wird: „Das
ist unverständlich, vor allem, weil die Bun-
desregierung die Arbeitsgeber der zivilen
Wirtschaft dazu auffordert, eigene Betriebs-
kindergärten einzurichten und dies auch
durch ein spezielles Förderprogramm un-
terstützt.“ 
Soldatenfamilien leiden unter besonderen
Belastungen. Da sind zum Einen die Tre-
nungsphasen wegen der Auslandseinsätze
und Kommandierungen zu Lehrgängen.

Verschärft wird dieses Pro-
blem durch die Schließung
vieler Standorte im Zuge der
Bundeswehrreform. Etwa 70
Prozent der rund 198.000
Soldaten und Soldatinnen
führen nach Angaben des
Wehrbeauftragten ein Leben
als Wochenendpendler zwi-
schen Dienst- und Wohnort.
Das tut keiner Ehe oder Be-
ziehung auf Dauer gut. Die
Trennungs- und Scheidungs-
raten sind bei Deutschlands
Soldaten überdurchschnitt-
lich hoch, weiß Königshaus
zu berichten. 
Hinzu kommen die Konflikte
am Arbeitsplatz mit Kamera-
den, wenn Soldatinnen und
Soldaten in Elternzeit gehen

wollen. Die Bundeswehr verfügt derzeit
über keine Vertretungsreserven, die Königs-
haus für Schwangerschaften und Elternzei-
ten einfordert. Sprich: Die Arbeit muss vom
Stammpersonal übernommen werden. Das
führt auch zu erheblichen  Spannungen un-
ter den Soldaten. „Musst Du schon wieder
schwanger werden.“ Diesen Spruch müssen
sich Soldatinnen mitunter schon mal anhö-
ren. Die Auswirkungen auf das Familienle-
ben spiegelt sich im Jahresbericht des Wehr-
beaufragten auch in einer steigenden Zahl
von Eingaben zu diesem Thema.  
Viele der anstehenden Probleme der Bun-
deswehr haben sich über Jahre hinweg auf-

gestaut. Faktisch befindet sich die Truppe
seit der Wiedervereinigung in einem Zu-
stand der Dauerreform. Galt es zunächst,
Teile der Nationalen Volksarmee der DDR
in die Bundeswehr zu integrieren bei gleich-
zeitigem Truppenabbau, rückte die Truppe
seit Mitte der 1990er Jahre in ihre ersten
Auslands- und Kampfeinsätze. Die nächste
Herausforderung brachte die Öffnung der
Bundeswehr für die Frauen mit sich. Im
Sommer 2011 verabschiedete sich Deutsch-
land dann von der Wehrpflicht und leitete
die größte Reform seit Bestehen der Bundes-
wehr ein, begleitet von einem weiteren Per-
sonalabbau. Gleichzeitig binden Einsätze
wie in Afghanistan seit zwölf Jahren Kräfte
und Gelder. Bislang haben die Soldatinnen
und Soldaten diese „Operation am offenen
Herzen“ bewerkstelligen können.
Doch nicht nur der Wehrbeauftragte warnt
davor, dass die Streitkräfte jetzt an einer Be-
lastungsgrenze angekommen sein könnten.
Harsche Worte kamen in der vergangenen
Woche einmal mehr vom Deutschen Bun-
deswehrverband. Dessen Vorsitzender,
Oberst Ulrich Kirsch, forderte einen „Kri-
sengipfel“ ein: Kanzlerin Angela Merkel
müsse die Bundeswehrreform endlich zur
Chefsache erklären. Alexander Weinlein ❚

Deutschlands Soldaten müssen immer wieder lange Trennungszeiten von ihren Familien hinnehmen. Dies und andere Belastungen führen zu einer überdurchschnittlichen Scheidungs- und Trennungsrate.

»Eine
Verbesserung
der Stimmung
in der Truppe
zeichnet sich

nicht ab.« 
Hellmut Königshaus
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Die Grenzen der Belastbarkeit
BUNDESWEHR Der Wehrbeauftragte mahnt in seinem neuen Jahresbericht eindringlich ungelöste Dauerprobleme an

Der Verteidigungsminister will sogenannte
Kampfdrohnen für die Bundeswehr – die
Linksfraktion lehnt das kategorisch ab. Die
Koalitionsfraktionen sehen zwar durchaus
Vorteile im Einsatz solcher unbemannter
Flugsysteme, wollen aber eine breite Dis-
kussion über die Rahmenbedingungen ih-
res Einsatzes. Und auch SPD und Grüne for-
dern diese Debatte vor einer möglichen An-
schaffung ein. So präsentierte sich die poli-
tische Gemengelage am vergangenen
Donnerstag in einer von der Linksfraktion
beantragten Aktuellen Stunde. Bislang ver-
fügt die Bundeswehr nur über unbewaffne-
te Aufklärungsdrohnen.
Aus Sicht von Verteidigungsminister Tho-
mas de Maizière (CDU) dienen die Flugkör-
per dem Schutz der eigenen Soldaten. Dies
sei für ihn ein wichtiges Argument. Da es
sich um gezielt wirkende Waffen handele,
könnten auch Kollateralschäden verhindert
werden, betonte der Minister. Er zeigte sich
allerdings dankbar, dass der Bundestag das
Thema auf die Tagesordnung gesetzt hat.

Kritik an de Maizière Das wäre gar nicht
nötig gewesen, hätte sich der Minister nicht
bislang der Debatte entzogen, kritisierte
Rolf Mützenich (SPD). Auch diesmal habe
de Maizière kritische Fragen nicht aufgegrif-
fen. So etwa die Gefahr der Verselbstständi-
gung solcher Systeme. Davor  warnten auch

Experten. Auch die völkerrechtlichen As-
pekte seien außen vor geblieben. So müsse
die Regierung der Bevölkerung sagen, dass
die Kommandozentralen, von denen
Kampfdrohnen eingesetzt werden, „legiti-
me Ziele in einem Konflikt sein werden“. 
Von einer wichtigen Diskussion, die erst am
Anfang stehe, sprach Elke Hoff (FDP): „Wir
brauchen klare Regelungen.“ Es sei wichtig,
zu sagen, was die Bundeswehr mit den
Drohnen tun soll und was nicht. Gebe es ei-
ne klare sicherheitspolitische Begründung,
könne man auch den Weg für eine „notwen-
dige technologische Entwicklung“ frei ma-
chen, urteilte Hoff.
Die Regierung blende die Gefahren aus und
hechele der technologischen Entwicklung
hinterher, kritisierte hingegen Agnes Brug-
ger (Grüne). Aber auch sie rief dazu auf, ei-
ne Debatte über den Einsatz zu führen. 
„Kampfdrohnen sind Killerwaffen“, stellte
Andrej Hunko (Die Linke) rigoros fest. Da
gebe es „ethisch nichts zu diskutieren“. Sei-
ne Fraktion lehne sowohl die Anschaffung
von Kampfdrohnen als auch die Bestückung
von Aufklärungsdrohnen mit Waffen ab.
Bernd Siebert (CDU) warf der Linksfraktion
vor, „sinnvollen technologischen Fort-
schritt“ ausbremsen zu wollen. Besser sei es,
konstruktiv zu diskutieren, „welche Rah-
menbedingungen wir uns auferlegen wol-
len“. hau ❚

Waffen des Fortschritts
VERTEIDIGUNG Kampfdrohnen entzweien die Gemüter

Weitere Informationen: 

www.nomos-shop.de/19727
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Der demokratische Verfassungsstaat ist, so scheint es, aus den Kämpfen des

20. Jahrhunderts siegreich hervorgegangen. Wird er den Herausforderungen

des 21. Jahrhunderts gewachsen sein? Wenn wir seinen Erfolg wollen, müssen

wir dieses einzigartige Produkt einer langen Geschichte zunächst einmal gut

verstehen. In acht Anläufen versucht „Die Grammatik der Freiheit“ dazu einen

Beitrag zu leisten.
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Wie jeder Mensch haben auch die Soldaten und Solda-
tinnen der Bundeswehr ihre Probleme und Sorgen.
Nicht immer können oder wollen ihnen ihre Chefs je-
doch helfen, diese Probleme zu lösen. Deshalb dürfen
alle Soldaten einen Brief an den Wehrbeauftragten
des Bundestages schreiben und um Hilfe bitten. Der
Wehrbeauftragte versucht dann, den Soldaten zu hel-
fen. Außerdem sammelt er die Briefe und schreibt
einmal im Jahr einen Bericht über die größten Pro-
bleme in der Bundeswehr. Diesen Bericht gibt er an
die Abgeordneten im Bundestag. Diese können
dann Gesetze machen, um die Ursachen für die Pro-
bleme der Soldaten zu lösen.

WEHRBEAUFTRAGTER
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CHRONIK

22.1.1963 Bundes-
kanzler Konrad
Adenauer und
Frankreichs Staats-
präsident Charles de
Gaulle unterzeich-
nen im Pariser Ély-
sée-Palast den Ver-
trag über die
Deutsch-Französi-
sche Zusammenar-
beit – den „Élysée-

Vertrag“. Die Vertragspartner vereinbaren re-
gelmäßige Treffen der Regierungsvertreter, die
Absprache in der Außen-, Europa- und Vertei-
digungspolitik sowie eine enge Zusammenar-
beit in der Kultur- und Jugendpolitik. In einer
zusätzlichen Erklärung werden die Ziele be-
nannt: die Aussöhnung der in jahrhundertelan-
ger „Erbfeindschaft“ verbundenen Staaten,
die Begründung einer echten Freundschaft
zwischen den beiden Völkern, insbesondere
der Jugend, und der Aufbau eines einigen
Europas. Dem Vertrag vorausgegangen waren
mehrere Initiativen zur Zusammenarbeit in
Europa: 1952 wurde die Montanunion ins Le-
ben gerufen, die auf dem Schuman-Plan für ei-
ne Zusammenlegung der deutschen und fran-
zösischen Kohle- und Stahlproduktion fußte. Im
Januar 1958 traten die  Verträge über die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) in
Kraft.

4./5.7.1963 Bei den
ersten deutsch-fran-
zösischen Konsulta-
tionen in Bonn wird
die Gründung des
Deutsch-Französi-
schen Jugendwerks
(DFJW) beschlossen.
Seither haben etwa
acht Millionen Deut-
sche und Franzose

an rund 300.000 Austauschprogrammen und
Begegnungen teilgenommen.

10.2.1972 Beide Seiten vereinbaren die Ein-
richtung deutsch-französischer Gymnasien
und die Schaffung des deutsch-französischen
Abiturs („AbiBac“). Die gegenseitige Anerken-
nung der „Allgemeinen Hochschulreife“ und
des französischen „baccalauréat“ folgt 1986.

11.10.1983 Erstes Deutsch-Französisches Ju-
gendparlament: Rund 100 junge Deutsche und
Franzosen diskutieren mit Abgeordneten aus
Bundestag und Assemblée nationale.

22.9.1984 Präsident François Mitterrand und
Bundeskanzler Helmut Kohl gedenken in Verdun
gemeinsam der in beiden Weltkriegen gefalle-
nen deutschen und französischen Soldaten.

22.1.1988 Anlässlich des 25. Jahrestages wird
der Élysée-Vertrag
um Zusatzprotokolle
erweitert, die unter
anderem zur  Grün-
dung eines gemein-
samen Finanz- und
Wirtschaftsrats, ei-
nes Umwelt- und
Kulturrats sowie ei-
nes Verteidigungs-
und Sicherheitsrats
führen.

30.5.1992 Der von Deutschland und Frank-
reich ins Leben gerufene Fernsehsender „Ar-
te“ mit Sitz in Straßburg geht auf Sendung.

5.1.1993 Das Eurocorps  nimmt seinen Dienst
am offiziellen Sitz in Straßburg auf, ihm gehö-
ren zu Beginn 40.000 Soldaten aus Deutsch-
land und Frankreich an.

21.2.1998 In Posen treffen sich erstmals die
Präsidenten Frankreichs und Polens und der
deutsche Bundeskanzler im Rahmen des „Wei-
marer Dreiecks“.

22.1.2003 Am 40. Jahrestag der Unterzeich-
nung des Elysée-Vertrages findet das erste
Treffen des deutsch-französischen Ministerra-
tes im Élysée-Palast statt. Seither kommen
halbjährlich die Kabinette beider Staaten zu ei-

ner gemeinsamen
Sitzung zusammen.
Höhepunkt der Feier-
lichkeiten ist die ers-
te gemeinsame Sit-
zung der Abgeordne-
ten der Assemblée
nationale und des
Bundestages in Ver-
sailles. Unter ande-
rem beschließen die
Abgeordneten dort
regelmäßige ge-

meinsame Präsidiumssitzungen, eine stärkere
Kooperation von Ausschüssen sowie den Aus-
tausch von Beamten.

8. 7. 2012 Bei einer Gedenkfeier in der Kathe-
drale von Reims erinnern Bundeskanzlerin An-
gela Merkel und Staatspräsident François Hol-
lande an einen wichtigen symbolischen Akt der
deutsch-französischen Freundschaft vor 50
Jahren. In der Kathedrale von Reims hatten am
8. Juli 1962  die beiden Staatsmänner de
Gaulle und Adenauer gemeinsam an einer
Messe teilgenommen und damit ihren Willen
zur Versöhnung bekräftigt. ahe ❚

Mehr als eine runde Zahl 
ÉLYSÉE-VERTRAG Deutsche und französische Abgeordnete begehen gemeinsames Jubiläum in Berlin 

22.1.1963 Charles
de Gaulle, président
de la République
française, et Konrad
Adenauer, chance-
lier fédéral, signent
le traité de l'Élysée,
fondateur de la coo-
pération franco-alle-
mande. Les parties
conviennent d'orga-
niser des rencontres
régulières entre re-
présentants gouvernementaux, d'accorder
leurs politiques respectives dans le domaine
des affaires étrangères, des affaires européen-
nes et de la défense, et d'instaurer une coo-
pération étroite dans le domaine de la cultu-
re et de la jeunesse. Une déclaration commu-
ne énonce les objectifs de l'entreprise : récon-
cilier deux États séparés par une rivalité
séculaire, jeter les bases d'une amitié réelle
entre les deux peuples, en particulier au sein
de la jeunesse, et contribuer à l'édification
d'une Europe unie.

4./5.7.1963 Lors des premières consultations
franco-allemandes tenues à Bonn, les parte-
naires décident de créer l'Office franco-alle-
mand pour la jeunesse (OFAJ). Depuis lors,
huit millions de Français et d'Allemands ont
pris part aux quelque 300.000 programmes
d'échanges et ren-
contres organisés
dans ce cadre.

10.2.1972 Les deux
parties conviennent
de la création de ly-
cées franco-alle-
mands et d'un bac-
calauréat franco-al-
lemand (l'ABIBAC).
Cette initiative est
suivie, en 1986, par
la reconnaissance
mutuelle de l’ « Allgemeine Hochschulreife »
allemande (certificat de fin d'étude permet-
tant l'accès l'enseignement supérieur) et du
baccalauréat français.

11.10.1983 Premier Parlement des jeunes
franco-allemand : une centaine de jeunes Al-
lemands et Français discutent avec les dépu-
tés des deux parlaments.

22.9.1984 À Verdun, le président François
Mitterrand et le chancelier fédéral Helmut
Kohl honorent ensemble la mémoire des sol-
dats français et allemands tombés au cours
des deux Guerres mondiales.

22.1.1988 À l'occasion des 25 ans de sa sig-
nature, le traité de l'Élysée est assorti de pro-
tocoles additionnels,
qui président entre
autres choses à la
création d'un Conseil
économique et fi-
nancier, d'un Conseil
environnemental et
culturel et d'un Con-
seil de défense et de
sécurité communs.

30.5.1992 La chaî-
ne de télévision
franco-allemande Arte commence à émettre
depuis Strasbourg.

5.1.1993 Depuis sa base de Strasbourg, l'Eu-
rocorps entre en fonction. À sa création, il
compte 40 000 soldats allemands et français.

21.2.1998 À Poznan, les présidents français
et polonais et le chancelier fédéral allemand
se réunissent pour la première fois dans le ca-
dre du " triangle de Weimar ".

22.1.2003 À l'Élysée se tient la première ré-
union du Conseil des ministres franco-alle-
mand, en marge des célébrations du 40e an-
niversaire de la signature du traité de l'Élysée.
Depuis lors, les gouvernements des deux États
tiennent une séance commune tous les six
mois. Le point d'orgue des célébrations du 40e
anniversaire est la séance conjointe des dépu-
tés de l'Assemblée
nationale et du Bun-
destag, réunis à Ver-
sailles. Les parle-
mentaires y convien-
nent entre autres de
la tenue de réunions
régulières entre leurs
Bureaux respectifs,
d'une coopération
entre les commissi-
ons parlementaires,
ainsi que de l'échan-
ge de fonctionnaires
entre les deux parlaments.

8. 7.2012 Lors d'une cérémonie en la cathé-
drale de Reims, la chancelière fédérale, Ange-
la Merkel, et le président François Hollande
commémorent un événement hautement
symbolique de l'amitié nouée entre la France
et l'Allemagne 50 ans auparavant. Le 8 juillet
1962, MM. Charles de Gaulle et le chancelier
Konrad Adenauer avaient assisté ensemble à
une messe célébrée dans cette même cathé-
drale et affiché ce faisant leur volonté de ré-
conciliation. ahe ❚

CHRONIQUE

N
eben dem französischen
Präsidenten Charles de
Gaulle und dem deutschen
Bundeskanzler Konrad
Adenauer gibt es zwei „eu-
ropäische Helden“, die viel

zum Verständnis des Nachbarlandes und zur
Freundschaft zwischen Deutschland und
Frankreich beigetragen haben.  Bei offiziellen
Feierlichkeiten aber blieben sie bislang zu-
meist unerwähnt. Beim festlichen Mittages-
sen aus Anlass der Feierlichkeiten zum 
50. Jahrestag des Élysée-Vertrages im Paul-Lö-
be-Haus erinnert Gastgeber Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert auf besondere Weise
an diese beiden „Europäer“: Er zitiert, was die
beiden Gallier Asterix und Obelix in dem
1963 erschienenen Band „Asterix bei den Go-
ten“ bei der Überschreitung des Rheins gesagt
hatten: „Im Gotenland ist das Wetter scheuß-
lich, das Klima unerträglich und das Essen
ungenießbar.“ Zur Erheiterung der über 850
deutschen und französischen Abgeordneten
kann der Bundestagspräsident aber dann
doch erleichtert feststellen: „Die Welt hat sich
gründlich verändert.“ Das beweist der eintä-
gige Besuch der mehr als 350 französischen
Abgeordneten in Berlin in vielerlei Hinsicht. 

Großes Glück Klimatisch gesehen stellen
Schnee und frostige Temperaturen die Orga-
nisatoren aus Berlin und Paris, die das Tref-
fen monatelang minutiös vorbereitet hatten,
an diesem 22. Januar vor große Herausforde-
rungen. Als der Großteil der Mitglieder der
Assemblée nationale um 11.14 Uhr mit ei-
nem Airbus 340, einem der Symbole deutsch-
französischer Zusammenarbeit, in Berlin lan-
det, sind die Stimmung und die Vorfreude auf
das große Ereignis aber bereits bestens. „Das
ist wirklich ein geschichtsträchtiger Moment
und ein großes Glück, diesen Tag hier ge-
meinsam erleben zu können“, sagt der Abge-
ordnete William Dumas aus dem Départe-
ment Gard bei seiner Ankunft vor dem West-
portal des Reichstagsgebäudes. Dann eilt
auch er auf die Fraktionsebene, wo sich die
politischen Gruppierungen trefffen. Zeit für
ein erstes Kennenlernen oder die Wiederbe-
gegnung mit deutschen Kollegen. Viele der
Abgeordneten kennen sich aus der gemeinsa-
men Arbeit etwa der Europa- und Verteidi-
gungsausschüsse oder aus den halbjährlich

stattfindenden deutsch-französischen Regie-
rungskonsultationen – ein wichtiger Teil des
Élysée-Vertrages, aber auch der Gemeinsa-
men Erklärung beider Länder aus dem Jahr
2003. Sie wurde verabschiedet, als die beiden
Parlamenten den 40. Jahrestag des Vertrages
mit ihren französischen Kollegen in Versailles
begingen. 

Gegeneinladung Zehn Jahre später sitzen ei-
nige von ihnen bei der Gegeneinladung nach
Berlin wieder gemeinsam an runden, festlich
gedeckten Tischen an einem Ort, der kaum
gegensätzlicher sein könnte als das Schloss
von Versailles, aber doch auch voller Symbo-

lik ist: der Halle des Paul-Löbe-Hauses. In
dem großen kathedralenförmigen Bau domi-
nieren eigentlich Beton, Glas und Metall. An
diesem Tag geben die festlich in Cremefarben
gedeckten Tische, der rote Teppichboden und
das warme Licht dem Raum eine festliche, fast
heitere Atmosphäre. Von der großen Halle
des Paul-Löbe-Hauses schaut man auf der ei-
nen Seite auf das Bundeskanzleramt, das
nach der Wiedervereinigung gebaut wurde.
Auf der anderen Seite fällt der Blick auf die
Spree, wo auf der gegenüberliegenden Ufer-
seite einst die Mauer mit Stacheldraht und

Selbstschussanlangen verlief. „Dieser Saal
zeigt, dass Menschen, Männer und Frauen,
die Geschichte verändern können“, sagt der
französische Parlamentspräsident Claude
Bartelone beim gemeinsamen Mittagessen.
Ein Hauch von Geschichte weht auch, als
deutsche und französische Abgeordnete nach
dem Essen im Plenarsaal Platz nehmen. Er ist
eigens für den Festakt umgebaut worden. Die
traditionelle blaue Bestuhlung nach Fraktio-
nen wurde durch schwarze, leichte Stuhlrei-
hen ersetzt. Hinter dem Rednerpult haben an
diesem Nachmittag die beiden Parlaments-
präsidenten, der Direktor beim Bundestag
Horst Risse und seine französische Kollegin

Corinne Luquiens Platz genommen. Ein fran-
zösischer Plenarassistent mit weißer Fliege
und elegantem schwarzen Frack gießt für den
ersten Redner ein Glas Wasser ein. 
Die Abgeordneten im Saal stehen dort in
deutsch-französischen Grüppchen beieinan-
der, Küsschen links und Küsschen rechts, vie-
le machen noch schnell ein Erinnerungsfoto
mit der Handykamera bevor um 14.16 Uhr
der Gong ertönt. Alles erhebt sich und spon-
taner Applaus kommt auf. Die beiden Parla-
mentspräsidenten Nobert Lammert und
Claude Bartelone sowie Bundespräsident Joa-

chim Gauck, Frankreichs Staatspräsident
François Hollande und Bundeskanzlerin An-
gela Merkel werden kurz darauf mit anderen
Vertretern der Verfassungsorgane zu einer
Sonderstuhlreihe geleitet. Dann ein kurzer
Moment der Stille, der spüren lässt, dass dies
keine Sitzung wie jede andere ist. „Wer ein
Gespür für die Bedeutung von 50 Jahren in
der jüngeren europäischen Geschichte hat,
kann das nicht nur für eine runde Zahl oder
ein beliebiges Ereignis halten“, sagt der Bun-
destagspräsident zur Begrüßung. Er erinnert
daran, dass es in jeder langjährigen, stabilen
Beziehung „Phasen der Leidenschaft und der
Vernunft“ gebe. Im Augenblick befänden sich
beide Länder in einer „Phase der leiden-
schaftlichen Vernunft als der romantischen
Verliebtheit“. Lammert stellt fest: „Das muss
kein Nachteil sein.“ Mit der Normalisierung
der Beziehungen könnte man „sehr gut le-
ben, besser als jemals zuvor in der deutschen
Geschichte“. Auch der französische Staatsprä-
sident François Hollande ruft ins Gedächtnis,
dass „Deutschlands und Frankreichs Schick-
sale“ eng miteinander verbunden sind. Ne-
ben der Vergangenheit mahnt er „neue Per-
spektiven“ für die Zukunft an. Die Jugend
und das Deutsch-Französische Jugendwerk
(DFJW) spielten dabei für die beiderseitigen
Beziehungen eine ganz besondere Rolle.
Denn, warnt Hollande, „der Jugend droht die
Krise“ und er kündigt eine weitere Harmoni-
sierung der Berufsbildungssysteme an. 
Um die deutsch-französische Freundschaft zu
erhalten,  bedarf es nach Meinung von Bun-
deskanzlerin Merkel immer auch der „Neu-
gier auf den Nachbarn“. „Diese Neugier muss
erhalten bleiben, von Generation zu Genera-
tion weitergeben werden“, fordert sie. Denn
ein Vertrag könne eben nicht „befehlen, sich
für den anderen zu interessieren“. Deutsch-
land und Frankreich würden auch in Zukunft
„eine gemeinsame Verantwortung verspüren,
einmal für unsere beiden Länder, aber immer
im Kontext von Europa“, sagt sie.
Auch der Präsident der französischen Natio-
nalversammlung, Claude Bartelone, ist sich
sicher, man könne sich nur gemeinsam wei-
terentwickeln. Entscheidend sei dabei vor al-
lem, das europäische Integrationsprojekt vo-
ranzubringen: „Die Seele unserer Freund-
schaft ist Europa.“ Angesichts der aktuellen
Diskussion um die Eurokrise fordert er aber

auch mehr Wachstum: „Ohne Rückkehr zum
Wachstum erreichen wir nichts in Europa.“
Wie viel in den beiderseitigen Beziehungen
schon erreicht wurde, wo aber noch vieles
verbessert werden kann, zeigt auch die an-
schließende Aussprache, in der die Vorsitzen-
den aller Fraktionen beider Parlamente zu
Wort kommen. 
Danach nehmen die Parlamentarier die Ge-
meinsame Erklärung (17/12100) an, in der
die Perspektiven für die weitere Zusammen-
arbeit beider Länder festgelegt sind. Während
die vorherige Debatte schon fast an den poli-
tischen Alltag erinnert, kommt beim letzten
Teil der Sitzung das auf, was im parlamenta-
rischen Geschäft selten zu erleben ist: ein Mo-
ment des Innehaltens – und auch der Rüh-
rung. Sie ist einigen der Abgeordneten ins Ge-
sicht geschrieben, als sie in Begleitung von
fünf Bläsern erst die Marseillaise und dann
die deutsche Nationalhymne singen. 

Kraft der Musik Die verbindende Kraft der
Musik empfinden viele Abgeordnete noch
einmal beim anschließenden Konzert auf
Einladung von Bundespräsident Gauck in der
Berliner Philharmonie. Neben Beethovens
Ouvertüre  zu Goethes „Egmont“ erklingt
dort Camille Saint-Saëns’ „Orgelsinfonie“.
Beides Stücke, in denen Trauer und Freude,
Zorn und Zärtlichkeit zum Ausdruck kom-
men – Musik, die bei jedem einzelnen Zuhö-
rer seine ganz persönliche deutsch-französi-
sche Geschichte zum Klingen bringt. 
Der Bundespräsident wendet sich in seiner
Rede vor allem an die anwesenden 150 deut-
schen und französischen Jugendlichen – En-
kel und Urenkel der deutsch-französischen
Freundschaft. Er freue sich, dass sie sich Krieg
nicht mehr vorstellen könnten. „Politik kann
und darf Geschichte nicht löschen“, mahnt
Gauck. Sie könne aber „Widersprüche zäh-
men, Verbindendes entdecken und stärken,
Gemeinsamkeiten gestalten“. „Politik kann
Raum schaffen für Begegnung, für Heilung
und Versöhnung.“ 
In diesem Sinne bittet er, an die Mitglieder
der Assemblée nationale gewandt, eines als
Gewissheit mit nach Paris zu nehmen: „Ja,
wir Deutschen wollen Europa. Und eines ist
sicher, wir wollen es immer und nur in tiefer
und fester Freundschaft zwischen Frankreich
und Deutschland.“ Annette Sach ❚

Plus qu’un jubilé
TRAITÉ DE L’ÉLYSÉE Un anniversaire qui réunit députés allemands et français à Berlin 

O
utre le président français
Charles de Gaulle et le
chancelier fédéral alle-
mand Konrad Adenauer,
il est  « deux héros euro-
péens » qui ont grande-

ment contribué à une meilleure compréhen-
sion du pays voisin et à l'amitié entre la
France et l’Allemagne. Or, ils n’ont jusqu'ici
guère été évoqués dans le cadre des célébrati-
ons officielles. Lors du déjeuner officiel don-
né dans le bâtiment Paul-Löbe à l’occasion
du cinquantenaire du traité de l'Élysée, Nor-
bert Lammert, hôte du jour en sa qualité de
président du Bundestag, livre une évocation
particulière de ces deux « Européens », en ci-
tant les propos tenus par Astérix et Obélix, les
deux Gaulois, au moment de traverser le
Rhin, dans l’album « Astérix chez les Goths »
paru en 1963 : « Chez les Goths, le temps est
infect, le climat insupportable et la nourritu-
re immangeable. »
Sous les rires des députés français et alle-
mands, le président du Bundestag fait alors,
rassuré, le constat qui suit: « Le monde a pro-
fondément changé. » La visite d’un jour d’une
délégation de plus de 350 députés français le
démontre à maints égards.

Moment d’Histoire La neige et les tempéra-
tures glaciales qui accablent nos contrées en
ce 22 janvier posent de fameux défis aux or-
ganisateurs, qui, à Paris comme à Berlin, pré-
parent cette rencontre depuis des mois. Pour-
tant, lorsqu’à 11 h 14, la majorité des mem-
bres de l’Assemblée nationale atterrissent à
Berlin à bord d’un Airbus 340, l’un des sym-
boles de la coopération franco-allemande,
l’ambiance est au beau fixe et à la joie de
prendre part au grand événement. « C'est vrai-
ment un moment chargé d'Histoire. Je suis ra-
vi de pouvoir vivre cette journée », déclare
William Dumas, député du Gard, à son arri-
vée à le portail Ouest du bâtiment du Reichs-
tag, avant de se diriger vers l’étage où se réu-
nissent les groupes parlementaires. L’heure
est aux présentations, ou aux retrouvailles,
avec les collègues allemands. Nombre de dé-
putés se connaissent grâce au travail conjoint
accompli, par exemple, au sein des commis-
sions des affaires européennes et de la défen-
se ou des consultations semestrielles entre les
gouvernements allemand et français – volet

important du traité de l’Élysée, mais aussi de
la déclaration commune signée par les deux
pays en 2003, lorsque les deux Parlements
s’étaient réunis à Versailles pour célébrer le
40e anniversaire de la signature du traité.
Dix ans plus tard, certains d'entre eux, ayant
répondu à l’invitation allemande, se retrou-
vent réunis autour de tables rondes élégam-
ment dressées dans le foyer du bâtiment Paul-
Löbe. L’imposante construction, véritable cat-
hédrale faite de béton, de verre et de métal,
forme un ensemble qui ne saurait contraster
davantage avec le château de Versailles, mais
n’en est pas moins tout aussi chargé sur le
plan symbolique. En ce jour, les tables parées

de nappes de couleur crème, la moquette
rouge et la lumière chaude confèrent pour-
tant au lieu une atmosphère festive, presque
chaleureuse. Depuis le foyer du bâtiment
Paul-Löbe, on peut apercevoir d’un côté la
Chancellerie fédérale, construite après la réu-
nification, et de l’autre la Spree. Sur la rive
d’en face se dressait autrefois le Mur, avec ses
barbelés et ses postes de tir automatique. 
Durant le déjeuner, Claude Bartolone, prési-
dent de l’Assemblée nationale, déclare que ce
lieu est la démonstration que les hommes et
les femmes peuvent changer l’Histoire. Le

vent de l’Histoire souffle aussi lorsque, sortis
de table, les députés allemands et français
prennent place dans l’hémicycle, spéciale-
ment aménagé pour la séance solennelle. Les
sièges bleus, habituellement répartis par
groupe parlementaire, ont cédé la place à des
chaises noires et légères, disposées en rangé-
es. En cet après-midi, ce sont les deux prési-
dents du Bundestag et de l’Assemblée natio-
nale, le secrétaire général du Bundestag,
Horst Risse, et son homologue française, Co-
rinne Luquiens, qui ont pris place à la tribu-
ne. 
Dans la salle, les députés, réunis en petits
groupes franco-allemands, distribuent main-

tes accolades et nombre d’entre eux prennent
rapidement une photo-souvenir à l’aide de
leur téléphone portable avant que ne reten-
tisse le gong, sous le coup de 14 h 16. Tous
se lèvent et applaudissent spontanément. Les
présidents Lammert et Bartolone, le président
fédéral Joachim Gauck, le président français
François Hollande et la chancelière fédérale
Angela Merkel sont alors conduits, en com-
pagnie de représentants des pouvoirs publics
constitutionnels, vers une rangée de sièges
leur étant réservée. Vient ensuite un bref mo-
ment de silence, comme si tous sentaient que

cette séance n’est pas une séance comme les
autres. Saluant l’assistance, le président du
Bundestag déclare : « Celui qui a conscience
de ce que représentent 50 ans dans l’Histoire
européenne récente ne peut penser qu’il ne
s’agit aujourd’hui que d’un jubilé, d’un évé-
nement comme il y en a tant. « Rappelant
que toute relation stable et durable traverse »
des phases de passion et de raison ,il consta-
te que les deux pays se trouvent actuellement
dans une « phase de raison passionnée plu-
tôt que d'inclination romantique » et que «
cela ne doit pas être considéré comme un
handicap » . La normalisation des relations
est à ses yeux une évolution dont « on s’ac-
commode parfaitement, mieux que jamais
auparavant dans l’Histoire de l’Allemagne. »
Le président français, François Hollande, rap-
pelle lui aussi que « les destins de la France et
de l’Allemagne » sont étroitement liés. Dépas-
sant l’éloge du passé, il appelle à ouvrir de «
nouvelles perspectives « pour l'avenir. En la
matière, la jeunesse et l'Office franco-alle-
mand pour la jeunesse (OFAJ) ont joué un rô-
le tout particulier dans les relations entre les
deux pays. Or, avertit encore M. Hollande, la
jeunesse est frappée par la crise. Il annonce
dès lors la poursuite de l’harmonisation des
systèmes de formation professionnelle. 

Responsabilité commune Prenant la paro-
le, la chancelière fédérale, Mme Merkel, juge
que la pérennité de cette amitié passe par la
curiosité à l’égard du voisin. « Cette curiosité,
ajoute-t-elle, il faut la préserver […] et la
transmettre de génération en génération. En
effet, si quelqu’un n’est pas curieux, ce n’est
pas par un traité qu'on pourra lui ordonner
de s'intéresser aux autres. » Poursuivant son
allocution, elle déclare « que l’Allemagne et
la France éprouveront encore à l’avenir une
même responsabilité commune – vis-à-vis de
nos deux pays mais aussi et toujours dans le
contexte européen.  Claude Bartolone, prési-
dent de l’Assemblée nationale française, se dit
lui aussi convaincu que les deux pays ne
pourrons progresser qu’ensemble. Pour ce
faire, il convient avant toute chose de faire
avancer l'intégration européenne : « l'âme de
notre amitié, c’est l'Europe ! » Mais, face au
débat suscité par la crise de l’euro, il appelle
aussi à davantage de croissance: « sans le re-
tour à la croissance, rien n’est possible en

Europe. Le débat qui voit ensuite les prési-
dents de groupes des deux parlements pren-
dre la parole met en lumière les nombreuses
réalisations nées des relations entre les deux
pays, mais aussi tout le chemin qui reste à
parcourir. Au terme de celui-ci, les parlemen-
taires adoptent la déclaration commune, qui
arrête les perspectives de collaboration futu-
re entre les deux pays. Si le débat en question
rappelait presque la politique dans ce qu’elle
a de quotidien, la dernière partie de la séan-
ce offre un moment rare dans la vie parle-
mentaire: un moment d’accalmie – mais aus-
si d’émotion. Une émotion qui se lit sur le vi-
sage de certains députés, alors qu'accompa-
gnés du son des cuivres, ils entonnent la
Marseillaise, puis l’hymne national alle-
mand.

Puissance de la musique Les deputés res-
sentiront une fois encore la puissance unifi-
catrice de la musique lors du concert de clô-
ture, donné en la Philharmonie de Berlin à
l'invitation du président fédéral Gauck. L’or-
chestre interprète l’ouverture d'Egmont, in-
spirée à Beethoven par l'œuvre de Goethe, et
la symphonie n° 3 avec orgue de Camille
Saint-Saëns’ – deux œuvres qui expriment à
la fois l’affliction et la joie, la colère et la dou-
ceur, et qui permettent à chaque auditeur
d’entendre sa propre histoire de la relation
franco-allemande. Dans son allocution, le
président fédéral s'adresse avant tout aux 150
jeunes Allemands et Français présents des pe-
tits-enfants et arrière-petits-enfants des fon-
dateurs de l’amitié franco-allemande – et se
réjouit qu’ils ne puissent plus s’imaginer se
faire la guerre. « La politique ne peut et ne
doit pas effacer l’histoire, lance M. Gauck,
mais elle peut assouplir les contradictions, el-
le peut déceler et renforcer les liens, forger des
points communs. La politique peut ouvrir la
voie aux rencontres, à la guérison, et à la ré-
conciliation. » Se tournant alors vers les
membres de l'Assemblée nationale, il les as-
sure qu’il est une certitude qu’ils peuvent em-
porter avec eux à Paris: « qui, les Allemands
veulent l’Europe! Et une chose est sûre : nous
la voulons toujours et uniquement sur le fon-
dement de l’amitié profonde et solide entre
la France et l’Allemagne. » Annette Sach ❚

traduction: Frédéric Lohest

Sie führen ein anderes Leben, sprechen ver-
schiedene Sprachen und gehören unter-
schiedlichen politischen Lagern an. Auf den
ersten Blick haben der französische Abgeord-
nete Matthias Fekl (PS) und sein deutscher
Kollege Andreas Mattfeld (CDU) nicht viele
Gemeinsamkeiten. Dennoch eint beide ei-
nes: mit ihren deutsch-französischen Wur-
zeln und binationalen Familiengeschichten
sind sie „Kinder des Elysée-Vertrages“ – ohne
den Schulterschluss beider Länder wären ih-
re Leben anders verlaufen. 

Besonderer Vertrag Andreas Mattfeld ist
sich sogar ganz sicher: „Ohne den Élysée-Ver-
trag würde es mich nicht geben. Das ist defi-
nitiv so“, sagt er. Sein Vater kam 1968 im Rah-
men einer Städtepartnerschaft nach Deutsch-
land. Dort lernte er seine Mutter kennen und
lieben. Im Jahr darauf, 1969, wurde Mattfeld
in Verden an der Aller geboren. Seinen Vater
und seine französische Familie hat der Indus-
triekaufmann aber erst 35 Jahre später „ken-
nen, schätzen und lieben gelernt“. 

Auch Matthias Fekl wurde in Deutschland ge-
boren, 1977 in Frankfurt am Main. Seine
französische Mutter und sein deutscher Vater
vermittelten ihm schon früh die Liebe zum
Nachbarland jenseits des Rheins. Kindheit
und Jugend verbrachte Fekl in West-Berlin.
Eines der prägendsten Ereignisse deutscher
Geschichte, den Fall der Mauer, hat er dort
selber erlebt: „Am Morgen danach habe ich
mit meinem Vater und meinem Bruder als
Mauerspecht kleine Teile von der Mauer ab-
geschlagen“, erinnert er sich. Umso interes-
santer ist, wo Fekl seine Heimat sieht: „Ich
fühle mich einfach als Franzose, auch wenn
ich die doppelte Staatsbürgerschaft habe“,
sagt er. 

Klassischer Karriereweg Ein Beweis dafür
ist auch sein klassisch französischer Karriere-
weg: Nach dem Abitur in Berlin studierte er
an mehreren französischen Eliteuniversitäten
und entschied sich für die Laufbahn eines
Verwaltungsrichters. Als leitender Mitarbeiter
und Berater, unter anderem vom französi-
schen Senatspräsidenten Jean-Pierre Bel,
lernte er das politische Geschäft von der Pike
auf, sowohl in Paris, aber auch in der so ge-
nannten Provinz, seinem heutigen Wahlkreis
Lot-et-Garonne im Süden Frankreichs. Mehr
als 1.500 Kilometer nördlich hat Andreas
Mattfeld seine politische Karriere begonnen.

Nach dem Abitur und einer Ausbildung zum
Industriekaufmann arbeitete er mehrere Jah-
re lang in der Lebensmittelindustrie. 1990
trat der Vater zweier Töchter in die CDU ein.
Seit 2009 sitzt er für die Partei im Bundestag.
Sein französischer Vater, ein Journalist, hat
ihm dabei geholfen, auch wenn der eigent-

lich ein Anhänger von Präsident Hollande ist.
Beide diskutieren gerne und leidenschaftlich
über Politik. Nicht immer sind sie einer Mei-
nung, „aber er hilft dabei im Wahlkampf,
meine Bilder aufzuhängen. Da sind eben die
Familienbande“, sagt Mattfeld. 
Dabei erinnert er sich vor allem auch an sei-

nen französischen Großvater.
„Als er bei einem Familienfest
neben mir saß, waren alle ver-
wundert, in welch gutem
Deutsch er mit mir sprach.“
Der Großvater erzählte, dass er
in den ersten Kriegswochen ge-
fangen und zur Zwangsarbeit
nach Thüringen geschickt wor-
den war. In solchen Momen-
ten denkt Mattfeld, dass sich
sein deutscher und sein fran-
zösischer Großvater im Krieg
hätten begegnen und töten
können. „Das hat schon etwas
unwirkliches, wenn man heute
darüber nachdenkt“, sagt er.
Auch für Fekl hat die Erinne-
rung an die Geschichte eine
starke Bedeutung. 
Er ist überzeugt:  „Gedenkfei-
ern wie die zu Élysée-Vertrag
sind wichtig und starke politi-
sche Zeichen. Aber sie sind

nicht ausreichend.“ Seiner Meinung nach
braucht das deutsch-französische Verhältnis
„starke neue Initiativen“. Als ein solches Pro-
jekt kann er sich beispielsweise einen
deutsch-französischen Zivildienst vorstellen.
Aber auch im Bereich der Forschung und in
Fragen der Energiepolitik sieht der junge fran-
zösische Parlamentarier eine Menge neues
Potential. 

Seite an Seite Gerade die Energiepolitik ist
für den Abgordneten Mattfeld ein Beispiel da-
für, dass es trotz vieler bereits bestehender
Kontakte zwischen beiden Ländern noch viel
Erklärungsbedarf gibt. Sein französischer Va-
ter etwa verstehe die „deutsche Angst gegen-
über der Kernkraft überhaupt nicht“, erzählt
er. Auch die Frage einer Rentenreform wird
diesseits und jenseits des Rheins ganz anders
diskutiert. 
Trotz mancher Meinungsunterschiede „gibt
es zwischen beiden Ländern einen enormen
Vertrauensvorschuss, weil wir gleiche Interes-
senlagen haben“, weiß Mattfeld. Frankreich
wisse, gerade auch mit Blick auf die Situation
in Mali, „dass sie uns in jedem Fall an ihrer
Seite wissen. Und auch Fekl ist sich sicher:
„Keine unserer beiden Nationen kann die He-
rausforderung der Zukunft alleine regeln. Zu
zweit können Deutschland und Frankreich
viel mehr erreichen.“ ahe/as ❚

Der deutsche Abgeordnete Andreas Mattfeldt ist seit
2009 Mitglied der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag.

Kühle Temperaturen draußen – warme Stimmung im Reichstag Gemeinsames Mittagessen im Paul-Löbe-Haus Der Plenarsaal des Bundestages war extra umgebaut worden. Die Parlamentspräsidenten Norbert Lammert (links) und Claude Bartelone leiten die Sitzung. Les députes chantent les hymnes nationals. La chancelière Merkel et président Hollande Concert donné dans la Philharmonie de Berlin.
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Kinder des Élysée-Vertrages 
PORTRÄTS Die Abgeordneten Andreas Mattfeld und Matthias Fekl erleben die deutsch-französischen Beziehungen auf sehr persönliche Weise – in ihren Familien 

La vie qu'ils mènent, les langues qu'ils par-
lent et leurs appartenances politiques sont
différentes. À première vue, le député français
Matthias Fekl (PS) et son collègue allemand
Andreas Mattfeldt (CDU) n’ont guère de
points communs, mais une chose les unit :
tous deux ont des racines franco-allemandes
et une histoire familiale binationale qui en
font des « enfants du Traité de l'Élysée » – sans
le rapprochement entre les deux pays, leurs
vies auraient pris une tournure différente. 
Andreas Mattfeldt en est même fermement
convaincu :  « Sans le Traité de l'Élysée, je
n’existerais pas, cela ne fait aucun doute ».
Son père, venu en 1968 en Allemagne dans le
cadre d’un jumelage, y tomba amoureux de
sa mère. L’année suivante, en 1969, Andreas
Mattfeldt naissait à Verden an der Aller. Cet
agent technico-commercial, père de deux en-
fants, a dû attendre trente-cinq ans avant de
pouvoir « connaître, apprécier et aimer » son
père et sa famille française. 

Enfance en Allemagne Matthias Fekl, lui
aussi, est né en Allemagne, à Francfort-sur-le-
Main, en 1977, d'une mère française et d’un
père allemand qui lui ont inculqué très tôt
l’amour du pays voisin. Matthias Fekl a gran-
di à Berlin-Ouest, où il a vécu l’un des événe-
ments les plus marquants de l’histoire de l’Al-
lemagne, la chute du Mur :  « Le lendemain,

avec mon père et mon frère, nous sommes al-
lés arracher des fragments du Mur », se rap-
pelle-t-il. 
Il est d'autant plus intéressant de voir où
Mattthias Fekl situe sa patrie : « Je me sens
Français, tout simplement, même si j'ai la
double nationalité », déclare le jeune député.
Affirmation corroborée par son parcours ty-
piquement français : après sa scolarité et son
baccalauréat obtenu à Berlin, il a franchi le
Rhin et enchaîné les grandes écoles avant de
s’engager dans une carrière de magistrat ad-
ministratif. Proche collaborateur et conseiller
de plusieurs personnalités politiques, dont
Jean-Pierre Bel, président du Sénat, il a appris
le métier sur le tas, à Paris, mais aussi en pro-
vince, dans sa circonscription actuelle du Lot-
et-Garonne. 

Liens familiaux C’est à plus de 1.500 km de
là, dans le nord de l’Allemagne, qu’Andreas
Mattfeldt a fait ses premiers pas en politique.
Titulaire du baccalauréat et d’une formation
d’agent technico-commercial, il a travaillé
plusieurs années dans l’industrie alimentaire.
Membre de la CDU depuis 1990, il a été élu
au Bundestag en 2009. Son père français,
journaliste, l’y a aidé, alors qu'il est plutôt
partisan du président Hollande. 
Le père et le fils ont souvent des discussions
passionnées sur la politique. Ils ne sont pas

toujours du même avis, « mais il m’aide à col-
ler mes affiches pendant la campagne électo-
rale. C’est ça, justement, les liens familiaux »,
déclare Andreas Mattfeldt. 
Il se souvient aussi de son grand-père fran-
çais: « Pendant une fête de famille, nous éti-
ons assis l’un à côté de l’autre, et tout le mon-

de a été étonné de voir qu’il parlait si bien al-
lemand. » Le grand-père raconta alors qu’il
avait été fait prisonnier pendant les premiè-
res semaines de la guerre et envoyé au travail
forcé en Thuringe, dans le centre de l'Alle-
magne. C’est dans des moments comme
ceux-là qu’Andreas Mattfeldt pense que ses

deux grands-pères, l'Allemand
et le Français, auraient pu se
rencontrer et se tuer : « C'est
quand même un peu irréel
quand on y pense au-
jourd’hui. » Pour Matthias
Fekl aussi, il est très important
d'entretenir la mémoire histo-
rique. Il en est convaincu : «
Les commémorations comme
celle du Traité de l'Élysée sont
importantes, ce sont des sig-
naux politiques forts, mais el-
les ne suffisent pas. » 
Selon lui, les relations franco-
allemandes ont besoin de «
nouvelles initiatives fortes »,
de projets comme un service
civique franco-allemand, par
exemple. Le jeune élu français
estime qu'il existe aussi des
perspectives prometteuses
dans la recherche ou en matiè-
re de politique énergétique. 

Pour le jeune député Matthias  Mattfeldt, ce
dernier domaine est emblématique du fait
qu’en dépit des nombreux contacts établis
entre les deux pays, un important travail d’ex-
plication reste à faire. Son père français, par
exemple, ne comprend  « pas du tout la peur
des Allemands face à l'énergie nucléaire », et
la réforme des retraites donne lieu à un débat
très différent des deux côtés du Rhin. 

Gands enjeux Malgré certaines divergences
d’opinion, « les deux pays s’accordent un
énorme crédit de confiance, car nous avons
les mêmes intérêts », indique-t-il, ajoutant
que la France sait, notamment en ce qui con-
cerne la situation au Mali, que l’Allemagne est
à ses côtés. 
Matthias Fekl, lui aussi, en est certain : « Au-
cun de nos deux pays ne peut régler à lui seul
les grands enjeux. À deux, l'Allemagne et la
France pourront réaliser bien plus de choses
que seules. » ahe/as ❚

traduction:  Philippe Beaudonnet 

Les enfants du Traité d’Élysée
PORTRAITS Andreas Mattfeldt et Matthias Fekl vivent la relation franco-allemande de manière très personnelle - dans leurs familles 

Depuis 2012 Matthias Fekl est membre de l’Assemblée
nationale
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Mehr als 850 deutsche und französische Abgeordnete kamen zur gemeinsamen Sitzung
beider Parlamente in Berlin zusammen.
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Quatre présidents: Claude Bartelone, président de l’Assembée nationale, le président
français François Hollande, le président du Bundestag, Norbert Lammert et le président
fédéral Joachim Gauck (de gauche à droite).

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Konrad Adenauer 
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CHRONIK

22.1.1963 Bundes-
kanzler Konrad
Adenauer und
Frankreichs Staats-
präsident Charles de
Gaulle unterzeich-
nen im Pariser Ély-
sée-Palast den Ver-
trag über die
Deutsch-Französi-
sche Zusammenar-
beit – den „Élysée-

Vertrag“. Die Vertragspartner vereinbaren re-
gelmäßige Treffen der Regierungsvertreter, die
Absprache in der Außen-, Europa- und Vertei-
digungspolitik sowie eine enge Zusammenar-
beit in der Kultur- und Jugendpolitik. In einer
zusätzlichen Erklärung werden die Ziele be-
nannt: die Aussöhnung der in jahrhundertelan-
ger „Erbfeindschaft“ verbundenen Staaten,
die Begründung einer echten Freundschaft
zwischen den beiden Völkern, insbesondere
der Jugend, und der Aufbau eines einigen
Europas. Dem Vertrag vorausgegangen waren
mehrere Initiativen zur Zusammenarbeit in
Europa: 1952 wurde die Montanunion ins Le-
ben gerufen, die auf dem Schuman-Plan für ei-
ne Zusammenlegung der deutschen und fran-
zösischen Kohle- und Stahlproduktion fußte. Im
Januar 1958 traten die  Verträge über die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) in
Kraft.

4./5.7.1963 Bei den
ersten deutsch-fran-
zösischen Konsulta-
tionen in Bonn wird
die Gründung des
Deutsch-Französi-
schen Jugendwerks
(DFJW) beschlossen.
Seither haben etwa
acht Millionen Deut-
sche und Franzose

an rund 300.000 Austauschprogrammen und
Begegnungen teilgenommen.

10.2.1972 Beide Seiten vereinbaren die Ein-
richtung deutsch-französischer Gymnasien
und die Schaffung des deutsch-französischen
Abiturs („AbiBac“). Die gegenseitige Anerken-
nung der „Allgemeinen Hochschulreife“ und
des französischen „baccalauréat“ folgt 1986.

11.10.1983 Erstes Deutsch-Französisches Ju-
gendparlament: Rund 100 junge Deutsche und
Franzosen diskutieren mit Abgeordneten aus
Bundestag und Assemblée nationale.

22.9.1984 Präsident François Mitterrand und
Bundeskanzler Helmut Kohl gedenken in Verdun
gemeinsam der in beiden Weltkriegen gefalle-
nen deutschen und französischen Soldaten.

22.1.1988 Anlässlich des 25. Jahrestages wird
der Élysée-Vertrag
um Zusatzprotokolle
erweitert, die unter
anderem zur  Grün-
dung eines gemein-
samen Finanz- und
Wirtschaftsrats, ei-
nes Umwelt- und
Kulturrats sowie ei-
nes Verteidigungs-
und Sicherheitsrats
führen.

30.5.1992 Der von Deutschland und Frank-
reich ins Leben gerufene Fernsehsender „Ar-
te“ mit Sitz in Straßburg geht auf Sendung.

5.1.1993 Das Eurocorps  nimmt seinen Dienst
am offiziellen Sitz in Straßburg auf, ihm gehö-
ren zu Beginn 40.000 Soldaten aus Deutsch-
land und Frankreich an.

21.2.1998 In Posen treffen sich erstmals die
Präsidenten Frankreichs und Polens und der
deutsche Bundeskanzler im Rahmen des „Wei-
marer Dreiecks“.

22.1.2003 Am 40. Jahrestag der Unterzeich-
nung des Elysée-Vertrages findet das erste
Treffen des deutsch-französischen Ministerra-
tes im Élysée-Palast statt. Seither kommen
halbjährlich die Kabinette beider Staaten zu ei-

ner gemeinsamen
Sitzung zusammen.
Höhepunkt der Feier-
lichkeiten ist die ers-
te gemeinsame Sit-
zung der Abgeordne-
ten der Assemblée
nationale und des
Bundestages in Ver-
sailles. Unter ande-
rem beschließen die
Abgeordneten dort
regelmäßige ge-

meinsame Präsidiumssitzungen, eine stärkere
Kooperation von Ausschüssen sowie den Aus-
tausch von Beamten.

8. 7. 2012 Bei einer Gedenkfeier in der Kathe-
drale von Reims erinnern Bundeskanzlerin An-
gela Merkel und Staatspräsident François Hol-
lande an einen wichtigen symbolischen Akt der
deutsch-französischen Freundschaft vor 50
Jahren. In der Kathedrale von Reims hatten am
8. Juli 1962  die beiden Staatsmänner de
Gaulle und Adenauer gemeinsam an einer
Messe teilgenommen und damit ihren Willen
zur Versöhnung bekräftigt. ahe ❚

Mehr als eine runde Zahl 
ÉLYSÉE-VERTRAG Deutsche und französische Abgeordnete begehen gemeinsames Jubiläum in Berlin 

22.1.1963 Charles
de Gaulle, président
de la République
française, et Konrad
Adenauer, chance-
lier fédéral, signent
le traité de l'Élysée,
fondateur de la coo-
pération franco-alle-
mande. Les parties
conviennent d'orga-
niser des rencontres
régulières entre re-
présentants gouvernementaux, d'accorder
leurs politiques respectives dans le domaine
des affaires étrangères, des affaires européen-
nes et de la défense, et d'instaurer une coo-
pération étroite dans le domaine de la cultu-
re et de la jeunesse. Une déclaration commu-
ne énonce les objectifs de l'entreprise : récon-
cilier deux États séparés par une rivalité
séculaire, jeter les bases d'une amitié réelle
entre les deux peuples, en particulier au sein
de la jeunesse, et contribuer à l'édification
d'une Europe unie.

4./5.7.1963 Lors des premières consultations
franco-allemandes tenues à Bonn, les parte-
naires décident de créer l'Office franco-alle-
mand pour la jeunesse (OFAJ). Depuis lors,
huit millions de Français et d'Allemands ont
pris part aux quelque 300.000 programmes
d'échanges et ren-
contres organisés
dans ce cadre.

10.2.1972 Les deux
parties conviennent
de la création de ly-
cées franco-alle-
mands et d'un bac-
calauréat franco-al-
lemand (l'ABIBAC).
Cette initiative est
suivie, en 1986, par
la reconnaissance
mutuelle de l’ « Allgemeine Hochschulreife »
allemande (certificat de fin d'étude permet-
tant l'accès l'enseignement supérieur) et du
baccalauréat français.

11.10.1983 Premier Parlement des jeunes
franco-allemand : une centaine de jeunes Al-
lemands et Français discutent avec les dépu-
tés des deux parlaments.

22.9.1984 À Verdun, le président François
Mitterrand et le chancelier fédéral Helmut
Kohl honorent ensemble la mémoire des sol-
dats français et allemands tombés au cours
des deux Guerres mondiales.

22.1.1988 À l'occasion des 25 ans de sa sig-
nature, le traité de l'Élysée est assorti de pro-
tocoles additionnels,
qui président entre
autres choses à la
création d'un Conseil
économique et fi-
nancier, d'un Conseil
environnemental et
culturel et d'un Con-
seil de défense et de
sécurité communs.

30.5.1992 La chaî-
ne de télévision
franco-allemande Arte commence à émettre
depuis Strasbourg.

5.1.1993 Depuis sa base de Strasbourg, l'Eu-
rocorps entre en fonction. À sa création, il
compte 40 000 soldats allemands et français.

21.2.1998 À Poznan, les présidents français
et polonais et le chancelier fédéral allemand
se réunissent pour la première fois dans le ca-
dre du " triangle de Weimar ".

22.1.2003 À l'Élysée se tient la première ré-
union du Conseil des ministres franco-alle-
mand, en marge des célébrations du 40e an-
niversaire de la signature du traité de l'Élysée.
Depuis lors, les gouvernements des deux États
tiennent une séance commune tous les six
mois. Le point d'orgue des célébrations du 40e
anniversaire est la séance conjointe des dépu-
tés de l'Assemblée
nationale et du Bun-
destag, réunis à Ver-
sailles. Les parle-
mentaires y convien-
nent entre autres de
la tenue de réunions
régulières entre leurs
Bureaux respectifs,
d'une coopération
entre les commissi-
ons parlementaires,
ainsi que de l'échan-
ge de fonctionnaires
entre les deux parlaments.

8. 7.2012 Lors d'une cérémonie en la cathé-
drale de Reims, la chancelière fédérale, Ange-
la Merkel, et le président François Hollande
commémorent un événement hautement
symbolique de l'amitié nouée entre la France
et l'Allemagne 50 ans auparavant. Le 8 juillet
1962, MM. Charles de Gaulle et le chancelier
Konrad Adenauer avaient assisté ensemble à
une messe célébrée dans cette même cathé-
drale et affiché ce faisant leur volonté de ré-
conciliation. ahe ❚

CHRONIQUE

N
eben dem französischen
Präsidenten Charles de
Gaulle und dem deutschen
Bundeskanzler Konrad
Adenauer gibt es zwei „eu-
ropäische Helden“, die viel

zum Verständnis des Nachbarlandes und zur
Freundschaft zwischen Deutschland und
Frankreich beigetragen haben.  Bei offiziellen
Feierlichkeiten aber blieben sie bislang zu-
meist unerwähnt. Beim festlichen Mittages-
sen aus Anlass der Feierlichkeiten zum 
50. Jahrestag des Élysée-Vertrages im Paul-Lö-
be-Haus erinnert Gastgeber Bundestagspräsi-
dent Norbert Lammert auf besondere Weise
an diese beiden „Europäer“: Er zitiert, was die
beiden Gallier Asterix und Obelix in dem
1963 erschienenen Band „Asterix bei den Go-
ten“ bei der Überschreitung des Rheins gesagt
hatten: „Im Gotenland ist das Wetter scheuß-
lich, das Klima unerträglich und das Essen
ungenießbar.“ Zur Erheiterung der über 850
deutschen und französischen Abgeordneten
kann der Bundestagspräsident aber dann
doch erleichtert feststellen: „Die Welt hat sich
gründlich verändert.“ Das beweist der eintä-
gige Besuch der mehr als 350 französischen
Abgeordneten in Berlin in vielerlei Hinsicht. 

Großes Glück Klimatisch gesehen stellen
Schnee und frostige Temperaturen die Orga-
nisatoren aus Berlin und Paris, die das Tref-
fen monatelang minutiös vorbereitet hatten,
an diesem 22. Januar vor große Herausforde-
rungen. Als der Großteil der Mitglieder der
Assemblée nationale um 11.14 Uhr mit ei-
nem Airbus 340, einem der Symbole deutsch-
französischer Zusammenarbeit, in Berlin lan-
det, sind die Stimmung und die Vorfreude auf
das große Ereignis aber bereits bestens. „Das
ist wirklich ein geschichtsträchtiger Moment
und ein großes Glück, diesen Tag hier ge-
meinsam erleben zu können“, sagt der Abge-
ordnete William Dumas aus dem Départe-
ment Gard bei seiner Ankunft vor dem West-
portal des Reichstagsgebäudes. Dann eilt
auch er auf die Fraktionsebene, wo sich die
politischen Gruppierungen trefffen. Zeit für
ein erstes Kennenlernen oder die Wiederbe-
gegnung mit deutschen Kollegen. Viele der
Abgeordneten kennen sich aus der gemeinsa-
men Arbeit etwa der Europa- und Verteidi-
gungsausschüsse oder aus den halbjährlich

stattfindenden deutsch-französischen Regie-
rungskonsultationen – ein wichtiger Teil des
Élysée-Vertrages, aber auch der Gemeinsa-
men Erklärung beider Länder aus dem Jahr
2003. Sie wurde verabschiedet, als die beiden
Parlamenten den 40. Jahrestag des Vertrages
mit ihren französischen Kollegen in Versailles
begingen. 

Gegeneinladung Zehn Jahre später sitzen ei-
nige von ihnen bei der Gegeneinladung nach
Berlin wieder gemeinsam an runden, festlich
gedeckten Tischen an einem Ort, der kaum
gegensätzlicher sein könnte als das Schloss
von Versailles, aber doch auch voller Symbo-

lik ist: der Halle des Paul-Löbe-Hauses. In
dem großen kathedralenförmigen Bau domi-
nieren eigentlich Beton, Glas und Metall. An
diesem Tag geben die festlich in Cremefarben
gedeckten Tische, der rote Teppichboden und
das warme Licht dem Raum eine festliche, fast
heitere Atmosphäre. Von der großen Halle
des Paul-Löbe-Hauses schaut man auf der ei-
nen Seite auf das Bundeskanzleramt, das
nach der Wiedervereinigung gebaut wurde.
Auf der anderen Seite fällt der Blick auf die
Spree, wo auf der gegenüberliegenden Ufer-
seite einst die Mauer mit Stacheldraht und

Selbstschussanlangen verlief. „Dieser Saal
zeigt, dass Menschen, Männer und Frauen,
die Geschichte verändern können“, sagt der
französische Parlamentspräsident Claude
Bartelone beim gemeinsamen Mittagessen.
Ein Hauch von Geschichte weht auch, als
deutsche und französische Abgeordnete nach
dem Essen im Plenarsaal Platz nehmen. Er ist
eigens für den Festakt umgebaut worden. Die
traditionelle blaue Bestuhlung nach Fraktio-
nen wurde durch schwarze, leichte Stuhlrei-
hen ersetzt. Hinter dem Rednerpult haben an
diesem Nachmittag die beiden Parlaments-
präsidenten, der Direktor beim Bundestag
Horst Risse und seine französische Kollegin

Corinne Luquiens Platz genommen. Ein fran-
zösischer Plenarassistent mit weißer Fliege
und elegantem schwarzen Frack gießt für den
ersten Redner ein Glas Wasser ein. 
Die Abgeordneten im Saal stehen dort in
deutsch-französischen Grüppchen beieinan-
der, Küsschen links und Küsschen rechts, vie-
le machen noch schnell ein Erinnerungsfoto
mit der Handykamera bevor um 14.16 Uhr
der Gong ertönt. Alles erhebt sich und spon-
taner Applaus kommt auf. Die beiden Parla-
mentspräsidenten Nobert Lammert und
Claude Bartelone sowie Bundespräsident Joa-

chim Gauck, Frankreichs Staatspräsident
François Hollande und Bundeskanzlerin An-
gela Merkel werden kurz darauf mit anderen
Vertretern der Verfassungsorgane zu einer
Sonderstuhlreihe geleitet. Dann ein kurzer
Moment der Stille, der spüren lässt, dass dies
keine Sitzung wie jede andere ist. „Wer ein
Gespür für die Bedeutung von 50 Jahren in
der jüngeren europäischen Geschichte hat,
kann das nicht nur für eine runde Zahl oder
ein beliebiges Ereignis halten“, sagt der Bun-
destagspräsident zur Begrüßung. Er erinnert
daran, dass es in jeder langjährigen, stabilen
Beziehung „Phasen der Leidenschaft und der
Vernunft“ gebe. Im Augenblick befänden sich
beide Länder in einer „Phase der leiden-
schaftlichen Vernunft als der romantischen
Verliebtheit“. Lammert stellt fest: „Das muss
kein Nachteil sein.“ Mit der Normalisierung
der Beziehungen könnte man „sehr gut le-
ben, besser als jemals zuvor in der deutschen
Geschichte“. Auch der französische Staatsprä-
sident François Hollande ruft ins Gedächtnis,
dass „Deutschlands und Frankreichs Schick-
sale“ eng miteinander verbunden sind. Ne-
ben der Vergangenheit mahnt er „neue Per-
spektiven“ für die Zukunft an. Die Jugend
und das Deutsch-Französische Jugendwerk
(DFJW) spielten dabei für die beiderseitigen
Beziehungen eine ganz besondere Rolle.
Denn, warnt Hollande, „der Jugend droht die
Krise“ und er kündigt eine weitere Harmoni-
sierung der Berufsbildungssysteme an. 
Um die deutsch-französische Freundschaft zu
erhalten,  bedarf es nach Meinung von Bun-
deskanzlerin Merkel immer auch der „Neu-
gier auf den Nachbarn“. „Diese Neugier muss
erhalten bleiben, von Generation zu Genera-
tion weitergeben werden“, fordert sie. Denn
ein Vertrag könne eben nicht „befehlen, sich
für den anderen zu interessieren“. Deutsch-
land und Frankreich würden auch in Zukunft
„eine gemeinsame Verantwortung verspüren,
einmal für unsere beiden Länder, aber immer
im Kontext von Europa“, sagt sie.
Auch der Präsident der französischen Natio-
nalversammlung, Claude Bartelone, ist sich
sicher, man könne sich nur gemeinsam wei-
terentwickeln. Entscheidend sei dabei vor al-
lem, das europäische Integrationsprojekt vo-
ranzubringen: „Die Seele unserer Freund-
schaft ist Europa.“ Angesichts der aktuellen
Diskussion um die Eurokrise fordert er aber

auch mehr Wachstum: „Ohne Rückkehr zum
Wachstum erreichen wir nichts in Europa.“
Wie viel in den beiderseitigen Beziehungen
schon erreicht wurde, wo aber noch vieles
verbessert werden kann, zeigt auch die an-
schließende Aussprache, in der die Vorsitzen-
den aller Fraktionen beider Parlamente zu
Wort kommen. 
Danach nehmen die Parlamentarier die Ge-
meinsame Erklärung (17/12100) an, in der
die Perspektiven für die weitere Zusammen-
arbeit beider Länder festgelegt sind. Während
die vorherige Debatte schon fast an den poli-
tischen Alltag erinnert, kommt beim letzten
Teil der Sitzung das auf, was im parlamenta-
rischen Geschäft selten zu erleben ist: ein Mo-
ment des Innehaltens – und auch der Rüh-
rung. Sie ist einigen der Abgeordneten ins Ge-
sicht geschrieben, als sie in Begleitung von
fünf Bläsern erst die Marseillaise und dann
die deutsche Nationalhymne singen. 

Kraft der Musik Die verbindende Kraft der
Musik empfinden viele Abgeordnete noch
einmal beim anschließenden Konzert auf
Einladung von Bundespräsident Gauck in der
Berliner Philharmonie. Neben Beethovens
Ouvertüre  zu Goethes „Egmont“ erklingt
dort Camille Saint-Saëns’ „Orgelsinfonie“.
Beides Stücke, in denen Trauer und Freude,
Zorn und Zärtlichkeit zum Ausdruck kom-
men – Musik, die bei jedem einzelnen Zuhö-
rer seine ganz persönliche deutsch-französi-
sche Geschichte zum Klingen bringt. 
Der Bundespräsident wendet sich in seiner
Rede vor allem an die anwesenden 150 deut-
schen und französischen Jugendlichen – En-
kel und Urenkel der deutsch-französischen
Freundschaft. Er freue sich, dass sie sich Krieg
nicht mehr vorstellen könnten. „Politik kann
und darf Geschichte nicht löschen“, mahnt
Gauck. Sie könne aber „Widersprüche zäh-
men, Verbindendes entdecken und stärken,
Gemeinsamkeiten gestalten“. „Politik kann
Raum schaffen für Begegnung, für Heilung
und Versöhnung.“ 
In diesem Sinne bittet er, an die Mitglieder
der Assemblée nationale gewandt, eines als
Gewissheit mit nach Paris zu nehmen: „Ja,
wir Deutschen wollen Europa. Und eines ist
sicher, wir wollen es immer und nur in tiefer
und fester Freundschaft zwischen Frankreich
und Deutschland.“ Annette Sach ❚

Plus qu’un jubilé
TRAITÉ DE L’ÉLYSÉE Un anniversaire qui réunit députés allemands et français à Berlin 

O
utre le président français
Charles de Gaulle et le
chancelier fédéral alle-
mand Konrad Adenauer,
il est  « deux héros euro-
péens » qui ont grande-

ment contribué à une meilleure compréhen-
sion du pays voisin et à l'amitié entre la
France et l’Allemagne. Or, ils n’ont jusqu'ici
guère été évoqués dans le cadre des célébrati-
ons officielles. Lors du déjeuner officiel don-
né dans le bâtiment Paul-Löbe à l’occasion
du cinquantenaire du traité de l'Élysée, Nor-
bert Lammert, hôte du jour en sa qualité de
président du Bundestag, livre une évocation
particulière de ces deux « Européens », en ci-
tant les propos tenus par Astérix et Obélix, les
deux Gaulois, au moment de traverser le
Rhin, dans l’album « Astérix chez les Goths »
paru en 1963 : « Chez les Goths, le temps est
infect, le climat insupportable et la nourritu-
re immangeable. »
Sous les rires des députés français et alle-
mands, le président du Bundestag fait alors,
rassuré, le constat qui suit: « Le monde a pro-
fondément changé. » La visite d’un jour d’une
délégation de plus de 350 députés français le
démontre à maints égards.

Moment d’Histoire La neige et les tempéra-
tures glaciales qui accablent nos contrées en
ce 22 janvier posent de fameux défis aux or-
ganisateurs, qui, à Paris comme à Berlin, pré-
parent cette rencontre depuis des mois. Pour-
tant, lorsqu’à 11 h 14, la majorité des mem-
bres de l’Assemblée nationale atterrissent à
Berlin à bord d’un Airbus 340, l’un des sym-
boles de la coopération franco-allemande,
l’ambiance est au beau fixe et à la joie de
prendre part au grand événement. « C'est vrai-
ment un moment chargé d'Histoire. Je suis ra-
vi de pouvoir vivre cette journée », déclare
William Dumas, député du Gard, à son arri-
vée à le portail Ouest du bâtiment du Reichs-
tag, avant de se diriger vers l’étage où se réu-
nissent les groupes parlementaires. L’heure
est aux présentations, ou aux retrouvailles,
avec les collègues allemands. Nombre de dé-
putés se connaissent grâce au travail conjoint
accompli, par exemple, au sein des commis-
sions des affaires européennes et de la défen-
se ou des consultations semestrielles entre les
gouvernements allemand et français – volet

important du traité de l’Élysée, mais aussi de
la déclaration commune signée par les deux
pays en 2003, lorsque les deux Parlements
s’étaient réunis à Versailles pour célébrer le
40e anniversaire de la signature du traité.
Dix ans plus tard, certains d'entre eux, ayant
répondu à l’invitation allemande, se retrou-
vent réunis autour de tables rondes élégam-
ment dressées dans le foyer du bâtiment Paul-
Löbe. L’imposante construction, véritable cat-
hédrale faite de béton, de verre et de métal,
forme un ensemble qui ne saurait contraster
davantage avec le château de Versailles, mais
n’en est pas moins tout aussi chargé sur le
plan symbolique. En ce jour, les tables parées

de nappes de couleur crème, la moquette
rouge et la lumière chaude confèrent pour-
tant au lieu une atmosphère festive, presque
chaleureuse. Depuis le foyer du bâtiment
Paul-Löbe, on peut apercevoir d’un côté la
Chancellerie fédérale, construite après la réu-
nification, et de l’autre la Spree. Sur la rive
d’en face se dressait autrefois le Mur, avec ses
barbelés et ses postes de tir automatique. 
Durant le déjeuner, Claude Bartolone, prési-
dent de l’Assemblée nationale, déclare que ce
lieu est la démonstration que les hommes et
les femmes peuvent changer l’Histoire. Le

vent de l’Histoire souffle aussi lorsque, sortis
de table, les députés allemands et français
prennent place dans l’hémicycle, spéciale-
ment aménagé pour la séance solennelle. Les
sièges bleus, habituellement répartis par
groupe parlementaire, ont cédé la place à des
chaises noires et légères, disposées en rangé-
es. En cet après-midi, ce sont les deux prési-
dents du Bundestag et de l’Assemblée natio-
nale, le secrétaire général du Bundestag,
Horst Risse, et son homologue française, Co-
rinne Luquiens, qui ont pris place à la tribu-
ne. 
Dans la salle, les députés, réunis en petits
groupes franco-allemands, distribuent main-

tes accolades et nombre d’entre eux prennent
rapidement une photo-souvenir à l’aide de
leur téléphone portable avant que ne reten-
tisse le gong, sous le coup de 14 h 16. Tous
se lèvent et applaudissent spontanément. Les
présidents Lammert et Bartolone, le président
fédéral Joachim Gauck, le président français
François Hollande et la chancelière fédérale
Angela Merkel sont alors conduits, en com-
pagnie de représentants des pouvoirs publics
constitutionnels, vers une rangée de sièges
leur étant réservée. Vient ensuite un bref mo-
ment de silence, comme si tous sentaient que

cette séance n’est pas une séance comme les
autres. Saluant l’assistance, le président du
Bundestag déclare : « Celui qui a conscience
de ce que représentent 50 ans dans l’Histoire
européenne récente ne peut penser qu’il ne
s’agit aujourd’hui que d’un jubilé, d’un évé-
nement comme il y en a tant. « Rappelant
que toute relation stable et durable traverse »
des phases de passion et de raison ,il consta-
te que les deux pays se trouvent actuellement
dans une « phase de raison passionnée plu-
tôt que d'inclination romantique » et que «
cela ne doit pas être considéré comme un
handicap » . La normalisation des relations
est à ses yeux une évolution dont « on s’ac-
commode parfaitement, mieux que jamais
auparavant dans l’Histoire de l’Allemagne. »
Le président français, François Hollande, rap-
pelle lui aussi que « les destins de la France et
de l’Allemagne » sont étroitement liés. Dépas-
sant l’éloge du passé, il appelle à ouvrir de «
nouvelles perspectives « pour l'avenir. En la
matière, la jeunesse et l'Office franco-alle-
mand pour la jeunesse (OFAJ) ont joué un rô-
le tout particulier dans les relations entre les
deux pays. Or, avertit encore M. Hollande, la
jeunesse est frappée par la crise. Il annonce
dès lors la poursuite de l’harmonisation des
systèmes de formation professionnelle. 

Responsabilité commune Prenant la paro-
le, la chancelière fédérale, Mme Merkel, juge
que la pérennité de cette amitié passe par la
curiosité à l’égard du voisin. « Cette curiosité,
ajoute-t-elle, il faut la préserver […] et la
transmettre de génération en génération. En
effet, si quelqu’un n’est pas curieux, ce n’est
pas par un traité qu'on pourra lui ordonner
de s'intéresser aux autres. » Poursuivant son
allocution, elle déclare « que l’Allemagne et
la France éprouveront encore à l’avenir une
même responsabilité commune – vis-à-vis de
nos deux pays mais aussi et toujours dans le
contexte européen.  Claude Bartolone, prési-
dent de l’Assemblée nationale française, se dit
lui aussi convaincu que les deux pays ne
pourrons progresser qu’ensemble. Pour ce
faire, il convient avant toute chose de faire
avancer l'intégration européenne : « l'âme de
notre amitié, c’est l'Europe ! » Mais, face au
débat suscité par la crise de l’euro, il appelle
aussi à davantage de croissance: « sans le re-
tour à la croissance, rien n’est possible en

Europe. Le débat qui voit ensuite les prési-
dents de groupes des deux parlements pren-
dre la parole met en lumière les nombreuses
réalisations nées des relations entre les deux
pays, mais aussi tout le chemin qui reste à
parcourir. Au terme de celui-ci, les parlemen-
taires adoptent la déclaration commune, qui
arrête les perspectives de collaboration futu-
re entre les deux pays. Si le débat en question
rappelait presque la politique dans ce qu’elle
a de quotidien, la dernière partie de la séan-
ce offre un moment rare dans la vie parle-
mentaire: un moment d’accalmie – mais aus-
si d’émotion. Une émotion qui se lit sur le vi-
sage de certains députés, alors qu'accompa-
gnés du son des cuivres, ils entonnent la
Marseillaise, puis l’hymne national alle-
mand.

Puissance de la musique Les deputés res-
sentiront une fois encore la puissance unifi-
catrice de la musique lors du concert de clô-
ture, donné en la Philharmonie de Berlin à
l'invitation du président fédéral Gauck. L’or-
chestre interprète l’ouverture d'Egmont, in-
spirée à Beethoven par l'œuvre de Goethe, et
la symphonie n° 3 avec orgue de Camille
Saint-Saëns’ – deux œuvres qui expriment à
la fois l’affliction et la joie, la colère et la dou-
ceur, et qui permettent à chaque auditeur
d’entendre sa propre histoire de la relation
franco-allemande. Dans son allocution, le
président fédéral s'adresse avant tout aux 150
jeunes Allemands et Français présents des pe-
tits-enfants et arrière-petits-enfants des fon-
dateurs de l’amitié franco-allemande – et se
réjouit qu’ils ne puissent plus s’imaginer se
faire la guerre. « La politique ne peut et ne
doit pas effacer l’histoire, lance M. Gauck,
mais elle peut assouplir les contradictions, el-
le peut déceler et renforcer les liens, forger des
points communs. La politique peut ouvrir la
voie aux rencontres, à la guérison, et à la ré-
conciliation. » Se tournant alors vers les
membres de l'Assemblée nationale, il les as-
sure qu’il est une certitude qu’ils peuvent em-
porter avec eux à Paris: « qui, les Allemands
veulent l’Europe! Et une chose est sûre : nous
la voulons toujours et uniquement sur le fon-
dement de l’amitié profonde et solide entre
la France et l’Allemagne. » Annette Sach ❚

traduction: Frédéric Lohest

Sie führen ein anderes Leben, sprechen ver-
schiedene Sprachen und gehören unter-
schiedlichen politischen Lagern an. Auf den
ersten Blick haben der französische Abgeord-
nete Matthias Fekl (PS) und sein deutscher
Kollege Andreas Mattfeld (CDU) nicht viele
Gemeinsamkeiten. Dennoch eint beide ei-
nes: mit ihren deutsch-französischen Wur-
zeln und binationalen Familiengeschichten
sind sie „Kinder des Elysée-Vertrages“ – ohne
den Schulterschluss beider Länder wären ih-
re Leben anders verlaufen. 

Besonderer Vertrag Andreas Mattfeld ist
sich sogar ganz sicher: „Ohne den Élysée-Ver-
trag würde es mich nicht geben. Das ist defi-
nitiv so“, sagt er. Sein Vater kam 1968 im Rah-
men einer Städtepartnerschaft nach Deutsch-
land. Dort lernte er seine Mutter kennen und
lieben. Im Jahr darauf, 1969, wurde Mattfeld
in Verden an der Aller geboren. Seinen Vater
und seine französische Familie hat der Indus-
triekaufmann aber erst 35 Jahre später „ken-
nen, schätzen und lieben gelernt“. 

Auch Matthias Fekl wurde in Deutschland ge-
boren, 1977 in Frankfurt am Main. Seine
französische Mutter und sein deutscher Vater
vermittelten ihm schon früh die Liebe zum
Nachbarland jenseits des Rheins. Kindheit
und Jugend verbrachte Fekl in West-Berlin.
Eines der prägendsten Ereignisse deutscher
Geschichte, den Fall der Mauer, hat er dort
selber erlebt: „Am Morgen danach habe ich
mit meinem Vater und meinem Bruder als
Mauerspecht kleine Teile von der Mauer ab-
geschlagen“, erinnert er sich. Umso interes-
santer ist, wo Fekl seine Heimat sieht: „Ich
fühle mich einfach als Franzose, auch wenn
ich die doppelte Staatsbürgerschaft habe“,
sagt er. 

Klassischer Karriereweg Ein Beweis dafür
ist auch sein klassisch französischer Karriere-
weg: Nach dem Abitur in Berlin studierte er
an mehreren französischen Eliteuniversitäten
und entschied sich für die Laufbahn eines
Verwaltungsrichters. Als leitender Mitarbeiter
und Berater, unter anderem vom französi-
schen Senatspräsidenten Jean-Pierre Bel,
lernte er das politische Geschäft von der Pike
auf, sowohl in Paris, aber auch in der so ge-
nannten Provinz, seinem heutigen Wahlkreis
Lot-et-Garonne im Süden Frankreichs. Mehr
als 1.500 Kilometer nördlich hat Andreas
Mattfeld seine politische Karriere begonnen.

Nach dem Abitur und einer Ausbildung zum
Industriekaufmann arbeitete er mehrere Jah-
re lang in der Lebensmittelindustrie. 1990
trat der Vater zweier Töchter in die CDU ein.
Seit 2009 sitzt er für die Partei im Bundestag.
Sein französischer Vater, ein Journalist, hat
ihm dabei geholfen, auch wenn der eigent-

lich ein Anhänger von Präsident Hollande ist.
Beide diskutieren gerne und leidenschaftlich
über Politik. Nicht immer sind sie einer Mei-
nung, „aber er hilft dabei im Wahlkampf,
meine Bilder aufzuhängen. Da sind eben die
Familienbande“, sagt Mattfeld. 
Dabei erinnert er sich vor allem auch an sei-

nen französischen Großvater.
„Als er bei einem Familienfest
neben mir saß, waren alle ver-
wundert, in welch gutem
Deutsch er mit mir sprach.“
Der Großvater erzählte, dass er
in den ersten Kriegswochen ge-
fangen und zur Zwangsarbeit
nach Thüringen geschickt wor-
den war. In solchen Momen-
ten denkt Mattfeld, dass sich
sein deutscher und sein fran-
zösischer Großvater im Krieg
hätten begegnen und töten
können. „Das hat schon etwas
unwirkliches, wenn man heute
darüber nachdenkt“, sagt er.
Auch für Fekl hat die Erinne-
rung an die Geschichte eine
starke Bedeutung. 
Er ist überzeugt:  „Gedenkfei-
ern wie die zu Élysée-Vertrag
sind wichtig und starke politi-
sche Zeichen. Aber sie sind

nicht ausreichend.“ Seiner Meinung nach
braucht das deutsch-französische Verhältnis
„starke neue Initiativen“. Als ein solches Pro-
jekt kann er sich beispielsweise einen
deutsch-französischen Zivildienst vorstellen.
Aber auch im Bereich der Forschung und in
Fragen der Energiepolitik sieht der junge fran-
zösische Parlamentarier eine Menge neues
Potential. 

Seite an Seite Gerade die Energiepolitik ist
für den Abgordneten Mattfeld ein Beispiel da-
für, dass es trotz vieler bereits bestehender
Kontakte zwischen beiden Ländern noch viel
Erklärungsbedarf gibt. Sein französischer Va-
ter etwa verstehe die „deutsche Angst gegen-
über der Kernkraft überhaupt nicht“, erzählt
er. Auch die Frage einer Rentenreform wird
diesseits und jenseits des Rheins ganz anders
diskutiert. 
Trotz mancher Meinungsunterschiede „gibt
es zwischen beiden Ländern einen enormen
Vertrauensvorschuss, weil wir gleiche Interes-
senlagen haben“, weiß Mattfeld. Frankreich
wisse, gerade auch mit Blick auf die Situation
in Mali, „dass sie uns in jedem Fall an ihrer
Seite wissen. Und auch Fekl ist sich sicher:
„Keine unserer beiden Nationen kann die He-
rausforderung der Zukunft alleine regeln. Zu
zweit können Deutschland und Frankreich
viel mehr erreichen.“ ahe/as ❚

Der deutsche Abgeordnete Andreas Mattfeldt ist seit
2009 Mitglied der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag.

Kühle Temperaturen draußen – warme Stimmung im Reichstag Gemeinsames Mittagessen im Paul-Löbe-Haus Der Plenarsaal des Bundestages war extra umgebaut worden. Die Parlamentspräsidenten Norbert Lammert (links) und Claude Bartelone leiten die Sitzung. Les députes chantent les hymnes nationals. La chancelière Merkel et président Hollande Concert donné dans la Philharmonie de Berlin.
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Kinder des Élysée-Vertrages 
PORTRÄTS Die Abgeordneten Andreas Mattfeld und Matthias Fekl erleben die deutsch-französischen Beziehungen auf sehr persönliche Weise – in ihren Familien 

La vie qu'ils mènent, les langues qu'ils par-
lent et leurs appartenances politiques sont
différentes. À première vue, le député français
Matthias Fekl (PS) et son collègue allemand
Andreas Mattfeldt (CDU) n’ont guère de
points communs, mais une chose les unit :
tous deux ont des racines franco-allemandes
et une histoire familiale binationale qui en
font des « enfants du Traité de l'Élysée » – sans
le rapprochement entre les deux pays, leurs
vies auraient pris une tournure différente. 
Andreas Mattfeldt en est même fermement
convaincu :  « Sans le Traité de l'Élysée, je
n’existerais pas, cela ne fait aucun doute ».
Son père, venu en 1968 en Allemagne dans le
cadre d’un jumelage, y tomba amoureux de
sa mère. L’année suivante, en 1969, Andreas
Mattfeldt naissait à Verden an der Aller. Cet
agent technico-commercial, père de deux en-
fants, a dû attendre trente-cinq ans avant de
pouvoir « connaître, apprécier et aimer » son
père et sa famille française. 

Enfance en Allemagne Matthias Fekl, lui
aussi, est né en Allemagne, à Francfort-sur-le-
Main, en 1977, d'une mère française et d’un
père allemand qui lui ont inculqué très tôt
l’amour du pays voisin. Matthias Fekl a gran-
di à Berlin-Ouest, où il a vécu l’un des événe-
ments les plus marquants de l’histoire de l’Al-
lemagne, la chute du Mur :  « Le lendemain,

avec mon père et mon frère, nous sommes al-
lés arracher des fragments du Mur », se rap-
pelle-t-il. 
Il est d'autant plus intéressant de voir où
Mattthias Fekl situe sa patrie : « Je me sens
Français, tout simplement, même si j'ai la
double nationalité », déclare le jeune député.
Affirmation corroborée par son parcours ty-
piquement français : après sa scolarité et son
baccalauréat obtenu à Berlin, il a franchi le
Rhin et enchaîné les grandes écoles avant de
s’engager dans une carrière de magistrat ad-
ministratif. Proche collaborateur et conseiller
de plusieurs personnalités politiques, dont
Jean-Pierre Bel, président du Sénat, il a appris
le métier sur le tas, à Paris, mais aussi en pro-
vince, dans sa circonscription actuelle du Lot-
et-Garonne. 

Liens familiaux C’est à plus de 1.500 km de
là, dans le nord de l’Allemagne, qu’Andreas
Mattfeldt a fait ses premiers pas en politique.
Titulaire du baccalauréat et d’une formation
d’agent technico-commercial, il a travaillé
plusieurs années dans l’industrie alimentaire.
Membre de la CDU depuis 1990, il a été élu
au Bundestag en 2009. Son père français,
journaliste, l’y a aidé, alors qu'il est plutôt
partisan du président Hollande. 
Le père et le fils ont souvent des discussions
passionnées sur la politique. Ils ne sont pas

toujours du même avis, « mais il m’aide à col-
ler mes affiches pendant la campagne électo-
rale. C’est ça, justement, les liens familiaux »,
déclare Andreas Mattfeldt. 
Il se souvient aussi de son grand-père fran-
çais: « Pendant une fête de famille, nous éti-
ons assis l’un à côté de l’autre, et tout le mon-

de a été étonné de voir qu’il parlait si bien al-
lemand. » Le grand-père raconta alors qu’il
avait été fait prisonnier pendant les premiè-
res semaines de la guerre et envoyé au travail
forcé en Thuringe, dans le centre de l'Alle-
magne. C’est dans des moments comme
ceux-là qu’Andreas Mattfeldt pense que ses

deux grands-pères, l'Allemand
et le Français, auraient pu se
rencontrer et se tuer : « C'est
quand même un peu irréel
quand on y pense au-
jourd’hui. » Pour Matthias
Fekl aussi, il est très important
d'entretenir la mémoire histo-
rique. Il en est convaincu : «
Les commémorations comme
celle du Traité de l'Élysée sont
importantes, ce sont des sig-
naux politiques forts, mais el-
les ne suffisent pas. » 
Selon lui, les relations franco-
allemandes ont besoin de «
nouvelles initiatives fortes »,
de projets comme un service
civique franco-allemand, par
exemple. Le jeune élu français
estime qu'il existe aussi des
perspectives prometteuses
dans la recherche ou en matiè-
re de politique énergétique. 

Pour le jeune député Matthias  Mattfeldt, ce
dernier domaine est emblématique du fait
qu’en dépit des nombreux contacts établis
entre les deux pays, un important travail d’ex-
plication reste à faire. Son père français, par
exemple, ne comprend  « pas du tout la peur
des Allemands face à l'énergie nucléaire », et
la réforme des retraites donne lieu à un débat
très différent des deux côtés du Rhin. 

Gands enjeux Malgré certaines divergences
d’opinion, « les deux pays s’accordent un
énorme crédit de confiance, car nous avons
les mêmes intérêts », indique-t-il, ajoutant
que la France sait, notamment en ce qui con-
cerne la situation au Mali, que l’Allemagne est
à ses côtés. 
Matthias Fekl, lui aussi, en est certain : « Au-
cun de nos deux pays ne peut régler à lui seul
les grands enjeux. À deux, l'Allemagne et la
France pourront réaliser bien plus de choses
que seules. » ahe/as ❚

traduction:  Philippe Beaudonnet 

Les enfants du Traité d’Élysée
PORTRAITS Andreas Mattfeldt et Matthias Fekl vivent la relation franco-allemande de manière très personnelle - dans leurs familles 

Depuis 2012 Matthias Fekl est membre de l’Assemblée
nationale
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Mehr als 850 deutsche und französische Abgeordnete kamen zur gemeinsamen Sitzung
beider Parlamente in Berlin zusammen.
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Quatre présidents: Claude Bartelone, président de l’Assembée nationale, le président
français François Hollande, le président du Bundestag, Norbert Lammert et le président
fédéral Joachim Gauck (de gauche à droite).

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Konrad Adenauer 
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Gerhard Schröder
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Angela Merkel 
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Charles de Gaulle 
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6 INNENPOLITIK Das Parlament – Nr. 6/7 – 4. Februar 2013

Die Pläne der Bundesregierung zur Neure-
gelung der sogenannten Bestandsdatenaus-
kunft stoßen auch innerhalb der schwarz-
gelben Koalition auf Bedenken. Der ent-
sprechende Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (17/12034) müsse in den
parlamentarischen Beratungen noch verän-
dert werden, gab FDP-Fraktionsvize Gisela
Piltz vergangene Woche im Bundestag zu
Protokoll. Scharfe Kritik an dem Regie-
rungsentwurf kam aus den Reihen der Op-
position. 
Mit der Neuregelung sollen Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts umgesetzt wer-
den. Das Gericht hatte im Januar 2012 die
bisherigen Regelungen für die Bestandsda-
tenauskunft nur noch übergangsweise bis
längstens zum 30. Juni 2013 für anwendbar
erklärt  (1 BvR 1299/05). Nach diesen Re-
gelungen müssen  Telekommunikationsan-
bieter den zuständigen Stellen Auskunft zu
bei ihnen gespeicherten Kundendaten ge-
ben, wenn dies etwa zur Strafverfolgung er-
forderlich ist. Bestandsdaten sind dabei Na-
me und Anschrift sowie weitere Kontaktda-

ten des Inhabers eines Telekommunikati-
onsanschlusses, aber auch Zugangsdaten
wie die Handy-PIN-Nummer. Nicht dazu
zählen die bei der eigentlichen Telekommu-
nikation anfallenden Verbindungsdaten.

»Verbesserungsbedarf« Armin Schuster
(CDU) wertete die Bestandsdatenauskunft
in der ersten Lesung des Entwurfs als „un-
verzichtbares Instrument der Gefahrenab-
wehr und Strafverfolgung“, das es zu erhal-
ten gelte. Der Parlamentarische Staatssekre-
tär im Bundesinnenministerium, Ole
Schröder (CDU), versicherte, mit der Vorla-
ge würden keine neuen Befugnisse für Straf-
verfolgungs- oder Sicherheitsbehörden ge-
schaffen. Vielmehr beschränke sie sich auf
die Umsetzung der Karlsruher Vorgaben.
Piltz sah indes in mehreren Punkten „Ver-
besserungsbedarf“. Der SPD-Innenexperte
Michael Hartmann kündigte an, seine Frak-
tion werde keiner Regelung zustimmen,
„die Maßnahmen ohne Richtervorbehalt
vorsieht, keine Benachrichtigungspflichten
definiert und die einschlägigen Delikte
nicht begrenzt“.  Für Die Linke kritisierte ihr
Abgeordneter Jan Korte den Entwurf als
„schwammig und intransparent“. Der Grü-
nen-Parlamentarier Konstantin von Notz
monierte, die Regierung liefere eine „nahe-
zu ignorant indifferente Umsetzung der
Vorgaben“ des Verfassungsgerichts. sto ❚

W
as sie gefühlt hat, als
am Donnerstagabend
dann alles geschafft
war, das kann Barbara
Martin gar nicht recht
in Worte fassen.

„Glücklich und überwältigt“ sei sie, „aber
jetzt müssen wir das alles erst einmal sacken
lassen“.
Denn bei aller Begeisterung: In die Freude
darüber, dass ihre Petition es nach langem
Kampf schließlich in ein
Gesetz geschafft hat,
mischt sich auch die
Trauer über den Grund
ihres Anliegens. Barbara
Martin hat drei Kinder
verloren – auf dem Pa-
pier aber ist sie bislang
nur Mutter von einem
von ihnen. Zwei ihrer
Kinder wurden mit ei-
nem Gewicht knapp unter 500 Gramm tot
geboren. Rein rechtlich existierten sie bis da-
to nicht; es gibt für sie keine Personen-
standsurkunde, ins Stammbuch der Familie
wurden sie nicht eingetragen. Für Barbara
Martin und ihren Mann ein fürchterlicher
Zustand. „Für uns waren diese Kinder real
und haben verdient, auch von der Gesell-
schaft und vom Staat als wirkliche Kinder
anerkannt zu werden.“ Das Ehepaar initiier-
te eine Petition, in der sie forderten, dass
auch totgeborene Kinder unter 500 Gramm,
die bislang als Fehlgeburten definiert wur-

den, in die Personenstandsbücher eintragen
werden können. Mehr als 40.000 Menschen
unterstützten mit ihrer Unterschrift das An-
liegen der Martins, auch Familienministerin
Kristina Schröder (CDU) zeigte sich tief be-
eindruckt. Sie könne „das tiefe Bedürfnis
der Eltern so gut verstehen, ihren Kindern
einen Namen zu geben und damit auch
deutlich zu machen: Wir sind Mutter und
Vater, auch wenn unsere Kinder nicht mehr
leben“, gab die Familienministerin anläss-

lich der ers-
ten Debatte
zur Ände-
rung des Per-
s o n e n -
standsrechts
im Januar zu
P r o t o k o l l .
Eine Neure-
gelung wer-
de den

Schmerz nicht lindern, den der Verlust eines
Kindes bedeute. „Aber sie ermöglicht Eltern
wenigstens einen würdigen Abschied von
ihrem Kind.“
Eine solche Neuregelung hat der Bundestag
nun einstimmig beschlossen (17/10489,
17/12192). 15.000 Menschen besuchten
am Abend der Abstimmung die Facebook-
Seite von Martins Initiative, viele verfolgten
die Abstimmung per Live-Stream. Mit dem
Votum der Abgeordneten können die Eltern
so genannter Sternenkinder die Existenz ih-
rer Kinder bei den Standesämtern beurkun-

den lassen und haben damit auch das un-
eingeschränkte Recht, sie auf einem Fried-
hof bestatten zu lassen. Nötig ist dafür le-
diglich die Bescheinigung eines Kranken-
hauses, dass eine Geburt stattgefunden hat.
Einen Stichtag gibt es nicht: Sofern der
Nachweis über die Kinder möglich ist, kön-
nen auch Geburten, die viele Jahre zurück-
liegen, beurkundet werden. „Damit zählen
die Kinder der vielen betroffenen Eltern
endlich wirklich zu deren Familien. Das ist
unglaublich wichtig“, sagt Barbara Martin.

Lob der Opposition Auch Abgeordnete al-
ler Fraktionen unterstrichen, dass mit dieser
Möglichkeit den Wünschen vieler tausender
trauernder Eltern Rechnung getragen würde.
Es sei wichtig, argumentierte Stefanie Vogel-
sang (CDU), dass auch Menschen, die tot
mit einem Gewicht unter 500 Gramm zur
Welt kommen, „als Menschen, als Personen
behandelt werden und nicht als Sache oder
gar Klinikmüll“. Manuel Höferlin (FDP) be-
tonte, es sei „nicht hinnehmbar“, dass die-
se Kinder bisher „für den Staat rechtlich
nicht existiert“ hätten und ihnen zum Teil
sogar die Bestattung verweigert worden sei.
Barbara Martin ist froh, dass sich dies nun
ändert. Sie ist überzeugt davon, dass künf-
tig auch die Kliniken, „für die diese Kinder
nun keine Sache und schon gar kein Müll
mehr sind, anders mit den Eltern umgehen
– einfach würdevoller“.
Doch nicht nur für die Sternenkinder-Eltern
wurde in der vergangenen Woche das Perso-

nenstandsrecht geändert. So soll es künftig
möglich sein, bei Kindern, die ohne klar Ge-
schlechtszugehörigkeit zur Welt kommen –
sogenannte Intersexuelle –, Einträge ins Re-
gister ohne Angaben zum Geschlecht zu
machen. Die Opposition begrüßte, dass sich
die Koalition doch noch zu diesem Schritt
entschlossen habe. Es sei „gut und richtig,
dass es hier nun eine neue Regelung gibt“,
sagte Gabriele Fograscher (SPD). Ulla Jelp-
ke (Die Linke) argumentierte, damit werde
der Druck von den Eltern genommen, bald

nach der Geburt „geschlechtsangleichende
Operationen an ihrem Kind vornehmen zu
lassen“. Jelpke bedauerte allerdings, dass
man nicht dem Vorschlag des Ethikrates ge-
folgt sei, neben „männlich“ und „weiblich“
als neue Geschlechtskategorie „anderes“
einzuführen. Konstantin von Notz (Grüne)
betonte, das Personenstandsrecht werde so
geändert, „dass ein Eintrag des Geschlechts
in der Geburtsurkunde auch der Existenz
von intersexuellen Menschen angemessen
Rechnung trägt“. Susanne Kailitz ❚

FAMILIE Bundestag beschließt einstimmig Neuregelungen für »Sternenkinder« und für Intersexuelle 

Ein Kind ist keine Sache

»Es geht darum,
Leben auch 
als Leben zu
bezeichnen.«
Stefanie Vogelsang, CDU
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Streit um Datenauskunft 
INNERES FDP will Regierungsentwurf nachbessern

Die Koalition hat Vorstöße der Links- und
der Grünen-Fraktion für eine Begrenzung
von Parteispenden zurückgewiesen. Zu-
gleich zeigten sich Vertreter der CDU/CSU-
und der FDP-Fraktion am Freitag bereit,
über eine Stärkung der Transparenz etwa
beim Parteien-Sponsoring zu sprechen. 
Die Abgeordneten debattierten in erster Le-
sung über einen Gesetzentwurf der Grünen
zur Änderung des Parteiengesetzes
(17/11877). Darin schlägt die Fraktion vor,
eine Obergrenze für Spenden bei 100.000
Euro festzuschreiben und Spenden juristi-
scher Personen generell zu verbieten, „um
einen übermäßigen Einfluss wirtschaftli-
cher Interessengruppen zu verhindern“. Fer-
ner soll der Vorlage zufolge unter anderem
klargestellt werden, „dass Sponsoring nur
dann nicht unter den Spendenbegriff fällt,
wenn sich Leistung (Geldzuwendung) und
Wert des Sponsorings wirtschaftlich die
Waage halten“. Dem Parlament lag zugleich
ein Antrag der Linksfraktion (17/9063) vor,
in dem unter anderem ein Verbot von Spen-
den durch juristische Personen sowie ein
Verbot des Sponsorings von Parteien gefor-
dert wird. Ferner soll die Spendenhöhe für
natürliche Personen der Vorlage zufolge auf
25.000 Euro jährlich begrenzt werden.
Der Parlamentarische Geschäftsführer der
Grünen-Fraktion, Volker Beck, sagte, die
Parteienfinanzierung müsse auf „transpa-

rentere Füße“ gestellt werden. Die Bürger
müssten darauf vertrauen können, „dass
sich niemand Parteien oder Politik kaufen
kann“. Auch Raju Sharma (Die Linke) warn-
te vor dem Eindruck, Politik werde gekauft.
Er verwies darauf, dass seine Partei keine
Unternehmensspenden annehme und ihre
Parteitage auch nicht sponsern lasse. 

»Schlicht verfassungswidrig“ Der CDU-
Abgeordnete Armin Schuster sagte, ein
Spenden- und Sponsoring-Verbot für Unter-
nehmer sei „schlicht verfassungswidrig“. Es
gehöre zur „Entscheidungsfreiheit von Bür-
gern wie Unternehmen“, Spenden zu leis-
ten. „Eventuell gerechtfertigt“ könne es in-
des sein, „reguläres Großsponsoring ähn-
lich wie auch Großspenden anderen Offen-
legungserfordernissen zu unterwerfen“. Der
FDP-Parlamentarier Stefan Ruppert beton-
te, dem Grundgesetz entspreche es, dass
sich auch die Wirtschaft an der Parteienfi-
nanzierung beteilige. Dabei gebe es „ein ho-
hes Maß an Transparenz“, doch sei er bereit,
im einen oder andern Fall „für noch mehr
Transparenz zu sorgen“. Auch die SPD-Ab-
geordnete Gabriele Fograscher lehnte ein
Spendenverbot für juristische Personen ab.
Eine Begrenzung in Höhe von etwa 100.000
Euro scheine indes sinnvoll. „Spenden von
Unternehmensverbänden sollten jedoch
ausgeschlossen werden“. sto ❚

»Noch mehr Transparenz« 
PARTEIEN Linke und Grüne wollen Spenden begrenzen 

>STICHWORT

> Totgeburten: Tot geborene Kinder mit einem Gewicht un-
ter 500 Gramm können künftig in die Register aufgenom-
men werden. Auf Wunsch der Eltern ist eine Beurkundung
durch die Standesämter möglich. Nötig ist nur der Nachweis
der Geburt; einen Stichtag gibt es nicht.

> Intersexuelle: Bei Kindern, die ohne eindeutige Ge-
schlechtszugehörigkeit zur Welt kommen, ist es möglich, im
Register auf eine Geschlechtsangabe zu verzichten.

> Weiße Karteikarten: Die sogenannten weißen Karteikar-
ten mit  Angaben zu nichtehelich geborenen oder adoptier-
ten Kindern der Jahrgänge 1970 bis 2009 werden künftig
an die Bundesnotarkammer übermittelt und dort verwaltet.
Dies soll den Schutz dieser Kinder im Erbrecht garantieren.

PERSONENSTANDSRECHT – Zentrale Neuregelungen:
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Auch totgeborene Kinder mit einem Gewicht unter 500 Gramm können künftig in die Personenstandsbücher aufgenommen werden.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Bundestagswahl soll am 
22. September stattfinden    
Der nächste Bundestag soll nach dem Wil-
len der schwarz-gelben Koalition am 
22. September 2013 gewählt werden. Da-
rauf verständigten sich die  Spitzen von Uni-
on und FDP vergangene Woche bei einer Sit-
zung des Koalitionsausschusses. Endgültig
festgelegt wird der Termin der Bundestags-
wahl von Bundespräsident Joachim Gauck
in Abstimmung mit der Bundesregierung.
Während in Hessen am Tag der Bundestags-
wahl auch der Landtag neu gewählt werden
soll, ist für die Landtagswahl in Bayern der
15. September vorgesehen. sto ❚

Grüne wollen UN-Konvention
im Wahlrecht umsetzen 
Die Grünen-Fraktion hat einen Gesetzent-
wurf „zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention im Wahlrecht“ (17/12068)
vorgelegt, über den der Bundestag vergan-
gene Woche in erster Linie beriet. Der Vorla-
ge zufolge sind nach dem Bundes- und dem
Europawahlgesetz „all jene Menschen pau-
schal vom aktiven und passiven Wahlrecht
ausgeschlossen, für die zur Besorgung aller
ihrer Angelegenheiten ein Betreuer oder ei-
ne Betreuerin bestellt ist“. Ebenfalls ausge-
schlossen seien Menschen, die eine Straftat
im Zustand der Schuldunfähigkeit begangen
haben und aufgrund dessen in einem psy-
chiatrischen Krankenhaus untergebracht
sind. Beide Ausschlusstatbestände sollen
nach dem Willen der Grünen gestrichen wer-
den. Sie seien nach geltenden menschen-
rechtlichen Standards nicht zu rechtfertigen
und stünden „im Widerspruch zu den Zielen
der UN-Konvention über die Rechte von
Menschen mit Behinderungen“, die seit
2009 in der Bundesrepublik geltendes Recht
sei. sto ❚

Bundesrat will Bildungs- 
und Teilhabepaket ändern
Der Bundesrat will einzelne Regelungen
zum sogenannten Bildungs- und Teilhabe-
paket im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB II) ändern. Deshalb hat er einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf (17/12036) in
den Bundestag eingebracht, der vergange-
nen Donnerstag in erster Lesung im Plenum
beraten wurde. Die Länderkammer argu-
mentiert, dass die Erfahrungen der Praxis
der vergangenen zwei Jahre gezeigt hätten,
„dass die derzeitigen Regelungen an eini-
gen Punkten zu einem erhöhten Verwal-
tungsaufwand führen und die Inanspruch-
nahme ungewollt erschweren“. ver ❚

Neuerungen für privat 
Krankenversicherte 
Bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen hat der Bundestag am 31. Januar ei-
nen Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Änderung versicherungsrechtlicher Vor-
schriften (17/11469) in der vom Rechtsaus-
schuss geänderten Fassung (17/12199) an-
genommen. Danach können unter anderem
privat Krankenversicherte künftig vom Ver-
sicherer jederzeit eine Umstellung des Ver-
trags in den Basistarif ohne Selbstbehalt
verlangen, wenn der im Basistarif vereinbar-
te Selbstbehalt den Beitrag nicht angemes-
sen verringert. Der Vertrag muss innerhalb
von drei Monaten umgestellt werden. Die
Kündigungsfrist wird von einem auf zwei
Monate verlängert. ver ❚

KURZ NOTIERT
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NPD-Verbot Der Bundestag hat sich erstmals nach dem
Verbotsantrag des Bundesrates mit dem Thema beschäftigt

Viele Bedenken  

Ein NPD-Anhänger bei einer Demonstration im November 2012 in Frankfurt (Oder)

D
er Bundesrat hat Druck
aufgebaut. Spätestens
seitdem sich die Länder-
kammer im Dezember
des vergangenen Jahres
dafür entschieden hat,

beim Bundesverfassungsgericht einen Ver-
botsantrag gegen die NPD zu stellen, wartet
die Öffentlichkeit gespannt, wie sich Bun-
desregierung und Bundestag in dieser Frage
positionieren würden. Die Abgeordneten
des höchsten Verfassungsorgans haben sich
nun am vergangenen Freitag in einer Ple-
nardebatte mit dem Thema beschäftigt. 
Einig war man sich dabei in der Feststel-
lung, dass die NPD eine verfassungsfeindli-
che Partei ist. Ob jedoch der Deutsche Bun-
destag ebenfalls einen Verbotsantrag gegen
die NPD stellen sollte, war in der Debatte
umstritten. Während der Parlamentarische
Geschäftsführer der SPD-Fraktion, Thomas
Oppermann, sich für einen solchen Antrag
aussprach und dem Vorhaben gute Chan-
cen einräumte, äußerten sich Redner von
Unions- und FDP-Fraktion skeptisch, was
die Erfolgschance des Antrags, aber auch die
Wirksamkeit eines eventuellen Verbotes an-
geht. Grünen- und Linksfraktion stehen ei-
nem Verbotsantrag zwar grundsätzlich po-
sitiv gegenüber, räumten aber ein, dass es
Bedenken hinsichtlich des dem Antrag zu-
grundeliegenden Materials gebe. Wortlos
blieb die Bundesregierung.

SPD optimistisch Der Bundesrat habe sich
seine Entscheidung für ein Verbotsverfah-
ren nicht leicht gemacht, sagte Oppermann.
Nun müssten Bundesregierung und Bun-
destag entscheiden, ob sie dem folgen woll-
ten. Seine Fraktion habe daher einen Antrag
(17/12168) mit der Forderung vorgelegt,
dass sich der Innenausschuss mit der Mate-
rialsammlung beschäftigen und eine Emp-
fehlung aussprechen solle. Oppermann gab

sich optimistisch: „Die Chancen für ein Ver-
bot standen noch nie so gut wie heute.“ Der
Bundestag, so seine Forderung, sollte einen
Verbotsantrag stellen.

Problem V-Leute Der Vorsitzende des In-
nenausschusses, Wolfgang Bosbach (CDU),
erklärte in der Debatte, er sehe die Chancen
eines Verbotsantrags „sehr skeptisch“. Der
bloße Nachweis der Verfassungswidrigkeit
der rechtsextremen Partei reiche für ein Ver-
bot nicht aus. Es müsse auch nachgewiesen
werden, dass die NPD die Demokratie aktiv
bekämpfe. Eine neue Blamage in Karlsruhe
wie vor zehn Jahren könne sich der Staat
nicht leisten.  Skeptisch zeigte sich auch
sein Kollege Hans-Peter Uhl (CSU). „Hoch-
rangige Verfassungsjuristen warnen vor ei-
nem Verbotsantrag“, gab er zu bedenken. 
Die Forderung der SPD, der Bundestag sol-
le das Material prüfen, sei richtig und den-
noch lediglich ein „billiger Profilierungs-
versuch“ der Sozialdemokraten, sagte Ulla
Jelpke (Die Linke). „Was glauben Sie denn,
was wir seit Dezember mit dem Material
machen?“ Die Prüfung sei längst im Gang.
Ihre Fraktion plädiere für einen Verbotsan-
trag, sagte Jelpke. Um das Verbotsverfahren
aber „wasserdicht“ zu machen, müsse das
vorliegende Material weiter ergänzt werden,
forderte sie. Die Rechtsextremismus-Exper-
tin der Linksfraktion, Petra Pau, zeigte sich
skeptisch und verwies auf juristische und
politische Hürden. Sie  verlangte die Been-
digung des Einsatzes von V-Leuten. 
Hartfrid Wolff (FDP) übte Kritik an den
Ländern. Mit einem „Monate andauernden
Verbotsverfahren“ hätten diese den Ein-
druck besonderen Engagements zu erwe-
cken versucht. Tatsächlich aber hätten die
meisten von ihnen über viele Jahre hinweg
bei der Bekämpfung des Rechtsextremismus
versagt. Der SPD warf Wolff vor, durch den
Antrag, der nur Selbstverständlichkeiten

enthalte, die Frage der Bekämpfung des
Rechtsextremismus in den Wahlkampf zu
ziehen, „Das ist der Sache nicht dienlich“,
befand der FDP-Politiker. Wolff räumte ein,
dass gegebenenfalls auch ein Parteienverbot
zur wehrhaften Demokratie gehöre. Es stel-
le sich aber die Frage, ob man mit einem
Verbot nicht nur die Hülle beseitige, wäh-
rend das Grundproblem weiter bestehe. 

Regierung wortlos Die Gefährlichkeit der
NPD rühre aus dem Zusammenwachsen
mit der freien Szene, aus der Gewalttätigkeit
und dem „arbeitsteiligen Vorgehen“, sagte
Wolfgang Wieland (Grüne). Er persönlich
sei zwar leidenschaftlich für ein Verbot. Zu-
gleich erkenne er jedoch an, dass es „respek-
table Argumente“ dagegen gebe. Wieland
warnte davor, diese Frage für „parteitakti-
sche Geplänkel“ zu nutzen. Durch das Vor-
gehen des Bundesrates sei der Bundestag
verpflichtet, sich eine Meinung zu bilden.
Volker Beck, Parlamentarischer Geschäfts-
führer der Grünen-Fraktion, zeigte sich be-
sorgt, dass ein Verbotsantrag scheitern kön-
ne. Unsicher sei bereits, ob das vorliegende
Material gegen die Rechtsextremisten die
Hürde in Karlsruhe nehmen werde. Nach
Ansicht Becks ist es auch zweifelhaft, ob der
Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte ein Verbot nachträglich billigen wür-
de.
Von der Bundesregierung war im Verlauf der
Debatte nichts zu erfahren. Die zuständigen
Minister für Inneres und Justiz, Hans-Peter
Friedrich (CSU) und Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP), haben beide erheb-
liche Vorbehalte gegen das Verbotsverfah-
ren. Die Bundesregierung will im März ihre
Haltung festlegen. Friedrich und Leutheus-
ser-Schnarrenberger verfolgten die einein-
halbstündige Debatte im Bundestag, ergrif-
fen aber zum Ärger der SPD-Fraktion selber
nicht das Wort. Götz Hausding ❚
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Konflikte friedlich regeln, Gewalt ohne militärische Mittel eindämmen: 
Das ist das Ziel des Zivilen Friedensdienstes (ZFD). Daran arbeiten 
mehr als 250 ZFD-Fachkräfte in über 40 Ländern.
Für politische Bildung und Friedensarbeit hat der ZFD eine Poster-
ausstellung, Informations- und Unterrichtsmaterialien entwickelt, die 
Sie online bestellen können: www.ziviler-friedensdienst.org
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Die brisante Frage steht unausgesprochen
hinter jedem Wortwechsel im NSU-Unter-
suchungsausschuss mit den aus Thüringen
angereisten Zeugen: Hätten Uwe Böhn-
hardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe
nach ihrem Untertauchen schon Ende der
1990er Jahre entdeckt werden können?
Mutmaßlich wäre es dann nicht zu zehn
Morden an türkisch- oder griechischstäm-
migen Kleinunternehmern und einer Poli-
zistin zwischen 2000 und 2007 gekom-
men, die dem „Nationalso-
zialistischen Untergrund“
(NSU) zugerechnet wer-
den. Zum NSU mutierte
das Trio erst im Laufe der
Zeit nach dem Januar
1998: Damals verschwand
die Gruppe während der
Durchsuchung mehrerer
Garagen in Jena, bei der
sich Bombenmaterial fand.
All das, was vergangene
Woche über Pannen, Fehl-
griffe, Desorganisation,
handwerkliches Versagen, Informations-
lücken und Blockaden beim Landeskrimi-
nalamt (LKA) wie beim Landesamt für
Verfassungsschutz (LfV) publik wird, lässt
die Mitglieder des Untersuchungsaus-
schusses zuweilen konsterniert dreinbli-
cken. 
Das Team des Zielfahnders Sven Wunder-
lich galt beim LKA als effiziente Elitetrup-
pe. Doch Böhnhardt, Mundlos und Zschä-
pe waren einfach nicht zu packen. Der
Zeuge erhebt schwere Vorwürfe gegen den
Geheimdienst, aber auch gegen die eigene
Behörde. So könne er sich „nicht erklä-
ren“, warum ihm die LKA-Ermittler jene
Liste mit Kontaktadressen, die bei der Ga-
ragenaktion auftauchte, seinerzeit nicht
ausgehändigt hätten. „Mit
Erschrecken“, besonders
wegen des Vermerks zu po-
tenziellen Aufenthaltsor-
ten des Trios, habe er diese
Liste erstmals in den Me-
dien gesehen. Egon Lut-
hardt, von 1997 bis 2000
LKA-Chef, räumt bei sei-
nem Auftritt ein, dass „die
Zielfahnder oft allein ge-
lassen wurden“.
Zu seinem Erstaunen fand
Wunderlich die ominöse
Adressenliste einige Tage vor seiner Ver-
nehmung im Ausschuss plötzlich in den
einst von ihm angelegten Akten. Mehrere
Abgeordnete äußern den Verdacht, die
Dokumente könnten nachträglich „fri-
siert“ worden sein. 
Schlagkräftig scheint das LKA nicht gewe-
sen zu sein. Luthardt war offenbar ein
Chef ohne große Autorität. Die kommis-
sarische Leitung übernahm er eher wider-

willig, nach seinen Worten wurde aus dem
Thüringer Landes-Innenministerium öfter
an ihm vorbei in seine Behörde hineinre-
giert. In Thüringen „waren viele Türen für
mich verschlossen“, meinte Egon Luthardt
vor den Abgeordneten. Beim Landeskrimi-
nalamt seien im Jahr 1997 viele Planstel-
len unbesetzt gewesen, das Personal habe
über wenig Berufserfahrung verfügt.
„Wir waren sehr nah dran, aber wir kamen
immer zu spät“, bilanziert Luthardt die er-

folglose Fahndung. Wegen
dieses Fiaskos bekommt
der Geheimdienst sein Fett
weg. Hinweise auf Aufent-
haltsorte des Trios hätten
existiert, so Luthardt, „aber
die waren nicht bei uns“.
Die Informationen des
Landesamtes für Verfas-
sungsschutz seien „gering,
dünn, spärlich“ gewesen,
kritisiert Wunderlich:
„Man hat uns ausgetrickst.“
Empört zeigt sich der Zeu-

ge, dass der Geheimdienst nichts über das
Bemühen der Zelle mitgeteilt habe, sich
Waffen zu besorgen: „Das hätte für uns
tödlich sein können.“ Die Fahnder hätten
angenommen, bei der Gruppe handele es
sich nur um junge Leute, „die in Garagen
Blödsinn machen“. Nun hat aber jüngst
der ehemalige LfV-Vize Peter Jörg Nocken
gegenüber den Parlamentariern beteuert,
man habe das LKA umfassend über eigene
Erkenntnisse unterrichtet. Der Ausschuss-
vorsitzende Sebastian Edathy sagt über die
widersprüchlichen Aussagen: „Einer hat
gelogen.“
Verblüfft ist das Bundestags-Gremium
über Wunderlichs Hinweis, das LfV habe
die Fahnder gemahnt, bei ihrer Suche im

rechtsextremen Milieu
„nicht für Unruhe zu sor-
gen“. Beim LKA keimte so-
gar der Verdacht, der Ge-
heimdienst behindere be-
wusst die Fahndung, um 
V-Leute zu schützen. Laut
Ex-LKA-Chef Luthardt exis-
tierten dafür aber keine Be-
lege. Der Vater von Mund-
los erzählte Wunderlich,
Zschäpe sei eine „Quelle“
des Landesamtes für Ver-
fassungsschutz. Der fand

diese These „sehr glaubwürdig“, überprüf-
te den Verdacht indes nicht näher. Der
Ausschuss staunt. Karl-Otto Sattler ❚

Chaos im Sicherheitsapparat
NSU-AUSSCHUSS Blick auf die Thüringer Fahndung

Auflagen für 
Bundeswehr abgelehnt  
Die Linksfraktion ist mit ihrer Forderung ge-
scheitert, den Zugang für Minderjährige zu
Großwaffensystemen wie Schiffen, Flugzeu-
gen oder Panzern  bei öffentlichen  Informa-
tionsveranstaltungen der Bundeswehr ver-
bieten zu lassen. Der Bundestag lehnte den
entsprechenden Antrag (17/8609) am ver-
gangenen Freitag gegen die Stimmen der
Linken und von Bündnis 90/Die Grünen
mehrheitlich ab. Ebenso abgelehnt wurde
die Forderung der Linksfraktion, das Min-
destalter für eine Dienstverpflichtung bei
der Bundeswehr auf das vollendete 18. Le-
bensjahr festzuschreiben. Der Antrag
(17/8491) scheiterte an den Stimmen von
CDU/CSU, der FDP und der Grünen bei Ent-
haltung der SPD. Die Linke hatte in ihrem
Antrag zudem gefordert, dass die Rekrutie-
rung als Kindersoldat im Ausland als spezi-
fischer Asylgrund in Deutschland anerkannt
wird. aw ❚

SPD-Antrag zur Substitution
an Ausschuss überwiesen
Der Bundestag hat sich vergangene Woche
mit einem Antrag der Fraktion der SPD
(17/12181) befasst, der anregt, die rechtli-
chen Bedingungen für die Substitutionsbe-
handlung von Opiatabhängigen zu verbes-
sern. Es bedürfe einer Reform des „Absti-
nenzparadigmas“ in der Betäubungsmittel-
Verschreibungsverordnung sowie der
einschlägigen Strafandrohungen im Betäu-
bungsmittelgesetz. Zudem müsse auch für
opiatabhängige Strafgefangene eine stetige
Substitutionsbehandlung garantiert sein.
Der Antrag wurde zur Beratung an den Ge-
sundheitsausschuss überwiesen. tvw ❚

Kritik an EU-Vorschlag zu 
klinischen Prüfungen
Der Bundestag hat sich vergangene Woche
mit zwei getrennten, aber wortgleichen An-
trägen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD,
FDP und Bündnis 90/Die Grünen (17/12183)
sowie der Fraktion die Linke
(17/12184(neu)) befasst. Beide fordern die
Bundesregierung auf, sich bei den Verhand-
lungen über einen Verordnungsvorschlag
der EU zu klinischen Prüfungen mit Huma-
narzneimitteln für Änderungen einzusetzen.
Der Verordnungsvorschlag weise starke
Mängel auf, die im weiteren europäischen
Gesetzgebungsverfahren behoben werden
müssten, schreiben die Abgeordneten. Vor
allem soll das in Deutschland bestehende
Schutzniveau für Prüfungsteilnehmer erhal-
ten bleiben. Beide Anträge wurden gemein-
sam abgestimmt und angenommen. tvw ❚

KURZ NOTIERT

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

»Wir waren 
sehr nah 

dran, aber 
kamen immer 

zu spät.«
Egon Luthardt, 

Ex-LKA -Chef in Thüringen

»Das LfV hat
gemahnt, im

Milieu nicht für
Unruhe 

zu sorgen.«
Sven Wunderlich, 
LKA-Zielfahnder 
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Mit den geplanten Änderungen bei der Pro-
zesskostenhilfe (17/11472) hat sich die
Bundesregierung die Kritik der Opposition
zugezogen. Das wurde während der Debat-
te am vergangenen Donnerstag deutlich. 

Missbrauch vermeiden Ziel der Neurege-
lung ist es laut Bundesregierung, ungerecht-
fertigte Prozesskostenhilfebewilligungen zu
vermeiden und der missbräuchlichen Inan-
spruchnahme von Prozesskostenhilfe ent-
gegenzuwirken. Die Regelungen führten zu
einer erheblichen Benachteiligung derjeni-
gen, die auf die Hilfe angewiesen seien, kri-
tisierte Jens Petermann (Die Linke). Von ei-
ner „Zweiklassenjustiz“ sprach Ingrid Hön-
linger (Bündnis 90/Die Grünen). Sonja
Steffen (SPD) äußerte die Befürchtung, dass
dem Gleichheitsgrundsatz nicht mehr ge-
dient werden könne. Bundesjustizministe-
rin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger

(FDP) verteidigte die Vorlage. Die Mittel
sollten denjenigen zukommen, die sie auch
wirklich benötigten, sagte sie. Und Ute Gra-
nold (CDU) warnte da-
vor, ungerechtfertigte
Ängste zu schüren.
Umstritten war auch der
ebenfalls aus dem Justiz-
ministerium stammende
Entwurf eines Kosten-
rechtsmodernisierungs-
gesetzes (17/11471). Da-
rin ist unter anderem vor-
gesehen, die Vergütung
von Rechtsanwälten, No-
taren und anderen Pro-
zessbeteiligten anzuhe-
ben. Gegen diese Vorlage
erhob sich Kritik von Sei-
ten der Bundesländer. An-
gela Kolb (SPD), Justiz-

ministerin in Sachsen-Anhalt, machte deut-
lich, dass eine Modernisierung des Kosten-
rechts dringend erforderlich sei. Die Regie-

rungsvorlage führe jedoch zu einer weiteren
Verschlechterung des Kostendeckungsgra-
des in der Justiz. 
Leutheusser-Schnarrenberger hatte hinge-
gen dargestellt, dass durch die Neureglung
177 Millionen Euro an Mehreinnahmen für
die Länder zu erwarten seien. Dagegen sei
für sie nicht erklärbar, wie die Bundesregie-
rung auf diesen Betrag komme, sagte die
Landesministerin, die eine Steigerung der
Gerichtsgebühren um 20 Prozent forderte.
Die Justiz benötige eine angemessene per-
sonelle Ausstattung.
Detlef Seif (CDU) wies die Kritik der Lan-
desministerin zurück. Die Länder seien für
die Justiz zuständig und müssten auch die
nötigen Kosten tragen. Das vorliegende Ge-
setz führe zu einer Steigerung des Kostende-
ckungsgrades auf über 50 Prozent, sagte er.
Berechnet sei dieser Wert auf Grundlage von
Angaben aus den Ländern.  Götz Hausding ❚

Kritik an Neuregelung der Prozesskostenhilfe
JUSTIZ Bundestag berät in erster Lesung über die Reformpläne der Bundesregierung

FAIRER HANDEL Seit den jüngsten
Bränden in asiatischen Textilfabriken ist
ein altes Streitthema Gegenstand neuerli-
cher Debatten: die weltweite soziale
Verantwortung von Unternehmen

Eine Frage
der Ehre

Prozesskosten: Kritiker befürchten Zwei-Klassen-Justiz

Mustergültig: Diese Textilfabrik in Bangladesch entspricht höchsten Standards. Deshalb fertigt sie unter anderem Ware für bekannte europäische Modemarken.

S
ieben Frauen tötet das Feuer.
Zwei von ihnen sind erst 15 und
16 Jahre jung. Es gibt weder
Notausgänge noch Feuerlö-
scher. Dieser Brand in einer Tex-
tilfabrik in einem Vorort Dha-

kas, der Hauptstadt Bangladeschs, ereignet
sich am letzten Januarwochenende in die-
sem Jahr. Und er reiht sich ein in die Berich-
te über ähnliche Vorfälle in Bangladesch
und Pakistan Ende vergangenen Jahres. Sie
beflügeln die öffentliche Diskussion über
die ökologische und ökonomische Verant-
wortung deutscher Unternehmen. Denn all-
zu oft sind sie Auftraggeber und Abnehmer
dieser Textilfabriken, die ohne Brandschutz
und Sicherheitslizenzen arbeiten. Und so-
mit seien die deutschen Firmen mitverant-
wortlich, argumentieren Kritiker. 

Wunsch nach Transparenz Nun hat das
Thema auch das Parlament erreicht. Vergan-
genen Donnerstag debattierte das Plenum
einen entsprechenden Antrag (17/11319)
der SPD-Fraktion. Diese hatte die Vorlage
als Reaktion auf den Brand mit etwa 240 To-
desopfern in Pakistan Anfang November
2012 in den Bundestag eingebracht.
Die Sozialdemokraten wollen „Transparenz
für soziale und ökologische Unternehmens-
verantwortung herstellen“. Zu diesem
Zweck sollen „unternehmerische Pflichten
zur Offenlegung von Arbeits- und Umwelt-
bedingungen auf europäischer Ebene“ ein-
geführt werden, fordert die Fraktion in ih-
rem Antrag. Sie verlangt von der Bundesre-
gierung, sich auf EU-Ebene im Rahmen der
Reform der EU-Modernisierungsrichtlinie
und der Formulierung einer neuen „Corpo-
rate Social Responsibility“-Strategie für um-

fangreiche Offenlegungspflichten „für Un-
ternehmen hinsichtlich nicht-finanzieller
Informationen in Bezug auf ihre Geschäfts-
tätigkeit“ einzusetzen.
Die Plenardebatte eröffnete Johann Wade-
phul (CDU). Er wies die Forderungen der
Sozialdemokraten als übertrieben zurück:
„Sie wollen immer alles normieren.“ Dabei
würden deutsche Unternehmen, von denen
der Christdemokrat einige lobend erwähn-
te, bereits ihre Verantwortung wahrnehmen.
Beispielsweise würden sie erzielte Gewinne
teils in Umweltprojekte investieren und die-
se fördern.

Missstände verhindern Für die SPD-Frak-
tion sprach Gabriele Hiller-Ohm. Sie wider-
sprach Wadephul mit der Begründung,
wenn die Unternehmen die Verantwortung
wahrnehmen würden, dann wären nicht
immer wieder solche Katastrophen passie-
ren, „mit Arbeitsunfällen und Ausbeutung
von Kindern und Arbeitern“. Die Textilfa-
brik, die im November ausbrannte, habe
schließlich auch für ein deutsches Unter-
nehmen produziert, argumentierte die Sozi-
aldemokratin. Somit seien die Bedingun-
gen, unter denen auch deutsche Firmen
weltweit produzieren lassen, oft katastro-
phal. „Solche Missstände müssen verhin-
dert werden“, erklärte sie.  
Weil die Konsumenten vermehrt auf Her-
kunft und Nachhaltigkeit von Produkten
achten, würden auch „die Unternehmen zu-
nehmend auf die Produktionsbedingungen
achten“, sagte Pascal Kober (FDP). Bei den
Forderungen der SPD-Fraktion sei fraglich,
ob die Unternehmen diese überhaupt erfül-
len könnten. Denn wenn ein Unternehmen
nur eine geringe Menge eines Produkts ein-

kaufe, könne es keine Forderungen an den
Partner stellen. 
Jutta Krellmann (Die Linke) zeigte sich
überzeugt, dass einige, vor allem große Un-
ternehmen, freiwillige Selbstverpflichtun-
gen für politische Diskussionen nutzen. An-
deren wiederum würden diese Maßnahmen
für ihre Außenwirkung oder Mitarbeiterwer-
bung instrumentalisieren. Daher werde je-
der Debatte um eine gesetzliche Veranke-
rung von Mindeststandards durch Selbstver-
pflichtungen „der Wind aus den Segeln ge-
nommen. Nach dem Motto: ‚Wir machen
doch schon was’“.
Der Abgeordnete Volker Beck von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen sagte: „Wir
müssen doch faire Wettbewerbsbedingun-

gen für die Unternehmen schaffen, die sich
die Mühe machen nicht billiger einzukau-
fen, weil ihre Hersteller und Lieferanten
Menschenrechte mit den Füßen treten.“ Das
sei folglich eine Wettbewerbsverzerrung.
Die Menschen in Deutschland wären seiner
Meinung nach bereit, auch wenn sie wenig
verdienen würden, ein bisschen mehr zu
zahlen, wenn dafür Kinderarbeit ausge-
schlossen werden könne. Selbstverpflich-
tungen würden keine Transparenz schaffen,
gab sich Beck überzeugt. 

Antrag abgelehnt Anschließend wurde
der Beschlussempfehlung (17/12110) des
Sozialausschusses, den Antrag abzulehnen,
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
gegen die Stimmen der SPD- und Grünen-
Fraktion bei Enthaltung der Linksfraktion
Folge geleistet. 
Die Textilfabrik in Bangladesch übrigens
fertigte Kleidung für europäische Unterneh-
men. Ein Journalist vor Ort fand Etiketten
spanischer und französischer Modemarken. 
Mit etwa 4.500 Textilfabriken ist Bangla-
desch einer der größten Bekleidungsherstel-
ler der Welt. Die Branche ist der wichtigste
Wirtschaftszweig des Entwicklungslandes.
Der Monatslohn der Arbeiter liegt bei um-
gerechnet gerade einmal 27 Euro. 
Seit 2006 starben bei Bränden in Bangla-
deschs Textilfabriken etwa 700 Menschen.
Bei dem verheerenden Fabrik-Brand Ende
November waren mehr als 100 Menschen
gestorben. Verena Renneberg ❚

Einstimmig hat der Bundestag in der ver-
gangenen Woche einen gemeinsamen Ge-
setzentwurf aller fünf Fraktionen zur Ände-
rung des Bundeswahlgesetzes (17/11820)
in modifizierter Fassung (17/12174) ange-
nommen. Danach sind Auslandsdeutsche
bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzun-
gen künftig wieder wahlberechtigt, sofern
sie „entweder nach Vollendung ihres 14. Le-
bensjahres mindestens drei Monate unun-
terbrochen in der Bundesrepublik Deutsch-
land gelebt haben und dieser Aufenthalt
nicht länger als 25 Jahre zurück liegt oder
aus anderen Gründen persönlich und un-

mittelbar Vertrautheit mit den politischen
Verhältnissen in der Bundesrepublik
Deutschland erworben haben und von ih-
nen betroffen sind“. Derzeit können Aus-
landsdeutsche an Bundestagswahlen nicht
teilnehmen, nachdem das Bundesverfas-
sungsgericht mit Beschluss vom 4. Juli 2012
(Aktenzeichen 2 BvC 1 / 11, 2 BvC 2 / 11)
die bisherige Regelung zum Wahlrecht im
Ausland lebender Deutscher im Bundes-
wahlgesetz für nichtig erklärt hatte. 

Statistikgesetz novelliert Mit dem Bun-
destagsbeschluss wird zugleich das Wahlsta-
tistikgesetz geändert. Danach sollen bei der
repräsentativen Wahlstatistik, die bei Bun-
destagswahlen seit 1953 erfolgt, die 60 und
mehr Jahre alten Wähler in die Altersgrup-
pen „60 bis 69“ sowie „70 und mehr Jahre“
aufgeteilt werden können. Derzeit werden
sie in einer Altersgruppe erfasst. sto ❚

Stimmrecht für Emigranten
WAHLGESETZ Bundestag beschließt Fünf-Fraktionen-Initiative
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

FAMILIENRECHT Angesichts der steigenden
Zahlen unverheirateter Eltern und nichteheli-
cher Kinder befassen sich Regierung, Parlament
und Länderkammer derzeit mit Novellen fami-
lienrechtlicher Angelegenheiten.
Am vergangenen Donnerstag standen im Bun-
destagsplenum Initiativen zu Neuregelungen
von Sorge- und Erbrecht auf der Tagesordnung.
Dazu zählte der Regierungsentwurf „zur Re-
form der elterlichen Sorge nicht miteinander
verheirateter Eltern“ (17/11048). Mit ihm will
die Bundesregierung die Möglichkeiten des Zu-
gangs des nicht mit der Kindesmutter verheira-
teten Vaters zur gemeinsamen elterlichen Sor-
ge deutlich erweitern.
Wenn der andere Elternteil schweige oder kei-
ne potenziell kindeswohlrelevanten Gründe
vortrage und diese auch nicht ersichtlich sind,
bestehe eine gesetzliche Vermutung, dass die
gemeinsame Sorge dem Kindeswohl nicht wi-
derspreche. Dieser soll „in einem beschleunig-
ten und überdies vereinfachten Verfahren zur
Durchsetzung verholfen werden“, heißt es in
dem Entwurf.
Darüber hinaus soll nach dem Willen der Regie-
rung dem Vater der Zugang zur Alleinsorge
auch ohne Zustimmung der Mutter eröffnet
werden, „und zwar sofern eine gemeinsame el-

terliche Sorge nicht in Betracht kommt und zu
erwarten ist, dass die Übertragung auf den Va-
ter dem Wohl des Kindes am besten“ entspre-
che.
Dieser Gesetzentwurf wurde anschließend mit
den Stimmen der Koalitionsfraktion und der
Bündnisgrünen gegen die Stimmen der SPD-
und bei Enthaltung der Linksfraktion in zweiter
und dritter Beratung angenommen. Dagegen
wurden drei Anträge der Oppositionsfraktionen
von SPD (17/8601), Grünen (17/3219) und Lin-
ken (17/9402) abgelehnt.
Später am Tag stand noch ein weiterer Regie-
rungsentwurf auf der Agenda des Plenums: Der
„Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der
Rechte des leiblichen, nicht rechtlichen Vaters“
(17/12163) wurde in erster Lesung diskutiert
und anschließend  zur weiteren Beratung in die
Zuständigen Ausschüsse überwiesen.
Ein zentrales Anliegen dieser Gesetzesinitiative
ist es, dem leiblichen Vater „ein Recht auf Um-
gang mit dem Kind“ zu gewähren, „wenn der
Umgang dem Kindeswohl dient“.Ausschlagge-
bend dafür soll ein „nachhaltiges Interesse“,
dass der leibliche Vater an dem Kind zeigen
müsse. Dabei soll das Umgangsrecht unabhän-
gig davon sein, ob zwischen Vater und Kind ei-
ne sozial-familiäre Beziehung besteht. ver ❚

Dem Wandel gerecht werden

FAMILIE Der Bundestag hat am vergangenen
Donnerstag zusätzliche Gelder für den Ausbau
der Kindertagesbetreuung bewilligt. Statt der
ursprünglich auf dem Krippengipfel im Jahr
2007 anvisierten rund 750.000 Betreuungsplät-
ze für Kinder unter drei Jahren, sollen jetzt ins-
gesamt 780.000 Plätze zur Verfügung gestellt
werden. Darauf hatten sich Bund, Länder und
Kommunen im vergangenen Jahr geeinigt. Um
die Finanzierung der zusätzlichen 30.000 Plät-
ze zu sichern, verbaschiedete der Bundestag am
vergangenen Donnerstag einen entsprechen-
den Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und FDP (17/12057) in der durch den
Familienausschuss nochmals geänderten Fas-
sung (17/12217). Mit Ausnahme der Linksfrak-
tion, sie enthielt sich der Stimme, votierten alle
Fraktionen für das Gesetz.
Die Tatsache, dass der Bund seine Beteiligung
am Kita-Ausbau erhöht, reklamieren sowohl
Koalition als auch Opposition jeweils für sich als
Erfolg. SPD, Grüne und Linke argumentieren, sie
hätten Bundefamilienministerin Kristina Schrö-
der (CDU) bei diesem Thema „zum Jagen tra-
gen müssen“.
Der Bund wird sich in den Jahren 2013 und
2014 mit 580,5 Millionen an den benötigten In-

vestitionen beteiligen. Die Gesamtinvestitionen
von Bund, Ländern und Kommunen weren auf
1,08 Milliarden Euro beziffert.Auch an den lau-
fenden betriebskosten für die zusätzlichen Kita-
Plätze beteiligt sich der Bund. Durch eine ent-
sprechende Änderung des Finanzausgleichsge-
setzes werden den Ländern im laufenden Jahr
18,75 Millionen Euro, im Jahr 2014 dann 37,5
Millionen Euro und ab 2015 jährlich 75 Millio-
nen Euro zur Verfügung gestellt.
Bislang hat sich der Bund mit vier Milliarden
Euro an den Gesamtinvestitionskosten von
zwölf Milliarden Euro für die usprünglich anvi-
sierten 750.000 Plätze beteiligt. Diese Bundes-
mittel seien inzwischen zu 99 Prozent von Län-
dern und Kommunen beantragt worden, teilte
Familienministerin Schröder in der vergange-
nen Woche mit.
Mit den 780.000 Betreuungsplätzen soll eine
Betreuungsquote von durchschnittlich 38 Pro-
zent erreicht werden. Am 1. August diesen Jah-
res tritt der Rechtsanspruch auf einen Platz in
der öffentlichen geförderten Betreuung für Kin-
der unter drei Jahren in Kraft. Die Opposition je-
doch bezweifelt, dass die Quote von 38 Prozent
den realen Bedarf an Betreuungsplätzen wird
abdecken können. aw ❚

Bund erhöht Mittel für Kita-Ausbau

KREBSBEKÄMPFUNG Der Bundestag hat
vergangene Woche darüber beraten, wie die
Politik den Herausforderungen bei der Krebs-
Bekämpfung begegnen kann. Dem Plenum la-
gen dazu ein Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (17/11267) und ein Entschließungsantrag
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (17/12223)
vor. Der Gesetzentwurf wurde mit den Stimmen
der Koalition bei Enthaltung der Oppositions-
fraktionen angenommen, der Entschließungs-
antrag wurde abgelehnt.
In der Debatte erinnerte die FDP-Abgeordnete
Christine Aschenberg-Dugnus daran, dass die
Diagnose Krebs für die Betroffenen immer noch
dramatisch sei und die Behandlung daher eine
hohe Qualität haben müsse. „Mit der flächen-
deckenden Einführung von klinischen Krebsre-
gistern werden wir bald in der Lage sein, die
Qualität der onkologischen Versorgung sekto-
renübergreifend darzustellen“, sagte die Abge-
ordnete. Der CDU-Abgeordnete Rudolf Henke
warnte demgegenüber vor überzogenen Erwar-
tungen. Erfolge bei der Krebsvermeidung hin-
gen auch vom Wissen und der Verantwortung
des Einzelnen ab. „Deswegen ist der Aufklä-
rungsansatz in der Primärprävention, immer
wieder Handlungserfordernisse zu betonen,

richtig“, sagte Henke. Die SPD-Abgeordnete
Marlies Volkmer betonte, das das Gesetz Vorga-
ben des Nationalen Krebsplanes umsetze. Künf-
tig würden die Daten der klinischen Krebsregis-
ter mit den vorliegenden Daten der epidemio-
logischen Krebsregister verknüpft. Dadurch
könne man „erstmalig in Deutschland erken-
nen, welche Therapie unter welchen Bedingun-
gen die besten Ergebnisse liefert“, sagte Volk-
mer. Die Abgeordnete der Linken Martina Bun-
ge ist hingegen davon überzeugt, dass sich mit
dem Gesetz das Ziel, die Qualität der Versor-
gung zu erforschen, nicht hinreichend realisie-
ren lasse. Bedauerlich sei auch, dass die Koali-
tion „nicht der Forderung nach einer vollstän-
digen Kopplung der Daten der Früherkennung
mit den Daten der Krebserkrankungen nachge-
kommen“ sei, meinte Bunge. Die Grünen-Abge-
ordnete Birgitt Bender warf der Koalition vor,
der Gesetzentwurf sei zu sehr auf die Früher-
kennung als Maßnahme zur Krebs-Bekämpfung
fixiert. Demgegenüber wäre es aus Benders
Sicht angezeigt, die Menschen darüber aufzu-
klären, dass der Nutzen erheblich geringer
„und der Schaden von Früherkennungsuntersu-
chungen deutlich größer ist, als man bisher ge-
dacht hat“. tvw ❚

Kaum Dissens über Krebsregister 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Mehr zum Thema der Woche online unter: www.
test.de/thema/unternehnmensverantwortung 

>KOMPAKT

> CSR-Aktionsplan Der Aktionsplan Cor-
porate Social Responsibility (CSR) wurde
2010 von der Bundesregierung beschlos-
sen. Bei dem Plan handelt es sich um die
nationalen Strategie zur gesellschaftli-
chen Verantwortung von Unternehmen.

> Aktueller Stand Der Umsetzungsstand
ist online unter www.csr-in-
deutschland.de abrufbar. Die Seite be-
treibt das Bundesarbeitsministerium.

> Weitere Informationen In einer Ant-
wort (17/10506) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(17/10274) erteilt die Bundesregierung
Auskunft zu Details und Hintergründen.
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D
as jüdische Familienun-
ternehmen S.A. Loevy in
Berlin bestand 85 Jahre. Es
war die größte und be-
kannteste Bronzegießerei
der Stadt. Heute erinnert

nur noch ein bescheidenes Schild an die Fir-
ma und die Menschen, die mit ihr verbun-
den waren. Das Schild ist klein und grau wie
der Stein der Säule, an dem es am Reichstag
hängt. Man übersieht es leicht. Der Text auf
der Tafel hat lediglich vier Zeilen: „Die In-
schrift über dem Westportal des Reichstags-
gebäudes ,DEM DEUTSCHEN VOLKE´ wur-
de Ende 1916 von der Berliner Bronzegieße-
rei Albert und Siegfried Loevy angebracht.
Deren Familien wurden – weil sie Juden wa-
ren – Opfer des Nationalsozialismus. Sie
wurden verfolgt, enteignet und in Plötzen-
see, Theresienstadt und Auschwitz ermor-
det.“ 
„DEM DEUTSCHEN VOLKE“ – es sind Bron-
ze-Buchstaben, ins Mauerwerk geschraubt.
Jeder Buchstabe 60 Zentimeter hoch, der ge-
samte Schriftzug 16 Meter lang. Zwei Buch-
staben mussten nach dem Ende des Zweiten
Weltkrieges erneuert werden. Ein D und das
V. Die Fläche unter den beiden Buchstaben
ist heller als bei den anderen. Als Ernst Reu-
ter 1948 seine legendäre „Völker der Welt“-
Rede vor 350.000 Berlinern hielt, fehlten die-
se beiden Lettern. „DEM .EUTSCHEN .OL-
KE“ stand an der Fassade.

Fläche freigehalten Die Inschrift hatte lan-
ge gehalten. Es gibt ein Foto aus den Tagen
unmittelbar vor Heiligabend 1916. Da ste-
hen vier Arbeiter auf einem Holzgerüst und
verschrauben die einzelnen Buchstaben in

der Fassade des Reichstags. Der Fotograf war
mit auf dem Gerüst, ganz dicht bei den Män-
nern. Deshalb sind Einzelheiten gut zu er-
kennen. Es muss kalt gewesen sein. Vermut-
lich wehte oben an der Fassade an diesem
Vorweihnachtstag ein eisiger Wind. Trotz-
dem arbeiten die Vier ohne Handschuhe.
Kein Vergnügen, kalter Stein, kaltes Metall.
Jeder der Arbeiter hat einen der steifen Hüte
auf dem Kopf, wie sie damals Mode waren.
Und nicht nur das. Unter ihren dicken Jop-
pen tragen sie Hemden und – Krawatten.
Welcher Arbeiter würde heute mit Hemd und
Krawatte auf der Baustelle er-
scheinen? Dieser Tag aber
war ein besonderer Tag für
die vier Männer vor der
Schrift. Ein patriotischer Tag.
Sie legten buchstäblich letzte
Hand an den Reichstag. End-
lich, 22 lange Jahre nach der
Einweihung, wurde die In-
schrift angebracht, für die
der Architekt Paul Wallot ex-
tra eine Fläche freigehalten
hatte.
Kaiser Wilhelm II. hatte nach
jahrelangem Zögern angeordnet: Die Bron-
ze-Buchstaben sind aus zwei der Kanonen zu
gießen, die Preußen 1813 im Feldzug gegen
Napoleons Frankreich erbeutet hatte und die
seitdem in der Spandauer Zitadelle lagerten.
Kanonen in Buchstaben zu verwandeln – das
konnte damals in Berlin nur eine Firma: Die
S.A. Loevy Bronzegießerei, Gartenstraße 96.
Die Adresse ist heute zwischen Torstraße und
Invalidenstraße zu suchen. An dieser Stelle
erinnert nichts mehr an die jüdische Familie
Loevy und ihren Handwerksbetrieb. S.A. Lo-

evy – das stand für den Firmengründer
Samuel Abraham Loevy, ein Roth- und Gelb-
gießer aus Schneidemühl in der preußischen
Provinz Posen. Seine erste Werkstatt richtete
er in der Großen Hamburger Straße in Ber-
lin-Mitte ein. Ganz in der Nähe des jüdischen
Friedhofes, auf dem der große Philosoph
und Menschenfreund Moses Mendelssohn
sein Grab hatte, bevor die Nazis den Fried-
hof komplett verwüsteten.

Familiengrab Ernst Loevy, ein Enkel des Fir-
mengründers, war 1936 der letzte Loevy, der

die Bronzegießerei leitete.
Der Betrieb wurde 1939 „ari-
siert“, wie es damals hieß.
1944 wurde Ernst Loevy
nach Auschwitz deportiert
und vergast. Da war seine
Mutter schon zwei Jahre tot
– ermordet von den Natio-
nalsozialisten in Theresien-
stadt. Siegfried Loevy, einer
der beiden Söhne des Fir-
mengründers und Chef der
Bronzegießerei bis zu sei-
nem Tode 1936, liegt in ei-

nem Familiengrab auf dem Friedhof St. Eli-
sabeth in Mitte, einen Steinwurf von der Ge-
denkstätte Berliner Mauer in der Bernauer
Straße entfernt. Es ist ein evangelischer Fried-
hof, auf dem der jüdische Bronzegießer be-
graben ist.
Wer heute nach dem Grab von Siegfried 
Loevy sucht, muss wissen, was er finden will.
Auf einem Stein steht eine steinerne Urne.
Keine Inschrift, kein Name, nichts. Kein
Buchstabe ist übrig geblieben. Das Grab steht
auf der Liste derjenigen Gräber, für die man

spenden kann, wenn man in Berlin Grabma-
le retten möchte. Auch dieses Grab würde die
Mühe lohnen.
Siegfried Loevy, der Mann im namenlosen
Grab, hatte einen Sohn. Der hieß Erich. Und
eine Tochter. Die hieß Ursula. Beide waren
getauft, beide waren christlich erzogen. Assi-
milierung und Anpassung, die ihnen Antise-
mitismus ersparen und ihnen das Leben ret-
ten sollte. Siegfried Loevy ging sogar so weit,
seine beiden Kinder von einem Freund adop-
tieren zu lassen. Jetzt hießen beide Gloeden.
Nichts sollte mehr an die jüdischen Wurzeln
erinnern, schon gar nicht der verräterische
Name Loevy. 
Erich Gloeden, geborener Loevy. Einer, der
sich in der Nazi-Zeit vom Assimilierten zu-
rück verwandelte – in einen überzeugten Ju-
den und Zionisten. In einem langen Aufsatz,
den er Anfang der vierziger Jahre schrieb, tritt
Erich Gloeden bereits vehement für die Ein-
richtung eines eigenen jüdischen Staates ein.
Ein Wanderer zwischen den Welten, der sich
schließlich entschied. Für die Geschichte sei-
nes Volkes und damit auch für die Geschich-
te seiner Familie.

Doppelleben geführt Erich Gloeden und
seine Frau Elisabeth, eine promovierte Juris-
tin, führten in der Folge ein Doppelleben. Ih-
re Wohnung in der Kastanienallee 23 im
Charlottenburger Westend, in der auch Erich
Gloedens Schwiegermutter Elisabeth Kuz-
nitzky lebte, wurde zu einer wichtigen An-
laufstelle für Menschen, die auf der Flucht
vor den Nazis waren. Einer dieser Flüchtlin-
ge hieß Fritz Lindemann und war Artillerie-
General. Er gehörte zum Kreis der Hitler-At-
tentäter vom 20. Juli. Auf seine Ergreifung

waren eine halbe Million Reichsmark ausge-
setzt. Sein Versteck bei Erich Gloeden, gebo-
rener Loevy, wurde verraten.
Josepha von Koskull, eine enge Freundin der
Familie, beschreibt in ihren Erinnerungen,
was am Sonntag, dem 20. August 1944, ge-
schah, als die Gestapo die Wohnung im
Westend stürmte: „Zum Mittagessen gab es
eine junge Pute und eine sehr schöne Apfel-
speise. Dazu tranken wir zwei Flaschen
Rheinwein. Wir waren sehr heiter und brach-
ten einen Trinkspruch auf den Sieg der Alli-
ierten aus. Nach Tisch legten wir uns etwas
hin. Plötzlich klingelte es an der Wohnungs-
tür. Herr Gloeden öffnete. Einen Augenblick
darauf hörte ich ein Stimmengewirr und klat-
schende Schläge. Schreie in der Wohnung:
‚Du Schwein, wo ist Lindemann?´ Ein Mann
in Zivil stürmte mit einem Revolver in der
Hand ins Wohnzimmer. Schüsse fielen. Der
General hatte versucht, aus einem hinteren
Fenster der Wohnung vom ersten Stock in
den Hof zu springen. Die Gestapo trieb alle
in der Diele der Wohnung zusammen. Da
stand der General, aus einer Brustwunde
stark blutend, aber aufrecht und gefasst. Die
Hände wurden ihm auf dem Rücken zusam-
mengeschlossen, ebenso bei Herrn Gloeden,
dessen Gesicht blutig geschlagen war.“
Soweit die Erinnerungen. Fritz Lindemann
lebte schwer verletzt noch mehrere Wochen.
Er lag zeitweise ans Bett gefesselt in einem
Polizeikrankenhaus, das heute das Berliner
Bundeswehr-Krankenhaus ist, und wurde
von SS-Leuten bewacht. Lindemann starb ei-
nen Monat nach dem Gestapo-Überfall auf
die Wohnung von Erich Gloeden.

Freiwillig in den Tod Erich Gloeden, seiner
Frau Elisabeth und seiner Schwiegermutter
Elisabeth Kuznitzky wurde der Prozess vor
dem „Volksgerichtshof“ unter Roland Freis-
ler gemacht. Erich Gloeden versuchte alles,
um die Frauen zu retten. Er behauptete, sie
hätten gar nicht wissen können, dass der
Mann, der bei ihnen wohnte, General Linde-
mann war. Volksgerichtshof-Präsident Freis-
ler nahm ihm das ab, verurteilte die beiden
Frauen zu hohen Zuchthausstrafen und
Erich Gloeden zum Tode. Doch dann melde-
te sich Elisabeth Gloeden noch einmal vor
dem Gericht zu Wort. Unmittelbar nach dem
Urteilsspruch erhob sie sich, stand sehr auf-
recht und erklärte, sie habe sehr wohl ge-
wusst, dass es Lindemann war, den sie in der
Wohnung versteckt hatten. Sie wünsche den
gleichen Weg zu gehen wie ihr Mann. Die
Ehefrau hatte noch nicht ganz zu Ende ge-
sprochen, da stand auch ihre Mutter von der
Anklagebank auf. Auch sie, sagte sie dem Ge-
richt, sei Mitwisserin. Erich Gloeden alleine
in den Tod gehen zu lassen, das kam weder
für seine Frau noch für seine Schwiegermut-
ter in Frage.
Am 27. November 1944 wurden die drei An-
geklagten zum Tode verurteilt – „im Namen
des Volkes“. Drei Tage später zerschmetterte
ihnen in Plötzensee der Henker das Genick.
Auf der Sterbeurkunde steht: „Todesursache:
Enthauptung“. Zuerst wurde Elisabeth Gloe-
den hingerichtet – um 11.02 Uhr. Ihr Mann
um 11.04 Uhr. „Der Verstorbene war Witwer
von Elisabeth Gloeden“ ist auf dem Formu-
lar zu lesen. Weitere zwei Minuten später
starb auch die Schwiegermutter unter dem
Fallbeil.

Kastanienalle 23 in Westend. Das Haus ist
heute weiß gestrichen. Wer auf das Pflaster
unter seinen Füßen achtet, entdeckt auf dem
Bürgersteig vor dem Hauseingang drei bron-
zefarbene Stolpersteine. Sie tragen die Na-
men und Lebensdaten von Erich Gloeden,
geboren als Erich Loevy, seiner Frau und sei-
ner Schwiegermutter. Die Broschüre des In-
ternationalen Auschwitz Komitees (siehe
Beitrag unten) ist in diesem Sinne auch ein
Stolperstein. Ein Stolperstein zum Gedenken
an die deutsch-jüdische Handwerkerfamilie
Loevy. Ein Stolperstein für die Menschen vor
der Schrift am Reichstag. Bernd Oertwig ❚

Der Autor ist Journalist in Berlin 

Mitten im Ersten Weltkrieg, im Dezember 1916, bringen Arbeiter der Firma Loevy am Westportal des Reichstags die Schrift DEM DEUTSCHEN
VOLKE an (rechts). Siegfried Loevy (oben links) und sein Neffe Ernst Loevy (Bild darunter) leiteten die Firma gemeinsam bis 1936. Nach

Siegfrieds Tod 1936 war Ernst Loevy bis zur „Arisierung“ 1939 letzter Chef der Bronzegießerei Loevy. Er wurde wie sein Cousin Erich Loevy
bzw. Gloeden (Bild oben, 2.v. links) im Dritten Reich ermordet. Eine Gedenktafel (u. links) am Reichstag erinnert an die Familie Loevy.

Der letzte
Firmenchef
Ernst Loevy
wurde nach
Auschwitz

deportiert und
dort ermordet.
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Die Vollender des Reichstags
WIDMUNG Die Gießerei der jüdischen Familie Loevy stellte die berühmte Inschrift über dem Westportal her. Sie wurde Opfer der Nazis

„Diese Fahrt war sehr wichtig und ein-
drucksvoll. Sie veranlasst mich jetzt erst
recht, mich mehr zu engagieren.“ Mit dieser
Aussage steht Valeria Högerle nicht alleine
da. Wie sie äußerten sich auch die anderen
Teilnehmer der 17. Jugendbegegnung des
Bundestages, die vom 24. bis 30. Januar in
der Ukraine stattgefunden hat. Dort infor-
mierten sich die Jugendlichen über die Ver-
brechen der Nationalsozialisten vor Ort
und die ukrainische Erinnerungskultur. 

Gedenkarbeit Seit 1997 veranstaltet der
Bundestag jährlich eine Jugendbegegnung
zu den Themen Holocaust, Nationalsozia-
lismus und Erinnerungspolitik. Dazu wer-
den jeweils 80 junge Menschen im Alter von
17 bis 24 Jahren aus Deutschland und ganz
Europa eingeladen. Sie alle sind aufgrund
ihres Engagements in der Gedenkkultur, in
der Antirassismus-Arbeit oder wegen einer
persönlicher Betroffenheit ausgewählt wor-
den. „Die Jugendbegegung ist ein Weg, die
nachfolgenden Generationen am Gedenken
an die Opfer des Nationalsozialismus zu be-
teiligen“, fasst Birgid Aschinger, Leiterin des
Besucherdienstes des Bundestages, den
Sinn der Reise zusammen. So soll das Wis-
sen über die Verbrechen des Nationalsozia-

listen an die nächsten Generationen weiter
gegeben werden. Die Jugendbegegnung
geht dabei auf eine Initiative der früheren
Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth
(CDU) zurück. 
Die diesjährige Reise stand unter dem Titel
„Osteuropa als Ort nationalsozialistischer
Verbrechen: Besatzung, Zwangsarbeit und
Völkermord in der Ukraine.“ Ziel der Exkur-
sion war die ukrainische Hauptstadt Kiew.

Insgesamt nahmen in diesem Jahr 78 Ju-
gendliche aus acht verschiedenen Nationen
teil. „Die Jugendlichen sollen sich auf der
Fahrt mit den unterschiedlichen Erinne-
rungskulturen in Deutschland und der
Ukraine vertraut machen und die Opferviel-
falt des Zweiten Weltkrieges, gerade in Ost-
europa, kennenlernen“, erklärt Jochen Gu-
ckes, Referent für Jugendprojekte des Besu-
cherdienstes des Bundestages, die Themen-

schwerpunkte der Reise. Dazu besichtigten
die Jugendlichen in Kiew verschiedene Mu-
seen und Gedenkstätten, die den Opfern
des  Holocausts gewidmet sind. Unter ande-
rem besuchten sie die Massenerschießungs-
stätte Babyn Jar. Auf dem heute als Park ge-
nutzen Gelände fand die größte einzelne
Mordaktion des Krieges statt, bei der am 29.
und 30. September 1941 etwa 34.000 Juden
erschossen wurden. Außerdem trafen sich
die Teilnehmer mit noch lebenden Zeitzeu-
gen, die von ihren traumatischen Erlebnis-
sen als Zeugen von Massenerschießungen,
Zwangsarbeiter oder KZ-Häftling erzählten.
Kooperationspartner der diesjährigen Ju-
gendbegegnung war die Organisation Ya-
had – In Unum, die sich für die Dokumen-
tation und Erhaltung von Massengräbern in
Osteuropa einsetzt sowie die Aktion Sühne-
zeichen Friedensdienste.  
Im Anschluss an das Programm in der
Ukraine nahmen die Jugendlichen schließ-
lich an der offiziellen Gedenkstunde für 
die Opfer des Nationalsozialismus im Bun-
destag in Berlin statt. Abschließend disku-
tierten sie im Rahmen einer Podiumsdis-
kussion mit  Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) ihre Erlebnisse und Ein-
drücke. Julian Burgert ❚

Reise in die Ukraine wider das Vergessen
HOLOCAUST-GEDENKEN 78 Jugendliche aus ganz Europa besuchen auf Einladung des Bundestags Kiew 
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Schweigeminute am Denkmal für die Opfer von Babyn-Jar 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Seit 2001 erinnert am Hauptportal des
Reichstags eine kleine Gedenktafel an die
Berliner Bronzegießerei Albert und Sieg-
fried Loevy, die 1916 die dort die Inschrift
DEM DEUTSCHEN VOLKE angebracht
hatte und deren Familien durch die Natio-
nalsozialisten verfolgt und ermordet wur-
den. Auf die Spur gebracht wurde der Bun-
destag vom Jüdischen Museum in Berlin.
2012 erstellte das Internationale Ausch-
witz Komitee (IAK) 2012 eine Broschüre
(„Die Menschen vor der Schrift“) über die
tragische Geschichte der Familie Loevy.
Das IAK ist der Zusammenschluss von
Auschwitz-Überlebenden und ihrer Orga-
nisationen und Stiftungen aus 19 Län-
dern. Die Geschäftsstelle ist in der Ge-
denkstätte Deutscher Widerstand in Berlin
angesiedelt und wird vom Exekutiv-Vize-
präsidenten Christoph Heubner geleitet.
IAK-Präsident ist der Auschwitz-Überle-
bende Roman Kent, der in New York lebt.
Die Arbeit des IAK wird von der Bundes-
regierung finanziell unterstützt.
Zu den Projekten des Auschwitz Komitees
gehört auch die gemeinsame Arbeit mit
Lehrlingen von VW und polnischen Schü-
lern, die fünf Mal jährlich für je 14 Tage in
der Gedenkstätte Auschwitz arbeiten und
beim Erhalt der Gedenkstätte helfen. Zur
Nachbereitung kommen die Jugendlichen
nach Berlin und auch in den Reichstag.
Durch ihre Erfahrungen in der Gedenk-
stätte Auschwitz sensibilisiert, entdeckten
die Jugendlichen 2011 beim Verlassen des
Reichstages am Hauptportal das Gedenk-
schild: Somit schloss sich ein Kreis für die
Jugendlichen und es kam der Wunsch auf,
mehr über die jüdische Eisengießer-Fami-
lie Loevy zu erfahren. In der Folge ent-
stand die Broschüre des Internationalen
Auschwitz Komitees. kru ❚

Kreislauf des
Gedenkens

Mehr zum Thema unter:
http://www.auschwitz.info
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Gemeinsame Patrouille der Bundeswehr und der afghanischen Armee bei Nawabad im Norden Afghanistans
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Ägyptens Präsident Mohammed Mursi hat
bei seinem Besuch in Berlin vor Abgeordne-
ten des Bundestages um Vertrauen für die de-
mokratische Transformation in seinem Hei-
matland geworben. Zwei Jahre nach der Re-
volution, die auf dem Tahrirplatz in Kairo ih-
ren Ausgang nahm, sei Ägypten weder
Theokratie noch Militärstaat, sondern ein zi-
viler Staat, der die Freiheits- und Grundrech-
te achte, sagte Mursi vergangene Woche in ei-
ner Aussprache mit Abgeordneten des Aus-
wärtigen Ausschusses und Vertretern weiterer
Ausschüsse. „Das neue Ägypten wird keine
Diskriminierung dulden“, sagte Mursi. Das
gelte auch für die Rechte von Frauen und von
religiösen Minderheiten. 

Verfassungsprozess In der Aussprache wür-
digten die Abgeordneten quer durch alle
Fraktionen die Öffnung zur Demokratie, die
die Ägypter mit ihren Protesten gegen die
Herrschaft Husni Mubaraks erzwungen ha-
ben. „Unsere Sympathie galt und gilt all je-
nen, die auf dem Tahrirplatz friedlich für den
Wandel, für Arbeit, Freiheit und Würde ein-
getreten sind“, sagte der Vorsitzende des Aus-
wärtigen Ausschusses, Ruprecht Polenz
(CDU). Kritisch zeigten sich Abgeordnete
quer durch alle Fraktionen zur Frage der Ach-
tung von Minderheitenrechten und der Reli-
gionsfreiheit, zum stockenden Verfassungs-

prozess und zu dem aus ihrer Sicht ausblei-
benden Dialog Mursis und seiner regierenden
Partei der Muslimbrüder mit der ägyptischen
Opposition. Auch die Mursi zugeschriebenen
judenfeindlichen Äußerungen und seine Hal-
tung zu Israel und zum Nahost-Konflikt wa-
ren Thema. 
Vor der Aussprache mit den Abgeordneten
hatte sich Bundestagspräsident Norbert Lam-
mert (CDU) in einem Gespräch mit Mursi für
den weiteren Ausbau des demokratischen
Systems in Ägypten eingesetzt. Lammert be-

dauerte das Scheitern der verfassunggeben-
den Versammlung im ersten Anlauf nach
dem Auszug der Opposition. Der Bundestags-
präsident betonte die Bedeutung einer Verfas-
sung als unbestrittenes Regelwerk jenseits der
Rivalität von Parteien oder zwischen Regie-
rung und Opposition. Bedauerlicherweise sei
ein solcher Konsens nach der Überwindung
der Diktatur in Ägypten noch nicht gelungen.
Zugleich bot der Bundestagspräsident die Un-
terstützung des Bundestages für den weiteren
Transformationsprozess in Ägypten an. ahe ❚

Mursi erklärt sich
VISITE Der ägyptische Präsident stellte sich bei seinem Berlin-Besuch den Fragen der Abgeordneten 

Ägyptens Präsident Mohammed Mursi (r.) und der Ausschussvorsitzende Ruprecht Polenz

W
enn Ende 2014 der in-
ternationale ISAF-Ein-
satz in Afghanistan
vorbei ist, soll auch die
Bundeswehr als kämp-
fende Truppe das Land

verlassen haben. An dieser Entscheidung hält
die Bundesregierung nach wie vor fest. Ange-
sichts dessen wird bereits die Truppenredu-
zierung geplant. Und zwar mit Unterstüt-
zung des Bundestages, der am vergangenen
Donnerstag bei einer namentlichen Abstim-
mung die Mandatsverlängerung bis 28. Feb-
ruar 2014 (17/11685, 17/12096) mit deutli-
cher Mehrheit bestätigte. Bei 585 abgegebe-
nen Stimmen votierten 435 Abgeordnete für
den Antrag der Bundesregierung, 111 stimm-
ten dagegen, 39 enthielten sich. 

Zweifel Künftig sollen demnach statt 4.900
nur noch 4.400 Soldaten am Hindukusch im
Einsatz sein. Bis zum Ende des Mandatszeit-
raums soll sich deren Zahl auf 3.300 Solda-
ten verringern, schreibt die Regierung. Soweit
jedenfalls „die Lage dies erlaubt und ohne
dadurch unsere Truppen oder die Nachhal-
tigkeit des Übergabeprozesses“ der Sicher-
heitsverantwortung an afghanische Kräfte zu
gefährden. Diese Planungen überzeugen
aber nicht alle: Während der Debatte wurden
Zweifel am Rückzugsinteresse der Bundesre-
gierung laut. Und dieses Mal kamen sie nicht
nur von der Linksfraktion. 
Deren Verteidigungsexperte Paul Schäfer er-
klärte erwartungsgemäß: „Die Linksfraktion
lehnt die Fortsetzung des Einsatzes ab.“ Skep-
tisch beurteilte er die Abzugspläne. Zwar rede
die Regierung andauernd von einem Abzug.

Tatsächlich sei jedoch ein „Zaudern und Zö-
gern“ zu beobachten. So sei im Mandat die Re-
de davon, dass der Abzug nur erfolgen solle,
wenn die Bedingungen dies zuließen. Zu-
gleich würden neue Kampfhubschrauber nach
Afghanistan verlegt. „Ein wirklicher Truppen-
abzug sieht anders aus“, sagte Schäfer. 
Doch auch dem stellvertretenden Fraktions-
vorsitzenden der Grünen, Frithjof Schmidt,
fehlt das Vertrauen in die Regierungszusagen.
Es gebe in dem Mandat „zu viele Hintertü-
ren“, bemängelte Schmidt. Selbst für den
Fall, dass die Umstände dies erlaubten, sei
die angestrebte Zahl von 3.300 Soldaten
neun Monate vor Beendigung des ISAF-Man-
dats viel zu hoch, meinte er. Wolle man En-
de 2014 tatsächlich aus dem Land heraus, kä-
me das schlussendlich einem fluchtartigen
Verlassen gleich. Offensichtlich habe aber die
Bundesregierung gar nicht vor, die Bundes-
wehr vollständig abzuziehen, sagte Schmidt.
Die Zahlen im Mandat seien dafür ausgelegt,
dass die Bundeswehr auch 2015 mit einer
deutlich vierstelligen Zahl an Soldaten in Af-
ghanistan bleiben soll. „Das verfestigt den
Eindruck, dass sie sich vom Ziel eines voll-
ständigen Abzuges der Kampftruppen schon
verabschiedet haben“, sagte Schmidt. 

Folgemission Diesen Vorwurf wies Roderich
Kiesewetter (CDU) zurück. „Es ist wichtig,
mit einer großen Zahl fähiger Soldaten in Af-
ghanistan zu sein“, sagte er. Schließlich sei
Deutschland die „Leitnation im Norden“
und auch verantwortlich für den Rückzug
von 18 Partnerstaaten, „die uns im Einsatz
unterstützt haben“. Sein Fraktionskollege An-
dreas Schockenhoff hält die geplante Redu-

zierung der Truppenstärke für realistisch.
Schließlich würden selbsttragende afghani-
sche Sicherheitsstrukturen Gestalt anneh-
men, sagte der stellvertretende Vorsitzende
der Unionsfraktion. Schon jetzt würden auf
76 Prozent der Fläche des Landes afghani-
sche Kräfte die Hauptverantwortung für die

Sicherheitslage tragen. Dazu habe auch die
von Deutschland „mit Nachdruck“ betriebe-
ne Ausbildung beigetragen, betonte Scho-
ckenhoff. Gleichwohl benötigten die Sicher-
heitskräfte auch nach 2014 noch Unterstüt-
zung bei der Ausbildung. Zu diesem Zwecke
plane die Nato auch eine Folgemission. 

Auch dieses Vorhaben wurde vom Linken-
Abgeordneten Schäfer kritisiert. „Bestenfalls
im Kleingedruckten“ finde sich dort der Hin-
weis darauf, dass der Einsatz gegen Terroris-
ten weitergehen werde und damit auch die
Kampfeinsätze an der afghanisch-pakistani-
schen Grenze.

Stefan Rebmann (SPD) machte hingegen
deutlich, dass aus seiner Sicht ein weiteres
Engagement Deutschlands auch über 2014
hinaus nötig ist. Allerdings beziehe sich das
auf die Ebene der Entwicklungszusammen-
arbeit.  In den vergangenen Jahren habe es
durchaus Fortschritte gegeben, etwa bei der

Energie- und Wasserversorgung, bei der wirt-
schaftlichen Entwicklung und beim Zugang
zu Gesundheitsversorgung, sagte Rebmann.
Auch beim Zugang zu Bildung habe es Ver-
besserungen gegeben. So gingen heute mehr
als sieben Millionen Kinder zur Schule, da-
von 2,7 Millionen Mädchen. „Diese Fort-
schritte sollten wir nicht kleinreden“, auch
wenn es nach wie vor in all den genannten
Bereichen „gravierende Defizite“ gebe, sagte
Rebmann. 

Drohnen Sein SPD-Fraktionskollege Lars
Klingbeil ging auf die Äußerungen Andreas
Schockenhoffs zum Thema Drohnen ein.
Der CDU-Politiker hatte zuvor deutlich ge-
macht, dass er die Anschaffung von bewaff-
nungsfähigen Drohnen für notwendig halte.
Die von kirchlicher Seite dazu geäußerten
Bedenken nehme er sehr ernst, betonte der
Christdemokrat. Eine unreflektierte soforti-
ge Ablehnung sei aber falsch. Diese Aussa-
gen seien „wenig hilfreich, um zu einer brei-
ten Mehrheit für die Mandatsverlängerung
zu kommen“, befand Klingbeil, der gleich-
wohl die Zustimmung weiter Teile der SPD-
Fraktion signalisierte. 
Schwierig ist aus Sicht von Elke Hoff (FDP)
vor allem das anstehende Jahr des „längsten
und anspruchsvollsten Einsatzes der Bun-
deswehr“. Es müsse der Spagat gelingen, ei-
nerseits „unsere Soldaten heil zurückzubrin-
gen“. Andererseits müsse auch der ISAF-Ein-
satz bis zum Ende ausgeführt werden. Das
wichtigste Ziel der Politik müsse in den
kommenden Monaten darin bestehen, „eine
politische Lösung für Afghanistan zu finden,
die auch trägt“. Götz Hausding ❚

AFGHANISTAN Bundestag verlängert das Bundeswehrmandat um ein weiteres Jahr – mit weniger Soldaten

Abzug auf Raten

Afghanische Polizisten präsentieren konfiszierte Waffen im Osten des Landes.
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Mit seiner Einschätzung stand Florian Hahn nicht
allein: Das militärische Eingreifen Frankreichs ha-
be „den totalen Zusammenbruch Malis und das
Errichten eines terroristischen Stützpunkts vor
den Toren Europas“ gerade noch rechtzeitig ver-
hindert, sagte der CSU-Abgeordnete in einer Ak-
tuellen Stunde zur Situation in Mali, die vergan-
gene Woche auf Verlangen der Koalitionsfraktio-
nen auf der Tagesordnung stand. Redner fast al-
ler Fraktionen dankten den französischen
Soldaten. Selbst Wolfgang Gehrcke (Die Linke)
kritisierte nicht explizit das französische Vorge-
hen. Er warnte nur vor der „Illusion“, Militärin-
terventionen könnten langfristig Stabilität und Si-
cherheit bringen.Auch warf Gehrcke dem Westen
vor, dass er in Mali „Dschihadisten mit Bomben
bekämpft“, während er in Syrien „die gleichen
Dschihadisten“ unterstütze. Die Entsendung von
Transall-Transportmaschinen der Bundeswehr
nach Mali ohne Bundestagsmandat nannte Geh-
rcke eine „rechtswidrige Entscheidung“.

Vorbehalt Dem wollte sich Rainer Arnold (SPD)
ausdrücklich nicht anschließen. Doch er kritisier-
te es als politischen Fehler, dass die Regierung
keine Zustimmung des Parlaments eingeholt hat.
Nun könne im Ausland der Eindruck entstehen,
es sei „der Parlamentsvorbehalt, der ein stärke-
res deutsches Engagement verhindert“. Zuvor
hatte Bundesaußenminister Guido Westerwelle
(FDP) Gehrcke ausdrücklich aufgefordert, „die

Gerichte anzurufen“. Wenn Deutschland „auch
nur in die Nähe einer Mandatspflicht“ komme,
werde die Regierung den Bundestag beteiligen.
Die Bundeswehr transportiert mit zwei und dem-
nächst drei Transall-Maschinen Truppen und Aus-
rüstung der afrikanischen Wirtschaftsunion ECO-
WAS in die malische Hauptstadt Bamako. Diese
ist weit entfernt von den Kriegsschauplätzen,
weshalb die Bundesregierung darin keinen ge-
nehmigungspflichtigen Auslandseinsatz sieht.Ar-
nold wies darauf hin, dass es inzwischen wesent-
lich nähere „befriedete Flugplätze“ gebe, in die
man die ECOWAS-Soldaten bringen solle, statt
„noch 2.000 Kilometer durchs Land zu fahren“.

Politische Lösung Westerwelle bezeichnete
die „wirtschaftliche und soziale Teilhabe“ des
bisher „unterprivilegierten Nordens“ von Mali
als wesentlichen Bestandteil einer politischen
Lösung, die nach dem Ende der Militäroperation
gesucht werden müsse. Marina Schuster (FDP)
forderte zudem die Bestrafung von Kriegsverbre-
chern. Berichte über Menschenrechtsverletzun-
gen auch der malischen Streitkräfte habe sie
„mit Schrecken zur Kenntnis genommen“.
Um den Konflikt langfristig zu befrieden, forder-
te Kerstin Müller (Bündnis 90/Grüne) die ECO-
WAS in die Lage zu versetzen, eine Sicherheitsar-
chitektur für die gesamte Region aufzubauen.Da-
zu müssten Deutschland und Europa die schon
lange geforderte Ausbildungshilfe leisten. pst ❚

Lufttransport ohne Mandat  
MALI Breite Unterstützung für deutsche Militärhilfe

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Brennpunkt
Sahelzone  
MENSCHENRECHTE Die Grünen fordern
von der Bundesregierung mehr Unterstüt-
zung für die Sahelzone. Seit Jahren komme
es in der Region durch Dürren und Misswirt-
schaft zu Lebensmittelkrisen, heißt es in ei-
nem Antrag (17/10792) der Fraktion, der am
vergangen Donnerstag abschließend beraten
wurde. Die politischen Umbrüche in Nord-
afrika, die Rückkehr bewaffneter Söldner, is-
lamistischer Terrorismus sowie die Eskalati-
on im Norden Malis hätten „die Ernährungs-
krise und fragile Sicherheitslage in der Sahel-
Region dramatisch verschärft“, heißt es darin
weiter. Deutschland solle „mehr nachhaltige
präventive Unterstützung“ in den Bereichen
humanitäre Hilfe, Katastrophenhilfe, Ent-
waffnung und Integration von Söldnern, Si-
cherheitsreform und Korruptionsbekämp-
fung leisten. 
Marina Schuster (FDP) verwies darauf, dass
die Bundesregierung seit Ende 2011 „an hu-
manitäre Hilfe für die Region mehr als 55
Millionen Euro bereitgestellt“ habe. Mit Blick
auf Mali sagte sie, dass es vor allem auch da-
rum gehe, die „afrikanischen Kapazitäten“ zu
stärken, um die Probleme in den Ländern vor
Ort zu lösen.  Auch Frank Heinrich (CDU)
betonte, dass viele der Forderungen bereits in
die Wege geleitet worden seien. Christoph
Strässer (SPD) sah im Antrag die Kernproble-
me der Sahelzone angesprochen, die sich „al-
lein durch eine militärische Intervention“
nicht lösen ließen. Christine Buchholz kriti-
sierte eine Verknüpfung von entwicklungspo-
litischen und militärischen Maßnahmen im
Grünen-Antrag. Katja Keul (Grüne) warf der
Bundesregierung vor, zu spät reagiert zu ha-
ben – nämlich erst, „als die militärische Op-
tion auf dem Tisch lag“. Frühzeitige und in-
ternational koordinierte Verhandlungen hät-
ten in Mali gute Aussicht auf Erfolg gehabt. 
Der Antrag wurde mit den Stimmen von Uni-
on, FDP und Die Linke abgelehnt. ahe ❚

Soziale
Grundsicherung
für die Ärmsten
ENTWICKLUNG Die Fraktionen von SPD
und Bündnis 90/Die Grünen sind mit ihren
Initiativen zum Aus- und Aufbau sozialer Si-
cherungssysteme in Entwicklungs- und
Schwellenländern gescheitert. Zwei entspre-
chende Anträge (17/7358, 17/11665) fanden
am vergangenen Donnerstag keine Mehrheit
im Plenum. 
Die Sozialdemokraten hatten sich dafür stark
gemacht, den Ausbau der sozialen Siche-
rungssysteme zum „Motor solidarischer und
nachhaltiger Entwicklungspolitik“ zu ma-
chen. Konkret soll sich die Bundesregierung
für das Konzept der sogenannten „Social Pro-
tection Floors“ (SPF) einsetzen. Dieses von
der Internationalen Arbeitsorganisation
(ILO) und der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) entworfene Konzept sieht laut An-
trag vier Säulen sozialer Sicherung vor: Dazu
gehörten die Mindestgesundheitsversorgung
für alle, die Verhinderung von Kinderarbeit,
Unterstützung für Arme und Arbeitslose und
schließlich Mindesteinkommensgarantien
im Alter und für Menschen mit Behinderung.
Die Grünen forderten darüber hinaus die
„Zielgröße soziale Sicherung“ im Entwick-
lungsetat wieder einzuführen und jährlich
mindestens 100 Millionen Euro für bilatera-
le und multilaterale Projekte zur Verfügung
zu stellen.
Helga Daub (FDP) argumentierte in der De-
batte, dass es auch darum gehen müsse, Hil-
fe beim Aufbau einer nachhaltigen Wirt-
schaft zu leisten: „Arbeitsplätze bedeuten
Lohn, und wer Lohn erhält, kann auch Steu-
ern zahlen“, die eine Basis sozialer Siche-
rungssysteme seien. 
Karin Roth (SPD) nannte als positives Bei-
spiel das brasilianische Sozialprogramm
„Bolsa Familia“, das einen großen Beitrag zur
Verbesserung der Bildung und der Gesund-
heit geleistet und „die Dynamik des wirt-
schaftlichen Wachstums“ erhöht habe. 
Sabine Weiss (CDU) warf Grünen und SPD
vor, die „Herkulesaufgabe“ der sozialen Si-
cherung in den ärmsten Ländern der Welt zu
unterschätzen und obendrein den ersten
Schritt vor dem zweiten tun zu wollen: Oh-
ne funktionsfähige Verwaltungen, transpa-
rente Steuersysteme und Geburtenregister
hätten flächendeckende soziale Sicherungs-
systeme keine Chance. 
Niema Movassat (Die Linke) betonte, dass es
soziale Sicherung ohne eine gerechte Vertei-
lung des weltweiten Wohlstandes nicht ge-
ben könne. Es reiche nicht aus, „durch ein
bisschen soziale Sicherung Verteilungskon-
flikte abzumildern“. Uwe Kekeritz (Grüne)
betonte, dass Sicherungssysteme öffentlich
und solidarisch organisiert werden müssten,
statt das lukrative Feld sozialer Märkte in Ent-
wicklungs- und Schwellenländern privaten
Versicherern und den Staaten dann die Ver-
sorgung der „Masse der Mittellosen“ zu über-
lassen. ahe ❚
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A
ls David Cameron Ende Ja-
nuar das Unterhaus betrat,
begrüßte ihn ein Gebrüll der
Zustimmung seitens seiner
Fraktionskollegen. So etwas
hatte der Chef der Konserva-

tiven Partei schon lange nicht mehr erlebt.
Der Grund: Wenige Stunden zuvor hatte Ca-
meron seine Grundsatzrede zu Europa ab-
geliefert und angekündigt, dass er 2017 ei-
ne Volksabstimmung über den Verbleib
Großbritanniens in der EU ansetzen will.
Das Thema Europa ist mit Macht auf die Ta-
gesordnung zurückgekehrt, und die Tories
wittern Morgenluft.
Camerons zentrales und durchaus logisches
Argument lautete: Die EU wird sich in den
nächsten Jahren grundlegend ändern, des-
halb muss sich auch Großbritanniens Ver-
hältnis zu ihr notwendigerweise verändern
– und das wiederum braucht die Zustim-
mung des britischen Volkes. Der Regie-
rungschef pries die historische Leistung der
EU um den Frieden in Europa, aber er be-
tonte, dass heute ihre erste Aufgabe sei, den
Wohlstand zu erhalten in einem Zeitalter
des globalen Wettkampfs. Er sieht drei gro-
ße Herausforderungen. Die Krise in der Eu-
rozone wird „zu fundamentalen Änderun-
gen“ führen. Zum zweiten gebe es eine „Kri-
se der europäischen Wettbewerbsfähigkeit“,
weil andere Nationen aufsteigen. Und
schließlich habe man es mit einer wachsen-
den Kluft zwischen der EU und ihren Bür-
gern zu tun, einem „Mangel an demokrati-
scher Verantwortung und Zustimmung“.
Wenn man auf diese Herausforderungen
nicht antworte, laufe man Gefahr, „dass
Europa versagt und die Briten dem Ausgang
zudriften“, sagte Cameron.

EU für das 21. Jahrhundert Er dagegen
sieht sich als ein Pro-Europäer, der drinblei-
ben will. Er wolle eine „flexiblere, anpas-
sungsfähigere, offenere“ Union. Eine Positi-
on des „weiter so“, würde die Probleme nur
verschärfen, und deshalb sei Reform unum-
gänglich. Cameron will „eine für das 21.
Jahrhundert taugliche EU“, die auf den Prin-

zipien der Wettbewerbsfähigkeit, Flexibili-
tät, Subsidiarität, demokratischen Verant-
wortung und Fairness basiert. Cameron
schiebt damit eine Reformdebatte an, die er
aufgrund der Eurozonenkrise für unver-
meidlich hält. Er kündigte an, dass die Kon-
servative Partei in ihrem nächsten Wahlpro-
gramm um ein Mandat ersuche, um Ver-
handlungen über Änderungen im Verhält-
nis zur EU zu führen. Das Ergebnis wird
dann Gegenstand einer Volksabstimmung
sein, die spätestens „in der ersten Hälfte der
nächsten Legislatur“, also Ende 2017 statt-
finden wird. Er wolle dann, so Cameron,
„mit Herz und Seele“ für das neue Arrange-
ment und damit für einen Verbleib in der
EU streiten.

Spaltpilz der Partei Sein Bekenntnis zur EU
war es allerdings nicht, das Camerons Frak-
tionskollegen so laut zum Jubeln brachte.
Sie sind begeistert über das Versprechen ei-
nes Referendums. Cameron selbst ist Realist
genug, um zu wissen, dass ein britischer Aus-
stieg einem ökonomischen und machtpoli-
tischen Desaster gleichkäme. Andererseits ist
er der Chef der Konservativen Partei. Und die
ist tief zerrissen in der Europa-Frage. Früher,
zu Zeiten seines Vorgängers John Major, war
die Partei gespalten zwischen Euroskepti-
kern und Pro-Europäern. Heute liegt der
Schwerpunkt weiter rechts: Pro-Europäer
gibt es nur noch in der Form von Tory-Dino-
sauriern wie Michael Heseltine oder Ken-
neth Clarke. Die neue Demarkationslinie
verläuft zwischen Konservativen, die das Ver-
hältnis zur EU neu verhandeln wollen, und
Tories, die lieber heute als morgen raus
möchten. Die Gruppen sind etwa gleich
groß, aber die erste Gruppe stellt die Regie-
rung, während die „Europhoben“ zumeist
auf den Hinterbänken sitzen.
Wenn es um Europa geht, werden manche
Tories zu Fundamentalisten. Seit den Maas-
tricht-Verträgen vor 20 Jahren wirkt das The-
ma als der große Spaltpilz in der Partei. Ein
Schuss Irrationalität beherrscht die Debat-
ten. Obsession ist auch dabei. Ansonsten
vernünftige Abgeordnete erklären Großbri-

tanniens Abschied von Europa zur nationa-
len Überlebensfrage. Man wähnt sich im
Einklang mit der Volksmeinung. Einerseits
stimmt das: In einer aktuellen Umfrage spra-
chen sich 56 Prozent der Befragten für einen
Austritt aus der EU aus. Man vergisst: Auf der
Prioritätenliste der Bürger steht Europa weit
unten, viel wichtiger sind ihnen Themen wie
Jobkrise, staatliche Ausgabenkürzungen
oder Immigration. Als die Tories 2001
Europa zum Wahlkampfthema machten,
wurden sie an den Urnen gnadenlos abge-
straft. Cameron weiß das alles, aber er hat es
mit einer Fraktion zu tun, die zur Rebellion
bereit ist. So spielt der Premierminister wi-
der besseren Wissens mit dem Feuer: Aus
rein parteitaktischen Gründen musste er sei-
nen Hinterbänklern ein Referendum in Aus-
sicht stellen. Und die werden jetzt alles da-
ran setzen, um einem Austritt den Weg zu
bereiten. Konservative „Europhoben“ wer-
den gemeinsame Sache mit der „United
Kingdom Independence Party“ (UKIP) ma-
chen, die zwar keine Präsenz im Unterhaus
hat, aber laut jüngsten Meinungsumfragen
zwischen zehn und 15 Prozent erzielen
könnte. 

Lager der Neinsager UKIP setzt die Kon-
servative Partei von rechts unter Druck. Vie-
le konservative Wähler finden sie attraktiv,
weil sie eine völlig kompromisslose Positi-
on verspricht. Das Lager der Neinsager wird
zudem durch eine rechtskonservative Presse
unterstützt. Auf der anderen Seite dagegen
stehen Labour und die Liberaldemokraten,
die beiden anderen wesentlichen Parteien
im Parlament. Der Oppositionschef Ed Mi-
liband warnte, dass Camerons Referen-
dumsversprechen das Land in eine lange Pe-
riode der Ungewissheit stürzen und einen
Aufschwung torpedieren würde. Auch die
Gewerkschaften und große Teile der Wirt-
schaft und der City halten nichts von einem
Austritt. Letzten Endes aber wird das Volk zu
entscheiden haben. Jochen Wittmannn ❚

Der Autor ist langjähriger Korrespondent in
London für mehrere Regionalzeitungen. 

GROSSBRITANNIEN Premierminister Cameron will bis 2017
über einen Verbleib seines Landes in der EU abstimmen lassen

Der mit dem
Feuer spielt  

EUROPA Der Jahreswachstumsbericht 2013
der Europäischen Kommission zeigt nach Auf-
fassung der Bundesregierung „erste positive
Ergebnisse“. Es gebe jedoch weiterhin „keinen
Anlass, vom Konsolidierungskurs abzuwei-
chen“, sagte der Parlamentarische Staatssekre-
tär im Finanzministerium, Steffen Kampeter
(CDU), vergangene Woche im Europaausschuss.
Ziel des Jahreswirtschaftsberichtes ist es, im
Rahmen des Europäischen Semesters die wirt-
schaftlichen und sozialen Prioritäten zu erläu-
tern, die den Mitgliedstaaten anschließend als
allgemeiner Wegweiser für ihr politisches Han-
deln dienen sollen. Kampeter sagte, dass sich
die Anstrengungen der Länder auf EU-Ebene
auf fünf Prioritäten konzentrieren sollten: Die
Fortführung der Haushaltskonsolidierung, die
Wiederherstellung einer normalen Kreditverga-
be an die Wirtschaft sowie die Förderung von
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit. Außer-
dem nannte Kampeter die Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit und die Modernisierung der Ver-

waltungen als weitere Schwerpunkte. Für die
Unions-Fraktion lobte der Abgeordnete Johann
Wadephul (CDU) die Bemühungen der Bundes-
regierung, den Europaausschuss frühzeitig ein-
zubinden. Dabei sei ein „ehrlicher Blick auf die
Ist-Situation“ nötig, erklärte er. Manfred Nink
(SPD) äußerte die Befürchtung, dass die Spar-
politik in Europa den notwendigen Aufschwung
verhindere: „Mehr Wachstumsimpulse sind
notwendig“, mahnte er. Joachim Spatz erklärte
für die FDP, dass man in Europa auf einem „gu-
ten, weil soliden Weg“ sei. Es gehe gleichzeitig
„kein Weg daran vorbei, eine solide Haushalts-
konsolidierung zu betreiben“.
Für die Fraktion Die Linke sagte Alexander Ul-
rich hingegen, es sei offenkundig, dass die Art
der europäischen „Krisenpolitik vollkommen
gescheitert ist“. Man könne sich nicht aus der
Krise „heraussparen“. Manuel Sarrazin (Bünd-
nis 90/Die Grünen) forderte, es müsse deutlich
gemacht werden, dass das Europäische Semes-
ter auch für Deutschland gelte. as ❚

EU-Bericht für Europäisches Semester

MENSCHENRECHTE Die Bundesregierung
will die Instrumente der humanitären Hilfe fle-
xibler und effizienter gestalten. Sich abzeich-
nende Krisen sollen bereits im Vorfeld erkannt
und entsprechend darauf reagiert werden,
sagte eine Vertreterin des Auswärtigen Amtes
vergangene Woche im Ausschuss für Men-
schenrechte. Das neue Strategiekonzept zur
humanitären Hilfe stehe für einen „Paradig-
menwechsel“ hin zu einer „vorausschauen-
den Planung“. Ein zentraler Punkt sei  „Prepa-
redness“ – also das Ziel, die Reaktionsfähig-
keit im Vorfeld zu verbessern, lokale Akteure
und Strukturen zu fördern und die Kapazitäten
zur Selbsthilfe bei Krisen und Katastrophen zu
stärken. Zudem sollen die internationale Koor-
dinierung von Hilfen und die Qualitätssiche-
rung verbessert werden.

Das Auswärtige Amt hatte 2012 durch eine Res-
sortvereinbarung mit dem Ministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung die
alleinige Zuständigkeit für humanitäre Hilfe im
Ausland erhalten. Im Haushaltsjahr 2013 sind für
diesen Posten 185 Millionen Euro vorgesehen.
Zudem berichtete die Vertreterin des Auswärti-
gen Amtes über den Stand bei der Einrichtung ei-
nes Europäischen Freiwilligenkorps, das unter
anderem Helfer auf ihren Einsatz in Krisengebie-
ten vorbereiten soll und bereits als Pilotprojekt
läuft. Die EU-Kommission wolle das Korps für
den Zeitraum 2014 bis 2020 mit Mitteln in Hö-
he 250 Millionen Euro ausstatten. Noch in die-
sem Jahr wollten Rat und Europaparlament im
Zusammenhang mit den Verhandlungen zum
mehrjährigen Finanzrahmen der EU 2014 bis
2020 über die Ausstattung entscheiden. ahe ❚

Humanitäre Hilfe soll flexibler werden

ENTWICKLUNG Der Menschenrechtsbeauf-
tragte der Bundesregierung, Markus Löning
(FDP), plädiert für die Aufhebung der bisher ledig-
lich suspendierten EU-Sanktionen gegenüber
Myanmar. Mit dem Öffnungs- und Demokratisie-
rungsprozess des ehemaligen Militärregimes in
den vergangenen zwei Jahren seien „große
Sprünge nach vorne“ gemacht worden, sagte Lö-
ning vergangene Woche im Ausschuss für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. So
sei etwa die Parlaments-Nachwahl im vergange-
nen Jahr frei und fair verlaufen, die Pressezensur
sei abgeschafft worden.
Gleichwohl stehe das Land vor gewaltigen Her-
ausforderung, etwa beim Aufbau von Verwal-
tungsstrukturen und bei der Befriedung von eth-
nischen Konflikten, sagte Löning. So seien Kämp-
fe zwischen Militär und ethnischen Milizen 2011
in der Region Kachin wieder aufgeflammt, in der

Region Rakhine gebe es Spannung zwischen der
buddhistischen Mehrheit und den Rohingyas, ei-
ner muslimischen Minderheit. Auch die Frage, ob
noch politische Gefangene inhaftiert sind, sei
nicht geklärt. Eine endgültige Aufhebung der EU-
Sanktionen dürfe deshalb „kein Blankoscheck“
sein, sagte Löning.
Die Parlamentarische Staatssekretärin im Mini-
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, Gudrun Kopp (FDP), betonte, dass
Deutschland seit der Wiederaufnahme der Ent-
wicklungszusammenarbeit im vergangenen Jahr
12,5 Millionen Euro zur Verfügung gestellt habe.
Gefördert würden Projekte bei der beruflichen
Bildung und zur Finanzierung kleiner und mittle-
rer Unternehmen. Ende Januar hätten sich zudem
die Gläubigerstaaten im „Pariser Club“ darauf
verständigt, Myanmar die Hälfte seiner Ausland-
schulden zu erlassen, sagte Kopp. ahe ❚

Lockerungen für Myanmar

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Blitzlichtgewitter im Ausschuss für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung: Bill
Gates, Multi-Milliardär, Philanthrop und en-
gagiert gegen Krankheiten und Hunger in der
Welt, stattete vergangene Woche dem Aus-
schuss zum zweiten Mal nach 2010 einen Be-
such ab. Der Microsoft-Gründer warb in Ber-
lin um eine weitere Kooperation mit der von

ihm und seiner Frau gegründeten Bill & Me-
linda Gates Stiftung bei ihren entwicklungs-
politischen Aktivitäten. 
Eindringlich mahnte Gates, dass Europa trotz
Sparzwängen ausreichend Mittel für Entwick-
lungspolitik bereitstellen müsse. Hier gebe es
Rückschläge: So könnten die Niederlande ers-
tes EU-Land werden, das zwar schon 0,7 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) in Ent-
wicklungspolitik investiert habe, aber 2014
wieder darunter sinken könnte. Nach einem
Stufenplan sollen die EU-Staaten 0,7 Prozent
des BIP für Entwicklungspolitik ausgeben. 

Gates sagte zur Arbeit seiner Stiftung, hier ge-
be es „Fortschritte und es geht überall voran“
– ob bei den Impfprogrammen, den Hilfen
bei landwirtschaftlicher Produktion oder der
Reduzierung der Kindersterblichkeit. „Die
Millenniums-Entwicklungsziele der UN blei-
ben im Blick, aber nach 2015 müssen wir uns
neue Ziele setzen“, mahnte Gates. Im Jahr

2000 hatten 189 UN-Mit-
gliedsstaaten eine Millenni-
umserklärung mit acht ent-
wicklungspolitischen Zielen
bis 2015 vereinbart. Gates
zeigte sich erfreut, dass das
für ihn „wichtigste Ziel“, die
Senkung der Sterblichkeit
von Kindern um zwei Drit-
tel, auf gutem Wege sei. 
Die Abgeordneten würdig-
ten – trotz kritischer Nach-
fragen – quer durch die Frak-
tionen Gates Engagement.
Die Ausschussvorsitzende
Dagmar G. Wöhrl (CSU)
sagte, die Stiftung sei „vor-
bildlich in ihrem Wirken für
eine bessere Welt“.  
Gates und Minister Dirk
Niebel (FDP) hatten zuvor
die Bereitstellung von je 
20 Millionen Euro durch die

Stiftung und das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (BMZ) für Projekte zur Ernährungssiche-
rung vereinbart. 2011 hatten das BMZ und die
Stiftung eine Kooperations-Vereinbarung ab-
geschlossen.  Hans Krump ❚

Milliardär des Guten

Premierminister Cameron erklärte bei seiner Rede in London, er wolle mit „Herz und Seele“ für einen Verbleib in der EU kämpfen.
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ENTWICKLUNG Bill Gates wirbt im Bundestag für Projekte

Bill Gates neben Ausschusschefin Dagmar G. Wöhrl (CSU)
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Linksfraktion fordert
Verbot von Uranmunition
Die Fraktion Die Linke setzt sich für eine welt-
weite Ächtung von Uranmunition ein. In ih-
rem entsprechenden Antrag (17/11898) for-
dert sie die Bundesregierung auf, die Herstel-
lung, den Einsatz, den Verkauf und die Liefe-
rung von Munition, die abgereichertes Uran
enthält, zu untersagen. Auf die in Deutsch-
land stationierten Truppen der Nato-Partner
soll die Regierung einwirken, keine Uranmu-
nition im Bundesgebiet zu lagern oder zu
transportieren. Nach dem Willen der Links-
fraktion soll sich die Regierung zudem bei
den Vereinten Nationen für eine weltweite
Ächtung von Uranmunition einsetzen. Gebie-
te, in denen Uranmunition eingesetzt worden
ist, müssten dekontaminiert werden. aw ❚

SPD und Grüne scheitern mit
Pakistan-Initiative
Die Fraktionen von SPD und Grünen sind mit
ihrer Initiative für eine entschlossene interna-
tionale Einbindung Pakistans gescheitert. Ein
gemeinsamer Antrag (17/11033) fand ver-
gangene Woche keine Mehrheit im Plenum.
Die Abgeordneten hatten die Bundesregie-
rung aufgefordert, gemeinsam mit den EU-
Partnern „eine ressortübergreifende und ko-
härente Gesamtstrategie“ zu entwickeln. Da-
zu gehöre unter anderem, Pakistan „im Sinne
einer aktiven Einbindungsdiplomatie“ aufzu-
fordern und dabei zu unterstützen, „dass es
seiner regionalen Verantwortung gerecht
wird, und klarzustellen, dass es als Partner für
eine politische Lösung erwünscht ist und ge-
braucht wird“. ahe ❚

Verfolgung von Gewalt 
gegen Frauen 
Die Bundesregierung setzt sich für die Verfol-
gung von Gewaltdelikten gegen Frauen in
Konflikten sowie einen angemessen ausge-
statteten Zeugenschutz ein. Das geht aus ei-
ner Unterrichtung (17/11943) zum Aktions-
plan zur Umsetzung der Resolution 1325 des
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen für den
Zeitraum 2013 bis 2016 hervor. Darin seien
erstmals Konfliktparteien dazu aufgerufen
worden, die Rechte von Frauen zu schützen
und Frauen gleichberechtigt in Friedensver-
handlungen einzubeziehen. bob ❚

SPD: Nato-Gipfel von
Chicago war enttäuschend
Der Nato-Gipfel von Chicago im Jahr 2012
sei aus „sicherheits- und friedenspoliti-
scher Sicht eine Enttäuschung“ gewesen,
schreibt die SPD in einer Großen Anfrage
(17/11905). Die Fraktion will unter ande-
rem wissen, auf welche Weise nach Kennt-
nis der Bundesregierung die Nato als Orga-
nisation dazu beitragen wird, die Voraus-
setzungen für eine Welt ohne Nuklearwaf-
fen zu schaffen. bob ❚

KURZ NOTIERT

Weg frei für
Kroatiens Beitritt
EUROPA Die Republik Kroatien soll ab 
1. Juli 2013 das 28. Mitgliedsland der Euro-
päischen Union werden. Die Bundesregie-
rung hat dafür am vergangenen Freitag ein
entsprechendes Vertragsgesetz (17/11872)
vorgelegt. Gleichzeitig brachte die SPD ei-
nen Antrag (17/12182) ein, in dem die Bun-
desregierung aufgefordert wird, den Beitritt
des Landes zum Erfolg zu führen. 
Der Staatsminister im Auswärtigen Amt, Mi-
chael Link (FDP), bezeichnete den Beitritt
des Landes als „einmalige Erfolgsgeschich-
te“ und als „Katalysator für Reformen“. Zu-
dem betonte er, dass der kroatische Beitritt
für die Staaten des ehemaligen Jugoslawiens
„eine Signalfunktion“ habe. Für die Unions-
fraktion wies Thomas Dörflinger darauf
hin, dass die Reformbestrebungen des Lan-
des „auch nach dem EU-Beitritt weitergehen
müssten“. Man habe dabei aus Fehlern an-
derer Kandidaten gelernt, sagte er. 
Für den SPD-Politiker Josip Juratovic, der
selbst kroatische Wurzeln hat, hat sich das
Land durch die Verhandlungen „zu einer
modernen Gesellschaft entwickelt, in der
Argumente und nicht Ideologien das Ge-
schehen bestimmen“, sagte er. Das kroati-
sche Beispiel zeige daher, dass es sich loh-
ne, auf die EU-Perspekive zu setzen. 
„Die Linke stimmt dem Beitritt gerne zu“,
erklärte Stefan Liebich für seine Fraktion
und betonte, dass die Linke eine „proeuro-
päische Partei“ sei. Gleichzeitig betonte er,
dass die Akzeptanz der Europäischen Uni-
on „so gering wie nie“ sei und warnte vor
weiterem Sozialabbau. Manuel Sarrazin
wies auf einen anderen Aspekt hin. „Wir
müssen uns vor Augen halten, dass Kroatien
eine sehr alte Demokratie ist“, erklärte der
Abgeordnete von Bündnis 90/Die Grünen.
Der Beitritt Kroatiens sei „ein Beitritt des
Verstandes“ und man habe sehen können,
wie sich das Land gewandelt habe. Und er
fügte hinzu: „Dieser Beitritt ist verdient und
hart erarbeitet.“ as ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Der Bundestag hat am Freitag grünes Licht
für das „Gesetz zur Stärkung des Ehrenam-
tes“ (17/11316, 17/11632) gegeben. Die Ko-
alition sowie die SPD stimmten dafür, wäh-
rend sich Grüne und Linke enthielten.
Das Gesetz enthält unter anderem eine An-
hebung der sogenannten Übungsleiterpau-
schale von 2.100 auf 2.400 Euro jährlich.
Das Gesetz enthält auch Verbesserungen bei
Haftungsregeln für Ehrenamtliche. 
In der Debatte lobte der Unions-Abgeord-
nete Christian Freiherr von Stetten (CDU)
den Entwurf als „wichtige Investition in un-
sere Gesellschaft“ und betonte den „wesent-
lichen Beitrag der Vereine“. „Viele sind
längst zu einem Familienersatz geworden“,
sagte er.  Auch die vorgesehene Stärkung der
in Stiftungen engagierten Ehrenamtlichen
sei notwendig. „Deutschland ist ein Land
der Ehrenamtlichen geworden. Nun ist es
außerdem dabei, ein Land der Stiftungen zu
werden.“

Die SPD-Abgeordnete Ute Kumpf machte
dagegen eine Verengung des bürgerschaftli-
chen Engagements auf den Begriff „Ehren-
amt“ aus. Die Änderung des Titels des Ge-
setzentwurfs von „Entwurf eines Gesetzes
zur Entbürokratisierung des Gemeinnützig-
keitsrechts“ in „Gesetz zur Stärkung des Eh-
renamtes“ bezeichnete sie als „Schritt in die
falsche Richtung“ und warnte zudem vor ei-
nem Missbrauch des Ehrenamts. „Wir alle
wollen eine vitale Bürgergesellschaft“, sagte
Kumpf. „Aber sie darf den Staat bei der Er-
füllung wichtiger Aufgaben nicht ersetzen.“
Kritik an dem Gesetzentwurf übte auch Brit-
ta Haßelmann (Grüne). Sie monierte „die
unterschiedliche Bewertung von Engage-
ment“. Durch die Erhöhung der Übungslei-
terpauschale auf 2.400 sowie die parallele
Anhebung der Ehrenamtspauschale von
500 auf lediglich 720 Euro entstehe eine
Diskrepanz. Viele ehrenamtlich Engagierte
schließe das Gesetz zudem aus. Manche

Bürger „engagieren sich nicht in einem Ver-
ein, aber kämpfen dennoch zum Wohle der
Gemeinschaft für ein bestimmtes Ziel“.
Unterstützung erhielt sie dabei von Barbara
Höll von der Linksfraktion. „Sie beachten
die Förderung außerhalb der Vereinsstruk-
turen viel zu wenig“, rief sie in Richtung der
Koalition. Das ehrenamtliche Engagement
als „Lückenbüßer für staatliche Aufgaben“
zu verstehen sei grundverkehrt. Marco
Buschmann von der Fraktion der Liberalen
ging zum Gegenangriff über und forderte:
„Wir brauchen Bürger, die ihren eigenen
Weg gehen und kein verstaatlichtes Denken,
wie es die Linke will.“ jmb ❚

W
enn die Bundesbürger
an private Altersvor-
sorge denken, dann
verhalten sie sich wie
ihre Groß- und Ur-
großväter und kaufen

Gold. Schätzungsweise 8.000 Tonnen sollen
sie in den eigenen vier Wänden oder in
Schließfächern der Banken  verwahren, lau-
ten jüngste Schätzungen. das wären etwa
100 Gramm pro Bürger in Schmuck, Barren
oder Münzen. Unsicher-
heiten wegen der Euro-
Währung und derzeit fal-
lende Preise des Edelme-
talls lassen die Nachfrage
stark steigen.

Wohnung hoch im Kurs
Auch der Bankenverband
bestätigt dies. Die Banker
ermittelten in einer Um-
frage, dass fast jeder Dritte in Gold investie-
ren will. Im Vorjahr waren es nur neun Pro-
zent. Doch Gold ist nicht alles. Ein weiteres
Ergebnis der Banken-Umfrage lautet, dass
die eigene Wohnung oder das Eigenheim
mit 46 Prozent noch höher in Kurs stehen
(Vorjahr 17 Prozent). Und schließlich blei-
ben die klassischen Geldanlagen zur Alters-
vorsorge. Rund fünf Billionen Euro haben
die Bundesbürger an Geldvermögen ange-
sammelt. 
Damit das Sparen als private Altersvorsorge
attraktiv bleibt, hat die Koalition von Uni-
on und FDP die steuerliche Förderung der
privaten Altersvorsorge über die sogenann-
ten Riester- und Rürup-Verträge verbessert.
Auch die Vergleichbarkeit der staatlich ge-
förderten Riester-Produkte wird verbessert.
Der Bundestag beschloss am vergangenen
Donnerstag den von der Koalition einge-
brachten und vom Finanzausschuss in zahl-
reichen Punkten zuvor noch veränderten
Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der

steuerlichen Förderung der privaten Alters-
vorsorge (17/10818, 17/12219, 1712220).
Während Union und FDP für den Entwurf
stimmten, sprachen sich die SPD-Fraktion,
die Linksfraktion und die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen dagegen aus. Ein Antrag der
Linksfraktion (17/9194), die verlangt hatte,
die Risiken der Riester-Rente offenzulegen
und die Altersvorsorge von den Finanz-
märkten zu entkoppeln, blieb erfolglos.
Dieses Ansinnen der Linksfraktion bezeich-

nete Mathias
Middelberg
(CDU) als
„ z i e m l i c h
dümmlich,
denn ich
kann keine
Altersvorsor-
ge organisie-
ren, die völ-
lig abgekop-

pelt wäre vom wirtschaftlichen Geschehen
und auch nicht von den Finanzmärkten“. Je-
de Altersvorsorge sei nur so stark wie die
Volkswirtschaft, die dahinterstehe.  
Middelberg sagte, angesichts der dramati-
schen demografischen Veränderungen wer-
de die betriebliche und private Altersvorsor-
ge wichtiger werden. Trotz aller Kritik sei
Riester-Sparen „immer noch eine hervorra-
gende Möglichkeit gerade für Geringverdie-
ner, für das Alter vorzusorgen“. Eine Familie
mit einem Einkommen von 25.000 Euro im
Jahr und mit zwei Kindern erhalte 793 Euro
staatliche Zulagen, wenn sie 267 Euro im
Jahr einzahle. „Besser kann es eigentlich
nicht gehen“, lobte Middelberg. Mit den Re-
formen werde die private Altersvorsorge
transparenter und vergleichbarer. Das neue
Produktinformationsblatt mache die Sache
„einfacher, klarer, besser“. 
Frank Schäffler (FDP) hob besonders die
Verbesserungen für den Schutz von Berufs-
unfähigkeit im Rahmen der privaten Alters-

vorsorge hervor. Er erinnerte daran, dass die
rot-grüne Koalition den gesetzlichen Schutz
vor Berufsunfähigkeit über die Rentenversi-
cherung abgeschafft habe. Viele Menschen
hätten keinen Schutz mehr. Jetzt werde über
den Weg privater Vorsorge wieder ein Anreiz
gegeben, gegen die finanziellen Folgen von
Berufsunfähigkeit vorzusorgen. 
Den Zusammenhang zwischen Einkommen
und Sparmöglichkeiten hob Petra Hinz
(SPD) hervor. Die schwarz-gelbe Koalition
habe nichts für faire Löhne getan und ver-
weigere die Einführung von Mindestlöh-
nen. Das heiße aber auch: „Nur wer faire
und gerechte Löhne hat, kann für sein Alter
auch vorsorgen.“ Zwar lobte Hinz die Ein-
führung der Produktinformationsblätter,
die eine bessere Vergleichbarkeit der unter-
schiedlichen Produkte ermöglichen sollen.
Dennoch greife die Maßnahme nicht weit
genug. Unter Verweis auf die Sachverständi-
genanhörung sagte Hinz, beim Produktin-
formationsblatt bestehe die Gefahr, dass die
Menschen es nicht verstehen würden. 
Altersvorsorge mit Wohneigentum werde
für viele Sparer ein Problem, wenn sie die
nachgelagerten kosten wie Reparaturauf-
wand und Steuern nicht bezahlen könnten.
Da werde viel Sand in die Augen gestreut,
kritisierte Hinz, die an dem Gesetzentwurf
insgesamt „zielgerichtete Instrumente für
Geringverdiener“ vermisste. 
Gegen die anrollende gigantische Welle von
Altersarmut tue die Koalition gar nichts, kri-
tisierte Matthias Birkwald (Die Linke). Ziel
der vor zehn Jahren eingeführten privaten
Vorsorgemöglichkeiten sei die Schließung
einer Vorsorgelücke gewesen. „Heute wissen
wir: Das wird nicht funktionieren“, auch
wenn die Regierung etwas anderes behaup-
te, stellte Birkwald fest, der an die Koalition
appellierte: „Hören Sie endlich auf, die Leu-
te hinter die Riester-Fichte zu führen.“ Die
Privatvorsorge bringe den Versicherungsun-
ternehmen Milliarden, aber „gegen Altersar-

mut hilft Riester nicht“. Viele Menschen mit
geringem Einkommen könnten sich einen
Riester-Vertrag nicht leisten. Und bei vielen
Riester-Sparern seien die Erträge viel zu ge-
ring, um die Vorsorgelücke schließen zu
können. Die Linksfraktion wolle dagegen
„Sicherheit statt Riester“, sagte Birkwald. 
Die Linke schütte das Kind mit dem Bade
aus, stellte Gerhard Schick (Grüne) fest. Es
gebe Probleme und Fehler bei Riester, aber
dass Menschen etwas für ihre Altersvorsor-
ge tun, „ist im Grunde nicht falsch, und des-
wegen wäre es falsch, aus den Fehlern, die
wir bei Riester sehen, gleich insgesamt das
ganze Konzept der privaten Altersvorsorge
abzuschaffen“. Der Koalition warf Schick
vor, die Förderung für ein Prozent Höchst-
verdiener anzuheben „und für 99 Prozent
nicht“. Das sei eine soziale Schieflage. Durch
Kosten für den Finanzbetrieb, die zu Lasten
der Versicherten abgerechnet würden, gehe
ein Großteil der Rendite verloren. Auch das

im Prinzip gute Produktinformationsblatt
gebe keine volle Kostentransparenz. 
Der Gesetzentwurf sieht für die Basisversor-
gung im Alter eine Erhöhung der Förder-
höchstgrenze von 20.000 auf 24.000 Euro
vor. Im Bereich der Altersvorsorge in Form
selbst genutzten Wohneigentums sieht der
Entwurf Vereinfachungen bei der Entnahme
von gefördertem Altersvorsorgekapital vor.
So soll die jederzeitige Kapitalentnahme für
selbst genutztes Wohneigentum in der An-
sparphase möglich sein. In die Eigenheim-
Rentenförderung soll künftig auch der Um-
bau zur Reduzierung von Barrieren in oder
an der selbst genutzten Wohnung einbezo-
gen werden. Zur Verbesserung des Verbrau-
cherschutzes werden Produktinformations-
blätter vorgeschrieben, damit die verschie-
denen Riester-Produkte vergleichbar wer-
den. In den Ausschussberatungen waren die
Informationsblätter noch „entschlackt“
worden. Hans-Jürgen Leersch ❚

FINANZEN Koalition will private Altersvorsorge attraktiver machen. Linke fordert Sicherheit statt Riester

Gold ist nicht alles

Fiskalvertrag
wird umgesetzt
HAUSHALT Der Bundestag hat am vergan-
genen Donnerstag dem Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP
zur innerstaatlichen Umsetzung des Fiskal-
vertrages (17/12058, 17/12222) zuge-
stimmt. Dieser entspricht im wesentlichen
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
(17/10976, 17/11504), den der Bundestag
im vergangenen November beschloss und
dem der Bundesrat im Dezember seine Zu-
stimmung verweigert hat.Wichtigster Punkt
auch des neuen Entwurfes ist die Festschrei-
bung einer Obergrenze für das strukturelle
Defizit von höchstens 0,5 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts. Ferner ist vorgesehen,
dass der Stabilitätsrat damit beauftragt wird,
die Einhaltung dieser Defizitgrenze zu über-
wachen. Zur Unterstützung des Stabilitäts-
rats wird ein unabhängiger Beirat eingerich-
tet. Zudem wird mit der Änderung des Sank-
tionszahlungs-Aufteilungsgesetzes die in-
nerstaatliche Aufteilung der mit der Reform
des Stabilitäts- und Wachstumspakts neu
eingeführten Sanktionen zur Sicherung der
Disziplin geregelt. 
Schließlich soll mit der Änderung des Fi-
nanzausgleichsgesetzes eine „Stufenlö-
sung“ umgesetzt werden, auf die sich die
Länder einvernehmlich verständigt haben.
Danach sollen die Ergebnisse des Zensus
2011 schrittweise in Zweijahresstufen tech-
nisch in die noch ausstehenden endgültigen
Berechnungen der Ausgleichsjahre 2011
und 2012 einbezogen werden. mik ❚

Bund macht
weniger Schulden
HAUSHALT Der Bund hat im vergangenen
Jahr neue Kredite in Höhe von rund 22,5
Milliarden Euro aufgenommen. Das geht
aus dem Bericht des Bundesfinanzministe-
riums zum vorläufigen Jahresabschluss
2012 hervor, den der Haushaltsausschuss
vergangene Woche zur Kenntnis genom-
men hat. 
Damit ist die nach dem Zweiten Nachtrags-
haushalt 2012 vorgesehene Neuverschul-
dung von 28,1 Milliarden Euro um rund 5,6
Milliarden Euro „deutlich“ unterschritten
worden, heißt es in dem Bericht weiter. Oh-
ne die Beteiligung am Grundkapital des Eu-
ropäischen Stabilitätsmechanismus (ESM)
in Höhe von rund 8,7 Milliarden Euro und
die Erhöhung des deutschen Kapitalanteils
an der Europäischen Investitionsbank in
Höhe von rund 1,6 Milliarden Euro, die im
Zusammenhang mit der Bekämpfung der
Staatsschuldenkrise einiger europäischer
Staaten erfolgten und insofern als Sonder-
effekte zu betrachten seien, hätte dies eine
deutliche Unterschreitung der Nettokredit-
aufnahme des Jahres 2011 um rund fünf
Milliarden Euro bedeutet. Die Schulden-
bremse hätte damit nicht nur eingehalten
werden können, betont die Regierung. Viel-
mehr hätte die für die Schuldenbremse
wichtige „strukturelle Nettokreditaufnah-
me“ auf Basis der vorläufigen Daten bereits
2012 leicht unter die für den Bund dauer-
hafte geltende Obergrenze von 0,35 Prozent
vom Bruttoinlandsprodukt reduziert wer-
den können. 
Die SPD-Fraktion betonte, dass der vorläu-
fige Abschluss einerseits ein gutes Ergebnis
sei, allerseits werde aber bei den Langzeitar-
beitslosen und bei den Rentenversicherun-
gen gespart. Dies kritisierte auch die Links-
fraktion. Ihre Sprecherin meinte, dass die
Regierung bei der Haushaltsaufstellung die
Neuverschuldung möglichst hoch ansetzen
würde, um anschließend ohne Probleme
darunter bleiben zu können. Die Spreche-
rin der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
konnte keine eigene Anstrengung der Koali-
tion an dem guten Abschluss erkennen. Für
CDU/CSU und FDP sind die „ausgezeich-
neten Zahlen“ vor allem damit zu erklären,
dass die Ausgabenseite stabil geblieben sei.
Für die FDP-Fraktion ist keine soziale
Schieflage erkennbar. mik ❚

»Nur wer faire 
und gerechte
Löhne hat, kann
für sein Alter 
auch vorsorgen.«
Petra Hinz (SPD)
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Vereine sind oft schon Familienersatz
FINANZEN Koalition setzt Stärkung des Ehrenamtes durch. Übungsleiterpauschale wird erhöht

>STICHWORT

> Angebot Riester-geförderte Angebote zur privaten Alters-
vorsorge gibt es fast für jeden Bedarf. So gibt es zum Bei-
spiel klassische Rentenversicherungen, fondsgebundene
Rentenversicherungen, Fondssparpläne, Banksparpläne,
Bausparverträge sowie Sparpläne mit Genossenschaftsan-
teilen. Auch für Wohnzwecke kann gespart werden, so dass
auch der Bau eines Eigenheims gefördert wird.

> Nutzung Es gab 2011 rund 15 Millionen Riester-Verträge
– zehnmal so viele wie vor zehn  Jahren (17/7964). Bei den
meisten Riester-Verträgen handelt es sich um Versicherun-
gen (10,64 Millionen), gefolgt von Investmentfondsverträ-
gen (2,92 Millionen). Außerdem gibt es 733.000 Bankspar-
verträge. Die noch relativ junge Möglichkeit zu „Wohn-Ries-
ter“/Eigenheimrente nutzen bereits 704.000 Bundesbürger.

Vielfältiges Riestern – Wohnungsförderung bisher noch nicht so stark genutzt
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Anzeige

Wegen des Risikos von starken Kursschwankungen ist Gold in Münzen oder auch Barren nur bedingt zur Altersvorsorge geeignet.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Globale Flugzeugflotte 
verdoppelt sich
Die Größe der globalen Gesamtflugzeug-
flotte wird sich bis zum Jahr 2031 mehr als
verdoppeln. Aus der als Unterrichtung vor-
gelegten Luftfahrtstrategie der Bundesre-
gierung (17/12150) wird unter Bezug auf die
jüngste Weltmarktprognose von Airbus mit-
geteilt, dass bis 2031 ein Bedarf von mehr
als 28.000 neuen großen Verkehrsflugzeu-
gen bestehe. „Für die globale Gesamtflotte
bedeutet dies einen Anstieg um fast 
110 Prozent von heute 15.5560 auf 32.550
Flugzeuge“, heißt es in der Unterrichtung.
Für die deutsche Luftfahrtindustrie sieht die
Bundesregierung die Chance, auch in Zu-
kunft überdurchschnittlich zu wachsen.
Schon in den letzten zehn Jahren habe die
Luftfahrtindustrie ein Wachstum von 
5,4 Prozent pro Jahr erzielt, während die
Wirtschaft insgesamt nur um 2,5 Prozent
jährlich gewachsen sei.Auch die Zahl der Ar-
beitskräfte habe mit einer Steigerungsrate
von 3,1 Prozent jährlich stärker zugenom-
men als die Zahl der Erwerbstätigen insge-
samt (plus 0,6 Prozent). hle ❚

Benachteilung deutscher
Exporteure wird beendet
Der Bundestag hat am Donnerstag  dem Ge-
setz zur Modernisierung des Außenwirt-
schaftsrechts (17/11127, 17/12101) zuge-
stimmt. Für den Entwurf stimmten die Koali-
tionsfraktionen CDU/CSU und FDP. Die SPD-
Fraktion enthielt sich, während Linke und
Grüne den Entwurf ablehnten. Somit kön-
nen jetzt Sondervorschriften aufgehoben
werden, die deutsche Exporteure gegenüber
ihren europäischen Konkurrenten benach-
teiligen. Die vorsätzliche ungenehmigte
Ausfuhr von Rüstungsgütern bleibt aber
nach Angaben der Regierung genauso eine
Straftat wie der leichtfertige Verstoß gegen
Waffenembargos. Abgelehnt wurde ein Ent-
schließungsantrag der SPD-Fraktion
(17/12188), der das Ziel hatte, die politi-
schen Grundsätze der Regierung für den Ex-
port von Kriegswaffen und sonstigen Rüs-
tungsgütern in das Gesetz einzufügen.hle ❚

Neues Gesetz für die
Konjunkturstatistik
Die bisher auf Grund von EU-Recht erhobe-
nen Daten für die Konjunkturstatistik sollen
in Zukunft wieder über eine nationale
Rechtsgrundlage erhoben werden. Daher
hat die Bundesregierung den Entwurf eines
Gesetzes über konjunkturstatistische Erhe-
bungen in bestimmten Dienstleistungsbe-
reichen (17/12014) eingebracht. Der Gesetz-
entwurf wurde am Donnerstag vom Bundes-
tag an die Ausschüsse überwiesen. Das
Dienstleistungskonjunkturstatistik-Gesetz
(DLKonjStatG) soll die bisher nach EU-Recht
nicht mögliche Untergliederung der Be-
schäftigtenzahlen nach Bundesländern er-
möglichen. Das Gesetz entspreche bis auf
geringfügige Ausnahmen einem 2007 auf-
gehobenem Gesetz, so die Regierung. hle ❚

SPD-Fraktion will bessere
Strom-Versorgungssicherheit
Änderungen an der Anreizregulierungsver-
ordnung verlangt die SPD-Fraktion in einem
Antrag (17/12214). Damit soll die Strom-
Versorgungssicherheit in Deutschland ge-
stärkt werden.Wie die Abgeordneten schrei-
ben, erhalten Netzbetreiber mit guter Ver-
sorgungsqualität einen Zuschlag auf die Er-
lösobergrenze. Da bei der Qualitätsmessung
nur Stromunterbrechungen über drei Minu-
ten verlangt werden, verlangt die SPD-Frak-
tion auch eine Erhebung kürzerer Unterbre-
chungszeiten. Außerdem soll nicht nur die
Nieder- und Mittelspannungsebene erfasst
werden, sondern auch die Hoch- und
Höchstspannungsebene. hle ❚

Kooperation gegen 
die Schwarzarbeit
Deutschland und die Niederlande wollen bei
der Bekämpfung der grenzüberschreitenden
Schwarzarbeit besser kooperieren. Daher
hat die Bundesregierung den Entwurf eines
Gesetzes zum deutsch-niederländischen
Vertrag zur Bekämpfung grenzüberschrei-
tender Schwarzarbeit (17/12015) einge-
bracht, der inzwischen vom Bundestag an
die Ausschüsse überwiesen wurde. Der Ver-
trag regelt besonders den Informationsaus-
tausch zwischen beiden Ländern. hle ❚

Mehrwertsteuersystem soll
harmonisiert werden
Die Bundesregierung soll sich auf europäi-
scher Ebene für ein betrugssicheres, trans-
parentes und bürokratiearmes Mehrwert-
steuersystem einsetzen, dessen Bemes-
sungsgrundlage außerdem möglichst ange-
glichen und erweitert wird. Dies fordert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem in-
zwischen an die Ausschüsse überwiesenen
Antrag (17/12065). Befreiungen und Ermä-
ßigungen sollen die Ausnahme sein. hle ❚

KURZ NOTIERT

Deutsche Waffen 
überall auf der Welt
WIRTSCHAFT Bundestag streitet über Rekorde bei den Rüstungsexporten

U-Boote der „Dolphin-Klasse“ (hier ein für die israelische Marine gebautes Boot) gelten als Exportschlager der deutschen Rüstungswirtschaft.

Kein neues
Bergrecht
WIRTSCHAFT Die Opposition ist mit meh-
reren Vorstößen gescheitert, das Bergrecht
in Deutschland zu reformieren. Der Bun-
destag lehnte am Donnerstag mit der Mehr-
heit der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und FDP vier Oppositionsanträge und -ge-
setzentwürfe ab. So hatte die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen eine Förderabgabe
von zehn Prozent einheitlich auf alle geför-
derten Bodenschätze verlangt (17/9390,
17/10182). Die zahlreichen Befreiungen
von dieser Abgabe sollten gestrichen wer-
den. Zudem hatten die Grünen die Vorlage
eines völlig überarbeiteten Bundesbergge-
setzes gefordert (17/8133). Im Planungs-
und Genehmigungsstadium müsse eine öf-
fentliche Interessenabwägung „zwischen
den potenziell positiven Wirkungen des
Bergbaus für die Gesellschaft und seinen ne-
gativen Folgen für die betroffenen Men-
schen stattfinden“. Dem Bergbau dürfe
nicht per se der höhere Rang eingeräumt
werden. Auch die Linksfraktion verlangte in
einem Antrag (17/9034) ein neues Berg-
recht, das vor allem auf Konfliktvermeidung
setzen und sich bei der Genehmigung von
Bergbauvorhaben an den Planfeststellungs-
verfahren orientieren müsse. Einerseits sol-
le den Erfordernissen der Rohstoffversor-
gung Rechnung getragen werden. Anderer-
seits seien aber auch die Interessen der Um-
welt und der vom Abbau betroffenen
Menschen angemessen zu berücksichtigen.
Die SPD-Fraktion fordert in einem Antrag
(17/9560), das Bundesberggesetz und die
Verordnung über Umweltverträglichkeits-
prüfung bergbaulicher Vorhaben so zu re-
formieren, „dass Öffentlichkeitsbeteiligung
und Transparenz im gesamten Verfahren
deutlich erhöht werden“. Belange des Ge-
wässerschutzes und des Grundwasserschut-
zes müssten umfassend berücksichtigt wer-
den. hle ❚

Urlaub auch für
sozial Schwache 
TOURISMUS Um Tourismus für jedermann
ging es am Donnerstag im Bundestag. Das
Parlament beschäftigte sich mit einem An-
trag  (17/11588) der Fraktion Die Linke un-
ter dem Titel „Reisen für alle – Für einen so-
zialen Tourismus“ dazu. Hierin fordert die
Fraktion, ein für fünf Jahre ausgelegtes Pro-
gramm für sozialen Tourismus vorzulegen.
Das Programm soll sich dabei am globalen
Ethikkodex für den Tourismus orientieren,
den tourismuspolitischen Leitlinien der Bun-
desregierung entsprechen und die Hinweise
des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses berücksichtigen. Im Detail ver-
langt die Fraktion, dass im Rahmen der Re-
gelbedarfssätze des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB II) und SGB XII für Bedarfs-
gemeinschaften und Familien mit Kindern
ein „angemessenes Budget“ für Erholungsur-
laub berücksichtigt wird. Allgemein sollen
Mittel für die stärkere Finanzierung von Pro-
jekten des sozialen Tourismus bereitgestellt
werden. Ebenso sollen genossenschaftlich
organisierte Formen des Sozialtourismus ini-
tiiert und gefördert werden. Die Fraktion for-
dert zudem, Festlegungen zur Finanzierung
und jährlich obligatorischen Durchführung
von Klassenfahrten zu treffen. Obwohl der
Tourismus für viele Menschen ein wichtiger
Bestandteil ihres Lebens sei, könne nach sich
jedoch ein großer Teil der Bevölkerung kei-
nen Urlaub mehr leisten. Der Antrag wurde
ohne Aussprache an den zuständigen Aus-
schuss überwiesen. jbb ❚

Z
ahlen lügen nicht. Aber man
kann sie sehr unterschiedlich
interpretieren. So ist nach der
einen Studie Deutschland der
drittgrößte Rüstungsexport-
eur der Welt, andere sehen die

Bundesrepublik auf Platz vier, sechs oder
sogar sieben. Sehr viel weiter noch gingen
am vergangenen Donnerstag in der Debat-
te über den Rüstungsexportbericht 2011 der
Bundesregierung (17/11785) die politi-
schen Einschätzungen auseinander. Die Ko-
alition bescheinigte der Bundesregierung ei-
ne absolut verantwortungsvolle Handha-
bung des sensibles Bereichs, SPD und Grü-
ne bestritten ebendies, und die Linke lehnte
jeden Rüstungsexport ab.
Der Vorsitzende der Frakti-
on Die Linke, Gregor Gysi,
eröffnete die Aussprache
ganz grundsätzlich: „Wir
hätten eigentlich nach dem
2. Weltkrieg den Schluss zie-
hen müssen, nie wieder
Waffen zu exportieren.“ Ge-
nau das habe Japan getan.
Stattdessen nehme Deutsch-
land heute den dritten Platz
der Waffenexporteure ein,
nach den USA und Russ-
land. Entgegen den Beteue-
rungen der Regierung dürfe „fast jede deut-
sche Waffe in fast jedes Land der Welt“. Im
Jahr 2011 seien von 17.586 Exportanträgen
gerade mal 105 abgelehnt worden.

Fiktive Werte Dem widersprach Joachim
Pfeiffer (CDU) auf der ganzen Linie. Die
Zahlen des Schwedischen Instituts SIPRI,
das Deutschland auf Platz drei der Rüs-
tungsexporteure sieht, seien „mehr als frag-
würdig“. Dort werde nicht mit tatsächlichen
Genehmigungswerten gerechnet, sondern
mit fiktiven Werten. Zudem handele es sich
bei einem Großteil der deutschen Rüstungs-
exporte, insbesondere in Entwicklungslän-
der, nicht um Kriegswaffen. Es seien bei-
spielsweise Minensuchgeräte, Feldkranken-
häuser in geschützten Containern, Dekon-

taminierungsausrüstung für den Zivilschutz
und Boote für den Küstenschutz. Zwar sei
2011 der Wert aller Exportgenehmigungen
um 660 Millionen Euro gegenüber dem
Vorjahr gestiegen, der für Kriegswaffen aber
um 834 Millionen Euro zurückgegangen.
Letztere seien zu 58 Prozent an Partner in
der EU und NATO gegangen und nur zu
neun Prozent in Entwicklungsländer,
hauptsächlich nach Indien und in den Irak.
Deutschland habe „unstreitig die strengsten
Rüstungsexportrichtlinien der Welt“, beton-
te Pfeiffer. Da dies bekannt sei, würden aus-
sichtslose Exportanträge gar nicht gestellt –
daher die von Gysi angeführte geringe Ab-
lehnungsquote.
Martin Lindner (FDP) ergänzte, im Ver-

gleich zu anderen Ländern
entfalle in Deutschland nur
ein sehr geringer Anteil aller
Exporte auf Kriegswaffen. Er
liege seit Jahren deutlich
unter 0,2 Prozent, nur 2005
habe er mit 0,26 Prozent
deutlich höher gelegen. Da-
mals habe Rot-Grün regiert.
Exporte seien wichtig für
den Bestand der deutschen
Rüstungsindustrie. Darauf
zu verzichten „würde be-
deuten, dass wir darauf an-

gewiesen sind, nur noch im Ausland zu kau-
fen“. Redner von SPD und Grünen warfen
dagegen der Bundesregierung vor, zwar von
restriktiver Rüstungsexportpolitik zu reden,
tatsächlich aber beispielsweise die Liefe-
rung von Kampfpanzern in Länder wie Sau-
di-Arabien zu genehmigen, in denen die
Menschenrechte unterdrückt werden. „Die
Doppelbödigkeit dieser Bundesregierung
ist kaum noch zu überbieten“, sagte Klaus
Barthel (SPD). 
Barthel warb für einen Antrag seiner Partei
für eine schnellere Unterrichtung und bes-
sere Beteiligung des Bundestages (17/9188).
Auch die Grünen beantragten eine schärfe-
re Beschränkung von Rüstungsexporten
(17/9412). Die Opposition will, dass – ähn-
lich wie bei der Kontrolle der Geheimdiens-

te – ein Gremium des Bundestages in die
Entscheidung über Rüstungsexporte einge-
bunden wird. Zudem verlangt sie, dass die
Bundesregierung den Bundestag nicht erst
mit rund einjähriger Verspätung über die
Exportgenehmigungen des Vorjahres in
Kenntnis setzen darf. „Wir wollen diese In-
formationen vor der Genehmigung, damit
wir gegebenenfalls noch Einfluss nehmen
können“, sagte Katja Keul (Bündnis90/Die
Grünen).
Die schnellere Unterrichtung des Parla-
ments befürworteten auch die Redner der
Koalition. Allerdings wandten sie sich gegen
eine Vermischung der Befugnisse von Exe-
kutive und Legislative. Die Entscheidung
über Exportgenehmigungen solle bei der
Regierung bleiben. Die bei-
den Oppositionsanträge
wurden am Ende mit Koali-
tionsmehrheit abgelehnt.
Martin Lindner (FDP) versi-
cherte aber: „Die Frage einer
Parlamentsbeteiligung im
Sinne einer effektiveren
Kontrolle werden wir uns
vornehmen, da appellieren
wir auch an die Bundesre-
gierung, das gemeinsam mit
uns zu tun.“
Einen Antrag der Linksfrak-
tion für ein völliges Rüstungsexportverbot
(17/10842) lehnten auch SPD und Grüne
ab. Katja Keul sagte zu dem von Gysi als Vor-
bild angeführten Japan, dessen Regierung
habe sich „gerade zu einer Kehrtwende ent-
schlossen“, weil sich das Land keine autar-
ke Rüstungsindustrie leisten könne.
Martin Lindner (FDP) verteidigte Rüstungs-
lieferungen an Länder wie Saudi-Arabien.
Als Beispiel nannte er den Einsatz deutscher
Wehrtechnik zur Grenzsicherung. Die da-
mit verbundenen Schulungen durch das
Bundesinnenministerium eröffneten die
Gelegenheit, „Einfluss zu nehmen auf die
Gestaltung der inneren Führung in einem
Land wie Saudi-Arabien“. Was Jan van Aken
(Linke) mit der Bemerkung quittierte, ein
Gefangener in einem saudischen Folterkel-

ler werde kaum dankbar dafür sein, „mit
deutscher Hilfe menschenrechtskonform
festgenommen worden zu sein. Dessen Blut
klebt auch an Ihren Fingern, Herr Lindner.“

Zurückgehende Exporte Die Bundesregie-
rung schreibt im Rüstungsexportbericht,
den sie dem Parlament zur Unterrichtung
vorgelegt hatte, dass 2011 Kriegswaffen im
Wert von insgesamt 1,29 Milliarden Euro
aus Deutschland ausgeführt worden seien.
Der Gesamtwert sei damit gegenüber dem
Vorjahr um 834 Millionen Euro zurückge-
gangen. Insgesamt machten die Kriegswaf-
fenausfuhren 0,12 Prozent aller deutschen
Exporte aus. 32 Prozent aller Ausfuhren von
Rüstungsgütern erfolgten in EU-, und

NATO-Länder oder denen
gleichgestellte Staaten wie
Japan. Bei diesen sind nach
den Richtlinien der Bundes-
regierung Rüstungsexporte
grundsätzlich nicht zu be-
schränken. Die wertmäßig
größten Ausfuhren gingen
nach Brunei, Singapur und
in den Irak. 
Größer als die Ausfuhren
war der Wert der 2011 erteil-
ten Exportgenehmigungen.
Sie betrugen 5,41 Milliarden

Euro (2010: 4,75 Milliarden). Die Differenz
zwischen tatsächlichen und genehmigten
Ausfuhren erklärt die Bundesregierung da-
mit, dass die erteilten Genehmigungen
nicht unbedingt im selben Jahr für eine Aus-
fuhr genutzt würden. An Entwicklungslän-
der wurden 2011 Kriegswaffen im Wert von
insgesamt 161,6 Millionen Euro ausgeführt.
2010 waren es 108,2 Millionen. Dieser ho-
he Wert beruhe im Wesentlichen auf Liefe-
rungen an den Irak. Peter Stützle ❚

»Der Export
von

Kriegswaffen
ging um 

834 Millionen 
Euro zurück.«

Joachim Pfeiffer, CDU

»Deutschland
nimmt heute
den dritten
Platz beim
Export von

Waffen ein.«
Gregor Gysi, Die Linke
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Sie in unserem E-Paper
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Unterschiedliche Lebensqualität: Das Gartenprojekt „Allmende Kontor“ auf dem früheren Flughafen Tempelhof und das Einkaufszentrum „Alexa“ in Berlin
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SPD will mehr ökologische
Landwirtschaft
Die Bundesregierung soll in der nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie das Ziel einer Um-
stellung auf ökologische Landwirtschaft auf
20 Prozent der landwirtschaftlich genutzten
Fläche bis zum Jahr 2020 festlegen. Das
geht aus einem Antrag (17/10862) der SPD-
Fraktion hervor, der am vergangenen Don-
nerstag zur weiteren Berratung an die Aus-
schüsse überwiesen wurde. Bisher sei ver-
mieden worden, die Umsetzung des Ziels
der Umstellung zeitlich festzuschreiben,
heißt es in der Antragsbegründung der So-
zialdemokraten. eis ❚

Dauerhafte Förderung von
Öko-Bauern abgelehnt
Die Bundesregierung muss sich nicht dafür
einsetzen, dass in den Verhandlungen zur
Reform der gemeinsamen europäischen
Agrarpolitik nach 2013 die ökologische
Landwirtschaft als integraler Bestandteil der
europäischen Kulturlandschaft Anerken-
nung findet. Einen entsprechenden Antrag
(17/7186) der SPD-Fraktion lehnte der Bun-
destag am vergangenen Donnerstag auf Be-
schlussempfehlung des Landwirtschaftsaus-
schusses (17/8954) ab. Die Fraktion wollte
unter anderem eine dauerhafte Förderung
der gesellschaftlichen Leistungen durch den
ökologischen Landbau erreichen. eis ❚

Regierung informiert über
illegale Fischerei 
Die Bundesregierung hat eine Unterrichtung
über die Umsetzung der Verordnung zur Be-
kämpfung der illegalen, unregulierten und
unangemeldeten Fischerei (IUU) und der
Kontrollverordnung in anderen EU-Mitglied-
staaten (17/12112) vorgelegt. Mit der Un-
terrichtung soll ein Jahr nach Inkrafttreten
des Seefischereigesetzes ein Bericht darüber
vorliegen, „wie die IUU-Verordnung und die
Kontrollverordnung in anderen Mitglied-
staaten umgesetzt wurden und in welchen
Punkten es relevante Abweichungen zur
deutschen Gesetzgebung gibt“. Einerseits
konstatiert die Unterrichtung, dass sich Ab-
weichungen zur deutschen Gesetzgebung
aus der Verschiedenheit der nationalen
Rechts- und vor allem Strafrechtssysteme er-
geben können, andererseits lasse sich aus
den für den Bericht erhaltenen Rückmeldun-
gen der betreffenden EU-Mitgliedstaaten
der Schluss ziehen, dass die oftmals unter-
schiedlichen nationalen Rechtssysteme Re-
gelungen treffen, „die im Ergebnis für den
Rechtsunterworfenen dieselbe Wirkung ha-
ben“. eis ❚

Grüne fordern Regeln für
Zugsicherungssystem
Die Einführung des europäischen Zugsiche-
rungssystems ERTMS (European Rail Traffic
Management System) soll auf das Jahr 2015
verschoben werden. Zunächst müssten Re-
geln für einen verbindlichen und europaweit
einheitlichen Stand für das Zugsicherungs-
system festgelegt werden, fordert die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen in einem Antrag
(17/10844), der am vergangenen Donners-
tag zur weiteren Beratung an die Ausschüs-
se überwiesen wurde. Die Fraktion befür-
wortet in ihrem Antrag die Einführung des
Systems, das Kapazitätssteigerungen um bis
zu 30 Prozent sowie weniger Lärm und hö-
here Energieeffizienz mit sich bringen wer-
de. Problematisch sei jedoch, dass die tech-
nischen Spezifikationen bislang europaweit
nicht verbindlich einheitlich vorgegeben sei-
en und keine vollständige Abwärtskompati-
bilität sichergestellt sei. hle ❚

Betrieb von Drohnen ist 
bisher noch nicht geregelt
Derzeit sind noch keine Regelungen und
Vorschriften für einen sicheren Betrieb von
unbemannten Luftfahrtsystemen (soge-
nannten Drohnen) in Deutschland festge-
legt. Dies geht aus der Antwort der Bundes-
regierung (17/12136) auf eine Kleine Anfra-
ge der Fraktion Die Linke (17/11978) hervor.
Diese Regelungen müssen zunächst auf der
internationalen, europäischen und nationa-
len Ebene erarbeitet und miteinander abge-
stimmt werden. mik ❚

Mehr Geld für die
Mobilitätsforschung
Die Bundesregierung hat die Haushaltsmit-
tel für Mobilitätsforschung seit 2005 bis
2012 von rund 200 Millionen Euro auf mehr
als 500 Millionen Euro jährlich gesteigert.
Das geht aus der Antwort der Bundesregie-
rung (17/12119) auf eine Kleine Anfrage der
SPD-Fraktion (17/11860) hervor. mik ❚

KURZ NOTIERT

Über eines war Bundesumweltminister Pe-
ter Altmaier (CDU) in der vergangenen Wo-
che selbst überrascht: Sein Vorschlag, die
Ökostrom-Umlage einzufrieren und die In-
dustrie stärker zu belasten, war bis zu sei-
nem Auftritt in der Bundespressekonferenz
nicht an die Öffentlichkeit gelangt. Dabei
wusste der Umweltminister, dass sein Vor-
stoß zu heftigen Diskussionen führen wür-
de: „Ich schlage vor, dass wir die Höhe der
EEG-Umlage erstmals festschreiben und be-
grenzen“, erklärte er. Die EEG-Umlage, mit
der die Netzbetreiber Mehrkosten für erneu-
erbare Energien auf die Stromverbraucher
umlegen, erreichte in diesem Jahr erstmals
den Rekordwert von 5,3 Cent pro Kilowatt-
stunde. Sie soll daher in diesem Jahr und
2014 eingefroren werden und danach
höchstens um 2,5 Prozent pro Jahr steigen.
„Ich halte es nicht für vertretbar, dass die
privaten Stromverbraucher, Mittelstand
und Handwerk das ausschließliche Risiko
von Strompreissteigerungen infolge der
Energiewende tragen“, sagte Altmaier zur
Begründung. 

Weniger Ausnahmen Noch vor Ende der
Legislaturperiode will er daher ein ganzes
Maßnahmenpaket verabschieden: Zum ei-
nen sollen die Ausnahmeregelungen für
energieintensive Betriebe reduziert werden.

Zum anderen soll bei Neuanlagen für er-
neuerbare Energien  der Beginn der Zahlung
der Einspeisevergütung gestreckt werden.
Betroffen wären davon auch Solaranlagen-
besitzer, die selbst Strom produzieren. Alt-
maier möchte, dass sie künftig wie andere
Stromkunden auch an der EEG-Umlage be-
teiligt werden. Außerdem kündigte Altmai-
er eine „Solidaritätsabgabe“ für die Besitzer
von Altanlagen an, wenn dies verfassungs-

rechtlich möglich sei. Hinter den Maßnah-
men, erklärte Altmaier, stehe das Prinzip,
dass alle diejenigen, die von der Energie-
wende profitieren, auch einen Teil zur Be-
grenzung der Ausgaben beitragen müssten.
Gleichzeitig kündigte der Umweltminister
aber an, dass die Strompreissicherung die
geplante Reform des Erneuerbaren-Ener-
gien-Gesetzes (EEG) nicht erstezen könne. 

Geteiltes Echo Die Reaktionen auf Altmai-
ers Vorschläge fielen unterschiedlich aus.
Wirtschaftsministe Philipp Rösler (FDP)
hatte davon erst am selben Tag erfahren:
Rösler sagte, die Vorschläge seines Kabi-
nettskollegen gingen zwar in die richtige
Richtung, aber dennoch „nicht weit genug“.
Der neue Präsident des Industrieverbandes
BDI, Ulrich Grillo, bewertete es als positiv,
dass die Förderung von Ökostrom überar-
beitet werde. Er warnte jedoch davor, Ver-
günstigungen für energieintensive Betriebe
abzuschmelzen. 
Die Opposition kritisierte die Initiative des
Umweltministers. SPD-Chef Sigmar Gabriel
bezeichnete sie als „durchsichtiges Schau-
Manöver“, das Investoren verunsichere.
Grünen-Fraktionschef Jürgen Trittin  warn-
te, dass der Neubau von EEG-Anlagen mit
einer solchen Regelung „zum Stillstand“
kommen würde.  Annette Sach ❚

Altmaier zieht Strompreisbremse 
ENERGIE Minister will EEG-Umlage zwei Jahre lang einfrieren und Kosten stärker umverteilen 

Umweltminister Peter Altmaier (CDU) will
Strompreiskosten senken.

M
atthias Birkwald ver-
blüfft die Enquete-
kommission „Wachs-
tum, Wohlstand, Le-
bensqualität“ mit ei-
ner satirischen Einlage.

Der Linken-Abgeordnete imitiert einen Ta-
gesschau-Sprecher, der zwischen Zuschauer-
begrüßung und Wetter eine komplette Sen-
dung benötigt, um das von Union, SPD und
FDP entworfene komplizierte Konzept einer
alternativen Wohlstandsmessung mit Hilfe
eines verschachtelten Systems von 20 Indi-
katoren sowie Warn- und Hinweislampen
von der Artenvielfalt über die Einkommens-
verteilung bis zur Entwicklung der Nettoin-
vestitionen zu erläutern. 

»Sammelsurium« Dieser „abstruse Zahlen-
salat“ sei „etwas für die Heute-Show“, ätzt
Birkwald, aber „nicht breit kommunizier-
bar“ und tauge nicht dazu, eine Debatte
über politische Konsequenzen aus einer
neuen Definition von Lebensqualität anzu-
stoßen. Von einem „Indikatoren-Wirrwarr“
spricht Grünen-Obmann Hermann Ott. Ein
„Sammelsurium von Indikatoren und Lam-
pen“, assistiert Fraktionskollegin Valerie
Wilms, sei als „Instrument der politischen
Steuerung“ ungeeignet.
Gegen Union, SPD und Liberale nützt das
Aufbegehren von Linken und Grünen gegen
den „Wohlstandsindikatorenansatz“  indes
nichts, mit dessen Präsentation das Bundes-
tagsgremium vergangene Woche zu einem
Kern seines Auftrags vorstößt – nämlich zur
Neuberechnung des Wohlstands, der sich
nicht mehr allein aus dem vom Bruttoin-

landsprodukt (BIP) ermittelten Wachstum
ableiten soll. 
Das BIP misst Güter und Dienstleistungen
in Marktpreisen – und ergibt sich dabei ein
Wachstum, dann steigt die gesellschaftliche
Wohlfahrt, dann geht es den Leuten besser,
so die traditionelle Logik. 

Schwächen des BIP Doch das BIP hat er-
hebliche Schwächen. In dieser Kennziffer
schlagen sich ehrenamtliche Pflegedienste
ebenso wenig nieder wie der Ressourcenver-
brauch und Schädigungen der Umwelt
durch den Klimawandel oder durch Kata-
strophen wie Fukushima. Im Gegenteil: In-
vestitionen zur Beseitigung ökologischer
Schäden etwa nach der Explosion einer Öl-
plattform erhöhen sogar das BIP. 
Eine alternative Wohlstandsmessung soll
das BIP nicht negieren, aber über weitere
Kriterien ein adäquates Bild von Lebensqua-
lität zeichnen. Das soll nicht bloß eine inte-
ressante statistische Ziffer bleiben, sondern
auch der Politik die Richtung weisen. Wenn
sich etwa zeigt, dass die Artenvielfalt
schrumpft, die Verschuldung klettert, Net-
toinvestitionen rückläufig sind, der Ausstoß
an Treibhausgasen zunimmt oder die Be-
schäftigungsquote sinkt, dann soll die Poli-
tik gegensteuern. 
Die CDU-Abgeordnete Stefanie Vogelsang
als Vorsitzende der Projektgruppe 2, die das
„Indikatoren-Set“ erarbeitet hat, sieht im
Konzept der Mehrheit eine „Handlungs-
schnur für politische Entscheidungen“. Um
die politische Debatte zu beflügeln, fordert
der von der SPD benannte Sachverständige
Gert Wagner, die Regierung müsse zu „Jah-

reswohlstandsberichten“ stets Stellung neh-
men.
Der „Wohlstandsindikatorenansatz“ ist
hochdifferenziert. Die für die Lebensquali-
tät als wesentlich definierten drei Kriterien
„Materieller Wohlstand“, „Soziales und Teil-
habe“ sowie „Ökologie“ sollen über zehn

„Leitindikatoren“ berechnet werden: BIP,
Einkommensverteilung, Staatsschulden, Be-
schäftigungsquote, Bildungsniveau, Ge-
sundheit, das Maß an Freiheit, nationale
Emissionen von Treibhausgasen, Stickstoff-
kreislauf und Artenvielfalt. Hinzu kommen
neun „Warnlampen“ und eine „Hinweis-

lampe“, die bei heraufziehenden „Gefah-
ren“ (Vogelsang) frühzeitig aufblinken sol-
len – zum Beispiel bei der Entwicklung der
Weiterbildung, des Lebensalters oder der
Qualität der Arbeit.
Aber vermag ein solch verschachteltes Kon-
zept medial Resonanz zu erzeugen? Für das

Indikatoren-Set fehle ein „griffiger Name“,
sagt Vogelsang, bei der Suche wolle man ei-
ne Kommunikationsagentur einschalten.
Wie die CDU-Abgeordnete weist aber auch
der Sachverständige Karl-Heinz Paqué die
Kritik von Linken und Grünen zurück: Man
solle „das Urteilsvermögen der Bürger nicht

unterschätzen“. SPD-Obfrau Edelgard Bul-
mahn: „Das Tableau ist ein guter Kompro-
miss aus Vollständigkeit und Übersichtlich-
keit.“ Das Indikatoren-Set bietet für die
Sachverständige Beate Jochimsen ein „kon-
sistentes Bild über die Wohlfahrtsentwick-
lung“.  Der FDP-Abgeordnete Florian Bern-
schneider mahnt, die politische Umsetzung
müsse noch näher erörtert werden.

Aussagekraft umstritten Wenig diskutiert
wird die Frage, wie aussagekräftig die Indi-
katoren eigentlich sind. Der Sachverständi-
ge Marc Oliver Bettzüge moniert, der inter-
nationale Kohlendioxidausstoß werde zu
gering gewichtet. Birkwald beklagt, soziale
Ungleichheit und Raubbau an der Natur
würden verharmlost. Die Linke schlägt das
„klar strukturierte“ Modell eines „Trios der
Lebensqualität“ vor, das die Wohlfahrt mit
Hilfe des Bruttoeinkommens der Arbeitneh-
mer, der „Reich-Arm-Verteilung“ und des
„ökologischen Fußabdrucks“ misst. Der
„Wohlstandskompass“ der Grünen stützt
sich neben der wirtschaftlichen Leistungsfä-
higkeit auf den Natur- und Ressourcenver-
brauch, die Einkommensverteilung und die
Lebenszufriedenheit der Bürger. Beide An-
träge werden von Union, SPD und FDP ab-
gelehnt. Als Kritiker der Mehrheit outet sich
auch Meinhard Miegel. Aus Sicht des Sach-
verständigen hätte die Kommission ein
„modifiziertes BIP“ entwickeln sollen. 
Jetzt aber werde es neben dem BIP zusätz-
lich einen „Wohlstandsbericht“ geben, der
aber auf wenig Interesse stoßen werde. Mie-
gel: „Es wird sich wieder alles ums BIP dre-
hen“.  Karl-Otto Sattler ❚ 

WACHSTUMS-ENQUETE Die Kommission legt ein Konzept für eine alternative Wohlstandsmessung vor

Der neue Kompass

Volle Güterzüge mit Neuwagen sind meist gut für das Bruttoinlandsprodukt.
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VERKEHR UND BAU Die Vorschläge der Bun-
desregierung zur Stärkung der Innenstädte fin-
den weitgehend die Zustimmung der Experten.
Dies wurde vergangene Woche bei einer öffent-
lichen Anhörung des Ausschusses für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung deutlich. Dabei ging
es um den Gesetzentwurf der Bundesregierung
„zur Stärkung der Innentwicklung in den Städ-
ten und Gemeinden und zur weiteren Fortent-
wicklung des Städtebaurechts“ (17/11468) so-
wie um einen Antrag der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen „Baugesetzbuch wirklich novel-
lieren“ (17/10846).
Hilmar von Lojewski von der Bundesvereini-
gung der kommunalen Spitzenverbände be-
grüßte in seiner Stellungnahme „ausdrücklich“
den Vorrang der Innenentwicklung in den Pla-
nungsleitlinien des Baugesetzbuches. Durch die
Ausgestaltung als „Soll“-Vorschrift sei bereits
ein hoher Grad an Verbindlichkeit erreicht, der
aber den Gemeinden dennoch den nötigen Ab-
wägungsspielraum lasse, um auch andere
gleichwertige Planungsbelange berücksichti-
gen zu können.
Auch Andreas Mattner vom Zentralen Immobi-
lien Ausschuss begrüßte die Vorschläge zur
Stärkung der Innenstädte, die sich vielfach kon-
sequent am Leitbild der kompakten Stadt der
kurzen Wege orientierten. Gerade vor dem Hin-

tergrund des demografischen Wandels gelte es,
die Innenentwicklung zu unterstützen, die
Landschaft vor der weiteren Zersiedlung zu
schützen und mehr Spielraum für einen verdich-
teten Städtebau zu eröffnen. Weiter forderte er
aus Sicht der Immobilienwirtschaft, die Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren zu be-
schleunigen und Investitionssicherheit zu
schaffen. Dies gelte für große Infrastrukturpro-
jekte wie für komplexe Projektentwicklungen
der Immobilienwirtschaft gleichermaßen.
Für Christfried Tschepe (Bundesarchitekten-
kammer) sind die Regelungen geeignet, die In-
nenentwicklung unter Berücksichtigung gesell-
schaftlicher Toleranz und Akzeptanz von Nut-
zungsmischung, Nutzungsvielfalt und Nut-
zungsdichte zu fördern und zu erleichtern. Er
hielt den zeitnahen Abschluss dieses Gesetzge-
bungsverfahrens für wichtig, heißt es in seiner
Stellungnahme.
Für Nicola Krettek vom Naturschutzbund
Deutschland ist die vorgeschlagene Novellie-
rung des Baugesetzbuches ein erster Schritt in
die richtige Richtung. Sie schlägt zudem vor, ei-
ne Kosten-Nutzen-Analyse der beabsichtigten
Planungen einzuführen. Die im Gesetzentwurf
vorgesehene Privilegierung von Vorhaben im
Außenbereich lehnte sie hingegen „grundsätz-
lich“ ab. mik ❚

Plädoyer für attraktivere Innenstädte

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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M
ehr als 2.000 Seiten an
Berichten haben die
Mitglieder der En-
quete-Kommission
„Internet und digitale
Gesellschaft“ in ihrer

knapp dreijährigen Tätigkeit zusammenge-
schrieben. zwölf Projektgruppen haben ins-
gesamt 179 Mal getagt. Die Gesamtenquete
traf sich zu 20 Sitzungen. Dabei wurde dis-
kutiert, gestritten und nach Kompromissen
gesucht. Gefunden wurden sie in den we-
nigsten Fällen. An der fehlenden Kompe-
tenz der Kommission-Mitglieder lag dies
keineswegs. Neben den 17 netzpolitisch in-
teressierten Bundestagsabgeordneten ge-
hörten auch 17 externe Sachverständige zu
der auf Antrag aller Fraktionen im März
2010 eingesetzten Kommission. Zudem war
schon im Einsetzungsauftrag von einem 
18. Sachverständigen – der interessierten
Öffentlichkeit – die Rede. Seit Februar 2011

nutzte die Kommission die Online-Beteili-
gungsplattform Adhocracy zur Bürgerbetei-
ligung. All das konnte jedoch nicht verhin-
dern, dass bei vielen brisanten Fragen keine
gemeinsamen Handlungsempfehlungen ge-
funden werden konnten. 

Machtpolitische Fragen Für den Blogger
Markus Beckedahl, von den Grünen als
Sachverständiger in die Kommission ent-
sandt, liegt der Grund darin, dass „macht-
politische Fragen eine größere Rolle gespielt
haben als thematische Fragen“. Auch der
von der Union nominierte Sachverständige
Bernhard Rohleder, Geschäftsführer des IT-
Verbandes Bitkom, spricht in seinem Resü-
mee von einer „Lagerbildung entlang der
Konstellation im Bundestag“, die ihn über-
rascht habe. Gleichwohl hätten die Berichte
„das Zeug, zur maßgeblichen Quelle für Zu-
kunftsentscheidungen und zum Standard-
werk zu werden“. 

Fest steht: Weder in der Frage, ob künftig die
Netzneutralität gesetzlich festgeschrieben
werden müsse, noch bei datenschutzrechtli-
chen Themen wie Frage des Kopplungsver-
bots, dem Beschäftigtendatenschutz oder
den Schadensansprüchen im Datenschutz-
recht gibt es eine einheitliche Linie. In den
besagten Fällen erhielt weder der Text der
Koalition noch jener der Opposition eine
Mehrheit, was dazu führte, dass beide Vor-
lagen als sogenannte Sondervoten in den
Bericht eingingen. 
Dem gegenüber stehen Einigungen unter
anderem im Bereich Medienkompetenz, bei
der Nutzung von Open Access in der Wis-
senschaft und der Forderung nach einer
stärkeren Begleitung internationaler Ent-
wicklungen im Internetbereich durch die
Bundesregierung.
In der Mehrzahl der strittigen Fälle setzte die
Koalition ihre Textvorschläge als Hand-
lungsempfehlungen durch. So auch in der

abschließenden Sitzung der Enquete-Kom-
mission in der vergangenen Woche, als die
Zwischenberichte der letzten beiden Pro-
jektgruppen verabschiedet wurden. Dabei
konnte die Projektgruppe „Verbraucher-
schutz“ zu keinem einzigen Thema gemein-
same Handlungsempfehlungen vorlegen,
also auch nicht zu der Frage des Umgangs
mit Massenabmahnungen bei Urheber-
rechtsverletzungen. Das sei für Millionen
Menschen ein „massiv relevantes Problem“,
sagte Konstantin von Notz (Grüne). Es sei
ein „Armutszeugnis und ärgerlich“, dass die
Enquete-Kommission hier „nicht sprechfä-
hig ist“. Cornelia Tausch, von der SPD be-
nannte Sachverständige, erinnerte daran,
dass auch die Bundesregierung das Problem
des „Abmahnungswesens“ erkannt habe.
Das angekündigte Gesetz sei jedoch nicht
verabschiedet worden. „Der Verbraucher
bleibt auf der Strecke“ urteilte sie. Man ha-
be sich um eine Darstellung der Sachlage,
einschließlich der aktuellen Rechtspre-
chung, bemüht, sagte der von der FDP be-
nannte Sachverständige Wolf Osthaus. Dies
habe gezeigt, dass sich „viele Dinge lösen“,
so Osthaus. „Unseriöse“ Inkasso-Unterneh-
men müssten selbstverständlich „begrenzt“
werden, machte er  deutlich und forderte zu-
gleich: „Abmahnungen dürfen aber nicht
per se ins negative Licht gerückt werden.“ 

Nicht nur Lückenfüller Ein höheres Maß
an Übereinstimmung gab es in der Projekt-
gruppe „Kultur, Medien und Öffentlichkeit“.
So war man sich unter anderem einig, dass
der öffentlich-rechtliche Rundfunkt eine
Daseinsberechtigung hat. Unter welchen
Bedingungen dessen Angebote im Online-
Bereich zulässig sein sollen, war hingegen
umstritten. Laut Koalition sollten derartige
Angebote nur zulässig sein, „wenn sie im
Vergleich zu den Angeboten Privater einen
Mehrwert begründen“. Der öffentlich-recht-
liche Rundfunk müsse, „wenigstens im Be-
reich des Internets“, von einem „Vollversor-
ger zu einem Qualitätsversorger“ werden,
forderte der von der FDP benannte Sachver-
ständige Professor Hubertus Gersdorf. Die-
ser Paradigmenwechsel sei nötig, da nicht
einzusehen sei, „dass mit öffentlichen Gel-
der etwas bereitgestellt werden soll, was die
Zivilgesellschaft und die privaten Anbieter
auch generieren“, sagte Gersdorf. 
Professor Wolfgang Schulz, von der SPD be-
nannter Experte, verwies darauf, dass der
Vorschlag der Koalition ignoriere, dass es
zwischen Privaten und öffentlich-rechtli-
chem Rundfunk keine „Arbeitsteilung“ son-
dern einen „publizistischen Wettbewerb“
gebe. „Der öffentlich-rechtliche Rundfunk
darf nicht nur eine Lückenfüller-Position
haben“, warnte Schulz. Die Koalition wolle
offenbar das öffentlich-rechtliche Prinzip
austrocknen, vermutete Petra Sitte (Die Lin-
ke). Es sei zudem völlig unklar, was der an-
gesprochene Mehrwert sein solle. 

Ständiger Ausschuss Bei der Diskussion
um den Schlussbericht, der sich mit der On-
linebeteiligung befasst, kam die Kommissi-
on nach zähem Ringen zu einer gemeinsa-
men Forderung. So soll der Bundestag künf-
tig jenen Ausschüssen, die damit arbeiten
wollten, Beteiligungswerkzeuge – wie bei-
spielweise Adhocracy – zur Verfügung stel-
len. Nutznießer könnten in der kommen-
den Legislaturperiode auch die Netzpoliti-
ker selbst sein. Denn auch in der Forderung
nach einem eigenen ständigen Ausschuss
„Internet und digitale Gesellschaft“ waren
sie sich einig. Angesichts des versöhnlichen
Abschlusses zog der Vorsitzende Axel E. Fi-
scher (CDU) ein positives Fazit: „Die 2000
Seiten spiegeln ein umfassendes Bild der di-
gitalen Gesellschaft wider: eine bisher bei-
spiellose Beschreibung der Potentiale, der
Problemfelder und der Lösungsansätze“,
befand Fischer. Götz Hausding ❚

„Wenn ich untergehe – lasst meine Bilder
nicht sterben.“ So lauten die überlieferten
Worte des im Vernichtungslager Auschwitz
ermordeten Malers Felix Nussbaum.  Des-
sen Bild „Trostlose Straße“ ist Teil der Aus-
stellung „Kunst in der Katastrophe“, die
Bundestagsvizepräsident Eduard Oswald
(CSU) vergangene Woche im Paul-Löbe-
Haus des Bundestages eröffnete. Die Bitte
Nussbaums stehe stellvertretend für all jene
Künstler, die während der Zeit des National-
sozialismus verfemt und verfolgt waren und
dennoch künstlerisch gearbeitet haben, sag-
te Oswald. „Es ist eine Mahnung an uns al-
le“, fügte er an. Persönlich sei er davon be-
eindruckt, „woher die Menschen in der Un-
terdrückung die Kraft genommen haben“.
Es zeige sich jedoch an der Fülle der in Ver-
stecken und auch im Exil entstandenen
Werke, dass Kunst auch ein Mittel ist, „der
schlimmen Wirklichkeit zu entfliehen“.
Kein Zufall sei es, dass die Eröffnung am 
80. Jahrestag der Machtergreifung durch die
Nationalsozialisten stattfinde. Oswald erin-
nerte daran, dass die Kunst seinerzeit eines
der ersten Opfer der Nazis gewesen sei.
Die am Westeingang des Paul-Löbe-Hauses
bis zum 5. März gezeigte Ausstellung ist Er-
gebnis der Zusammenarbeit zwischen dem
Zentrum für verfolgte Künstler im Kunst-
museum Solingen und dem Museum Mon-
tanelli in der tschechischen Hauptstadt
Prag. Seit 2009 arbeiten die beiden Häuser

zusammen, konzipieren gemeinsam Aus-
stellungen, zeigen wechselseitig ihre Samm-
lungen und leben eine europäische Partner-
schaft.
Er freue sich, dass an der Ausstellung auch
ein Museum aus seinem Land vertreten ist,
sagte der Botschafter der Tschechischen Re-
publik in Deutschland, Rudolf Jindrák. Es
gehe darum, die Opfer nicht zu vergessen,
gerade in Zeiten, in denen Rechtsextremis-
ten die Verbrechen des Naziregimes zu ba-
gatellisieren suchten. Künstler seien jedoch

auch nach dem Krieg verfemt und unter-
drückt worden, sagte der Botschafter. Dazu
gehöre auch sein Landsmann Daniel Pešta,
dessen Videoinstallationen „Scream“ und
„Narcissus“ deutlich machten, wie wichtig
es sei, sich nicht hinter einer Maske zu ver-
stecken und im Angesicht der Katastrophe
zu schweigen.
Auch Sylvia Löhrmann (Bündnis 90/Die
Grünen), stellvertretende Ministerpräsiden-
tin Nordrhein-Westfalens, sagte, es sei heu-
te noch Realität, dass Künstler unerwünscht
seien. Das Museum in ihrer Heimatstadt So-
lingen sei ein Mahnmal für die Verfolgten.
Man habe in der Ausstellung versucht, Lite-
raten und Künstler „persönlich vorzustel-
len“, erläuterte Rolf Jessewitsch, Direktor
des Kunstmuseums Solingen. So etwa die
Künstlerin und Dichterin Else Lasker-Schü-
ler, deren Zeichnungen von den Nazis aus
der Berliner Nationalgalerie entfernt wur-
den. „Von der persönlichen Geschichte zur
Weltgeschichte soll der Blick gehen“, sagte
der Museumsleiter.
Die Ausstellung kann montags bis donners-
tags jeweils um 11 und um 14 Uhr sowie
freitags um 11 Uhr besichtigt werden (West-
eingang des Paul-Löbe-Hauses gegenüber
dem Bundeskanzleramt). Besucher müssen
sich zuvor mit Vor- und Zunamen sowie Ge-
burtsdatum anmelden (Telefon: 030/227-
38883, E-Mail: info-ausstellungen-plh) und
ein Personaldokument mitbringen. hau ❚

Kunst in der Katastrophe
AUSSTELLUNG Der Bundestag präsentiert verfolgte Kunstler im Nationalsozialismus

Zähes Ringen
INTERNET-ENQUETE Nach knapp drei Jahren Arbeit bleiben
viele Fragen ungeklärt. Zu oft stand die Parteipolitik im Weg

Bundestagsvizepräsident Eduard Oswald
bei der Ausstellungseröffnung

Gerade für Kinder ist Verbraucherschutz im Internet ein wichtiges Thema.
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Wolf Schmidt:
Jung, deutsch,
Taliban.

Ch. Links Verlag,
Berlin 2012;
206 S., 16,90 €

Gerade erst hat das Kriminalgericht in Ber-
lin-Moabit den Dschihadisten Yusuf O. zu ei-
ner langen Haftstrafe verurteilt. Der junge
Deutsch-Türke aus Berlin gehörte im Grenz-
gebiet zwischen Afghanistan und Pakistan
den „Deutschen Taliban Mudschahidin“
(DTM) an, einer Terrorgruppe, die auch mit
Anschlägen in Deutschland drohte. Später
schloss er sich Al Qaida an und kehrte nach
Europa zurück, um neue Anhänger zu rekru-
tieren. Sein Beispiel zeigt, wie aktuell das
Buch des Journalisten Wolf Schmidt bleibt.
In „Jung, deutsch, Taliban“ geht der Redak-
teur der Tageszeitung „taz“ der Frage nach,
wie junge Männer – und auch Frauen – aus
Deutschland zu Dschihadisten werden, die
bereit sind, für ihren Glauben zu töten und
zu sterben.
Bislang ist dieses Phänomen in Deutschland
noch recht unerforscht. Schmidt beschäftigt
sich seit Jahren mit dem Thema. Er hat Pro-
zesse verfolgt, Moscheen besucht, mit Si-
cherheitsbehörden gesprochen und Eltern
interviewt. Auch wichtige Fachliteratur
nimmt er auf. Entstanden ist so ein akribisch
recherchiertes Buch, das in verständlicher
Sprache einen tiefen Einblick in die Abläufe
und Szene gibt. Schmidt bleibt dabei stets
differenziert und hütet sich vor einfachen
Antworten auf komplexe Fragen. Für ihn
sind die jungen Dschihadisten „gefährliche
Dilettanten“, die in vielen Fällen eher zufäl-
lig in den gewaltbereiten Islam abgleiten.
Könnte man sie davon auch abhalten? Zu-
recht kritisiert Schmidt, dass die Prävention
in Deutschland noch immer vernachlässigt
wird. Es fehlt auch an Anlaufstellen für Be-
troffene wie Familienangehörige oder Leh-
rer. Anders als in Großbritannien oder den
Niederlanden habe die Politik hierzulande
vor allem mit schärferen Gesetzen reagiert,
moniert Schmidt. Für nötig hält der Journa-
list jedoch „keine rein sicherheitspolitische
Lösung von oben, sondern ein Einmischen
von unten“. Es sei Aufgabe aller, einer Radi-
kalisierung vorzubeugen. Lehrer, Imame und
Zivilgesellschaft brauchen dafür aber Hilfe –
und die muss nicht zuletzt vom Staat kom-
men. Jan Kuhlmann ❚

Thomas Kuben:
Blut muss fließen.
Undercover unter
Nazis.

Campus Verlag,
Frankfurt/M. 2012;
317 S., 19,95 €

„… in die Parlamente schmeißt die Hand-
granate rein“; „… lasst die Messer flut-
schen in den Judenleib“; „… Kanaken zer-
hacken“: Hunderte Male hörte der Underco-
ver-Journalist Thomas Kuban die Lieder der
Neonazi-Rockgruppen, dutzende Male be-
suchte er ihre streng konspirativen Konzer-
te in Deutschland und im Ausland. Seit 2003
filmte Kuban diese Events. Im Falle seiner
Enttarnung musste er damit rechnen, zum
Krüppel geschlagen zu werden.
Inzwischen wurden seine mit Spionagetech-
nik aufgenommen Dokumentationen von
politischen Fernsehmagazinen wie „Spiegel
TV“, „Stern TV“ und „Panorama“ ausge-
strahlt. Auf diese Weise geriet die interna-
tionale Neonazi-Musikszene erheblich unter
Druck. Die einzigartigen Erfahrungen aus
seiner langjährigen Recherchearbeit veröf-
fentlichte Thomas Kuban jetzt in einem in-
formativen Buch. Er beschreibt, wie sich die
neonazistische Jugendkultur international
ausbreitet: in Deutschland, Österreich, Ita-
lien, Ungarn, Polen, Frankreich, Belgien,
England und der Schweiz. Über sogenann-
te „Nationale Info-Telefone“ – es handelt
sich um Anrufbeantworter – werden Nach-
richten in der rechtsextremistischen Szene
verbreitet. So erfuhr auch der Autor, wo das
nächste „Hüttenwochenende“, Rechtsschu-
lungen, Demonstrationen oder Mahnwa-
chen stattfanden. Perfekt passte sich Kuban
der Szene an: er kleidete sich wie ein Neo-
nazi  und rasierte sich eine Glatze. Für seine
Recherchen benutzte er bis zu 40 verschie-
dene Identitäten.
Kuben beschreibt die Skinhead-Musikszene
als wichtigsten Rekrutierungsort der Szene:
dort werden junge Leute für den militanten
Neonazismus begeistert. Zudem konnte er
die engen Verbindungen von NPD-Mitglie-
dern zur rechtsextremistischen Musikszene
nachweisen. Auch in den NSU-Bekennervi-
deos wurde die Musik dieser Gruppen ge-
spielt. Bis heute existiert in Deutschland ei-
ne Grauzone um deren Konzerte, in der
Rechtsextremisten frei agieren können. Da-
zu gehören auch Großveranstaltungen der
NPD, die die „Freien Kameradschaften“ für
Auftritte nutzen. Aschot Manutscharjan ❚

KURZ REZENSIERT SPD scheitert
mit Sport-Antrag
AUSWÄRTIGES Die SPD-Fraktion ist mit
ihrer Initiative zur Stärkung der Sportförde-
rung in der Auswärtigen Kultur- und Bil-
dungspolitik gescheitert. Der entsprechen-
de Antrag (17/9731) wurde vom Bundestag
am vergangenen Donnerstag mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und FDP gegen die Stimmen der Oppositi-
onsfraktionen SPD, Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen abgelehnt. Die SPD hatte
unter anderem gefordert zu prüfen, ob die
Mittel für die internationale Sportförderung
mindestens wieder auf das Niveau des Jah-
res 2009 zu erhöhen sind. Bereits bewillig-
te Mittel müssten zudem ohne Verzögerung
freigegeben werden, um den an den Projek-
ten beteiligten Partnern Planungssicherheit
zu verschaffen. Die Sportförderung trage
zur Überwindung von sozialen, sprachli-
chen und kulturellen Barrieren bei. 
Die Koalitionsfraktionen bekannten sich in
der Debatte zwar ausdrücklich zur heraus-
ragenden Rolle des Sports in der Auswärti-
gen Kultur- und Bildungspolitik. Allerdings
arbeiteten das Auswärtige Amt und der
Deutsche Olympische Sportbund bereits
daran, die angestrebten Projekte umzuset-
zen.  Insofern habe sich der SPD-Antrag er-
ledigt. Ebenso bereite das Auswärtige Amt
diverse Veranstaltungen zur Förderung des
Nachwuches von Auslandstrainern vor. Der
Stellung des Sports sei auch im Bundes-
haushalt Rechnung getragen worden. aw ❚

Sinnfrage zum
Urheberrecht
RECHT Die Schutzdauer von Rechten aus-
übender Künstler und Tonträgerhersteller
soll von 50 auf 70 Jahre verlängert werden.
Das sieht der „Entwurf eines Achten Geset-
zes zur Änderung des Urheberrechtsgeset-
zes“ (17/12013) der Bundesregierung vor.
Mit dieser Initiative folgt sie einer EU-Richt-
linie, die bis zum 1. November 2013 in na-
tionales Recht umgesetzt werden muss. Ver-
gangenen Donnerstag wurde sie in erster Le-
sung im Bundestagsplenum beraten. 
Max Stadler, Parlamentarischer Staatssekre-
tär bei der Bundesjustizministerin, wies da-
rauf hin, dass ein entsprechendes Gesetz
wegen der EU-Frist und den anstehenden
Bundestagswahlen noch vor der parlamen-
tarischen Sommerpause  verabschiedet wer-
den müsse, da sonst Schadensersatzansprü-
che drohen.
Ansgar Heveling (CDU) warb in der Debat-
te um Zustimmung zur Gesetzesnovelle,
mit der die Koalition „einen wichtigen Bei-
trag zur Stärkung von im Musikbereich täti-
gen Künstlern und Urhebern“ leisten wolle.
Ihm widersprach Burkhard Lischka (SPD)
vehement, denn die meisten Künstler wür-
den ihre Rechte ohnehin an Plattenfirmen
abtreten und zumeist nur eine einmalige
Pauschale erhalten. Von der Neuregelung
würden seiner Meinung nach also in erster
Linie die Plattenfirmen, nicht aber die
Künstler profitieren.  
Ähnlich argumentierte auch Petra Sitte (Die
Linke). Auch Jerzy Montag (Grüne) sprach
sich gegen das Gesetz aus. „Ich will nur zu
bedenken geben“, sagte er, „dass die Ände-
rungen der Schutzfristenrichtlinie – worü-
ber wir heute reden – auf Initiativen derje-
nigen zurückgehen, die die Rechte an den
Beatles-Liedern halten.“ 
Anschließend wurde der Regierungsentwurf
zur weiteren Beratung in die zuständigen
Ausschüsse überwiesen. ver ❚

Das deutsche Filmerbe soll dauerhaft für die
Nachwelt erhalten werden. Darin sind sich
alle fünf Fraktionen im Bundestag einig. Ei-
nigkeit herrscht weitestegehend auch darü-
ber, dass dies letztlich nur durch ein zentra-
les Archiv zu gewährleisten ist, in dem deut-
sche Filmproduktionen in digitalisierter
Form hinterlegt werden müssen. Uneinig-
keit herrscht jedoch über den Fahrplan und
die Deckung der Kosten. 
Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
FDP fordern die Bundesregierung deshalb
auf, ein Konzept zu erarbeiten, wie eine
Pflichthinterlegung für deutsche Filme kon-
kret realisiert werden kann, welche Kosten
für eine umfassende Digitalisierung des Fil-
merbes und seiner dauerhaften Archivie-
rung entstehen werden. Den entsprechen-
den Antrag (17/11933) verabschiedete der
Bundestag am vergangenen Freitag mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen bei Ent-
haltung der SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen gegen die Stimmen der Linksfraktion.
Die Oppositionsfraktionen hatten jeweils
eigene Anträge (17/10098, 17/11007,
17/8353) zum Erhalt des Filmerbes vorge-
legt. Diese fanden jedoch keine Mehrheit.
Der erste Schritt zur dauerhaften Bewah-
rung des Filmerbes ist bereits gemacht.
Gleichzeitig mit der Verabschiedung des Ko-
alitionsantrags überwies der Bundestag ei-
nen Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Änderung des Bundesarchivgesetzes

(17/12012). Damit soll zumindest bereits
eine Pflichtregistrierung für alle deutschen
Kinofilme im Bundesarchiv geregelt wer-
den. Von der Regelung betroffen sollen alle
Kinofilme sein, deren Produktionsfirma ih-
ren Sitz oder eine Niederlassung in
Deutschland haben. Diese Regelung bezieht
auch internationale Koproduktionen ein.
Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die betrof-
fenen Filmproduktionen binnen zwölf Mo-
naten nach ihrer Erstaufführung in einem
Kino oder auf einem nationalen oder inter-
nationalen Filmfestival in einer Datenbank
des Bundesarchivs registriert werden.
Mit der Vorlage der Gesetzesnovelle hat die
Regierung bereits eine zentrale Forderung al-
ler Fraktionen erfüllt. Unklar ist bislang
aber, wie die enormen Kosten für das ambi-
tionierte Projekt einer dauerhaften Digitali-
sierung gestemmt werden können. Die Lin-
ke hatte sich in ihrem Antrag bereits für die
Bereitstellung von jeweils sechs Millionen
Euro aus dem Bundeshaushalt und der Film-
und Werbewirtschaft sowie für eine Abgabe
von fünf Cent auf jede verkaufte Kinokarte
ausgesprochen. Alexander Weinlein ❚

Digital für die Nachwelt
KULTUR Das deutsche Filmerbe soll archiviert werden

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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>Harald B. Schäfer ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1972-1992,
SPD
Am 22. Januar starb Harald B. Schäfer im Al-
ter von 74 Jahren. Der Gymnasiallehrer aus
Offenburg trat 1962 der SPD bei, war von
1977 bis 1996 stellvertretender Landesvor-
sitzender in Baden-Württemberg und dort
von 1992 bis 1996 Umweltminister. Schäfer,
der von 1988 bis 1991 als stellvertretender
Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion
amtierte, arbeitete im Innenausschuss sowie
im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit mit.

>Günter Marten ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Günter Marten starb am 12. Januar im Alter
von 73 Jahren. Der Fregattenkapitän trat
1974 der CDU bei. Marten, Direktkandidat
des Wahlkreises Güstrow–Ludwigslust, ge-
hörte in beiden Legislaturperioden dem Aus-
schuss für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten an.

>Fritz Böhm ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1965-1972,
SPD
Am 10. Januar starb Fritz Böhm im Alter von
92 Jahren. Der kaufmännische Angestellte
gehörte von 1958 bis 1965 dem bayerischen
Landtag an. Böhm war Mitglied des Wirt-
schaftsausschusses sowie des Ausschusses
für Arbeit und Sozialordnung.

>Heinrich Junker ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1961-1980,
SPD
Heinrich Junker starb am 30. Dezember im Al-
ter von 89 Jahren. Der Volkswirt trat 1947 der
SPD bei und war langjähriger Vorsitzender
des SPD-Bezirk Ostwestfalen-Lippe. Junker
engagierte sich im Bundestag vorwiegend im
Wirtschaftsausschuss.

>Rudolf Ruf ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1980-1990,
CDU
Am 11. Dezember starb Rudolf Ruf im Alter
von 90 Jahren. Der Glasermeister aus Karls-
ruhe schloss sich 1979 der CDU an.Von 1974
bis 1994 war er Präsident der Handwerks-
kammer Karlsruhe. In allen drei Wahlperi-
oden gehörte Ruf dem Ausschuss für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau an.

>Paul K. Friedhoff
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
2005-2012, FDP
Paul K. Friedhoff wurde am 2. Februar 70 Jah-
re alt. Der Diplom-Ingenieur aus
Löningen/Kreis Cloppenburg wurde 1972
FDP-Mitglied, war von 1982 bis 1990 Vorsit-
zender des Ortsverbands Kleve und gehörte
acht Jahre dem FDP-Bundesvorstand an. Der
langjährige wirtschaftspolitische Sprecher
seiner Fraktion engagierte sich im Bundestag
vorwiegend im Ausschuss für Wirtschaft und
Technologie.

>Wilhelm Peter Stommel
Bundestagsabgeordneter 1976-1980,
1985–1987, CDU
Am 9. Februar wird Wilhelm Peter Stommel
75 Jahre alt. Der Diplom-Volkswirt aus Sankt
Augustin trat 1965 der CDU bei und war von
1967 bis 1969 persönlicher Referent Ludwig
Erhards. Stommel engagierte sich im Bundes-
tag im Finanz- und im Wirtschaftsausschuss.

>Gottfried Arnold
Bundestagsabgeordneter 1961-1983,
CDU
Am 10. Februar vollendet Gottfried Arnold
sein 80. Lebensjahr. Der promovierte Jurist,
Rechtsanwalt und Verleger vertrat als Direkt-
kandidat den Wahlkreis Düsseldorf I. Arnold
engagierte sich im Bundestag im Rechtsaus-
schuss. bmh ❚

Der Gewinner des Weihnachtsrätsels 2012 steht fest:
Rudi Nikolaus aus Speyer hat die Reise nach Berlin für
zwei Personen mit zwei Übernachtungen und einem
Besuch des Bundestages gewonnen. Herzlichen
Glückwunsch!

An unsere Leser vielen Dank für die zahlreichen
Einsendungen. Und hier die Antworten auf die Fragen,
die zum Sieg geführt haben:

1. Wie viele Erst - und Zweitstimmen bekam die CDU im
Dresdner Wahlkreis 160  bei der Bundestagswahl 2005?  
Antwort: 57.931 Erststimmen und 38.208 Zweitstimmen

2. Wann ist die Abgeordnete Halina Wawzyniak in die PDS
eingetreten?
Antwort: Im August 1990

3. In welchem Jahr hatte das Bundesverfassungsgericht
erstmals das bestehende Wahlgesetz wegen des Auftretens
negativer Stimmgewichte für verfassungswidrig erklärt?
Antwort: 2008

4. Wie viele Wahlkreise gibt es in Deutschland?
Antwort: 299

5.  Wodurch werden im  neuen Wahlrecht die Überhang-
mandate ausgeglichen?
Antwort: Durch Ausgleichsmandate

6. In welchem Zeitraum nach der Geburt muss das männ-
liche Kind im Judentum beschnitten werden?
Antwort: Am achten Lebenstag des Jungen

7. Wer trat vergangenen Freitag als Zeuge vor dem NSU-
Ausschuss auf ?
Antwort: Wolfgang Schäuble

8. Wie heißt der neue Direktor beim Deutschen Bundestag?
Antwort: Horst Risse

9. Wer muss in Deutschland den Export von Rüstungsgü-
tern genehmigen?
Antwort: Die Bundesregierung beziehungsweise der
Bundessicherheitsrat

10. Um wie viele Soldaten soll die deutsche Truppe in Af-
ghanistan reduziert werden?
Antwort: Bis 2013 um 500 Soldaten, bis 2014 nochmals
um 1.100 Soldaten

11. Ab wann soll die neue Bankenaufsicht in Kraft treten?
Antwort: 2014

12. Was ist die „Hydraulic Fracturing“-Methode?
Antwort: Eine Fördertechnologie für Erdöl und Erdgas

13. Welche Behandlung bei Pferden soll künftig verboten
werden?
Antwort: Der Schenkelbrand sollte urprünglich verboten
werden, wird es jetzt jedoch nicht 

14. Was sind OTC-Derivate?
Antwort: OTC = Over the Counter = Über den Schalter,
Geschäfte, die an den Börsen vorbei gemacht werden

15. Für was steht die Abkürzung BAföG?
Antwort: Bundesausbildungsförderungsgesetz

Die richtigen Antworten 

AUFLÖSUNG DES WEIHNACHTSRÄTSELS

Gesetz gegen
Terror
16.2.1978: Anti-Terror-Gesetz verab-
schiedet Wenn heute von Anti-Terror-
Gesetzen die Rede ist, denkt man an die
Sicherheitspakete, die der Bundestag
nach den 9/11-Anschlägen verabschiede-
te und die die Politik bis heute beschäfti-
gen: Aktuell prüft man, ob die Gesetzge-
bung zur Terrorismusbekämpfung refor-
miert werden muss. Doch schon vor 2001
stand der Terrorismus auf der Parlament-
sagenda – in den 70er Jahren, als die RAF
das Land in Atem hielt. Am 2. Februar
1978 verabschiedete der Bundestag das
sogenannte zweite Anti-Terror-Gesetz.
Ende 1974, kurz vor dem Prozess gegen
die RAF-Anführer der ersten Generation,
schnürte man ein erstes Anti-Terror-Pa-

ket, das eine Verschärfung des Strafverfah-
rensrechts mit sich brachte. Unter ande-
rem  ermöglichte es, Verteidiger von Ver-
fahren auszuschließen, wenn Verdacht
auf Tatbeteiligung bestand. 1976 wurde
zudem die Bildung einer terroristischen
Vereinigung unter Strafe gestellt. Auf dem
Höhepunkt des RAF-Terrors im Herbst
1977 kam das Kontaktsperregesetz hinzu.
Das zweite Anti-Terror-Gesetz von 1978
erweiterte schließlich die Befugnisse der
Polizei bei der Fahndung nach Terroris-
ten. Verteidiger mussten fortan durch ei-
ne Scheibe von ihren Mandanten ge-
trennt sein. Wie heute sorgten auch da-
mals die Anti-Terror-Gesetze für Kontro-
versen: Die einen kritisierten die Gesetze,
weil sie individuelle Rechte einschränk-
ten. Anderen gingen sie nicht weit genug.
So passierte das zweite Anti-Terror-Gesetz
nur knapp das Parlament. Einen Ein-
spruch des Bundesrates wies der Bundes-
tag zurück. Benjamin Stahl ❚

Das Wort hat innerhalb weniger
Tage in Berlin die Runde ge-
macht. Oft wird es mit wüten-
dem Gesichtsausdruck ausge-

sprochen. Und das alles wegen Bundes-
tagspräsident Wolfgang Thierse (SPD).
Dieser wohnt seit Jahr und Tag im Bezirk
Prenzlauer Berg. Nach der Wende wurden
dort massenhaft heruntergekommene
Altbauwohnungen in luxuriöse Eigen-
tumswohnungen umgewandelt. In diese
zogen vorwiegend solvente Neuberliner,
darunter gefühlte 110 Prozent Schwaben.
Einer der wenigen verbliebenen Urein-
wohner ist Wolfgang Thierse. Und der gab
vor wenigen Wochen seinen Unmut da-
rüber kund, dass beim Bäcker um die
Ecke „Wecken“ statt Schrippen angeprie-
sen würden. Münchener verstehen das;
sie mögen es auch nicht, wenn ihre Sem-
meln als Brötchen bezeichnet werden.
Viele Schwaben aber verstanden es gar
nicht. Eine Woge der Empörung
schwappte bis an den Bodensee. Intole-
ranz gegen Zuwanderer war noch der ge-
ringste Vorwurf. Das ihm!
Der Gegenschlag ließ nicht lange auf sich
warten. Die Glossisten der Berliner Pres-
se schrieben sich die Finger wund, die Le-
serbriefspalten quollen über vor Empö-
rung über die zugezogenen Schwaben –
die mit ihrer Kehrwoche, hieß es. Das ist
im Württembergischen die Woche, in der
man turnusmäßig für die Säuberung in
einem Mehrparteienhaus verantwortlich
ist. Dass Berliner Mietshäuser auch solche
Regeln kennen, wen interessiert's?
Und dann das: Jemand bewarf das Käthe-
Kollwitz-Denkmal mit Spätzle! Gerade
noch rechtzeitig stoppte Baden-Württem-
bergs Europaminister Peter Friedrich den
drohenden Bürgerkrieg: „Unser größtes
Problem ist doch nicht, ob es Schrippe
oder Wecken heißt, sondern was man in
Berlin alles so versemmelt.“Peter Stützle ❚

Im Rahmen der
Kehrwoche

PERSONALIA

ERINNERUNG

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 35 JAHREN ...

Der Bundestag stimmt am 16.02.1978
über das Anti-Terror-Gesetz ab.

Das Reichtagsgebäude von oben: Auch in diesem Jahr ist der 1. Preis des Weihnachtsrätsels eine Fahrt nach Berlin und ein Besuch des Regierungsviertels.
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Zur Ausgabe 4-5 vom 21.1.2013, Buchre-
zension „Pussy Riot! Ein Punkgebet für
Freiheit“ auf Seite 13:
Der Rezensent maßt sich das Urteil an, die
Pussy-Riot Frauen und den russischen Dis-
sidenten Andrej Sacharow und Alexander
Solschenizyn zu vergleichen. Dies ist ein
großes Fehlurteil. Sacharow und Solscheni-
zyn waren gestandene Wissenschaftler und
Dichter, als sie sich kritisch zum politischen
System in der damaligen Sowjetunion äu-
ßerten. Die Frauen von Pussy-Riot haben
hingegen nur diese in meinen Augen sehr
fragwürdige Aktion zu verzeichnen. Ihr Auf-
tritt in der Moskauer Christ-Erlöser-Kathe-
drale verletzte die Gefühle
der großen Mehrheit der
russischen Bevölkerung, die
sich wieder zum orthodo-
xen Glauben bekennt. Gera-
de durch die Aufnahme auf
Video liegt die Vermutung
nahe, dass die Aktion gezielt
für das Ausland geplant war.
Sie hat aber eine kontrafak-
tische Wirkung erzielt und
nur die Macht Putins ge-
stärkt. Die Anti-Putin-De-
monstrationen, die haupt-
sächlich nur in Moskau
stattfanden, sind im letzten
halben Jahr abgeebbt. Zu-

dem habe ich auf einer Russlandreise per-
sönlich sehen können, wie sich das Wohl-
standsniveau der russischen Bevölkerung
unter Putin verbessert hat. Das danken die
Menschen Putin und daran ändern solche
fragwürdigen Aktionen nichts.

Siegfried Seidel, Leipzig  

Zur Ausgabe 1 vom 31.12.2012,
„Zwangsbehandlung als Ultima Ratio“
auf Seite 10:
Ihrem Beitrag habe ich entnommen, dass
das Gesetz zur Regelung von ärztlichen
Zwangsmaßnahmen am 19. November
2012 in den Bundestag eingebracht worden

ist. In den Medien gab es jedoch schon vor
diesem Datum Berichte über den Fall Mol-
lath. Hier ergibt sich in meinen Augen ein
unmittelbarer Zusammenhang. Es entsteht
der Eindruck, dass der Gesetzesentwurf
möglicherweise darauf abzielt, nachträglich
eine Rechtsgrundlage zu einem ergangenen
Fehlurteil zu schaffen. Falls dies zutreffen
sollte, halte ich diese Vorgehensweise im
höchsten Maße für bedenklich. Bezogen auf
diesen Fall halte ich den Gesetzentwurf oh-
nehin für unausgewogen, weil er keine Re-
gelung für den Fall vorsieht, dass das Gesetz
missbräuchlich angewendet wird.

Manfred Zimmer, per E-Mail

Zur Ausgabe 4-5 vom 21.2.2013, „Eigen-
anbau bleibt verboten“ auf Seite 4:
Der von den Linken geäußerte Vorschlag,
sogenannte „Cannabis-Clubs“ einzuführen,
in denen der Konsum von Marihuana legal
möglich ist, wäre meines Erachtens ein rea-
listischer Weg, um den Drogenkonsum zu
überwachen. Das würde wohl zu einer ähn-
lichen Situation wie in den Niederlanden
führen. Dort ist der Kauf und Konsum von
kleinen Mengen an Marihuana in den Cof-
fee-Shops erlaubt. Der Vorschlag der Linken
ließe sich doch sogar mit dem Vorschlag der
Grünen verbinden, ein sogenanntes „Drug-
checking“ einzuführen. Heraus käme dann

ein staatlich kontrollierter
Handel mit staatlich geprüf-
ten  Cannabis-Produkten.
Insgesamt erscheint mir der
kontrollierte Verkauf immer
besser als ein Verbot, zumal
diese Politik keinen Erfolg
verspricht. Selbst in den
USA, die in Drogenfragen
bisher besonders repressiv
und konservativ waren,
wurde der Cannabis-Kon-
sum inzwischen in zwei
Bundesstaaten per Volksent-
scheid erlaubt. 

Dennis Kaiser, per E-Mail

SEITENBLICKE

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

125. Geburtstag
Jakob Kaisers 
Der Namensge-
ber eines der Ver-
waltungsgebäu-
de des Bundesta-
ges, Jakob Kai-
ser, wäre am 
8. Februar dieses
Jahres 125 Jahre
alt geworden.
Schon in der
Weimarer Repu-
blik für die Zen-
trumspartei ak-
tiv, engagierte sich der 1888 in Hammel-
burg Geborene während der Herrschaft
der Nationalsozialisten in der Wider-
standsbewegung. Nach dem Krieg gehör-
te der gelernte Buchbinder zu den Grün-
dern der CDU in der sowjetischen Besat-
zungszone und kritisierte die von Konrad
Adenauer verfolgte Politik der Westanbin-
dung. Kaiser gehörte dem Parlamentari-
schen Rat an und war von 1949 bis 1957
Abgeordneter des Bundestages sowie Mi-
nister für gesamtdeutsche Fragen. Von
1950 bis 1958 war er außerdem stellver-
tretender Vorsitzender der CDU, später
Ehrenvorsitzender.                jbb ❚

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 
18.-22.02.2013

Verwaltung alternativer
Investmentfonds (Do),
Verbraucherpolitik (Fr)

Phoenix überträgt live
ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesord-
nung sowie die Debatten
im Livestream

Jakob Kaiser
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Haben Sie Anregungen,
Fragen oder Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1,
11011 Berlin
redaktion.das-parla-
ment@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht
die Meinung der
Redaktion wieder. Die
Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von
„Das Parlament“ er-
scheint am 18. Februar.



Meine Damen und Herren!
Der 30. Januar ist nicht ir-
gendein Datum. Heute vor

80 Jahren, am 30. Januar 1933, wurde
Adolf Hitler zum Reichskanzler er-
nannt. Damit begann das dunkelste
Kapitel der deutschen Geschichte. Die
Nationalsozialisten übernahmen an
diesem Tag die Macht in Deutschland
und liquidierten innerhalb weniger
Wochen die erste Demokratie auf
deutschem Boden. 

Fast exakt zwölf
Jahre später, am 27.
Januar 1945, befreite
die Rote Armee das
Vernichtungslager
Auschwitz, das zum
Symbol des Zivilisati-
onsbruchs, men-
schenverachtender
Brutalität und eines
staatlich organisierten Völkermords
geworden ist. Beide Daten trennen nur
zwölf Jahre – und eine Ewigkeit des
Grauens.

Am Ende des von Deutschland ent-
fesselten Vernichtungskrieges und des
nationalsozialistischen Rassenwahns
lag fast ganz Europa in Trümmern,
nicht nur materiell; tiefer als die mit
bloßem Auge sichtbaren Ruinen euro-
päischer Städte reichten die unermess-
lichen seelischen und geistigen Ver-
wundungen.

Wir gedenken heute aller Opfer der
verbrecherischen Ideologie des Natio-
nalsozialismus, aller Menschen, die
um ihre materielle, seelische und phy-
sische Existenz gebracht und ihrer
Würde beraubt wurden, der Verfolg-
ten, Gemarterten, Gedemütigten, Er-
mordeten. Wir gedenken der europäi-
schen Juden, der Sinti und Roma, der
zu „Untermenschen“ degradierten sla-
wischen Völker, der Zwangsarbeiterin-

nen und Zwangsarbeiter, dem Hun-
gertod preisgegebenen Kriegsgefange-
nen, der Opfer staatlicher Euthanasie,
der Homosexuellen, aller, die sich aus
religiösen, politischen oder schlicht
menschlichen Beweggründen dem
Terror widersetzten und deswegen der
totalitären Staatsgewalt zum Opfer fie-
len. Wir gedenken Millionen und
Abermillionen Toten.

Wir gedenken auch der Überleben-
den, derjenigen, die an dem Grauen
der Unmenschlichkeit seelisch zerbro-
chen sind, die, wie der Schriftsteller
Jean Améry einmal sagte, nach der
Schoah in dieser Welt nicht mehr hei-
misch werden konnten. 

Wir denken heute auch an alle, de-
ren Familien damals ausgelöscht wur-
den – ein Schicksal, das auch die Fa-
milie von Inge Deutschkron erlitt. Ver-
ehrte Frau Deutschkron, ich begrüße
Sie herzlich hier im Deutschen Bun-
destag.

Seit 1996 begehen wir den Jahrestag
der Befreiung des Konzentrationsla-
gers Auschwitz als nationalen Ge-
denktag für die Opfer des Nationalso-
zialismus. Wir gedenken ihrer im Par-

lament, im wichtigs-
ten Forum der
deutschen Demokra-
tie. Der Reichstag ist
ein stummer Zeuge
der Demontage unse-
rer ersten Demokratie
vor 80 Jahren. Des-
halb ist er der richtige
Ort, um öffentlich als
Staat und Gesell-

schaft den Toten Ehre zu erweisen und
gleichzeitig den Willen zu bekunden,
alles zu tun, damit eine ähnliche men-
schengemachte und staatlich organi-
sierte Katastrophe sich nie mehr ereig-
nen kann. 

Deshalb ist es gut, dass diese Veran-
staltung von Phoenix übertragen wird.
Noch schöner wäre es, wenn es auch
ARD und ZDF, wie wir, wichtig genug
fänden, dieses gemeinsame jährliche
Gedenken und den politischen Willen
aller Demokraten einer breiten Öf-
fentlichkeit im Hauptprogramm öf-
fentlich-rechtlicher Sendeanstalten zu
vermitteln.

Der Weg nach Auschwitz, meine
Damen und Herren, begann mit der
Zerstörung der Demokratie und der
anschließenden verbrecherischen Per-
vertierung legitimer Macht in Willkür
und Despotie. Und wir wissen auch:
Die Machtübernahme durch die Na-
tionalsozialisten war kein Betriebsun-

fall in unserer Geschichte; sie war we-
der zufällig noch zwangsläufig. Die
Selbstaufgabe der Weimarer Demo-
kratie ist und bleibt eine Warnung und
Verpflichtung für die Nachgeborenen. 

Dieses Bewusstsein wachzuhalten
und zu vermitteln, hat Inge Deutsch-
kron zu ihrer ganz persönlichen Mis-
sion gemacht. Sie hat die nationalso-
zialistische Diktatur, als Unrecht zum
geltenden Recht wurde, erlebt und er-
litten. In Ihrem Buch Ich trug den gel-
ben Stern beschreiben Sie, verehrte
Frau Deutschkron, die Situation in
Berlin in den 30er-Jahren und wäh-
rend des Krieges – wie die Diskrimi-
nierung und die Schikanen gegen die
Juden immer perfidere, zynischere
Formen angenommen haben, wie die
Existenzängste und schließlich die
blanke Todesangst zu täglichen Beglei-
tern der Entrechteten wurden. Ihre Er-
innerungen, die als Theaterstück unter
dem Titel „Ab heute heißt du Sara“
viele, vor allem junge Menschen be-
eindruckt haben, sind ein wertvolles
aufklärerisches Zeugnis.

Wir leben in Deutschland heute in
einer gefestigten, selbstbewussten De-
mokratie. Aber wir wissen auch: Diese
Demokratie ist uns nicht ein für alle
Mal geschenkt, sondern muss täglich
gestaltet, mit Leben erfüllt und – ja –
auch verteidigt werden. Wie bitter nö-
tig das auch heute ist, haben uns in
jüngster Zeit die unglaubliche, entsetz-
liche sogenannte NSU-Mordserie und
antisemitisch motivierte Gewalttaten
gezeigt.

„Alles, was das Böse benötigt, um zu
triumphieren, ist das Schweigen der
Mehrheit“, hat der frühere UN-Gene-
ralsekretär Kofi Annan einmal im Hin-
blick auf die nationalsozialistische Ge-
waltherrschaft gesagt. Das Wissen um
die Vergangenheit ist daher auch und
gerade eine verbindliche Verpflich-
tung für alle Demokraten, ihre Stim-
me   unsere Stimme   gegen jegliche
Ansätze und Formen von Ausgren-
zung, Rassismus oder Fremdenfeind-
lichkeit zu erheben und danach zu
handeln.

Meine Damen und Herren, Erinne-
rung lebt vor allem von der Unmittel-
barkeit des Erlebten. Mit den Zeitzeu-
gen der damaligen Ereignisse schwin-
det der unmittelbare Zugang zur Ver-
gangenheit. Umso wichtiger sind neue
Formen der Erinnerung. Elie Wiesel,
Friedensnobelpreisträger, selbst Über-
lebender des Holocaust, Redner im
Deutschen Bundestag am 27. Januar
2000, hat diese Aufgabe einmal so be-

schrieben: „… eine Generation von
Zeugen von Zeugen von Zeugen zu
bilden.“ 

Genau dies geschieht bei der jährli-
chen Jugendbegegnung auf Einladung
des Deutschen Bundestages. Ich freue
mich, dass auch in diesem Jahr 80 jun-
ge Leute aus verschiedenen Ländern
unserer Einladung gefolgt sind, und
begrüße die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer, die sich in den vergange-
nen Tagen intensiv mit der Schoah in
der Ukraine auseinandergesetzt ha-
ben.

Sie trafen in Kiew Zeitzeugen von
Massenerschießungen, sprachen mit
ehemaligen Zwangsarbeitern und
Kriegsgefangenen.

Der Holocaust im Osten, vor allem
in der Ukraine und in
Weißrussland, gehör-
te lange zu den wenig
erforschten Kapiteln
des Zweiten Weltkrie-
ges. Durch general-
stabsmäßig organi-
sierte Massenerschie-
ßungen wurden al-
lein in der Ukraine
rund 1,5 Millionen
Juden ermordet und in Gruben ver-
scharrt. Fast jedes Dorf wurde Zeuge
dieser Tragödie. Erschütternd sind die
übereinstimmenden Berichte der Kin-
der und Jugendlichen von damals,
dass sich die Erde über den Massengrä-
bern noch tagelang nach den Erschie-
ßungen bewegt habe, weil manche
Opfer noch lebten. Erst in den vergan-
genen zehn Jahren wurden Hunderte
dieser Massengräber der Anonymität
entrissen – durch einen Franzosen,
den Priester Patrick Desbois, den ich
unter den Gästen unserer heutigen
Veranstaltung besonders herzlich be-
grüße. 

Wie Auschwitz als Chiffre für den
fabrikmäßigen Mord in vielen natio-
nalsozialistischen Vernichtungslagern
steht, so ist die größte einzelne Mord-
aktion des Zweiten Weltkrieges in Ba-
bij Jar bei Kiew zum Symbol des Völ-
kermordes durch Gewehrkugeln ge-
worden. Am 29. und 30. September
1941 wurden in dieser Schlucht 33
771 ukrainische Juden erschossen, wie
es mehrere deutsche Berichte aus die-
ser Zeit mit akribischer Präzision fest-
halten. Bis November 1943 wurden in
dieser Schlucht weit mehr als 100 000
Menschen ermordet, darunter Ukrai-
ner, Russen, Weißrussen.

Deutschland ist sich seiner Verant-
wortung bewusst. Sie drückt sich nicht
zuletzt in dem neuen Entschädigungs-
abkommen aus, das die Bundesrepu-
blik und die Jewish Claims Confe-
rence im vergangenen November un-
terzeichnet haben, nachdem die Ho-
locaust-Überlebenden aus Osteuropa
lange auf eine materielle Anerken-
nung ihrer Verfolgung und Leiden
warten mussten. 

Meine Damen und Herren, die Ju-
gendbegegnungen belegen jedes Jahr
aufs Neue: Es gibt bei jungen Men-
schen ein großes Interesse, sich mit der
Vergangenheit zu beschäftigen. Und es
gibt ein großes Bedürfnis, zu fragen:
Was ist damals geschehen, und wa-
rum? Wie konnte es dazu kommen?
Inge Deutschkron gehört zu denen,
die darüber reden, aus eigenem Erle-
ben. Sie ist eine von den etwa 1 700
geretteten Berliner Juden, die sich der
Deportation in den sicheren Tod ent-
ziehen konnten, weil sie von nichtjü-
dischen Bürgern dieser Stadt Hilfe er-
fahren haben. 

Die Erfahrung als Verstoßene, Tod-
geweihte und Gejagte hat Inge
Deutschkron geprägt – auch in ihrer

journalistischen und
schriftstellerischen
Arbeit, wie auch in ih-
rem unermüdlichen
Engagement gegen
das Vergessen. Sie hat
es sich zur Aufgabe
gemacht, die Erinne-
rung an den Holo-
caust in Deutschland
lebendig zu halten

und dabei auch jene Helferinnen und
Helfer bekannt zu machen, die Zivil-
courage gezeigt und Verfolgte gerettet
haben. 

Verehrte Frau Deutschkron, es ist Ihr
großes Verdienst, dass Sie im Sinne
Elie Wiesels Ihre Erlebnisse an junge
Menschen weitergeben und ihnen am
Beispiel der sogenannten stillen Hel-
den zeigen, dass es auch in Zeiten des
Terrors möglich war, Menschlichkeit
zu beweisen. Sie tragen dazu bei, eine
Generation der Zeugen von Zeugen zu
bilden. 

Ich danke Ihnen, dass Sie der Einla-
dung zu dieser Gedenkstunde gefolgt
sind und zu uns sprechen werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
meine Damen und Herren, in diese
Gedenkstunde haben uns Klänge der
Synagogalmusik von Louis Lewan-
dowski eingestimmt, der im 19. Jahr-
hundert die alte jüdische Tradition
meisterhaft mit der abendländischen
Harmonik zu einem neuen Ganzen
verband. Auf seinem Grabstein in der
Ehrenreihe des Berliner Friedhofs in
Weißensee steht geschrieben: „Liebe
macht das Lied unsterblich!“ Seine Sa-
kralmusik sollte ausgetilgt werden,
doch sie lebt wieder. Ich danke herz-
lich dem Synagogal Ensemble Berlin,
das die Tradition jüdischer Musik bis
heute in Gottesdiensten und Konzer-
ten lebendig hält.

Wir werden nun das traditionelle
Gebet El Male Rachamim hören, das
mit Nennung der Namen einiger Kon-
zentrationslager zum Gedenken an
die Opfer des Holocaust gesungen
wird. 

Ich möchte Sie bitten, sich dazu von
den Plätzen zu erheben.

DOKUMENTATION

Norbert Lammert (*1948)
Bundestagspräsident

Prof. Dr. Norbert Lammert, Präsident des Deutschen Bundestages:

Der Weg nach Auschwitz begann
mit der Zerstörung der Demokratie 

Wir leben in
Deutschland

heute in einer
gefestigten,

selbstbewussten
Demokratie.

Meine Damen und
Herren,

Erinnerung lebt
vor allem von der
Unmittelbarkeit

des Erlebten.

Gedenkveranstaltung für die Opfer des Nationalsozialismus / 218. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 30. Januar 2013 
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Meine Damen und Herren!
Der Titel meines Vortrags
ist: Zerrissenes Leben.

Dicht an dicht, so standen sie am
Straßenrand in jener Nacht des 30.
Januar 1933. Männer und Frauen,
Junge und Alte. Und sie grüßten die
vielen Hunderte, die in ihren kaki-
farbenen Uniformen mit dröhnen-
dem Marschtritt durch das Branden-
burger Tor in die Stadt einmarschier-
ten – brennende Fackeln in ihren
Händen. Die Massen am Straßen-
rand rissen ihre Arme hoch, dem
Himmel entgegen, und schrien ihre
Begeisterung hinaus über die Macht-
ergreifung, wie die neuen Herren des
Deutschen Reiches ihren auf demo-
kratische Weise errungenen Wahl-
sieg bezeichneten. Und die mar-
schierenden Kolonnen sangen ihre
Lieder dazu: „Wenn's Judenblut vom
Messer spritzt, dann geht's noch mal
so gut“ war eines davon. War's nur
ein Lied oder symbolischer Aus-
druck ihrer Politik?

„Mein Kind, du bist Jüdin.“ Meine
Mutter setzte sich zu mir, wie so oft,
wenn sie mir etwas Wichtiges mittei-
len wollte. Es war wenige Tage, nach-
dem die NSDAP die Macht in
Deutschland übernommen hatte.
„Du gehörst nun zu einer Minder-
heit“, sagte sie mit fester Stimme.
„Du musst den andern in deiner
Klasse zeigen, dass du deshalb nicht
geringer bist als sie.“ Sie wisse natür-
lich, dass ich das auch tun würde.
Energischer werdend, fügte sie hin-
zu: „Lass dir nichts gefallen, wenn
dich jemand angreifen will. Wehr
dich!“ Ein Satz, der mein ganzes Le-
ben bestimmen sollte …

Doch was war das, eine Jüdin? Ich
fragte nicht danach … Irgendwie
schien mir dies ein schwieriges The-
ma zu sein. Möglicherweise hatte es
etwas mit Religion zu tun. Ein Fach,
das in meiner Schule nicht gelehrt
worden war und zu Hause keine
Rolle spielte. Ich weiß auch heute
nicht mehr, ob meine Mutter ihre
Feststellung näher erläutert hatte.
Ich weiß nur noch, dass ich sie nicht
verstand.

Hingegen wusste ich genau, wer
die Nazis waren, was ihre Ziele und
wer dieser Hitler war. Das hatte mei-
ne Mutter mir erklärt. Sie wollte,
dass ich die Gründe für ihre vielen
Aktivitäten verstand, die alle dem
Kampf gegen die Nazis galten. Und
dass dies dazu führte, dass sie mich
immer öfter allein in der Obhut un-
serer Haushaltshilfe zu Hause lassen
musste. Sie seien Sozialisten, hatte
meine Mutter einmal beiläufig ge-
sagt. Sie kämpften für den Sieg des
Sozialismus in Deutschland; denn
nur dann würde die Gleichberechti-
gung aller Menschen gewährleistet
und eine weitere Judenfeindschaft
ausgeschlossen sein.

Oft konnte ich des Abends nicht
einschlafen und horchte auf Tritte
im Treppenhaus. Waren es die von
Stiefeln, bekam ich Angst, es könn-
ten die von SA-Männern sein, die kä-
men, um meinen Va-
ter zu verhaften. Ver-
haftung - das Wort
war mir bald nicht
mehr fremd. Häufig
wurden Menschen
verhaftet, die aus ih-
rer gegnerischen Hal-
tung zur „neuen
Ordnung“ keinen
Hehl gemacht hat-
ten. Dann wurden sie in Folterkel-
lern der SA, irgendwo in Berlin, ge-
quält. Das entnahm ich Gesprächs-
fetzen, die ich, an der Tür zum Ar-
beitszimmer meines Vaters
lauschend, aufschnappen konnte.
Zitat: „Ich musste auf allen Vieren
wie ein kleiner Hund durch einen
langen Gang kriechen, während SA-
Männer mit Peitschen auf mich ein-
droschen.“

Ich verschwieg meine Ängste. Es
war das erste Mal, dass meine Mut-
ter nicht mit mir über ihre Sorgen
sprach. Ich spürte deutlich, dass sich
unser Leben in den letzten Wochen
verändert hatte. Es war ernster ge-
worden … Bei uns wurde immer viel
gelacht. Nun war man eher schweig-
sam, nachdenklich. So schien es mir,
wenn wir drei am Mittagstisch sa-
ßen. Auf Fragen oder Berichte aus
der Schule, auf die meine Mutter im-
mer großen Wert gelegt hatte, erhielt
ich, ganz entgegen früheren Ge-
wohnheiten, nur spärlich Antwort.
Obgleich ich die Einzelheiten und
Zusammenhänge nicht kannte und
auch nicht übersehen konnte, spür-
te ich deutlich die Spannung, die
mein Elternhaus nun beherrschte.

Doch auch die Atmosphäre der
Stadt war verändert. Das Leben in
den Straßen war lauter geworden,
unfreundlicher. Lautsprecher ver-
kündeten mit kreischender Stimme
die unabänderliche Oberhoheit der
neuen Machthaber und die große

Chance, die dem deutschen Volk da-
mit gegeben worden sei. Zeitungs-
verkäufer schrien die Schlagzeilen
ihrer Zeitungen den potenziellen
Käufern entgegen, auf dass sie die
Gunst der Stunde richtig einschätz-
ten. Litfaßsäulen und Mauern waren
verschandelt und mit Parolen der
Partei beschmiert und weithin sicht-
bar. An manchen Sonntagen eilten
Massen von Berlinern zu öffentli-
chen Plätzen, um die Ersten zu sein,
denen bekannte Schauspieler mit
großen Kellen aus Gulaschkanonen
im Namen der Partei einen Eintopf
servierten. Ein Volksfest war's, mit
Trommeln, Trompeten und Quer-
pfeifen, zur Festigung der Bande zwi-
schen einem begeisterten Volk und
der NSDAP.

Nie zuvor und nie wieder habe ich
meinen Vater so empört gesehen wie
bei der Lektüre eines Briefes mit dem

Stempel des 7. April
1933. Der Absender
war das Provinzial-
schulkollegium. Er
enthielt die Mittei-
lung, dass das erste
von der neuen
Reichsregierung er-
lassene Gesetz gegen
ihre politischen Geg-
ner und Juden auch

gegen meinen Vater angewendet
werden würde. Dieses „Gesetz zur
Wiederherstellung des Berufsbeam-
tentums“ bestimmte die Entlassung
all jener aus dem Staatsdienst, die
nach ihrer „politischen Betätigung
nicht die Gewähr dafür bieten, daß
sie jederzeit rückhaltlos für den na-
tionalen Staat eintreten“ würden.

„Ich, der ich als Freiwilliger am
Ersten Weltkrieg teilgenommen ha-
be, dürfte wohl damit meine positi-
ve Einstellung zum Nationalstaat be-
wiesen haben“, antwortete mein Va-
ter auf diesen Brief. Seine Empörung
sprach deutlich aus seinen Worten.
Einer Antwort seitens des Ministeri-
ums wurde der Oberstudienrat Dr.
Martin Deutschkron nicht mehr ge-
würdigt. Das Gesetz wurde erlassen
und ausgeführt. Viele ehemalige Be-
amte und Angestellte führte dieses
Gesetz in die Arbeitslosigkeit. Auch
unser Budget musste drastisch ge-
kürzt werden.

Mein Vater erzählte auch auf Auf-
forderung nur selten über seine Er-
fahrungen im Ersten Weltkrieg. Man
merkte ihm an, dass es ihm schwer-
fiel, darüber zu sprechen, was da-
mals an Grausamkeit nicht zu über-
bieten war. Es war die Schlacht von
Verdun 1917, an der er teilgenom-
men hatte. Zitat: „Ich sehe es noch
heute vor mir, wie eine Kugel mei-
nen Kameraden traf.“ Für die Teil-
nahme an diesem Ersten Weltkrieg
verlieh der Staat meinem Vater das

Eiserne Kreuz. Er legte es in eine
Schublade, getragen hat er es nie. Es
verschwand auf mysteriöse Weise im
Laufe unseres zerrissenen Lebens.

„Tragt ihn mit Stolz, den gelben
Stern.“ Mit diesen Worten versuch-
ten Funktionäre der Jüdischen Ge-
meinde ihre Mitglieder zu ermuti-
gen, als wir im September 1941 ge-
zwungen wurden, diesen gelben
Lappen am äußersten Kleidungs-
stück in Herzhöhe zu befestigen.
„Fest angenäht“, so stand es im Ge-
setz, das für Kinder ab sechs Jahren
galt. Mit Stolz? Die Mehrheit der
Deutschen, denen ich in den Straßen
Berlins begegnete, guckte weg, wenn
sie diesen „Stern“ an mir bemerkte,
oder guckte durch mich, die Ge-
zeichnete, durch oder drehte sich
weg. 

Wie auch andere Juden, hatte ich
gelegentlich erfreuliche Erlebnisse.
Ich erinnere mich, wie Unbekannte
in der U-Bahn oder auf der Straße,
meist im dichten Gewühl der Groß-
stadt, ganz nah an mich herantraten
und mir etwas in die Manteltasche
steckten, während sie in eine andere
Richtung blickten. Mal war es ein
Apfel, mal eine Fleischmarke   Din-
ge, die Juden offiziell nicht erhielten.
Wie so vieles, was unsere Hungerra-
tionen hätte aufbessern können.
Doch es gab auch andere, solche, die
mich mit Hass ansahen oder hässli-
che Grimassen vor mir schnitten,
um ihrem Abscheu für die Jüdin
Ausdruck zu geben. Fraglos, der
„Stern“ schuf eine diskriminierende
Isolation für uns. Auf der Straße ge-
wöhnte ich mich daran, meinem Ge-
sicht den Ausdruck einer Maske zu
geben. Niemand sollte auch nur ah-
nen, wie es wirklich um mich stand.

Was bedeutete eigentlich dieser
„Stern“, vor allen Dingen jenen, die
ihn uns zu tragen zwangen? fragte
ich mich. War er als
Zielscheibe gedacht
oder als Hinweis auf
die Richtung, die uns
den Weg zu einem
schrecklichen Ende
wies? Ich dachte da-
rüber nach. Ich kam
zu dem Schluss, dass
es doch wohl sinnlos
wäre, wenn man uns
im Vorhinein auf diese Weise über
unser Ende informieren würde, so-
dass wir uns ängstigten und nicht
wie bisher gelassen den Befehlen
folgten.

Und so reagierte ich unmutig,
wenn meine Mutter mit Gerüchten
über das, was uns bevorstehen soll-
te, nach Hause kam. Ich bat sie, mich
damit zu verschonen. „Aber viel-
leicht sind diese Gerüchte dennoch
wahr“, hielt meine Mutter dagegen.

Nichts konnte darüber hinwegtäu-
schen, dass die Lage der Juden von
Berlin immer kritischer wurde. Fast
täglich gab die Regierung neue Ge-
setze, neue Vorschriften, neue Verbo-
te für Juden bekannt, nach denen wir
leben mussten. In ein sogenanntes
Judenhaus eingewiesen, mussten
sich immer zwei Personen ein Zim-
mer teilen. Um unsere Ausgrenzung

perfekt zu machen, wurden die Tele-
fonkabel durchschnitten, nahm
man uns die Radioapparate weg. Der
Gang zum Friseur wurde verboten,
so wie das Waschen unserer Wäsche
in einem Salon. Seife durfte uns
nicht verkauft werden. Auch Eier
und Kuchen nicht. Das Einkaufen
der wenigen uns zugeteilten Lebens-
mittel war nur zwischen 16 und 17
Uhr erlaubt. Besuche von Kulturstät-
ten waren Juden als Erstes untersagt
worden; es schloss den Spaziergang
„im Grünen“ ein. Haustiere wurden
Opfer der angeblichen „Rasse ihrer
Herrchen“. Ach, es muss zu jener Zeit
eine Riege von Unmenschen im
Reichsinnenministerium beschäftigt
worden sein, deren einzige Aufgabe
es war, darüber nachzudenken, wie
man Leben zur Qual macht.

Lautes Motorengeräusch von Poli-
zeiflitzern, die zu so ungewöhnlich
früher Stunde durch Berlins Straßen
rasten, vor einem Haus plötzlich
hart bremsten, unterbrach die mor-
gendliche Stille am 27. Februar
1943. Ein Polizist sprang aus dem
Auto, stürzte in ein Haus, kam nach
wenigen Minuten mit einem Men-
schen zurück, hatte ihn fest im Griff,
schob ihn unsanft in den Wagen,
fuhr zum nächsten Haus. Dort das
gleiche Bild. Die wenigen Passanten,
wohl auf dem Weg zu ihrer Arbeits-
stelle, beschleunigten ihre Schritte.
Sie ahnten wohl, dass sich hier etwas
Ungewöhnliches abspielte. Nur
nichts sehen, was man hier getan
hat, nur nichts wissen, was man hier
tut - so oder ähnlich schienen ihre
Reaktionen. In den Häusern ging
Licht an. Schemenhaft sah man Ge-
sichter hinter dem Vorhang der Kü-
chenfenster, von wo aus man das Ge-
schehen auf der Straße am besten
verfolgen konnte.

Man holte Juden ab. Die letzten
der einstmals stolzen
Jüdischen Gemein-
de, die sich noch in
Berlin befanden. Da-
mit löste die Nazi-
Regierung ihr Ver-
sprechen ein, das sie
dem deutschen Volk
gegeben hatte: Berlin
soll judenrein wer-
den!

Diese Aktion hatte im Oktober
1941 begonnen. Damals erhielten
Tausend Menschen von der Jüdi-
schen Gemeinde Formulare, auf de-
nen sie angeben mussten, was sie
noch besaßen. Die ausgefüllten For-
mulare mussten an die Jüdische Ge-
meinde zurückgeschickt werden, die
gezwungen war, alles auszuführen,
was die Gestapo ihr auftrug.

Am 16. Oktober 1941 holten Ge-
stapobeamte noch eigenhändig die
Tausend ab, deren Besitztum ihnen
von den Formularen her bekannt
war – nach 20 Uhr, versteht sich: die
Uhrzeit, zu der Juden dem Gesetz
entsprechend zu Hause sein muss-
ten.

Die Beamten in ihren grauen Le-
dermänteln forderten Klara Sara Ho-
henstein, unsere Zimmernachbarin,
eine etwa 65-jährige Dame, die typi-

Inge Deutschkorn (*1922)

Inge Deutschkorn:

Dieses Gefühl von Schuld verfolgte
mich, es ließ mich nie wieder los

Damit löste die
Nazi-Regierung
ihr Versprechen
ein: Berlin sollte

judenrein 
werden!

Des Nachts sah
ich sie wieder vor

mir, hörte nicht
auf, an sie zu 

denken: Wo waren
sie jetzt?

©
 L

ich
tb

lic
k



3DOKUMENTATIONDas Parlament – Nr. 6/7 – 4. Februar 2013

sche Großmutter. Zehn Minuten
später verabschiedete sie sich von
uns   Zitat  : „Die Herren wissen auch
nicht, wohin ich komme. Ich melde
mich, sobald ich kann.“

Mit einer gewissen Regelmäßig-
keit ging von da an jeden Monat ein
Transport mit 1 000 oder 1 500 Men-
schen aus Berlin „gen Osten“ ab. Die
Zahl der zu Deportierenden hing
von der Kapazität der Deutschen
Reichsbahn ab. Nun allerdings über-
ließ die Gestapo die gesamte Orga-
nisation der Deportationen der Jüdi-
schen Gemeinde. Nur auf die per-
sönliche Verriegelung der mit Men-
schen bis an den Rand gefüllten
Waggons verzichteten die deutschen
Beamten nicht.

Die letzten Berliner Juden holte
man vornehmlich aus Fabriken ab,
wo sie zur Herstellung von Muniti-
on für Hitlers Kriege zwangsver-
pflichtet gewesen waren. Dieser Tag
ist als „Fabrikaktion“ in die Annalen
der Judenverfolgung in Deutsch-
land eingegangen. Doch man ergriff
sie auch, wo und wie man sie fand:
in ihren Wohnungen, auf der Stra-
ße, im Morgenrock, im Arbeitskittel.
Ahnungslos folgten sie den Anwei-
sungen, genau wie die Deportierten
vor ihnen, von deren Schicksal sie
nichts wussten. Zurück blieb die
kleine Zahl derer, die ein Versteck
gefunden hatten und in die Illegali-
tät gingen, wie meine Mutter und
ich.

Auch ich sah sie vom Fenster aus,
sehe sie noch heute, in ihrem Er-
schrecken wie erstarrt, von Polizisten
in die Wagen gestoßen. „Schnell,
schnell“, trieb man sie an. Diese letz-
te Deportation aus Berlin dauerte
mehrere Tage.

Dann waren sie alle weg – meine
Familie, meine Freunde, die blinden
jüdischen Bürstenzieher von Otto
Weidt, die jüdischen Soldaten aus
dem Ersten Weltkrieg, ihre Orden
noch am Revers ihres Mantels. Wir
hatten keinen Schrei gehört, sahen
kein Aufbegehren; blickten ihnen
nach, wie sie gehorsam ihren letzten
Weg antraten.

Des Nachts sah ich sie wieder vor
mir, hörte nicht auf, an sie zu den-
ken: Wo waren sie jetzt? Was tat man
ihnen an? Ich begann mich schuldig
zu fühlen. Mit welchem Recht, so
fragte ich mich, verstecke ich mich,
drückte ich mich vor einem Schick-
sal, das auch das meine hätte sein
müssen? Dieses Gefühl von Schuld
verfolgte mich, es ließ mich nie wie-
der los.

Ein Jahr nach Kriegsende erhielten
meine Mutter und ich die Erlaubnis
zur Einreise nach England, zu mei-
nem Vater. Begleitet von Emigran-
ten, holte mein Vater uns vom Bahn-
hof in London ab. Ich sah es sofort:
Für die Emigranten waren wir wie
die Abgesandten ihrer ermordeten
Angehörigen. Sie kämpften mit Trä-
nen, als sie uns sahen. Wir waren wie
eine Bestätigung, dass die Ihren den
Kampf um ihr Leben in Nazi-
Deutschland verloren hatten. Und
wieder war es da, das Gefühl meiner
Schuld.

Dieses Gefühl wich zeitweise der
Sprachlosigkeit, wenn Menschen im
Nachkriegsdeutschland zu mir sag-
ten: „So vergessen sie doch“, wenn
sie mich nicht anders zum Schwei-
gen bringen konnten. „Sie müssen
doch auch vergeben können“, mein-
ten sie. „Es ist doch schon so lange
her.“ Die meisten, denen ich in der
provisorischen Bundeshauptstadt
Bonn begegnete, hatten sie einfach
aus ihrem Gedächtnis gestrichen:
die Verbrechen, für die der deutsche
Staat eine eigene Mordmaschinerie
hatte errichten lassen und die sie ge-
schehen ließen.

Da wusste ich plötzlich, was mei-
ne Pflicht war, die
mir meine Schuld
auferlegte: Ich muss-
te es niederschrei-
ben. Die Wahrheit,
die lückenlose Wahr-
heit, präzise und
emotionslos, so wie
ich es mit eigenen
Augen gesehen hatte.
Es ging mir dabei
nicht darum, dass die Schuldigen
und jene, die dazu geschwiegen hat-
ten, versuchen sollten, einen Weg
der Sühne dem jüdischen Volk ge-
genüber zu finden. Nein, nein, das
wäre sinnlos gewesen. Das deutsche
Volk jener ersten Nachkriegsjahre
wurde beschützt von seinem ersten
Kanzler, der im Parlament in einer
Regierungserklärung behauptet hat-
te, die Mehrheit der Deutschen wä-
ren Gegner der Verbrechen an den
Juden gewesen; viele von ihnen hät-

ten sogar den Juden geholfen, ihren
Mördern zu entkommen. Ach, wäre
das doch die Wahrheit gewesen!

Ich aber war wie besessen von der
Idee, dass Vergleichbares nie wieder
geschehen dürfe: dass Menschen an-
deren Menschen das Recht auf Leben
streitig machen könnten – ganz
gleich, welcher Hautfarbe, ganz
gleich, welcher Religion, welcher po-
litischen Einstellung, nicht hier und
nicht anderswo. Und um dieses Zie-
les wegen gilt es, die Wahrheit zu
wissen, die ganze Wahrheit. Denn
solange die Frage Rätsel aufgibt:
„Wie konnte das Fürchterliche ge-
schehen?“, ist die Gefahr nicht ge-

bannt, dass Verbre-
chen ähnlicher Art
die Menschheit er-
neut heimsuchen.
Ich wollte daran mit-
tun, hier, heute und
jetzt, mit meinem
ganzen Eifer, meiner
ganzen Kraft.

Sieben Jahre wa-
ren wir getrennt,

mein Vater und ich. Kurz vor dem
Ausbruch des Zweiten Weltkrieges
hatte mein Vater noch nach England
fliehen können. Er blieb in meiner
Erinnerung als relativ kleiner Mann,
aber kraftvoll in seinen Bewegungen,
ein beliebter Lehrer und politischer
Kämpfer, voller Energie und Taten-
drang. Meine Mutter unterstützte
dieses Bild von ihrem Mann in der
Erinnerung sieben Jahre lang. Und
nun saß er mir gegenüber in Bir-
mingham, einer damals lieb- und

leblosen Stadt in Mittelengland, mü-
de, erschöpft, wie es mir schien, pas-
siv dem Leben gegenüber. Während
der sieben Jahre hatte er um eine
Existenz in England ringen müssen,
ohne Rücksicht auf die Gründe sei-
ner Flucht aus Nazi-Deutschland.
Mal störte sein deutscher Name, und
mal ebenso sein deutscher Akzent.

Ich hingegen hatte in jenen Jahren
um mein Überleben kämpfen müs-
sen – zwei Jahre und vier Monate
ganz genau, in Verstecken, mit Hilfe
von Freunden meiner Eltern, die ihr
Leben für meine Mutter und mich
riskiert hatten. Und wie sie war ich
nun nach dem Krieg bereit, mich
einzusetzen für ein Deutschland der
Freiheit und der Demokratie. Den
Beweis dafür erbrachte ich im ersten
Nachkriegsjahr in Berlin, gerade 23
Jahre alt, als die Sowjets sich müh-
ten, ihren Bereich über ganz Berlin
auszudehnen.

Ich merkte, dass mein Vater irri-
tiert war. Er hatte 1939 einen Teen-
ager zurückgelassen und mich so in
Erinnerung behalten. Nun stand ich
vor ihm: eine energische junge Frau,
die das Kämpfen für Freiheit und
Recht zur Maxime ihres Lebens ge-
macht hatte. Seine Augen glänzten
ein wenig, als er mir plötzlich ge-
stand, einst ähnlich gesprochen zu
haben. Dann gab er mir gegenüber
schließlich zu, dass er mit dem
Kriegsende einen Rückruf nach Ber-
lin erwartet hatte. Man habe ihn
1933 im wahrsten Sinne des Wortes
rausgeschmissen. Daher, so meinte
er, müsste man ihn nun, den nicht

ganz unbekannten Pädagogen, zur
Rückkehr einladen.

Gewiss, seine vier Geschwister mit
Familien gehörten zu den Mordop-
fern. Dennoch glaubte er weiter an
die Deutschen, die damals seine
Freunde waren und die sich nun ver-
pflichtet fühlten wie er, ein neues
Deutschland aufzubauen, das die
Rechte eines jeden Menschen auf sei-
ne Fahnen schrieb. Doch dieser Ruf,
diese Einladung kam nicht. Als er
dies sagte, wandte er seinen Blick
von mir ab, als wolle er nicht den
Eindruck erwecken, er neide mir
meine Zielsicherheit und meine Wil-
lenskraft.

Nun fuhr er fort, in englischen
Schulen Deutsch zu lehren. Jeden
Morgen suchte er im Briefkasten
nach Post aus Berlin. An ihrer Stelle
kam ein Brief von einer englischen
Schulbehörde, die ihm nahelegte,
die britische Staatsangehörigkeit an-
zunehmen, wenn er weiter in Eng-
land lehren wollte. Tagelang über-
legte er, kämpfte er mit sich. Dann
sagte er zu.

Die Urkunde brachte der Postbo-
te. Er nahm sie, stand stundenlang
mit der Urkunde in der Hand, die
ihn zum englischen Staatsbürger
machte, am Fenster, guckte in die
Ferne, ließ niemanden an sich he-
ran.

Woran dachte er wohl in diesen
Momenten?

Ich danke Ihnen.

(Anhaltender Beifall - Die Anwesenden

erheben sich)

Dieser Tag ging
als „Fabrikaktion“
in die Annalen der
Judenverfolgung
in Deutschland

ein.

Inge Deutschkron spricht im Plenarsaal des Bundestages während der offiziellen Gedenkstunde an die Opfer der Nationalsozialisten am 30. Januar.
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Wir beschließen heute er-
neut über die Fortsetzung
eines der längsten und an-

spruchsvollsten Einsätze der Bundes-
wehr. Ich möchte diese Gelegenheit
nicht nur dazu nutzen, den Soldatin-
nen und Soldaten zu danken, die in
einer hervorragenden Art und Weise
diesen Einsatz gemeistert haben,
sondern ich möchte an dieser Stelle
ausdrücklich auch der militärischen
Führung der Bundeswehr dafür dan-
ken, dass sie unsere Soldatinnen und
Soldaten in schwierigen Zeiten
durch die Klippen
und Herausforde-
rungen eines schwie-
rigen Einsatzes ma-
növriert hat. Wir soll-
ten diesen Tag eben-
falls zum Anlass
nehmen, derjenigen
zu gedenken, die in
diesem Einsatz gefal-
len sind. In diesem
Einsatz hat die Bundeswehr zum ers-
ten Mal seit langem wieder tote Sol-
daten zu tragen. Es gibt viele verwun-
dete Soldatinnen und Soldaten. An
dieser Stelle sollten wir alle in die-
sem Parlament der Soldaten, die ver-
wundet sind, insbesondere auch der
Familienangehörigen, gedenken.

Wir werden mit diesem Mandat
unsere Soldatinnen und Soldaten in
einen der schwierigsten Einsätze die-
ser Jahre senden. Wir müssen zum ei-
nen die Rückverlegung unserer eige-
nen Truppen vorbereiten, um diese
heil und gesund zurückzubringen,
zum anderen sind wir als Führungs-
nation im Norden des Landes Anleh-
nungspartner für andere Nationen.
Unsere Soldatinnen und Soldaten
müssen in diesem schwierigen Jahr,
in dem die Vorbereitungen für ein

wichtiges politisches Ereignis in Af-
ghanistan, nämlich die Präsident-
schaftswahlen im Jahr 2014, anste-
hen, also einerseits ihren Auftrag im
Rahmen von ISAF erfüllen, aber an-
dererseits auch dafür sorgen, dass ei-
ne möglichst gefahrlose Rückverle-
gung stattfindet.

Es ist aber nicht alleine Aufgabe
der Bundeswehr, in Afghanistan
dafür zu sorgen, dass eine stabile
Nation hinterlassen wird. Wir wer-
den in den nächsten Monaten ge-
meinsam mit unseren Partnern ge-
fordert sein, eine politische Lösung
für dieses Land zu finden, die trägt,
die die unterschiedlichen Ethnien
mit einbezieht und die dieses Land
vor allen Dingen in die Lage ver-
setzt, endlich seine Souveränität zu
erlangen. Es wird also in hohem
Maße auch darauf ankommen, die
Nachbarstaaten Afghanistans, die
bereits heute in Erwartung, aber
auch mit Besorgnis auf die Lage
nach 2014 schauen, so weit einzu-
binden, dass die afghanischen
Menschen – das war auch einer der
wesentlichen Gründe, warum wir
uns militärisch, außenpolitisch
und mit den Mitteln der Entwick-
lungszusammenarbeit in diesem

Land eingesetzt ha-
ben – ihr Leben in
Frieden und in Si-
cherheit leben kön-
nen. Das muss für
uns alle weiterhin
ein Ansporn sein,
das Richtige zu tun
und den Männern
und Frauen, die die-
ser Aufgabe ver-

pflichtet sind, die notwendige po-
litische Rückendeckung zu ver-
schaffen.

Ich möchte an dieser Stelle einen
letzten Satz sagen. Für unser Land
besteht an keiner Stelle auch nur
der geringste Anlass, sich gegen-
über anderen Nationen als ein
Land zu fühlen, das nicht genug
tut. Wir haben in Afghanistan mit
Tausenden von Soldaten – da gab
es Opfer und Verwundete –, mit
viel Geld und viel Herzblut dafür
gesorgt, dass wir unserer Aufgabe
in der Weltpolitik gerecht werden.
Wann immer jemand der Meinung
ist, dieses Land würde zu wenig
tun: Treten Sie dem entgegen!
Denn das ist falsch.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

DEBATTENDOKUMENTATION

Elke Hoff (*1957)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Elke Hoff, FDP:

Ein Dankeschön an
unsere Soldaten 

Wir werden mit
diesem Mandat
unsere Soldaten

in einen der
schwierigsten

Einsätze senden.

Debatte zum Bundeswehreinsatz in Afganistan / 219. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 31. Januar 2013  
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Seit wir vor über einem Jahr-
zehnt die schwierige Entschei-
dung getroffen haben, uns am

ISAF-Einsatz in Afghanistan zu be-
teiligen, tragen wir eine besondere
Verantwortung – eine besondere Ver-
antwortung gegenüber den Soldatin-
nen und Soldaten, die in Afghanis-
tan im Einsatz sind, gegenüber den
internationalen Helferinnen und
Helfern und besonders gegenüber
den Menschen in Afghanistan.

Angesichts der Situation in Af-
ghanistan müssen wir unser Enga-
gement vor Ort kritisch betrachten
und bewerten. In den vergangenen
zehn, elf Jahren gab es zahlreiche
Rückschläge, es gab aber auch Fort-
schritte. Wir haben Fortschritte bei
der Energie- und Wasserversorgung
und bei der wirtschaftlichen Ent-
wicklung. Und für rund 3,5 Millio-
nen Menschen wurde der Zugang
zur Gesundheitsversorgung verbes-
sert. Ein afghanisches Sprichwort
sagt: Ein Mensch ohne Bildung ist
wie ein Baum ohne Frucht – ein
kluges Sprichwort, wie ich meine;
denn Bildung und der Zugang zu
Bildung sind enorm wichtig für die
Entwicklung einer Gesellschaft.
Deshalb ist es gut, dass heute mehr
als 7 Millionen Kinder zur Schule
gehen, 2,7 Millionen davon sind
Mädchen. Seit 2009 sind mit deut-
scher Hilfe über 93 000 Lehrkräfte
aus- und fortgebildet worden. Das
sind alles Fortschritte, die erzielt
wurden, und die sollten wir nicht
kleinreden.

Aber wir dürfen auch nicht ver-
kennen, dass es nach wie vor gravie-
rende Defizite gibt, dass sich die Ge-
sundheitsversorgung und der Bil-
dungsbereich insgesamt, auch von
der Qualität her, auf einem sehr

niedrigen Niveau bewegen, dass
nach wie vor viele Mädchen vom
Schulbesuch ausgeschlossen wer-
den, dass es Kinder gibt, die die
Schule verlassen, ohne lesen und
schreiben zu können, und es in gan-
zen Regionen keine Schule und kei-
ne Krankenstation gibt. Deshalb
müssen wir die verbleibenden zwei
Jahre gemeinsam mit den Afghanen
nutzen, um die Wei-
chen für eine bessere
Zukunft in Afghanis-
tan zu stellen.

Es gibt vieles, sehr
vieles, was noch un-
erreicht ist: Die Re-
gierung und die Ver-
waltung müssen ihre
Kapazitäten ausbau-
en. Wir brauchen gu-
te Regierungsführung. Wir brauchen
die Bekämpfung der Korruption. Wir
brauchen den Aufbau einer Rechts-
staatlichkeit, die diesen Namen auch
verdient. Wir brauchen die Achtung
der Menschenrechte und den Auf-
bau funktionierender, legitimer
staatlicher Institutionen. Die wirt-
schaftliche und die soziale Infra-
struktur, die medizinische Versor-
gung und der Zugang zu Wasser und
Energie müssen wei-
ter ausgebaut wer-
den. Und: Die Präsi-
dentschafts- und Par-
lamentswahlen 2014
und 2015, die nach
d e m o k r a t i s c h e n
Standards verlaufen
sollen, sind eine He-
rausforderung, die
erst noch bewältigt
werden muss.

Das alles sind Schlüsselbereiche,
die für die weitere Entwicklung des
Landes und für das Vertrauen der
Menschen in die eigene Regierung
von enormer Bedeutung sind. Dabei
braucht Afghanistan unsere Unter-
stützung und die klare Zusage und
Botschaft: Wir ziehen uns nicht aus
der Verantwortung zurück. Wir las-
sen Afghanistan und die Menschen
nicht allein. Menschenrechte, Kin-
derrechte und vor allen Dingen auch
Frauenrechte sind für uns nicht ver-
handelbar.

Im vergangenen Jahr sind zwei
Leiterinnen einer örtlichen Frauen-
behörde bei gezielten Anschlägen
ums Leben gekommen. Dieses und
viele weitere Beispiele -zeigen: Frau-
en und deren Rechte, auch wenn sie

mittlerweile in der Verfassung ste-
hen, sind noch lange nicht ausrei-
chend geschützt. Tief in der Gesell-
schaft verankerte Wertvorstellungen,
aber auch der pure Unwille in so
mancher Behörde begünstigen und
lassen Gewalt gegen Frauen zu. Das
können und werden wir niemals ak-
zeptieren.

Die Sorge ist groß, dass mit dem
Abzug der Truppen
auch viele soziale Er-
rungenschaften zu-
nichte gemacht wer-
den. Die wachsende
Unsicherheit und
Nervosität der afgha-
nischen Zivilgesell-
schaft, der interna-
tionalen Helfer und
der afghanischen

Partner machen deutlich: Ein weite-
res verlässliches Engagement von
deutscher und internationaler Seite
über 2014 hinaus ist absolut not-
wendig. Uns Entwicklungspoliti-
kern liegt sehr an einem gemeinsam
erarbeiteten Konzept für die Unter-
stützung einer nachhaltigen, sozia-
len, wirtschaftlichen und friedli-
chen Entwicklung Afghanistans.
Deshalb ist es absolut notwendig,

dass die Entwick-
lungspolitik, die
E n t wi c k l u n g s z u -
sammenarbeit in
den Vordergrund
rückt und die ver-
schiedenen Ressorts
– Außen- und Vertei-
digungspolitik, In-
neres, Entwicklungs-
politik und Men-

schenrechtspolitik – zusammenar-
beiten, um eine umfassende und
kohärente Strategie für Afghanistan
zu entwickeln.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU, der FDP

und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Rebmann (*1962)
Landesliste Baden-Württemberg

Stefan Rebmann, SPD:

Eine besondere Verantwortung
gegenüber Afghanistan 

Wir brauchen
Achtung der

Menschenrechte
und funktionie-
rende staatliche

Institutionen.

Für 3,5 Millionen
Menschen wurde
der Zugang zur
Gesundheits-
versorgung 
verbessert.

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Das Plenarprotokoll und die 
vorliegenden Drucksachen sind im
Volltext im Internet abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html
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Nach dem Strategiewechsel
vor bald drei Jahren kön-
nen wir nun den konkreten

Abzug unserer ISAF-Soldaten ins
Auge fassen. Das Mandat sieht eine
Absenkung der Obergrenze um 500
Soldatinnen und Soldaten auf 4
400 vor. Ab Mitte 2013 sollen af-
ghanische Kräfte die Hauptverant-
wortung für die Sicherheit im Land
übernehmen. Das müssen wir ab-
warten. Unter der Voraussetzung,
dass sich die Sicherheitslage weiter
positiv entwickelt und keine Gefahr
für unsere Soldaten entsteht, wer-
den Anfang 2014 weitere 1 100 Sol-
datinnen und Soldaten nach Hause
kommen.

Für die CDU/CSU gebietet es der
Respekt vor der Leistung unserer Sol-
datinnen und Soldaten, dass ihr

Dienst in Afghanistan die Wertschät-
zung erfährt, die der Einsatz von
Leib und Leben für die Sicherheit
Deutschlands verdient, auch und ge-
rade über das Ende des ISAF-Einsat-
zes hinaus. Ihre Anerkennung als Ve-
teranen ist deshalb so bedeutsam.
Wir danken Verteidigungsminister
de Maizière, dass er hier Klarheit ge-
schaffen hat.

Selbstverständlich richtet sich un-
ser Dank auch an die zivilen Helfe-
rinnen und Helfer in Afghanistan.
Wir können die weitere Reduzierung
unseres ISAF-Kontingents verant-
worten, weil selbst-
tragende afghanische
Sicherheitsstruktu-
ren Gestalt anneh-
men. Der Transfor-
mationsprozess ver-
läuft planmäßig.
Schon jetzt tragen in
76 Prozent der Flä-
che Afghanistans af-
ghanische Kräfte die
Hauptverantwortung für die Sicher-
heitslage, in unserem Einsatzgebiet
in vier von fünf Distrikten.

Die von Deutschland mit Nach-
druck betriebene Ausbildung afgha-
nischer Sicherheitskräfte hat die
schrittweise Übernahme der Sicher-
heitsverantwortung durch afghani-
sche Kräfte entscheidend mit er-
möglicht. Die afghanischen Kräfte
werden aber auch über 2014 hinaus
Ausbildung, Beratung und Unter-
stützung brauchen. Wir werden uns

nach dem Aufwuchs der afghani-
schen Kräfte insbesondere um ihr
Fähigkeitsprofil kümmern müssen.
Zu diesem Zweck plant die NATO
eine Folgemission auf Grundlage ei-
nes neuen UN-Mandates. Die
schwer erarbeitete Sicherheit des
Landes und die Selbstständigkeit
der afghanischen Kräfte müssen
konsolidiert werden. Die CDU/CSU
unterstützt deshalb die Planungen
für eine neue Ausbildungs-, Bera-
tungs- und Unterstützungsmission
nach 2014.

Die Reduzierung unseres Bundes-
wehrkont ingents
birgt aber auch He-
rausforderungen.
Der ISAF-Auftrag, al-
so Stabilisierung
und Ausbildung,
muss fortgeführt
werden. Gleichzeitig
läuft die Rückverle-
gung von Material
und Personal. Zu-

dem muss die internationale Nach-
folgemission zur kontinuierlichen
Ausbildung und Befähigung der af-
ghanischen Sicherheitskräfte vorbe-
reitet werden. Aufgrund dieses brei-
ten Aufgabenspektrums bis zum En-
de der Mission muss die militärische
Handlungsfähigkeit bis Ende 2014
gewährleistet bleiben, um den
Schutz unserer Soldaten nicht zu ge-
fährden. Das ist für die CDU/CSU
zentral, und das ist im Mandat si-
chergestellt.

Auch nach dem Ende des ISAF-
Einsatzes bleiben wir den Menschen
in Afghanistan verpflichtet. Die
Transformation eines der ärmsten
und am wenigsten entwickelten Län-
der der Welt ist eine Generationen-
aufgabe. Unser Engagement wird
sich qualitativ verändern, aber es ist
und bleibt langfristig und wird sich
in der Transformationsdekade von
2014 bis 2024 noch mehr auf die zi-
vile Hilfe konzentrieren. Ohne wei-
tere Entwicklung wird es keine dau-
erhafte selbsttragende Sicherheit in
Afghanistan geben.

Verpflichtet fühlen wir uns auch
den afghanischen Ortskräften, die
viele Jahre einen guten Dienst für
unser Engagement geleistet haben.
Es ist richtig, dass die Bundesregie-
rung gewissenhaft prüft, ob sie nach
dem Ende ihrer Arbeit für die inter-
nationale Gemeinschaft unvertret-
bar bedroht sind und deshalb zu ih-
rem Schutz nach Deutschland kom-
men können.

Die Bundeswehr setzt seit einiger
Zeit in Afghanistan von Israel geleas-
te Drohnen zur Aufklärung ein. Der
Vertrag mit Israel läuft 2014 aus. Lie-
ber Herr Kollege Arnold, Sie haben
völlig recht, wenn Sie wörtlich sa-
gen: Die Zukunft gehört der Droh-
nentechnologie. – Deshalb halte ich
die Anschaffung eines eigenen Sys-
tems von Drohnen für die Bundes-
wehr, das beispielsweise mit Frank-
reich und anderen europäischen
Partnern entwickelt wird, für richtig
und notwendig, und zwar nicht nur
Aufklärungs-, sondern auch bewaff-
nete Drohnen.

Aber ich sage auch: Die technolo-
gische Möglichkeit des Einsatzes von
Drohnen wird erhebliche Verände-
rungen für unsere Sicherheitspolitik
bedeuten. Ich will nur drei Beispiele
nennen:

Erstens. Wenn wir in einer spezifi-
schen Situation abschrecken wollen,
allerdings keine Kampftruppen oder
Kampfflugzeuge einsetzen, aber
dennoch auch aus eigenem Sicher-
heitsinteresse unsere Partner mit ei-
genen militärischen Beiträgen unter-
stützen wollen, wären bewaffnete
Drogen, wären bewaffnete Drohnen
eine neue Option.

Zweitens. Wenn der Kollege Ar-
nold sagt, am liebsten wäre es ihm,
wenn es eine gemeinsam verfügbare
europäische Fähigkeit bei Drohnen
gäbe, dann stellt sich für unsere Part-
ner sehr schnell die Frage nach der
Verfügbarkeit und der politischen
Verlässlichkeit und damit auch die
Frage nach den Auswirkungen auf
die Beteiligung des Deutschen Bun-
destages.

Drittens. Ich nehme die morali-
schen Bedenken, die insbesondere
von kirchlichen Vertretern geäußert
werden, sehr ernst; auch sie gehören
in eine Sicherheitsdiskussion, die wir
führen müssen. Aber nicht akzepta-
bel ist, dass zu neuen militärischen
Optionen, die es im Übrigen künftig
in allen großen Armeen geben wird,
gleich grundsätzlich Nein gesagt
wird, ohne dass eine sicherheitspoli-
tische Diskussion geführt wird.

Denn das Argument von Verteidi-
gungsminister de Maizière wiegt
schwer. Er sagt:

Unbemannte, bewaffnete Luft-
fahrzeuge unterscheiden sich in der
Wirkung nicht von bemannten. Im-
mer entscheidet ein Mensch …

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
dieses Beispiel in der Diskussion
über Drohnen zeigt erneut: Wir
brauchen eine regelmäßige General-
debatte zur sicherheitspolitischen
Lage Deutschlands.

Eine solche Debatte kann und soll
unsere Debatten über die jeweiligen
Mandate nicht ersetzen.

Aber sie gäbe uns die Möglichkeit,
über Mandatsfragen hinausgehende
sicherheitspolitische Aspekte grund-
sätzlich zu debattieren. Hier besteht
großer Bedarf.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der FDP)

Andreas Schockenhoff (*1957)
Wahlkreis Ravensburg

Dr. Andreas Schockenhoff, CDU/CSU:

Wir bleiben den Menschen in
Afghanistan verpflichtet

Die afghanischen
Kräfte werden
auch über 2014

hinaus
Unterstützung

brauchen.
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Wird bald nicht mehr in Afghanistan wehen: Die Flagge der Bundeswehr
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Im Plenum des Bundestages wurden
in der Zeit vom 28. Januar bis zum
1. Februar 2013 folgende Vorlagen
ohne Aussprache abschließend bera-
ten:

Zustimmung 
Europa „Gesetz zu dem Protokoll
vom 16. Mai 2012 zu den Anliegen
der irischen Bevölkerung bezüglich
des Vertrages von Lissabon“ (Bun-
desregierung, 17/11367, 17/12169);
Umwelt „Gesetz zur Änderung des
Elektro- und Elektronikgerätegeset-
zes“ (Bundesregierung, 17/11368,
17/12216);
Umwelt „Verordnung zur Beschrän-
kung der Verwendung gefährlicher
Stoffe in Elektro- und Elektronikge-
räten (Elektro- und Elektronikgeräte-
Stoff-Verordnung – ElektroStoffV)“
(Bundesregierung, 17/11836,
17/11907 Nr. 2, 17/12216);
Inneres „Entwurf eines Einundzwan-
zigsten Gesetzes zur Änderung des
Bundeswahlgesetzes“ (CDU/CSU,
SPD, FDP, Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen, 17/11820,
17/12174);
Gesundheit „Gesetz zur Durchfüh-
rung der Internationalen Gesund-
heitsvorschriften (2005) und zur Än-
derung weiterer Gesetze“ (Vermitt-
lungsausschuss, 17/7576, 17/8615,
17/8871, 17//12170).

Ablehnung
Auswärtiges „Für ein glaubwürdige
Außenpolitik gegenüber Usbeki-
stan“ (Bündnis 90/Die Grünen,
17/6498, 17/7712);
Auswärtiges „Eine kohärente Ge-
samtstrategie für Pakistan – für eine
aktive Einbindungsdiplomatie, Stär-
kung der demokratischen Kräfte und
eine verlässliche Entwicklungszu-
sammenarbeit“ (SPD und Bündnis
90/Die Grünen, 17/11033,
17/11451).

Beschlüsse
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Die internationale Gemein-
schaft hat sich seit der
Londoner Konferenz An-

fang 2010 mehrfach dazu bekannt,
den ISAF-Einsatz in Afghanistan
bis Dezember 2014 zu beenden
und die Kampftruppen abzuzie-
hen.

Meine Fraktion hat diese Linie
unterstützt. Es war und ist richtig,
den Abzug im Geleitzug mit unse-
ren Partnern schrittweise umzuset-
zen. Deshalb haben wir uns deut-
lich gegen alle Forderungen nach
einem schnelleren Abzug gewandt.
Da gab es einen Konsens mit den
Regierungsfraktionen und der
SPD, für den wir öffentlich ge-
meinsam geworben haben. Das
war gut so, gerade auch im Interes-
se der Soldatinnen und Soldaten
im Einsatz, denen unser Dank ge-
bührt.

Das Mandat, das Sie uns jetzt vor-
legen, ist das erste Mandat, das die
Abzugsphase einleitet und – gegebe-
nenfalls – auch den Übergang zu ei-
ner Nachfolgemission vorbereitet.
Das ist eine neue Qualität, eine neue
Aufgabenstellung, und daran muss
dieses Mandat gemessen werden.
Herr de Maizière, Sie haben vor über
einem Jahr hier im Plenum ange-
kündigt, dass Sie 2012 eine Planung

für den Abzug der Bundeswehr vor-
legen werden.

Sie haben gesagt – ich darf zitie-
ren –:

Deswegen werden wir im Laufe
des nächsten Jahres darüber disku-
tieren und die Pläne
transparent vorle-
gen.

Das, was Sie uns
heute präsentieren,
erfüllt dieses Verspre-
chen nicht einmal
annähernd, im Ge-
genteil.

Sie möchten die
Obergrenze der Sta-
tionierung bis zum 1. März 2014 le-
diglich auf 4 400 Soldatinnen und
Soldaten reduzieren. Nur in der Be-
gründung kündigen Sie den Wunsch
an, die Truppengröße möglichst auf
3 300 abzusenken, wenn die Um-
stände es erlauben. Das bedeutet,
dass am 1. März 2014 noch mindes-
tens 3 300 Bundeswehrangehörige

in Afghanistan stehen werden; es
können auch noch mehr sein. Diese
Zahlen sind doch viel zu hoch. Dann
verbleiben gerade noch neun Mona-
te bis zum Ende von ISAF.

Natürlich könnte man technisch
in knapp neun Monaten dort auch
über 3 000 Soldaten abziehen.
Wenn man viel Material einfach ste-
hen lässt, eine überstürzte Optik –
um nicht zu sagen: eine fluchtartige
Anmutung – nicht scheut, dann geht
das vielleicht. Der politische Effekt
wäre verheerend und destabilisie-
rend, und deswegen haben Sie das

offensichtlich auch
nicht vor.

Die hohen Zahlen
im Mandat sind ob-
jektiv darauf ausge-
legt, dass die Bun-
deswehr auch 2015
mit einer deutlich
vierstelligen Zahl in
Afghanistan im Ein-
satz bleiben soll.

Das verfestigt den Eindruck, dass Sie
sich vom Ziel eines vollständigen
Abzuges der Kampftruppen schon
unausgesprochen verabschiedet ha-
ben. Wenn Sie so etwas anstreben,
dann sollten Sie das hier und heute
auch klar aussprechen. Das gehört
nämlich zur Mandatswahrheit und -
klarheit.

Die Frage ist doch: In welcher Grö-
ßenordnung strebt die Bundesregie-
rung eine Beteiligung an einer ge-
planten Ausbildungsmission nach
2014 an? Dass Sie hohe Zahlen an-
streben, zeigt Ihre Reaktion auf die
Überlegungen in der Obama-Admi-
nistration hinsichtlich verschiedener
Optionen für einen substanziellen
Abzug der amerikanischen Truppen
2014. Da gab es scharfe Kritik durch
Sprecher der Bundesregierung an
den USA, das sei realitätsfern. Das
war kein Versehen.

Sie präjudizieren mit diesem
Mandat, dass auch 2015 eine deut-
lich vierstellige Zahl von Bundes-
wehrtruppen in Afghanistan bleibt.
Das Mandat schafft politische und
militärische Sachzwänge, und das
heißt de facto auch vollendete Tatsa-
chen für die Zeit nach 2014. Aber Sie
tun gegenüber der Öffentlichkeit so,
als wäre da gar nichts.

Diese Verwirrspiele mit Zahlen
und Absichten erschüttern das Ver-
trauen der Bevölkerung in die Wahr-
haftigkeit der Mandate, die wir hier
beschließen.

Aus all diesen Gründen wird die
große Mehrheit meiner Fraktion die-
sem Mandat heute nicht zustimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Frithjof Schmidt (*1953)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Dr. Frithjof Schmidt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNE:

Verwirrspiele mit 
Zahlen und Absichten 

Die Linke lehnt die Fortset-
zung des Militäreinsatzes in
Afghanistan ab.

Diese Regierung redet inzwischen
gern vom Abzug, handelt aber nicht
konsequent in diesem Sinne. Sie zö-
gert und zaudert; der vorliegende
Antrag bestätigt das. Gerade einmal
25 Prozent des jetzigen Kontingents
sollen das Land am Hindukusch bis
Anfang 2014 verlassen haben, und
das nur, wenn die Bedingungen es
zulassen. Zugleich werden mal eben
neue Kampfhubschrauber nach Af-
ghanistan verlegt. Ein wirklicher
Truppenabzug sieht anders aus.

Nötig wäre es, die Bundeswehr
vollständig, so rasch wie möglich,
ohne Vorbedingungen und ohne ei-
ne Hintertür zur Fortsetzung des
Krieges zurückzuholen. Das müsste
gemacht werden.

Meine Damen und Herren, noch
schlimmer als der zögerliche Abzug
ist, dass die Vorbereitungen und Pla-
nungen für das Folgemandat nach
2014 längst im Gange sind. Man darf
eigentlich nicht „Folgemandat“ sa-
gen; es soll ja etwas ganz Neues wer-
den. Beschwichtigend heißt es in die-
sem Zusammenhang: Keine Kampf-
operationen mehr. – Ist ernsthaft da-
mit zu rechnen, dass jegliche
militärisch-operative, logistische Un-
terstützung zur sogenannten Auf-
standsbekämpfung eingestellt wer-
den wird?

Bestenfalls im Kleingedruckten
findet sich der Hinweis, dass die
Operationen der US-Spezialkräfte
gegen die Terroristen weitergehen
werden, also genau die Kampfein-
sätze an der afghanisch-pakistani-
schen Grenze - Drohneneinsatz in-
klusive –, die das Völkerrecht unter-
laufen, die neuen Hass erzeugen
und die für das bisherige militäri-
sche Versagen stehen. Dieser Ansatz
ist gescheitert und damit auch die
NATO, die diese Politik getragen

hat. Warum also soll man in dieser
Weise weitermachen?

Meine Damen und Herren, es ist
Zeit für eine klare Zäsur, für einen zi-
vil geprägten Aufbauplan, den die
Afghaninnen und Afghanen verant-
worten und bei dem die Vereinten
Nationen endlich an die erste Stelle
gerückt werden. Ja, Selbstbestim-
mung der Afghaninnen und Afgha-
nen statt Fremdbe-
stimmung, das ist
ein zentraler Punkt.

Nun kann man
einwenden, gerade
die Linke kritisiere
doch besonders
scharf die inneren
Verhältnisse in Af-
ghanistan. Wie passt
das zusammen?
Richtig: Der jüngste UNAMA-Bericht
zeichnet ein düsteres Bild von der
Lage der Gefangenen in Afghanistan.
Viele werden misshandelt, ja gefol-
tert. Vorsichtig verallgemeinert: Es
steht in Afghanistan nicht allzu gut
um die Menschenrechte, auch nicht
um die Frauenrechte.

Oder lesen Sie die jüngsten Be-
richte des UNO-Büros für die Koor-
dination humanitärer Angelegen-
heiten oder auch des Feinstein Inter-
national Center. Beiden Quellen zu-

folge hat sich die humanitäre Lage
in Afghanistan in den letzten Jahren
verschlechtert. Nur eine Zahl: Die
Anzahl der Menschen, die unter
akuter Unterernährung leiden, ist
zwischen 2008 und 2011 noch ein-
mal gestiegen. In den am meisten
leidenden Regionen betraf das 31
Prozent der Bevölkerung. Auch die
Zahl der Binnenflüchtlinge ist in
diesem Zeitraum noch einmal ge-
stiegen.

Last, not least: Korruption und
Günstlingswirtschaft prägen nach
wie vor die politischen Institutionen
und das öffentliche Leben. Es ist der
bis heute wirkende Fluch der bösen
Tat, dass man vor allem mit denjeni-
gen paktiert hat, denen es um Macht-

erhalt geht. Genau
damit hat man die
Ursachen von Not
und Rückständigkeit
perpetuiert.

Trotz alledem set-
zen wir unsere Hoff-
nungen auf die Af-
ghaninnen und Af-
ghanen; denn nur
von innen heraus

wird eine nachhaltig-demokratische
Entwicklung möglich sein.

Man kann und muss von außen
helfen – aber bitte mit den richti-
gen Konzepten. Gerade deshalb ist
es so wichtig, scharf zu analysieren
und zu kritisieren, was alles falsch
gelaufen ist. Aber ich füge auch ei-
nes hinzu: Die Ausgangslage heute
– es gibt erste Verhandlungsansät-
ze, Wahlen stehen bevor, und der
Truppenabzug ist zumindest einge-
leitet worden – bietet durchaus

Chancen, die Dinge zum Besseren
zu wenden.

Was die Bundesregierung jetzt tun
könnte, tun müsste, ist erstens ener-
gisch mithelfen, dass noch vor den
Wahlen 2014/2015 eine Verhand-
lungslösung erreicht wird. Ein konse-
quenter Truppenabzug der NATO ist
dabei ebenso eine Conditio sine qua
non wie eine Beendigung der Militär-
aktionen unter Enduring Freedom.

Zweitens muss sich die Bundesre-
gierung dafür einsetzen, dass die Fe-
derführung der auswärtigen Hilfe
beim Friedens- und Aufbauprozess
nicht nur formal, sondern auch ma-
teriell unter das Dach der UNO ge-
bracht wird.

Die Vergangenheit hat gezeigt: Zu
viele Köche verderben den Brei.

Drittens sollte die Bundesregie-
rung ratgebend und nicht bevor-
mundend auf die Karzai-Regierung
einwirken, damit diese versucht, al-
le gesellschaftlichen und politi-
schen Kräfte des Landes an einen
Tisch zu bringen. Ein alle einschlie-
ßender Friedensplan wird nur gelin-
gen, wenn ein demokratischeres
Wahlrecht und eine Verfassungsre-
form, die den Menschen auf lokaler
Ebene mehr Mitwirkungsrechte
gibt, vereinbart werden. Das könnte
die Basis dafür sein, den bewaffne-
ten Konflikt in einen politischen zu
transformieren. Und dieser politi-
sche Prozess ist entscheidend –
nicht das Militär – bei der Frage, ob
Afghanistan wieder im Chaos ver-
sinkt oder ob es mit dem Land vor-
wärtsgeht.

(Beifall bei der LINKEN)

Paul Schäfer (*1949)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Paul Schäfer, DIE LINKE:

Ein wirklicher 
Truppenabzug sieht anders aus

Diese Regierung
redet gern vom
Abzug, handelt

aber nicht konse-
quent in diesem

Sinne.
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Das Mandat
schafft politische
und militärische
Sachzwänge, und
das heißt vollen-
dete Tatsachen.
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Und wie ich gerade gelernt ha-
be: Liebe Freunde! Große Tei-
le der SPD-Fraktion werden

diesem Mandat zustimmen. Dieses
Mandat ist ein Meilenstein. Das Man-
dat steht für den Übergang von einer
Kampfhandlung hin zu einem Man-
dat der Ausbildung. Es steht für die
Übergabe der Verantwortung. Dieses
Mandat markiert deutlich den begin-
nenden Abzug deutscher Soldatinnen
und Soldaten aus Afghanistan.

Ich sage aber auch: Dieses Mandat
muss uns alle ermahnen, dass wir
unsere Verantwortung, die wir für
und in Afghanistan übernommen
haben, nicht vergessen, und uns da-
ran erinnern, dass diese Verantwor-
tung noch lange nicht vorbei ist.

Es ist richtig, dass wir hier im Par-
lament einen breiten Konsens su-
chen, wenn es um die Verlängerung
von Bundeswehrmandaten geht.
Herr Schockenhoff, als ich Ihre Rede
gehört habe und Sie von Drohnen
gesprochen haben, da dachte ich
erst, ich hätte mich auf das falsche
Mandat vorbereitet. Ich habe dann
noch einmal nachgeschaut und ha-
be gesehen: Sie haben sich auf die
falsche Debatte vorbereitet. Über die
Drohnen wird an anderer Stelle dis-
kutiert.

Das war kein hilfreicher Beitrag,
um hier im Parlament eine breite
Mehrheit für ein solches Mandat zu
erzielen.

Wenn wir als Deutscher Bundes-
tag Mehrheiten im Parlament su-
chen, dann hat das etwas mit Tradi-
tion und auch mit der Verantwor-
tung zu tun, die wir gegenüber Sol-

datinnen und Soldaten, die wir ins
Ausland schicken, wahrzunehmen
haben. Ich will auch im Namen mei-
ner Fraktion an dieser Stelle all de-
nen danken, die sich in Afghanistan
engagiert haben und dies bis 2014
und darüber hinaus noch tun wer-
den. Ihr Einsatz verdient größten
Respekt von uns allen.

Wenn wir heute ein Mandat auf
den Weg bringen, das für 13 Mona-
te gilt, dann hat auch dies unsere
Unterstützung. Der nächste Bundes-
tag, der veränderte Mehrheiten ha-
ben wird, hat dadurch Zeit, sich in
eine schwierige Problematik, in ein
komplexes Thema einzuarbeiten
und dann weise Entscheidungen zu
fällen.

Eine solche Mandatsentscheidung
dokumentiert aber auch hier im Par-
lament immer wieder unsere Verant-
wortung. Wir alle müssen uns heute,
wenn wir abstimmen, fragen, ob wir
bis zu diesem Zeitpunkt alles unter-
nommen haben, um die Soldatin-
nen und Soldaten und Zivilbeschäf-
tigten, die wir ins Ausland schicken,
im Hinblick auf die Ausbildung, die
Ausrüstung und das Umfeld ausrei-

chend vorzubereiten. Dann ist es
auch egal, ob wir 4 400 Soldatinnen
und Soldaten nach Afghanistan schi-
cken oder ob am Ende dieses Man-
dates nur noch 3 300 Soldatinnen
und Soldaten in Afghanistan sein
werden. Ich sage Ihnen: Solange
auch nur ein deutscher Soldat in Af-
ghanistan ist, haben wir als Parla-
ment unsere Verantwortung umfas-
send wahrzunehmen.

Wenn wir nach Afghanistan bli-
cken, müssen wir eingestehen, dass
es bei weitem nicht nur Erfolgsmel-
dungen sind, die uns
erreichen. Wir alle
mussten, glaube ich,
in den letzten Jahren
lernen, dass es viel
schwieriger ist, ein
Land aufzubauen,
als Terroristen zu ver-
treiben, dass es
schwieriger ist, ein
Land aufzubauen,
als ein Regime zu stürzen, das Terro-
risten unterstützt. Diese Lektion
mussten wir als Parlament gemein-
sam lernen. Wir wissen heute, wie
langatmig, wie anstrengend, aber
auch wie schmerzlich eine solche
Mission sein kann, wenn es um den
Wiederaufbau eines Landes geht. In
Afghanistan mussten wir diesen
Schmerz viel zu häufig ertragen.

Die Übergabe in Verantwortung,
die wir heute auf den Weg bringen,
ist ein Meilenstein. Die Präsident-
schaftswahl 2014 wird ein markan-

ter Punkt auf diesem Weg sein. Dann
wird sich zeigen, wie stabil Afghanis-
tan ist und wie die inneren Zustän-
de sind. Wir alle hoffen, dass diese
Wahl fair verläuft und dass alle Men-
schen in Afghanistan beteiligt wer-
den. Aber wir müssen auch wachsam
sein, weil gerade die Präsident-
schaftswahl ein Zeitpunkt sein kann,
an dem die Stimmung in Afghanis-
tan kippt.

Es war richtig, dass wir einen Kor-
ridor für den Abzug definiert haben.
Ich will an dieser Stelle erwähnen,

dass es die SPD-Bun-
destagsfraktion war,
die mit großen Kon-
gressen und einer
Taskforce Afghanis-
tan/Pakistan, die
über zweieinhalb
Jahre getagt hat, ge-
nau diese Forderung
früh erhoben hat.
Unser damaliger Au-

ßenminister Frank-Walter Steinmei-
er hat die Definition eines solchen
Korridors auf den Weg gebracht. Wir
haben den Afghanen das Signal ge-
geben: Liebe Freunde, wir helfen
euch, aber strengt euch an, dass ihr
bald die Verantwortung selbst über-
nehmen könnt.

Die Konferenz in London - sie ist
bereits genannt worden - und der
Gipfel in Chicago waren wichtig,

Lars Klingbeil (*1978)
Landesliste Niedersachsen 

Lars Klingbeil, SPD:

Übergabe der 
Verantwortung ist ein Meilenstein 

Wir befinden uns aus unse-
rer Sicht am Anfang vom
Ende eines langen,

schwierigen, aber erfolgreichen We-
ges in Afghanistan. Wir befinden uns
im Abschlusskapitel eines langen
Einsatzes in diesem Land. Viele un-
serer Maßnahmen und Initiativen
waren erfolgreich, andere wiederum
bitter und lehrreich.

Herr Kollege Schmidt, ich schätze
Sie sehr; das wissen Sie auch aus Gre-

mienarbeit und Ausschusssitzun-
gen. Aber es ist an der Stelle wichtig,
zu sagen: Die deutsche Bundesregie-
rung hat immer dafür plädiert, eine
verantwortungsvolle Übergabe der
Sicherheitsverantwortung an die af-
ghanischen Sicherheitskräfte zu ent-
wickeln. Diese scheint nun bis Ende
2014 vollzogen werden zu können.

Unsere erfolgreiche Operation er-
laubt nun eine weitere Reduzierung
der Soldatinnen und Soldaten vor
Ort. Deswegen wird in dem Antrag
die Personalobergrenze von ur-
sprünglich knapp 5 000 Mann auf 4
400 gesenkt. Außerdem wird ange-
strebt – das haben die Vorredner
schon gesagt –, in den nächsten Mo-
naten nochmals 1 100 Soldaten ab-
zuziehen, sofern es die Umstände er-
lauben.

Die Zahl der Streitkräfte umfasst
schon Personal für Rückbau und Lo-
gistik. Wir sind daher auf dem rich-
tigen Weg.

Die zweite wichtige Änderung in
diesem Antrag betrifft die Mandats-
dauer. Die Laufzeit des Mandats soll
13 Monate betragen. Dieser zusätzli-
che Monat gibt den Soldaten Pla-

nungssicherheit. Dadurch kann man
nämlich nach der Bundestagswahl
in Ruhe und mit Sorgfalt ein neues
Mandat erarbeiten, ohne dass sich
dies mit der Organisation eines neu
gewählten Parlaments überschnei-
det.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die Übergabe der Verantwortung an
die Afghanen ist weder einem popu-
listischen „Raus aus Afghanistan“
noch Desinteresse geschuldet, son-
dern sie ist das Ergebnis einer effek-
tiven deutschen Afghanistan-Politik.
Wir machen in Afghanistan weiter,
aber das ist kein Weiter-so.

Die deutsche Afghanistan-Strate-
gie basiert auf zwei Säulen: zum ei-
nen auf der Garantie der Sicherheit
der afghanischen Bevölkerung durch
unsere Soldatinnen und Soldaten,
zum anderen auf der deutschen Ent-
wicklungszusammenarbeit, die den
Menschen das Leben erleichtert.

Wenn wir uns die erste Säule an-
schauen, so stellen wir fest: Die Si-
cherheitslage verbessert sich allge-
mein von Jahr zu Jahr. Die afghani-
schen Streitkräfte sind kontinuier-
lich besser geworden. Unsere

Ausbildung fruchtet. Im Norden des
Landes agieren bereits heute afgha-
nische Sicherheitskräfte selbststän-
dig, und die ISAF-Kräfte müssen die-
se nur noch punktuell unterstützen.
Ein sicheres Afghanistan stärkt zu-
sätzlich die Sicherheit in der ganzen
Region.

Leider muss man immer wieder
Rückschläge ertragen, wie die jüngs-
ten Vorwürfe von Folter in afghani-
schen Polizeidienststellen offenba-
ren. Jegliche Art von Folter ist aufs
Schärfste zu verurteilen.

Allerdings zeigt die
Anordnung Präsident
Karzais, diese Schre-
ckenstaten unverzüg-
lich zu untersuchen,
den Mentalitätswan-
del, der vor zehn Jah-
ren in Afghanistan
noch undenkbar ge-
wesen wäre. Folter ist
unentschuldbar und
wird nicht geduldet, sondern be-
kämpft - auch in Afghanistan.

Liebe Freunde, die zweite Säule,
die deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit, gibt den Afghanen Hoff-
nung und hilft ihnen in ihrem alltäg-
lichen Leben. Durch das Ineinander-
greifen von Schutz und Fürsorge zei-
gen wir den Einwohnern, dass sie
uns vertrauen können, dass wir für
sie da sind. Dies spiegelt sich nicht
zuletzt in den rund 180 Millionen
Euro wider, die wir im nächsten
Haushalt für Afghanistan bereitstel-

len. So sind Hilfsleistungen auch in
der Zukunft gesichert.

Wir werden unsere Soldatinnen
und Soldaten Ende 2014 aus dem
Land abziehen, aber wir werden die-
ses Land nicht fallen lassen.
Deutschland ist einer der wichtigs-
ten Partner in Afghanistan, und wir
werden es auch bleiben – auch nach
2014. Wir werden dieses Land nie
mehr alleine lassen.

Meine Damen und Herren, die
deutschen Streitkräfte haben zusam-
men mit unseren Verbündeten für

ein demokratisches
Afghanistan ge-
kämpft, für die
Gleichberechtigung
von Mann und Frau
in Afghanistan, für
ein freies und siche-
res Land. Dafür
möchte ich mich im
Namen der FDP-
Bundestagsfraktion

an dieser Stelle auch bei den Solda-
tinnen und Soldaten ganz herzlich
bedanken.

Mit der hier zu beschließenden
Mandatsverlängerung geben wir un-
seren Soldaten und der afghani-
schen Bevölkerung Sicherheit, Sta-
bilität und Selbstbestimmung. Da-
her bitte ich die Kolleginnen und
Kollegen, für diesen Antrag zu stim-
men.

(Beifall bei der FDP sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)

Bijan Djir-Sarai (*1976)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Bijan Djir-Sarai, FDP:

Ergebnis einer
effektiven Politik 

Wir befinden uns
in einem

Abschlusskapitel
eines langen
Einsatzes in 

diesem Land.

Dieses Mandat
markiert deutlich
den beginnenden
Abzug deutscher

Soldaten aus
Afghanistan.
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Fortsetzung von Seite 7: Lars Klingbeil (SPD)

weil wir dort mit unseren Partnern
einen gemeinsamen Weg vereinbart
haben. Jetzt sehen wir aber, dass der
amerikanische Präsident von die-
sem Weg ein Stück weit abrückt. Ich
hätte mir gewünscht, dass der Ver-
teidigungsminister und der Außen-
minister heute hier im Parlament er-
klärt hätten, was es eigentlich be-
deutet, wenn die Amerikaner früh-
zeitig auf Ausbildung, Beratung und
Unterstützung der afghanischen
Kräfte umsteigen wollen. Was be-

deutet das für das Mandat, das wir
heute auf den Weg bringen, und
welche Folgen ergeben sich für das
deutsche Engagement? Wir wissen,
dass wir auch nach 2014 in Afgha-
nistan aktiv sein werden. Die Solda-
tinnen und Soldaten werden dann
in einer völlig neuen Mission unter-
wegs sein. Ich hätte mir auch hierzu
einige Worte des Ministers ge-
wünscht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
es bleiben Fragen offen, die wir hier

im Parlament klären müssen. Ich
wünsche mir, dass die Opposition
dabei eingebunden wird, damit ein
parlamentarischer Konsens erhal-
ten bleibt. Wir alle wissen: In Af-
ghanistan ist noch eine lange Stre-
cke zu gehen. Wir haben als Deut-
scher Bundestag 2001 Verantwor-
tung in Afghanistan übernommen,
die weiterbesteht, auch wenn keine
Soldatinnen und Soldaten mehr im
Land sind. Wenn weniger Militär da
ist, rückt das Zivile in den Vorder-

grund. Ich ermahne uns alle, dass
das nicht dazu führen darf, dass wir
im Bereich der zivilen Mittel kür-
zen.

Die letzten Wochen haben ge-
zeigt, dass unsere Aufmerksamkeit
hoch bleiben sollte, wenn es um
Auslandseinsätze geht. Wir reden
inzwischen auch über Mali. Das
hätten wir vor wenigen Monaten
nicht gedacht. Deswegen finde ich
den mehrfach in der Diskussion
angesprochenen Punkt wichtig,

dass wir als Parlament die sicher-
heitspolitische Diskussion beför-
dern müssen, dass wir dafür sorgen
müssen, dass hier in der Kernzeit
über Mandate diskutiert wird. Ich
wünsche mir, dass sich mehr Kolle-
ginnen und Kollegen an dieser si-
cherheitspolitischen Diskussion
beteiligen. Das sind wir denen
schuldig, die wir ins Ausland schi-
cken.

(Beifall bei der SPD)

Die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion unterstützt in vol-
ler Überzeugung die Fort-

setzung des ISAF-Mandats. Wir

möchten hier in aller Klarheit sagen:
Dieses Mandat beinhaltet eine gan-
ze Reihe von Chancen.

Worin bestehen die Chancen? Zu-
nächst einmal darin, dass wir deut-
lich machen: Zum Ende des Jahres
2014 werden unsere Truppen dort
keinen Kampfauftrag mehr haben.

Die Übergabe in Verantwortung
beinhaltet die Übergabe von Ver-
trauen und auch, zuzulassen, dass
die Afghanen ihr Schicksal selbst in
die Hand nehmen. Das heißt für
uns, uns schrittweise zurückzuneh-
men. Wir erleben seit 2011, dass die
Afghanen schrittweise die Verant-
wortung in einzelnen Regionen
übernommen haben, mittlerweile in
75 Prozent des Landes. Deshalb, lie-
ber Herr Kollege Schmidt von den
Grünen, weise ich Ihren Vorwurf der
versteckten Überhöhung und der

versteckten Fortsetzung des Kampf-
auftrags eindeutig zurück. Wir ha-
ben in unserer Fraktion darum ge-
rungen - zuletzt im November, als
wir einen großen Fraktionskongress
zu diesem Thema durchgeführt ha-
ben –, ob wir zwei Mandate einho-
len, eines zum Rückbau und eines
zur Fortsetzung des jeweiligen Auf-
trags. Wir sind vollkommen über-
zeugt davon, dass man die Verant-
wortung nicht teilen kann. Es ist
wichtig, dass wir mit einer großen
Anzahl fähiger Soldatinnen und Sol-
daten in Afghanistan sind, weil wir
nämlich Leitnation im Norden sind.
Das wird immer wieder vergessen.
Wir sind Leitnation und damit ver-
antwortlich für den Rückzug und
den Rückbau von 18 Partnerstaaten,
die uns im Einsatz unterstützen.
Auch das gehört zu unserer Verant-

wortung und zur deutschen Sicher-
heitspolitik.

Ich möchte deshalb noch einmal
dringend bei Ihnen darum werben:
Geben Sie sich einen Ruck! Enthal-
tung ist kein Bekenntnis.

Ich möchte in der verbleibenden
Zeit noch ein Zwischenfazit ziehen:
Was hat uns dieser Afghanistan-Ein-
satz nach über zehn Jahren zu sagen?
Was bleibt zurück, außer dass wir
wissen, dass unser Engagement wei-
tergeht, wenn es auch verstärkt zivi-
len Charakter haben wird? Ich
möchte vier Punkte ansprechen, die
mir am Herzen liegen.

Erstens. Wenn wir die Situation
von vor zehn Jahren mit der heuti-
gen vergleichen, dann sehen wir, wie
eng die Entwicklungszusammenar-
beit, die Arbeit der Nichtregierungs-
organisationen, die Arbeit der GIZ
und der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau, mit der Rolle
der Bundeswehr im
Rahmen der vernetz-
ten Sicherheit, der
Absicherung durch
das Militär verwo-
ben ist. Der vernetz-
te Ansatz ist das, was
wir aus den vergan-
genen zehn Jahren
mitnehmen.

Zweitens. Wir haben gelernt, ei-
nen Einsatz vom Ende her zu den-
ken. Vom Ende her zu denken, heißt,
politische Ziele zu setzen.

Der Punkt ist, dass wir eine sicher-
heitspolitische Strategie brauchen,
die vernetzt ist, die Entwicklungs-
aspekte genauso berücksichtigt wie
die Konflikttransformation und die
Absicherung durch das Militär, wo es
geboten ist. Wir denken also Einsät-
ze vom Ende her. Das zeigt auch die
aktuelle Debatte über Mali, wo wir
gemeinsam mit unseren französi-
schen Partnern aus dem Einsatz eine
europäische Mission machen soll-
ten.

Drittens. Der regionale Bezug ist
ganz entscheidend, weil wir Afgha-
nistan nicht isoliert betrachten kön-
nen, also ohne Pakistan, Iran oder
die Staaten im Norden Afghanis-
tans. Regionaler Bezug bedeutet,
dass wir in der Lage sind, die Ge-
samtzusammenhänge zu analysie-
ren. Wir müssen mithelfen, dass
zum Beispiel Pakistan, das zuneh-
mend mit Instabilität zu kämpfen
hat, ein Partner wird. Das heißt,
dass wir immer die Nachbarstaaten
im Blick haben müssen. Das zeigt

sich auch bei der aktuellen Debatte
über Mali.

Viertens. Wir haben eine neue Tra-
dition in den Streitkräften, die der
Minister vor zwei Wochen in Bad
Reichenhall angesprochen hat. Es
waren bisher rund 300 000 Soldaten
in Afghanistan. Einige von ihnen
sind mit einer Posttraumatischen
Belastungsstörung nach Hause ge-
kommen. Diese und die allermeis-
ten sind in dem Bewusstsein wieder-
gekommen, etwas für den Wieder-
aufbau Afghanistans geleistet zu ha-
ben. Es geht um die Anerkennung
derjenigen, die die Bundeswehr ver-
lassen haben und im Auslandsein-
satz für unser Land Verantwortung
übernommen haben. Ich bin sehr
dankbar, dass wir Bundeswehrvete-
ranen als Anerkennung für deren
Leistung unterstützen und damit ei-
ne neue Tradition etablieren. Ich bit-

te, dass wir uns auch
im Parlament ein-
mal darüber unter-
halten.

Wichtig ist auch
die Diskussion über
die Beschaffung von
bewaffneten Droh-
nen. Ich kann Herrn
Kollegen Schocken-
hoff in dieser Hin-

sicht nur ausdrücklich unterstützen.
Aber auch Diskussionen über Mali
und die Sicherheitspolitik insgesamt
müssen geführt werden. Wir müssen
davon wegkommen, ausschließlich
über einzelne, isolierte Mandate zu
diskutieren; vielmehr müssen wir ei-
ne übergreifende Sicherheitspolitik,
die sich auf alle Einsatzgebiete er-
streckt, entwickeln. Wir müssen die-
ses Thema transparent und in der
Öffentlichkeit debattieren; da gehört
es hin. Wir dürfen dabei nicht die
Anerkennung für diejenigen verges-
sen, die die Einsätze durchführen.
Hier im Parlament brauchen wir die-
se sicherheitspolitische Gesamtde-
batte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Roderich Kiesewetter (*1963)
Wahlkreis Aalen-Heidenheim

Roderich, Kiesewetter, CDU/CSU:

Das ISAF-Mandat bietet Chancen
für Afghanistan und Deutschland

Hier im 
Parlament 

brauchen wir die
sicherheits-
politische

Gesamtdebatte.
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprach Dr. Reinhard
Brandl (CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.Bundeswehr-Soldaten der ISAF Truppe besteigen ein Transall-Transportflugzeug in Afghanistan.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 



Die Frage des Waffenexports
aus Deutschland ist in An-
betracht unserer Geschichte

meines Erachtens eine herausragen-
de Frage. Wir hätten eigentlich nach
dem Zweiten Weltkrieg den Schluss
ziehen müssen, nie wieder an Krie-
gen verdienen zu wollen.

Wenn wir diesen Schluss gezogen
hätten, hätten wir Waffenexporte aus
Deutschland gänzlich und für alle
Zeiten verboten. Das hätten auch al-
le Nachbarn verstanden.

Interessant ist, was in Deutsch-
land gar nicht diskutiert wird: dass
Japan – bekanntlich auch ein Ag-
gressor im Zweiten Weltkrieg – exakt
diesen Schluss gezogen hat und bis
heute keine Waffenexporte durch-
führt.

Die Argumente, dass man dann
politisch und ökonomisch kein Ge-
wicht habe, sind
doch durch Japan
widerlegt. Japan hat
großes Gewicht, oh-
ne Waffenexporteur
zu sein.

In Art. 26 unseres
Grundgesetzes ist
festgehalten, wie
sehr wir Angriffskrie-
ge verurteilen. Jedes
Jahr sterben weltweit 500 000 Men-
schen durch Waffengewalt – das ist
jede Minute ein Mensch. Auch deut-
sche Waffen werden dabei benutzt.
2011 hat die Bundesregierung – ich
bitte Sie, das weiß kaum jemand in
der Öffentlichkeit – Waffenexporte
in 125 Länder im Gesamtwert von
10,8 Milliarden Euro genehmigt. Seit
2006 gibt es Exportgenehmigungen
von durchschnittlich 8 Milliarden
Euro pro Jahr.

Bei der Frage von Rüstungsexpor-
ten gibt es eine Große Koalition; ich
muss das so sagen. Ob Union, SPD,
FDP oder Grüne: Sie alle haben im-
mer gemeinsam diese Exporte ge-

nehmigt und fortgeführt. Deutsch-
land nimmt auf der Liste der größ-
ten Waffenexporteure der Erde den
dritten Platz ein. Das heißt, es gibt
zwei Länder, die mehr Waffen expor-
tieren als Deutschland. Das sind die
USA und Russland. Alle anderen
Länder – beispielsweise China,
Großbritannien, Frankreich – ver-
kaufen weniger Waffen als Deutsch-
land. Ich sage: Fast jede deutsche
Waffe darf in fast jedes Land der Welt
verkauft werden.

Jetzt nenne ich Ihnen eine Zahl,
die die meisten in der Öffentlichkeit
überhaupt nicht kennen. Im Jahre
2011 gab es bei dem berühmten
Bundessicherheitsrat, der ja zu ent-
scheiden hat, ob ein Rüstungsexport
genehmigt wird, 17 586 Anträge auf
Genehmigung des Exports von Waf-
fen.

Wissen Sie, wie viele abgelehnt
worden sind? Von 17 586 Anträgen
wurden 105 abgelehnt. Das sind gut
0,5 Prozent. Und da wird immer be-
hauptet, Sie behandelten das restrik-
tiv. Sie genehmigen ja fast jeden An-
trag.

Da muss man schon ein riesiges
Glück haben, wenn man mal einen
Antrag nicht genehmigt bekommt.

Interessant ist auch: Was sind ei-
gentlich die 20 Topländer, die die
meisten Rüstungsgüter im Jahre 2011
bekommen haben? Ich sage Ihnen:
Darunter sind die Vereinigten Arabi-
schen Emirate, sie sind auf Platz drei
– eine tolle Demokratie. Irak: Platz
sechs – eine tolle Demokratie. Alge-

rien: Platz acht – ein
Beispiel für Demo-
kratie. Saudi-Ara-
bien: Platz zwölf.
Ein Land der Men-
schenrechte? Top,
kann ich nur sagen.
Ägypten, wo wir jetzt
all das erleben: Platz
18. Sie liefern über-
all Waffen hin. Da-

mit macht man doch die eigene Po-
litik völlig unglaubwürdig.

Ich will Ihnen ein Beispiel nen-
nen. Wir unterstützen doch die Kräf-
te des – so nennen wir es – arabi-
schen Frühlings, also die Rebellen in
den arabischen Ländern. Mit unse-
ren Waffen marschiert Saudi-Ara-
bien in Bahrain ein und schießt die
Demonstranten zusammen. Dazu
hört man keinen Ton; auch in der
Öffentlichkeit wird das fast totge-
schwiegen. Ich finde, das ist ein ein-
zigartiger Skandal.

Mal so und mal so: Damit wird die
gesamte Militärpolitik unglaubwür-
dig.

Im Übrigen haben wir erlebt, dass
im Konflikt in Libyen beide Seiten
deutsche Waffen hatten. Dann hat
die Bundesregierung gesagt: Die li-
bysche Regierung
hätte die Waffen gar
nicht haben dürfen.
Daran sieht man
aber Folgendes:
Wenn man Waffen
exportiert, weiß man
nie, wo sie letztlich
landen.

Irgendwann wird
damit getötet und
geschossen, und darüber müssen wir
nachdenken.

Viele Menschen bei uns glauben,
dass es eine Vorschrift gäbe, dass kei-
ne Waffen in Krisengebiete und
Kriegsgebiete verkauft werden dür-
fen. Es gibt diesbezüglich gar kein
Gesetz. Es gibt nur eine Verabre-
dung, die aber nicht eingehalten
wird. Wenn Sie uns schon nicht fol-
gen und Waffenexporte nicht voll-
ständig verbieten, könnte man nicht
einmal erste Schritte gehen, wenigs-
tens erste Schritte? Dazu würde zum
Beispiel gehören, dass man die Waf-

fenlieferungen in den Nahen Osten
komplett einstellt und sagt: Da ge-
hen keine deutschen Waffen mehr
hin.

Das wäre doch mal ein Signal; das
wäre ein Politikwechsel.

Es gibt noch etwas: Sturmgewehre
und Maschinenpistolen. Ich wusste
es gar nicht, aber diese Waffen sind
die eigentlichen Massenvernich-
tungswaffen des 21. Jahrhunderts:
Mit ihnen werden mehr Menschen
getötet als mit allen anderen Waffen

zusammen. Wäre es
nicht wenigstens ein
erster Schritt, zu sa-
gen: „Wir verbieten
den Verkauf von
Sturmgewehren und
Maschinenpistolen“?

Ich will nicht, dass
mit deutschen Waf-
fen weltweit getötet
wird.

Ich habe schon vor kurzem etwas
zur Bereitstellung von Patriot-Rake-
ten gesagt; ich halte das wirklich für
eine ganz groteske Fehlentschei-
dung. Sie müssen sich überlegen:
Wenn eine Rakete abgeschossen
wird, sind wir Konfliktpartei bzw.
Kriegspartei im Nahen Osten. Das
können wir uns bei unserer Ge-
schichte überhaupt nicht leisten.

Ich sage Ihnen auch, was mich bei
den Kampfdrohnen stört. Wissen
Sie, Kampfdrohnen, die Herr de Mai-
zière einführen, herstellen lassen
und kaufen will, haben etwas sehr

Übles: Sie können keine Gefangenen
nehmen. Kampfdrohnen können
nur töten. Aber derjenige, der tötet,
ist ja nicht einmal vor Ort; er gefähr-
det sich gar nicht.

Er sitzt irgendwo in Berlin oder
Bonn, drückt auf einen Knopf und
tötet gezielt Menschen. Ich sage Ih-
nen: Wenn Sie das völkerrechtlich
ungeregelt zulassen, werden eines
Tages auch Terroristen solche
Kampfdrohnen haben. Wir verschär-
fen alles nur, wenn wir uns immer
neue Wege der Rüstung überlegen,
statt den umgekehrten Weg zu ge-
hen.

Ich gehe zum Schluss darauf ein,
dass dieser komische Bundessicher-
heitsrat im Geheimen tagt; der Bun-
destag wird nicht einbezogen. Das
alles verläuft ohne Transparenz. In
den USA verläuft es übrigens mit
Transparenz. Damit ist bewiesen,
dass es auch mit Transparenz geht.

Aber Transparenz allein reicht uns
natürlich nicht aus; wir wollen end-
lich eine Abkehr. Ich möchte gerne,
dass Deutschland diesbezüglich ei-
nes Tages ein Waffendienstverweige-
rer ist. Ich würde mich sehr freuen,
wenn Deutschland bei den Exporten
von Waffen den letzten Platz auf der
Erde einnähme, weg von Platz drei.
Kehren Sie die Politik um, und sor-
gen Sie dafür, dass Deutschland
nicht länger an Kriegen in dieser
Welt verdient.

(Beifall bei der LINKEN)

Gregor Gysi (*1948)
Wahlkreis Berlin-Treptow – Köpenick

Dr. Gregor Gysi, DIE LINKE:

Deutschland sollte 
keine Waffen mehr verkaufen 

Wenn man
Waffen 

exportiert,
weiß man nie,

wo sie letztlich
landen.
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Ich möchte gerne,
dass Deutschland

diesbezüglich
eines Tages ein
Waffendienst-

verweigerer ist.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Rüstungsexport ist ja
immer wieder ein Thema in

diesem Hause. Ich will zunächst ein
paar Zahlen und Fakten nennen.
Denn nachdem man die Ausführun-
gen des Kollegen Gysi gehört hat,
könnte man in der Tat der Meinung

sein, Deutschland würde zuvorderst
in der ganzen Welt mit Kriegswaffen
hantieren und diese exportieren.

Das Gegenteil ist natürlich der
Fall.

Wir hatten in dem
Jahr, auf das sich der
Rüstungsexportbe-
richt bezieht, einen
steigenden Gesamt-
wert aller Ausfuhrge-
nehmigungen zu ver-
zeichnen; es waren
660 Millionen Euro
mehr. Wir hatten
aber in dem Bereich, von dem Sie ge-
sprochen haben, nämlich bei den
Kriegswaffen, keinen Anstieg, son-
dern einen deutlichen Rückgang zu
verzeichnen, nämlich um mehr als
834 Millionen Euro auf rund 1,2
Milliarden Euro in dem entspre-
chenden Jahr.

Ich komme nun auf die Gesamt-
ausfuhren der Rüstungsgüter zu
sprechen. Was darunter zu verstehen

ist, darauf komme ich nachher zu-
rück.

Sie reden immer von Kriegswaf-
fen, von Panzern, von Gewehren

und werfen dabei
Äpfel, Birnen, Eier
und Kartoffeln in ei-
nen Sack und rühren
dies alles freudig
um.

Das Gegenteil ist
natürlich richtig. 58
Prozent der Gesamt-
exporte, vor allem
eben Kriegswaffen,

gehen in EU-Staaten und in NATO-
Länder: 21 Prozent in die NATO-
Länder, 37 Prozent in EU-Staaten.

Nur 9 Prozent gehen in Entwick-
lungsländer, in 2011 insbesondere in
zwei Länder: in den Irak, wohin
Hubschrauber exportiert wurden,

Joachim Pfeiffer (*1967)
Wahlkreis Waiblingen

Dr. Joachim Pfeiffer, CDU/CSU:

Für europäische
Rüstungsexport-Richtlinien 

58 Prozent der
Gesamtexporte

von Kriegswaffen
gehen in 

EU-Staaten und
NATO-Länder.
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Fortsetzung von Seite 9: Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU)

und nach Indien, wo es um Sicher-
heitsausrüstungen ging.

2011 wurden Kriegswaffen in ei-
nem Wert von gerade einmal 3,1
Millionen Euro in die ärmsten Län-
der exportiert. Das sind 0,06 Prozent
des gesamten Genehmigungswertes.
Im Übrigen sind das 6 448 Prozent
weniger, als Rot-Grün im Jahr 2004
in diese Länder exportiert hat. Sie
werden sicherlich gleich darauf ein-
gehen, was Sie da alles Tolles veran-
stalten wollen.

Das heißt also, wir sind bei wei-
tem nicht vorne da-
bei, ganz im Gegen-
teil. Der Platz drei,
den Sie genannt ha-
ben, beruht auf den
SIPRI-Zahlen, die
mehr als fragwürdig
sind, weil dort nicht
mit den tatsächli-
chen Genehmi-
gungswerten, son-
dern mit fiktiven Werten gerechnet
wird. Es gibt ganz andere Aufstellun-
gen.

Sie haben es erwähnt: In den USA
gibt es die wohl transparenteste Auf-
stellung. Es handelt sich um die Auf-
stellung des US-amerikanischen
Congressional Research Service, CRS.
Das neueste Material, das ich in die-
sem Zusammenhang gefunden habe,
stammt von August 2012. Dort wird
klargemacht, dass die USA im Zeit-
raum von 2008 bis 2011 – um nicht
nur ein Jahr zu nennen – mit 145
Milliarden US-Dollar an der Spitze
lagen, gefolgt von Russland mit 33,5
Milliarden US-Dollar, Frankreich mit
19,6 Milliarden US-Dollar und
Deutschland mit 9 Milliarden US-
Dollar. Im Jahr 2011 waren es in
Deutschland gar nur 1,6 Milliarden
US-Dollar, während die USA Rüs-
tungsgüter für 16,1 Milliarden US-
Dollar exportiert haben, gefolgt von
Russland, Großbritannien, Israel,
Frankreich und Italien. Insofern sind
die Zahlen, die Sie vorgetragen ha-
ben, von vornherein zu hinterfragen.

Ich sage aber auch in aller Deut-
lichkeit: Sie versuchen hier die Ver-
teidigungs- und die Sicherheitspoli-
tik, zum Teil auch die Rüstungspro-
duktion, in ein schiefes Licht zu rü-
cken. Ich muss hierzu sagen: Ich
halte dies alles überhaupt nicht für
verwerflich. Ganz im Gegenteil: Ich
bin stolz auf das, was die 80 000
hochqualifizierten Arbeitskräfte, die
in der Verteidigungs- und Sicher-
heitsindustrie in Deutschland un-
mittelbar beschäftigt sind, zustande
bringen.

Hinzu kommen mehrere Hun-
derttausend Beschäftigte in Zuliefer-
betrieben. Diese leisten zuvorderst
einen Beitrag zur Sicherheit in
Deutschland. In diesem Zusammen-
hang kann ich nur den neuen Chef
des SIPRI zitieren, der unlängst sinn-
gemäß gesagt hat: Wenn es mal ein
Jahr nicht brennt, dann schafft man
auch nicht gleich die Feuerwehr ab.

Genau das ist der Hintergrund un-
serer Verteidigungs- und Sicherheits-
industrie in Deutschland. Sie produ-
ziert Sicherheit in und für Deutsch-

land und für unsere Verbündeten,
und sie ermöglicht uns Unabhängig-
keit bei Technologien, sodass wir
diese nicht importieren müssen.

Ich sage ganz klar – denn auch
hierzu gibt es Anträge und Aussagen
–: Selbstverständlich sind Rüstungs-
exporte auch ein Instrument der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik – selbst-
verständlich sind sie dies –, und
zwar nach strengsten Regeln und äu-
ßerst restriktiv gehandhabt. Diese
Rüstungsexporte tragen nämlich
auch zur Friedenssicherung und

zum Schutz der
Menschenrechte auf
dieser Welt bei.

Durch Rüstungs-
exporte kommen wir
beispielsweise unse-
ren Bündnispflich-
ten nach. Es gab 38
Ausfuhrgenehmi-
gungen für die kana-
dischen Streitkräfte,

die mit uns in Afghanistan im Ein-
satz sind. Das Mandat dazu haben
wir gerade mit großer Mehrheit – das
vermute ich mal; die Auszählung ist
noch nicht abgeschlossen – wieder
verlängert. Es gab ebenfalls zahlrei-
che Ausfuhrgenehmigungen für die
Vereinten Nationen im Zusammen-
hang mit UN-Einsätzen, egal ob im
Sudan, Südsudan, Kongo oder An-
gola. Es werden also Menschenrech-
te geschützt und der Frieden erhal-
ten.

Über welche Rüstungsgüter reden
wir eigentlich? Wir reden nicht über
Panzer und Kriegswaffen. Ich nenne
einige Beispiele: Es geht um gepan-
zerte, geländegängige Personenkraft-
wagen. Diese dienen dem Personen-
schutz unseres diplomatischen Per-
sonals in der EU, bei Botschaften
oder der UNO.

Selbstverständlich werden bei-
spielsweise Minensuchgeräte nicht
nach Luxemburg exportiert, sondern
dorthin geliefert, wo Minen verlegt
sind und Menschen gefährden, ver-
stümmeln und umbringen. Sie wer-
den geliefert, um diese Minen zu be-
seitigen.

Insofern dienen sie dort auch dem
Schutz der Menschenrechte.

Ein großer Anteil der Rüstungsgü-
ter sind auch Feldkrankenhäuser in
geschützten Containern. Hier sind
wir führend. Darauf bin ich stolz.
Auch das dient dem Menschen-
rechtsschutz.

Hierzu gehört auch die Dekonta-
minierungsausrüstung für den Zivil-
schutz. Es gehören dazu auch Boote
für den Küstenschutz, die einerseits
im Bereich der Piraterie im Einsatz
sind und andererseits Fischressour-
cen schützen.

Ich will hier nicht spekulieren,
aber ich bin der Meinung, dass wir
und unsere Verbündeten in den Län-
dern, in denen Menschen aus der EU
im Einsatz sind – ich denke an Alge-
rien –, den besten Objektschutz und
die beste Grenzsicherung haben, die
wir uns vorstellen können. Ich weiß
nicht, ob es vielleicht möglich gewe-
sen wäre, bei dem letzten Anschlag
in Algerien noch mehr Menschen zu

schützen, wenn wir noch besseres
Material gehabt hätten.

Deshalb bin ich der Meinung,
dass wir diese Exporte selbstver-
ständlich als Instrument einsetzen
sollten, wenn es um Objektschutz
und den Schutz von Grenzen geht.

Abschließend einige Sätze zur
Diskussion über das Thema Export,
die Beteiligung des Parlaments und
Transparenz. Wir haben nun einmal
die Trennung zwischen Legislative
und Exekutive; ich glaube, damit
sind wir gut gefahren. Das möchte
ich, ehrlich gesagt, auch nicht än-
dern und verwischen. Wir haben un-
zweifelhaft die strengsten Rüstungs-
exportrichtlinien dieser Welt. Diese
wurden 2000 von Rot-Grün verab-
schiedet. Die Exekutive füllt sie aus.
Nach besten Überlegungen und
strengsten Gewissensentscheidun-
gen werden diese auch entsprechend
umgesetzt.

Nebenbei, weil mein Vorredner
betont hat, wie gering die Zahl der
abgelehnten Rüstungsexportanträge
ist: Viele Anträge zur Erteilung von

Exportgenehmigungen werden erst
gar nicht gestellt, weil klar ist, dass
wir Exporte in bestimmte Krisenge-
biete nicht genehmigen. Insofern
geht auch dieser Vorwurf ins Leere.

Man kann sich aber überlegen,
wie man die Situation bezüglich der
Beteiligung des Parlaments verbes-
sern könnte. Ich halte nichts davon,
dass wir als Parlament das Geschäft
der Regierung machen. Wir haben
Richtlinien, und die Regierung füllt
und führt sie aus.

Das halte ich für richtig.
Jetzt stellt sich die Frage: Wann

werden wir informiert? Im Zeitalter
der Social Media, in dem alles sofort
präsent ist, ist es vielleicht sinnvoll,
die Berichtszeit zu verkürzen. Man
sollte nicht einmal im Jahr, sondern
vielleicht einmal im Quartal Bericht
erstatten, damit man die Situation
besser nachvollziehen kann. Aber an
der grundsätzlichen Aufteilung wür-
de ich nichts ändern.

Ein letzter Gedanke; ich komme
zum Ende, Herr Präsident. Wir sind
nicht allein auf der Welt. Das sehen

wir beispielsweise in Mali. Im Be-
reich der Rüstungsexporte und der
Außen- und Sicherheitspolitik müs-
sen wir uns für eine vertiefendere eu-
ropäische Integration entscheiden
und uns dann überlegen, wie wir uns
in Europa insgesamt aufstellen, und
sollten nicht unsere nationale Suppe
kochen.

Deshalb kann ich sagen: Es ist un-
sere vornehmste Aufgabe, neben den
finanz-, haushalts- und wirtschafts-
politischen Fragen zu einer gemein-
samen Außen- und Sicherheitspoli-
tik, aber auch zu einheitlichen Rüs-
tungsexportrichtlinien in der Euro-
päischen Union zu kommen, so wie
das bei Dual-Use-Gütern, anderen
Rüstungsexportgütern und Kriegs-
waffen bereits der Fall ist. Das halte
ich für das richtige Ziel. Wir brau-
chen keinen Populismus mit fal-
schen Zahlen, womit versucht wird,
etwas ins falsche Licht zu rücken
bzw. die Menschen hinters Licht zu
führen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Durch
Rüstungsexporte

kommen wir
unseren

Bündnisverpflich-
tungen nach.

Das ist nicht die erste Debat-
te zu diesem Thema. Es gab
zahllose Anfragen an die

Bundesregierung, Ausschussbera-
tungen, Anhörungen zum Rüstungs-
exportbericht usw. Lassen Sie uns
das zum Anlass nehmen, Bilanz zu
ziehen.

Die Rüstungsexportpolitik dieser
Bundesregierung ist eines von vielen
Symbolen für deren unaufrichtige,
widersprüchliche und im Ergebnis
schädliche Politik.

Es wird versucht, die Leute für
dumm zu verkaufen.

Es wird von Lohnuntergrenzen ge-
redet, aber es soll keinen gesetzli-
chen Mindestlohn geben. Im Ergeb-
nis geht das Ausufern des Niedrig-
lohnsektors weiter.

Es soll gegen Altersarmut ge-
kämpft werden, aber man blockiert
sich in der Rentenpolitik. Gleichzei-

tig wird die Rentenkasse geplün-
dert.

Gebetsmühlenartig – das haben
wir eben wieder gehört – wird an der
Formulierung einer sogenannten re-
striktiven Rüstungsexportpolitik
festgehalten. In Wirklichkeit haben
wir es mit einem galoppierenden
Prozess der Enttabuisierung von Ex-
porten von Großwaffen in Krisenre-
gionen und mit einer ständigen vo-
lumenmäßigen Ausweitung von
Waffenexportgenehmigungen zu
tun.

Die Bundesregierung versucht
mühsam, das alles sprachlich zu ver-
schleiern. Aber schon im Koalitions-
vertrag gelingt es nicht ganz, weil
dort die Rüstungsexporte immer im
Zusammenhang mit Außenwirt-
schaftspolitik und Beschaffungspoli-
tik der Bundeswehr genannt werden.
Allerdings haben sie da gar nichts zu
suchen. Im Ergebnis
stellen wir heute fest:
Das ganze Gerede
kann man vergessen.

Schauen wir uns
die Fakten an. Ja, Sie
haben recht: Auch
bei früheren Regie-
rungen gab es Rüs-
tungsexporte, die ei-
ne oder andere um-
strittene Genehmigung, und es gab
auch Steigerungen. Aber Fakt ist,
dass wir überall neuen Rekorden
entgegenstreben: bei den Einzel-
und Sammelausfuhrgenehmigun-
gen, den tatsächlichen Rüstungsex-
porten, dem Anteil der Exporte in

Drittstaaten und dem Export in Ent-
wicklungsländer und menschen-
rechtlich problematische Staaten.
Sie müssen nur die Zahlen Jahr für
Jahr vergleichen, dann werden Sie ei-
ne ganz klare Tendenz feststellen
und erkennen, was tatsächlich pas-
siert.

Weltweit wurden 2010 für 1,6 Bil-
lionen US-Dollar Waffen gekauft, 50
Prozent mehr als zehn Jahre zuvor.
Ein Zehntel davon floss an deutsche
Firmen. Wir liegen damit in der Tat
auf dem dritten Platz. Es gab in den
letzten zehn Jahren, vor allen Din-
gen in den letzten Jahren, eine über-
durchschnittliche Steigerung. Das ist
eine der Haupttriebfedern von
Staatsverschuldung, eine Mitursache
für die Krise und die Arbeitslosigkeit;
denn das, was für Rüstungsimporte
ausgegeben wird, kann nicht mehr
für andere Ausgaben verwendet wer-

den. Das ist eines der
Haupteinfallstore
für Korruption.  Es
wird geschätzt, dass
jährlich rund 20 Mil-
liarden Dollar an
Korruptionsgeldern
fließen.

Ja, es ist richtig:
Andere Länder ex-
portieren auch. Die-

sen Hinweis, meine Herren und Da-
men von der Koalition, können Sie
sich aber sparen; sonst hätte man ja
mal etwas von Anstrengungen oder
Initiativen der Bundesregierung hö-
ren müssen, auf internationaler oder
wenigstens europäischer Ebene Waf-

Klaus Barthel (*1955)
Landesliste Bayern

Klaus Barthel, SPD:

Eine unaufrichtige und 
widersprüchliche Politik

Rüstungsexport-
politik war und
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fenexporte gemeinsam zu regeln
und einzuschränken. Aber nichts da-
von ist passiert. Stattdessen müssen
die europäischen Regeln und die Lü-
cken darin herhalten, wenn es da-
rum geht, die Erhöhung der deut-
schen Exporte zu rechtfertigen. In
Sonntagsreden wird die europäische
Gemeinsamkeit bei der Rüstungsbe-
schaffung und -produktion be-
schworen. Doch dann erklären Ver-
treter der Bundesregierung mit Blick
auf Europa, man wolle nicht abhän-
gig werden von ausländischen Fir-
men, auch nicht in Europa. So sagte
es Staatssekretär Wolf. In Wirklich-
keit unterstützt die Bundesregierung
also auf vielen Wegen die deutschen
Unternehmen beim Wettlauf um
maximale Verkäufe, und das bei mi-
nimaler Bedeutung für den deut-
schen Gesamtexport – 0,2 Prozent –
und maximalem Schaden für den
Rest der deutschen Exportwirtschaft
und die deutschen Außen- und Si-
cherheitsinteressen. SIPRI kommt zu
dem Schluss – ich zitiere –:

Wir beobachten in Deutschland
eine immer intensivere Unterstüt-
zung der Politik, die wegbrechenden
Militärausgaben mit mehr Rüstungs-
exporten zu kompensieren.

Die Listen sind lang. Panzer für
Saudi-Arabien waren der letzte
Schlager. Das ist nur eines von vielen
Ländern in der Krisenregion Nahost
und Nordafrika, wo ein großer Teil
unserer Exporte hingeht. Das ist die
Hauptabnehmerregion. Jetzt ist
Nordafrika eine Zone gefährlicher
Instabilität, permanenter Unruhe
und bewaffneter Auseinanderset-
zungen.

In der Tat haben auch frühere
deutsche Regierungen Waffen dort-
hin geliefert. Das muss man kritisch
sehen. Zu Saudi-Arabien muss man
aber auch sagen: Die mischen in vie-
len Staaten in der Region mit, in Sy-
rien, in Libyen, in Bahrein oder im
Libanon. Und dann faselt die Bun-
desregierung, Saudi-Arabien sei - Zi-
tat – ein „konstruktiver Spieler, den
wir natürlich einbeziehen müssen",
so ein Sprecher des Auswärtigen Am-
tes.

Die Doppelbödigkeit dieser Poli-
tik der Bundesregierung ist kaum
noch zu überbieten.

Da wird die Kontinuität beschwo-
ren und die Behauptung aufgestellt -
Zitat; 

Herr Dr. Pfeiffer, hören Sie zu:
Die deutsche Rüstungsexportpoli-

tik war und ist im Unterschied zu ei-
ner Reihe anderer Staaten kein In-
strument außenpolitischer Einfluss-
nahme.

So sagte es ein Vertreter der Bun-
desregierung im Auswärtigen Aus-
schuss. Gleichzeitig sagt die Merkel-
Doktrin – wir haben es gerade von
Herrn Dr. Pfeiffer gehört –:

Es liegt in unserem Interesse …,
wenn wir Partner dazu befähigen,
sich für die Bewahrung oder Wieder-
herstellung von Sicherheit und Frie-
den in ihren Regionen wirksam ein-
zusetzen.

Gemeint war damit der Rüstungs-
export. Also kein Instrument von

Außenpolitik? Herr Pfeiffer hat das
gerade selbst zugegeben. Es gibt Wi-
dersprüche, wohin man schaut.

Ein aktuelles Beispiel ist Mali.
Hier kämpfen verbündete Soldaten,
in diesem Fall die Franzosen, nicht
nur gegen die Fehler und Versäum-
nisse ihrer eigenen kolonialen Ver-
gangenheit, sondern mit hoher
Wahrscheinlichkeit auch
gegen Waffen aus europäi-
scher Produktion. Zitat
Bundesregierung, Auswär-
tiger Ausschuss:

Entsprechend den Rege-
lungen des Gemeinsamen
Standpunktes der EU wer-
den Genehmigungen für
die Ausfuhr von Rüstungs-
gütern nur erteilt, wenn
zuvor der Endverbleib dieser Güter
im Empfängerland sichergestellt ist.

Deswegen habe ich mir erlaubt,
die Bundesregierung zu fragen, wo-
her die Waffen der malischen Auf-
ständischen kommen und ob viel-
leicht welche aus europäischer und
deutscher Produktion dabei sind.
Antwort der Bundesregierung: Dazu
liegen keine Erkenntnisse vor. Meine
vorbeugende Nachfrage, ob man
denn dieser Frage im Sinne der eige-
nen Beteuerungen nachgehen wolle
und gegebenenfalls Untersuchun-
gen einleiten wolle, wurde mit dem
Hinweis beantwortet, dass diese Fra-
ge ausreichend beantwortet sei. Das
heißt, es ist ausreichend, nichts zu
wissen, und man will auch nichts
wissen. So viel zum Thema Endver-
bleibsklausel.

Über all dieses Durcheinander
und die Widersprüche in den Parla-
mentsdebatten der letzten Monate
könnten wir jetzt noch stundenlang
reden. Man konnte aus den Koaliti-
onsfraktionen nahezu jede Position
hören; das wird auch heute so sein.
Die einen argumentieren, dass es gut
ist, dass die Regierung unsere Rüs-
tungsindustrie unterstützt, zum Bei-
spiel wegen der Technologie.

Die CSU ist besonders engagiert.
Ich zitiere aus dem Bayern-Kurier den
Leiter der Bayerischen Staatskanzlei,
Thomas Kreuzer: „Die Bundesregie-
rung müsse ‚die Wirtschaft auf den Ex-
portmärkten nach Kräften unterstüt-
zen“. Der Parlamentarische Staatsse-
kretär Christian Schmidt sagte dazu
bei dem gleichen Treffen: „Die Indus-
trie kann darauf rechnen, dass wir sie
anderen Kunden empfehlen.“

Die Politik, besonders die bayeri-
sche, will wehrtechnische Exporte
gerne unterstützen, versicherte Flori-
an Hahn, Mitglied des Verteidi-
gungsausschusses im Bundestag.

Man solle am Wahltag noch ein-
mal daran erinnern.

Eines der Highlights in dieser De-
batte hat der schon zitierte Staatsse-
kretär Christian Schmidt geliefert. In
der Stuttgarter Zeitung vergleicht er
den Deutschen Bundestag in seiner
sicherheitspolitischen Verantwor-
tung mit dem Finanzamt:

Der Bundestag entscheidet auch
nicht über Steuerbescheide - wieso
soll er dann über Rüstungsexporte
entscheiden?

Also, die einen verharmlosen und
wollen ausweiten, die anderen sagen
das genaue Gegenteil: Es soll sich
nichts ändern, und es hat sich nichts
geändert. Interessant an dem Gan-
zen war bisher eines – das ist auch
heute so –: Mitglieder der Bundesre-
gierung werden zwar ständig in den
Medien zitiert oder lassen sich zitie-

ren, auch die
Kanzlerin, aber
bei keiner der
Debatten hier
im Parlament
zum Thema
Rüstungsexpor-
te gab es einen
Auftritt eines
Mitglieds der
Bundesregie-

rung. Ich würde hier vom zuständi-
gen Ressortminister gern etwas über
den Vergleich mit dem Steuerbe-
scheid oder auch zu den Erkenntnis-
sen über die Waffen in Mali hören.
Aber dieser Regierung fehlt der Mut,
hier dazu Stellung zu nehmen.

Es gibt ein Riesendurcheinander.
Niemand will sich hier hinstellen
und sagen, was Sache ist. Wir sagen:
Das ist nicht nur eine Missachtung
des Parlaments, sondern auch eine

Missachtung der interessierten Öf-
fentlichkeit. Die Menschen sind bei
dieser Frage zu Recht sensibel. Sie
haben recht, wenn sie sagen, dass
Rüstungsexporte keine Steuererklä-
rung sind. Mit dieser Mischung aus
Geheimnistuerei, Widersprüchen
und Nebelkerzenwerfen kommen
Sie auf Dauer nicht mehr durch.

Wir haben sehr wohl mit Genug-
tuung wahrgenommen, dass es eine
Reihe von Koalitionspolitikern gibt,
die unsere Vorschläge ernst nehmen
und aufgreifen. Wir haben dazu
Herrn Polenz und Herrn Stinner so-
wie den Kollegen Fritz gehört. Der
Kollege Kiesewetter fordert sogar ein
Vetorecht des Parlaments.

Frau Hoff von der FDP plädiert für
ein parlamentarisches Gremium zur
Kontrolle von Waffenexporten. Das
alles sind erfreuliche Töne. Be-
stimmt habe ich jetzt viele vergessen,
die sich auch in diese Richtung geäu-
ßert haben; aber Sie können sich ja
heute noch outen.

Das heißt, Grüne und SPD sind
mit ihrer Überzeugungsarbeit gut
vorangekommen. Unsere Forderun-
gen finden sich auch in unseren An-
trägen, über die hier heute abschlie-
ßend beraten wird. Zurück zu einer

restriktiven Rüstungsexportpolitik,
alle Kriterien einschließlich der
Menschenrechte ernst nehmen, lau-
fende parlamentarische Kontrolle,
zeitnahe Information der Öffent-
lichkeit und Offenlegung von Fir-
menspenden aus diesem Bereich –
das sind einige unserer Forderungen.

1971, 1982 und 2000 – in diesen
Jahren wurden jeweils die Richtlini-
en für Rüstungsexporte überhaupt
geschaffen bzw. weiterentwickelt,
immer unter sozialdemokratisch ge-
führten Regierungen. Also spätes-
tens nach einem Regierungswechsel
2013 werden wir vor dem Hinter-
grund der Erfahrungen und Debat-
ten, die wir jetzt machen und erle-
ben, die Rüstungsexportpolitik er-
neut reformieren. Wir danken allen,
die uns bis heute dabei unterstützt
haben und uns Argumente geliefert
haben.

Die Zustimmung zu den heute
vorliegenden Anträgen von Grünen
und SPD könnte ein gutes Signal für
eine neue Rüstungsexportpolitik
sein, und zwar in dem Sinne, wie wir
es hier dargestellt haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN)

Die
Doppelbödigkeit

der Politik der
Bundesregierung
ist kaum noch zu

überbieten.

Bevor ich ein paar grundsätzli-
che Bemerkungen zur Rüs-
tungsexportpolitik mache

und zum Schluss auf die Anträge, das
Parlament mehr zu beteiligen, zu
sprechen komme, möchte ich gerne
ein paar Fakten klarstellen, vor allen
Dingen in Richtung des Fraktions-
vorsitzenden der Linken. Lieber Kol-
lege Gysi, Sie haben alles miteinan-
der vermischt, als Sie die 17 000 Ge-
nehmigungsanträge erwähnt haben.
Sie vermischen zum Beispiel Kriegs-
waffen mit allgemeinen Rüstungsgü-
tern und Dual-Use-Gütern. Das geht
bei Ihnen alles durcheinander.

Sie schauen sich die Fakten und
Zahlen an und weisen darauf hin,
dass Deutschland bei Kriegswaffen-

exporten weltweit an Nummer drei
steht.

Das ist natürlich eine Tatsache, ge-
nauso wie es eine Tatsache ist, dass
Deutschland bei allgemeinen Expor-
ten an Nummer zwei steht. Davon
kann man ableiten, dass der Anteil
unserer Exporte von Rüstungsgütern
und Kriegswaffen im Vergleich zum
Anteil der allgemeinen Exporte un-
terproportional ist.

Deutschland ist nun einmal ein
starkes Exportland und wird es auch
bleiben, weil es keinen Regierungs-
wechsel geben wird und wir weiter
dafür sorgen werden, dass wir einen
starken Export in Deutschland ha-
ben.

Wir konzentrieren uns auf die
Zahlen und Fakten. Wenn Sie – das
gilt natürlich auch für den Kollegen
Barthel – immer wieder darauf hin-
weisen, dass die Exporte von Kriegs-
waffen, die Kriegswaffenausfuhren,
unter Schwarz-Gelb angeblich dra-
matisch gestiegen seien, dann möch-
te ich Sie, zumindest diejenigen, die
noch einigermaßen offenen Ohres
sind, auch hier auf die entsprechen-
den Zahlen hinweisen. 1998 lag der
Anteil der exportierten Kriegswaffen
am Gesamtexport bei 0,14 Prozent.
Nach dem letzten Exportbericht,
dem für 2009, betrug dieser Anteil
0,17 Prozent. Der Anteil der Kriegs-
waffenexporte am Gesamtexport hat
sich also so gut wie nicht verändert.

Es gab ein einziges Ausreißerjahr,
in dem der Anteil deutlich größer
war; das war das Jahr 2005. Damals
lag der Anteil der Kriegswaffenexpor-
te am Gesamtexport bei 0,26 Pro-
zent. Jetzt frage ich Sie, Kollege Bar-
thel: Als Sie gerade sagten, wir müss-
ten zur restriktiven Exportpolitik
von Rot-Grün zurück, meinten Sie
damit das Jahr 2005, als ein signifi-
kanter Anstieg zu verzeichnen war?

Das kann man nämlich eindeutig
festmachen: Ausschlaggebend dafür
waren nicht Entscheidungen, die
noch unter Schwarz-Gelb getroffen
worden sind, sondern Entscheidun-
gen, die im Bundessicherheitsrat un-
ter Mitwirkung Ihrer Parteimitglie-
der – von Frau Wieczorek-Zeul und
anderen – getroffen worden sind.

Das ist ein erhebliches Stück Heu-
chelei und Verlogenheit, das Sie uns
in Ihren Reden zum Thema Rüs-
tungsexporte immer wieder offenba-
ren.

Wir halten also fest: An der restrik-
tiven Exportpolitik der Bundesregie-
rung hat sich nichts geändert, auch
unter Schwarz-Gelb nicht. Daran
wird sich auch nichts ändern.

Der nächste Punkt, Kollege Gysi.
Es war schon abenteuerlich, was Sie
zu den Drohnen ausführten. Ma-
chen Sie sich einmal kundig, was

Martin Lindner (*1964)
Landesliste Berlin

Dr. Martin Lindner, FDP:

Eine restriktive und verantwor-
tungsvolle Rüstungsexportpolitik
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Fortsetzung von Seite 11: Dr. Martin Lindner (FDP)

Drohnen ersetzen. Sie sind doch
kein Ersatz für Infanterie oder für
Waffen, die am Boden eingesetzt
werden.

Sie sind ein Ersatz
für die Fliegerei, in
der fernen Zukunft
eventuell auch für
die Kampffliegerei.
Sie schonen und si-
chern unsere eigenen
Soldaten.

Ich glaube, das Ziel
von Rüstungspolitik
muss sein, in allerers-
ter Linie unsere eigenen Leute zu
schützen.

Wenn Sie den Einsatz von Euro-
fightern mit dem Einsatz von Droh-
nen vergleichen, muss man sagen:
Mit einer Drohne kommt man we-
sentlich näher an Ziele heran. Dann
kann man wesentlich besser ent-
scheiden, ob beispielsweise Men-
schen gefährdet sind, die nicht im
Kriegseinsatz sind, als man es unter
Verwendung von Kampfflugzeugen
tun könnte, mit denen man die Zie-
le aus wesentlich größerer Distanz

angreift. Auch hier vermischen Sie
die Dinge. Sie machen den Leuten
etwas vor. Bei Ihnen gerät alles ir-
gendwie durcheinander. Sie verfol-

gen ein einziges Ziel:
Sie wollen uns scha-
den, wenn es darum
geht, wie wir uns au-
ßen- und sicher-
heitspolitisch posi-
tionieren.

Ich sage Ihnen: An
dieser Stelle wird
sich nichts ändern.
Diese Regierung

wird weiterhin einen restriktiven
Kurs fahren. Priorität haben die au-
ßen- und sicherheitspolitischen Be-
lange. Aber wir werden uns natürlich
immer wieder auch dafür einsetzen,
dass die Menschenrechtssituation
betrachtet wird.

Meine Damen und Herren, das
führt mich direkt zur Frage der Men-
schenrechte, zu der der Kollege Pfeif-
fer wirklich Bemerkenswertes gesagt
hat. Auch hier können Sie sagen:
Ohne mich! Wir stellen uns dane-
ben und machen uns nicht schmut-

zig. – Aber Sie werden dann auch
nicht mitgestalten. Der Kollege Gysi
hat das Beispiel Saudi-Arabien ange-
sprochen. Das ist ein gutes Beispiel:
Dort wird, auch mithilfe deutscher
Wehrtechnologie, ei-
ne Grenzsicherung
aufgebaut.

Das bietet im Rah-
men der Partner-
schaft zusammen
mit dem Innenmi-
nisterium die Gele-
genheit, durch Schu-
lungen Einfluss zu
nehmen auf die Ge-
staltung der inneren Führung in ei-
nem Land wie Saudi-Arabien.

Das ist tausendmal besser, als sich
an den Rand zu stellen und allen an-
deren Staaten das Spielfeld zu über-
lassen. Auch hier haben wir wieder
den Unterschied zwischen Ihnen
und uns, zwischen Verantwortung
und Populismus, zwischen kon-
struktiven Sicherheitspartnerschaf-
ten und einer „Ohne mich!“-Positi-
on. Mit Ihrer Position können Sie
vielleicht in dem einen oder anderen

Zirkel, in dem Sie zu Hause sind,
glänzen – mit Verantwortung hat das
aber nichts zu tun.

Ich sage Ihnen auch klar: Wir be-
kennen uns zur Rüstungsindustrie in

Deutschland. Was
wäre denn die Alter-
native? Dass wir da-
rauf angewiesen wä-
ren, entsprechendes
Gerät für die Bundes-
wehr ausschließlich
aus dem Ausland zu
beschaffen. Dann be-
stimmen wir gar
nichts mehr, dann

bestimmen die die Preise und die
Technologie, und wir sind draußen.

Mit Verantwortung hat das nichts
zu tun. Deswegen werden wir die
Fragen der Technologie und der Ar-
beitsplätze mit berücksichtigen.
Auch hierzu bekennen wir uns ganz
klar.

Lassen Sie mich zum Schluss noch
zwei Sätze zur Frage der Parlaments-
beteiligung sagen. Auch hier besteht
– da beziehe ich mich ebenfalls auf
den Kollegen Pfeiffer – ein Unter-

schied zwischen entscheiden und
kontrollieren. Die Frage der Parla-
mentsbeteiligung im Sinne einer ef-
fektiveren Kontrolle werden wir uns
vornehmen. Wir appellieren an die
Bundesregierung, das gemeinsam
mit uns zu tun. Ich glaube, da kön-
nen wir etwas verbessern, wir könn-
ten schneller und detaillierter infor-
miert werden – aber informiert wer-
den im Sinne einer Kontrolle, also
nachdem das Geschäft getätigt ist.
Was ich aber ablehne, ist eine Vermi-
schung von Befugnissen der Exekuti-
ve und Befugnissen der Legislative.
Eine solche Vermischung gibt es
auch in keinem anderen europäi-
schen Land. Das sind sehr komplexe
Verfahren, wo sehr viele Interessen
und sehr viele Auswertungen mit zu
berücksichtigen sind. Da werden wir
versuchen, die Kontrolle zu stärken.
Damit werden wir auch bei diesem
System einen Schritt weiterkommen
im Sinne einer vernünftigen, restrik-
tiven, aber auch verantwortungsbe-
wussten Exportpolitik.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Das Ziel von
Rüstungspolitik

muss sein, in
allererster Linie
unsere eigenen

Leute zu schützen.

An der restrikti-
ven Exportpolitik

hat sich nichts
geändert, auch
unter Schwarz-

Gelb nicht.

Im Jahr 2011 hat Deutschland
mehr als doppelt so viele Kriegs-
waffen an Drittstaaten ausgelie-

fert wie an EU- und NATO-Staaten.
Dabei sollte das Regel-Ausnahme-
Verhältnis genau umgekehrt sein. Zu
den Hauptabnehmern gehören vor
allem die zahlungskräftigen Monar-
chien der arabischen Halbinsel.
Gleichzeitig debattieren wir hier seit
Wochen, wie wir Mali im Kampf ge-
gen die islamistischen Terroristen
unterstützen sollen. Ich möchte Ih-
nen hierzu einmal aus der Neuen
Zürcher Zeitung vom 23. Januar vor-
lesen:

Es gibt kaum einen Politologen,
der nicht vermutete, dass alle mit der
Kaida verbündeten Islamisten der
Sahelzone zu einem beträchtlichen,
wenn nicht entscheidenden Teil von
Saudiarabien und den Golfemiraten

finanziert werden. Deutschland aber
hat Saudiarabien letztes Jahr Waffen
im Wert von 30 Millionen Euro ge-
liefert, Riad ist an Kampfpanzern der
Typen Boxer und Leopard interes-
siert, Verhandlungen über die Liefe-
rung von ABC-Spürpanzern des Typs
Dingo sind im Gang. Ist das nicht et-
was seltsam?

Diese Frage ist meines Erachtens
mehr als berechtigt.

Ob in Syrien oder in Mali: Nur
wenn wir ganz fest die Augen ver-
schließen, können wir übersehen,
dass islamistische Kämpfer in be-
waffneten Konflikten von ihrer
Hausmacht auf der arabischen Halb-
insel finanziert werden. Dennoch
bezeichnet die Kanzlerin die Golf-
staaten als strategische Partner, die
wir mit deutschen Waffen ertüchti-
gen wollen. Gleichzeitig schicken
wir deutsche Soldaten in die Wüste,
um die Scherben der
Politik dieser strate-
gischen Partner wie-
der einzusammeln.

Bei dieser Gele-
genheit gibt es dann
noch ein Wiederse-
hen der Bundeswehr
mit den Waffen, die
in früheren Jahren ei-
nem anderen strate-
gischen Partner in Libyen geliefert
wurden. Was an diesem ganzen
Schlamassel strategisch sein soll, ver-
stehen doch nicht einmal mehr die
Abgeordneten der Koalitionsfraktio-
nen.

Die Kanzlerin ist der Meinung, die
Abgeordneten müssten das auch gar
nicht verstehen. Es sei besser, wenn
wir uns gar nicht mit diesen strategi-
schen Entscheidungen beschäftigen,
denn das sei alles Kernbereich der
Exekutive und damit streng geheim.
So einfach lässt sich parlamentari-
sche Kontrolle aber nicht aushebeln,
Frau Merkel.

Da haben Sie Art. 26 Grundge-
setz gründlich falsch verstanden.
Dort steht zwar, dass Kriegswaffen
nur mit Genehmigung der Bundes-
regierung exportiert werden dür-
fen. Die Grundlage für diese Ge-
nehmigung regelt allerdings ein
Gesetz, und der Gesetzgeber sind
immer noch wir.

Man kann zu Recht behaupten,
dass der Deutsche Bundestag der
Exekutive bislang mit dem Außen-
wirtschaftsgesetz und dem Kriegs-

waffenkontrollge-
setz zu viel Spiel-
raum gelassen hat.
Die freiwillige
Selbstverpflichtung,
die unter Rot-Grün
in Form der Rüs-
tungs-exportrichtli-
nie verabschiedet
wurde, hat sich als
zu schwach erwie-

sen, sonst wäre Deutschland nicht
drittgrößter Waffenexporteur ge-
worden. Deshalb wollen wir Grüne
mit dem vorliegenden Antrag die in
der Richtlinie genannten Kriterien,
wie Menschenrechtslage, Gefahr in-

nerer Repression und bewaffnete
Konflikte, endlich als Gesetz verab-
schieden.

Wir wollen diese Kriterien ver-
bindlich und am Ende auch justizia-
bel machen. Denn die Exekutive ist
an Recht und Gesetz gebunden, und
wenn sie dagegen verstößt, ist es Auf-
gabe der Gerichte, den jeweiligen
Einzelfall zu prüfen.

Da ein einzelner Bürger nicht kla-
gebefugt ist, wenn es um die Men-
schenrechtslage in einem anderen
Land geht, brauchen wir dazu die
Möglichkeit einer Verbandsklage.
Bislang funktioniert die Rüstungsex-
portkontrolle nach dem Motto „Wo
kein Kläger, da kein Richter“. 

Im Umweltbereich hat sich ge-
zeigt, wie die Wahrnehmung berech-
tigter Interessen durch Klagerechte
von Verbänden funktionieren kann.
Warum soll das nicht auch im Be-
reich der Rüstungsexportkontrolle
funktionieren?

Solange wir keine gerichtliche
Kontrolle haben, ist die parlamenta-
rische umso wichtiger. Wie in jedem
anderen Politikbereich auch, hat die
Bundesregierung dem Bundestag Re-
de und Antwort zu stehen und ihre
Entscheidungen zu begründen. Wir
Parlamentarier können aber nur
dann die richtigen Fragen stellen,
wenn wir zunächst einmal infor-
miert werden. Darauf haben wir ei-
nen in Art. 38 Grundgesetz veranker-
ten Anspruch.

Der Rüstungsexportbericht ist auf-
grund seiner zeitlichen Verzögerung
längst nicht mehr geeignet, die par-
lamentarische Kontrolle zu ermögli-
chen. Wir wollen daher regelmäßige
Unterrichtungen über sensible Ex-
porte, insbesondere in Staaten au-
ßerhalb von NATO und EU. Und wir
wollen diese Unterrichtung auch vor
der abschließenden Genehmigung,
damit wir zumindest in die Lage ver-

setzt werden, eine Stellungnahme
abzugeben.

Selbstverständlich muss dabei
nicht jede Information gegenüber
dem Plenum erteilt werden. Das
ständig wiederholte Gegenargu-
ment, wir würden mit unseren Vor-
schlägen das Parlament überfordern,
ist geradezu absurd. So, wie der Bun-
destag sonst auch arbeitsteilig vor-
geht, brauchen wir für die Rüstungs-
exportkontrolle ein parlamentari-
sches Gremium ähnlich dem bereits
existierenden Unterausschuss „Ab-
rüstung, Rüstungskontrolle und
Nichtverbreitung“.

Auch das Letztentscheidungsrecht
der Exekutive stellt deswegen noch
keiner infrage. Es kann aber nicht
sein, dass die Exekutive alles, was
mit Rüstungsexporten zu tun hat,
pauschal als streng geheimen Kern-
bereich einstuft. Nur im begründe-
ten Ausnahme- bzw. Einzelfall,
wenn unternehmerische Interessen
gegenüber dem öffentlichen Interes-
se überwiegen, ist eine solche Ein-
stufung gerechtfertigt. Dass Rüs-
tungsexporte in der Bevölkerung un-
populär sind, reicht als Geheimhal-
tungsgrund nicht aus.

Auch die Lage in den Empfänger-
ländern ist in der Regel öffentlich
nachzulesen, am besten gleich im
Menschenrechtsbericht der Bundes-
regierung. Die Möglichkeit diploma-
tischer Verwicklungen ist daher auch
kein Geheimhaltungsgrund. Das un-
ternehmerische Interesse dürfte sich
überwiegend auf die Geheimhaltung
von Kostenkalkulationen und tech-
nischen Daten beziehen. Die kön-
nen dann gerne geheim bleiben.

Wir wollen die außen- und sicher-
heitspolitische Bedeutung solcher
Entscheidungen diskutieren, und
zwar am liebsten mit den Kollegin-
nen und Kollegen, die dafür zustän-
dig sind. Das federführende Wirt-

Katja Keul (*1969)
Landesliste Niedersachsen

Katja Keul, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Mehr Transparenz in der
Rüstungsexportpolitik 

Solange wir keine
gerichtliche

Kontrolle haben,
ist die 

parlamentarische
umso wichtiger.
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schaftsministerium hat so gut wie
nie Einwendungen gegen beantragte
Exportgenehmigungen. Warum
auch? Für die Krisenherde dieser
Welt sind schließlich andere feder-
führend zuständig.

Wir fordern daher mit unserem
Antrag, die Zuständigkeit auf das
Auswärtige Amt zu übertragen; denn
letztlich kann dieses am besten be-
urteilen, ob im Empfängerland inne-
re Repressionen drohen oder Men-
schenrechte verletzt werden. Die Zu-
ständigkeit ist letztlich keine reine
Formsache; sie offenbart die politi-
sche Gewichtung der unterschiedli-
chen Interessen und Kriterien.

Im Antrag der Linken finde ich zu
all diesen konkreten Vorschlägen
leider nichts. Sie beschränken sich
darauf, sämtliche Exporte von Rüs-
tungsgütern auszuschließen, also
auch die an EU- und NATO-Staaten.
Das hieße in der Konsequenz, dass
sich alle europäischen Länder eine

autonome nationale Rüstungsin-
dustrie für die Ausstattung ihrer Ar-
meen mit den entsprechend hohen
staatlichen Subventionen leisten
müssten. Das kann doch nicht ihr
Ernst sein!

Oder wollen Sie
doch die Bundes-
wehr abschaffen und
aus der NATO austre-
ten? Das wäre dann
wenigstens konse-
quent.

Auch das Beispiel
Japan ist leider über-
holt. Dort hat sich
die Regierung nämlich gerade zu ei-
ner Kehrtwende entschlossen, weil
sich das Land schon lange keine au-
tarke Rüstungsindustrie mehr leisten
kann.

Ich glaube vielmehr, dass Abrüs-
tung in Europa nur durch mehr Zu-
sammenarbeit erfolgen kann. Dazu
gehört zwingend auch eine Konsoli-

dierung des europäischen Rüstungs-
marktes. Nicht jedes europäische
Land braucht sämtliche militäri-
schen Fähigkeiten, und nicht jedes
europäische Land braucht seinen ei-

genen Hersteller für
Jagdflugzeuge und
Panzer.

Klar ist aber auch:
Wenn wir den Ex-
port von Rüstungs-
gütern und Kriegs-
waffen innerhalb
von NATO und EU
zulassen, muss die
Exportkontrolle an

Europas Außengrenzen umso besser
funktionieren. Deswegen wollen wir
auch den Gemeinsamen Standpunkt
der EU zu Rüstungsexporten stärken
und in nationales Recht umsetzen.
Noch heute Abend werden die Kol-
legen von der Koalition die Chance
dazu ungenutzt verstreichen lassen
und das Außenwirtschaftsgesetz oh-

ne Umsetzung dieses Vorschlages
beschließen. Schade eigentlich!

Die SPD fordert in ihrem Antrag
mehr Transparenz und parlamenta-
rische Beteiligung in der Rüstungs-
exportkontrolle. Das ist zweifelsfrei
unerlässlich, sodass wir diesem An-
trag zustimmen werden.

Transparenz ist allerdings kein
Selbstzweck, sondern ein wichtiger
Schritt auf dem Weg zu einer restrik-
tiveren Genehmigungspraxis. Ge-
nauso wichtig ist es deswegen, den
Endverbleib der Waffen tatsächlich
zu überprüfen und sich nicht mit ei-
ner schriftlichen Endverbleibserklä-
rung zu begnügen. Die Bundesrepu-
blik hat hier gegenüber den staatli-
chen Empfängern durchaus diplo-
matische und gegebenenfalls auch
rechtliche Möglichkeiten, ihre Ent-
scheidungen durchzusetzen, wenn
sie es nur will.

Sehr geehrte Damen und Herren,
das Versteckspiel der Bundesregie-

rung bei der Waffenausfuhr ist einer
Demokratie unwürdig: unwürdig für
die Regierung selbst, da sie sich of-
fensichtlich nicht in der Lage sieht,
ihre Entscheidung gegenüber einer
kritischen Bevölkerung darzulegen
und zu begründen, unwürdig vor al-
lem für uns Parlamentarier, die wir
allesamt, egal auf welcher Seite des
Parlamentes, von der Regierung in
Unwissenheit gelassen werden.

Lassen Sie uns diesen unwürdigen
Zustand beenden und sowohl das
Verfahren als auch die gesetzlichen -
Vorgaben beschließen, nach denen
die Regierung ihre Entscheidungen
auszurichten hat.

Stimmen Sie deswegen für ein
Rüstungsexportkontrollgesetz!
Stimmen Sie unserem grünen Antrag
zu!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

SPD)

Ich glaube, dass
Abrüstung in

Europa nur durch
mehr

Zusammenarbeit
erfolgen kann.

Im letzten Jahr, im Jahr 2012,
haben wir hier in diesem Hau-
se alle acht Wochen über das

Thema „Rüstungskontrolle, Rüs-
tungsexporte“ gesprochen.

Der Verlauf der heutigen Debat-
te ist im Prinzip genauso wie bei
den sechs Debatten im letzten
Jahr.  Es gibt nicht ein einziges
neues Argument in der Debatte.
Die Opposition arbeitet mit unter-
schwelligen Behauptungen.

Mir stellen sich schon alle Na-
ckenhaare auf, wenn ich Ihnen zu-
höre, Herr Kollege Gysi. Sie erin-
nern sich doch noch an die drei
Buchstaben SED. Die kennen Sie
doch noch. Da haben Sie doch
schon damals Verantwortung ge-
tragen, Sie waren Mitglied in die-
ser Partei.

Es gab gerechte Kriege, und es
gab ungerechte Kriege. Wenn dann
die SED einen Krieg als „gerechten
Krieg“ gekennzeichnet hat, dann
hat die SED mit ihren Verbünde-

ten Waffen in ungeahnter Zahl
über die Welt verstreut, Herr Gysi:
ohne Transparenz, ohne Rüs-
tungsexportbericht, ohne dass
überhaupt jemand wusste, wohin
diese Waffen gingen, wer diese
Waffen hatte und wer diese Waffen
weiterverkauft hat.

Der Gipfel von all dem war – da-
ran können Sie sich erinnern – im
Dezember 1989: In der Nähe von
Rostock wurden von der Bürgerbe-
wegung mehrere Lagerhallen mit
versandfertigen Waffen aufgefun-
den. Jetzt stellen Sie sich mit Ihrer
Vergangenheit hier hin und sagen
keinen einzigen Ton dazu, was Sie
damals als Mitglied der SED getan
haben, und sind jetzt sozusagen
der Friedensengel des Deutschen
Bundestages.

Wissen Sie, das ist schon ein
starkes Stück.

Mit Blick auf den
Rüstungsexportbe-
richt muss ich na-
türlich sagen:

Auch mir gefällt
es nicht, dass wir
im Jahre 2013 über
den Rüstungsex-
portbericht des Jah-
res 2011 diskutie-
ren.

Wie meine Vorredner bin ich der
Auffassung: Hier brauchen wir
dringend eine Änderung. Es muss
dem Parlament und der Öffent-
lichkeit zügiger berichtet werden.
Darin sind wir uns einig. Daran
werden wir weiter arbeiten. Da
werden wir gemeinsam mit der
Bundesregierung zu Lösungen
kommen.

Nun muss man sich einmal die
Zahlen in dem Rüstungsexportbe-
richt genauer ansehen. Da fällt ers-
tens auf – Herr Barthel, das haben
Sie nicht erwähnt –: Die absoluten
Summen, die ausgewiesen sind,
sagen noch nichts über die Quan-
tität aus; denn die Preissteige-
rungsraten der letzten Jahre bei
den Rüstungssystemen sind sehr
hoch. Das spiegelt sich natürlich
in der wertmäßigen Summe im
Rüstungsexportbericht wider. Hier
muss man die Inflationsrate bei
Rüstungssystemen einrechnen.

Zweitens haben Sie ganz ver-
schwiegen – der Kollege Lindner
hat allerdings darauf hingewiesen
–, dass der Höchststand bei den
Rüstungsexporten 2005 war. Die
rot-grüne Bundesregierung hat da-
mals hierfür die Genehmigungen
erteilt. Nun will ich Ihnen diese

Zahl gar nicht an
den Kopf werfen,
aber da Sie uns im-
mer unterstellen,
die Bundesregie-
rung würde ihre
Grundsätze verlas-
sen, die Bundesre-
gierung hätte eine
neue Doktrin auf-
gestellt, sage ich Ih-

nen: Diese Vorwürfe sind nicht zu
belegen. Der Höchststand der Rüs-
tungsexporte war 2005 unter der
rot-grünen Regierung. Das müssen
Sie doch endlich einmal zur
Kenntnis nehmen!

Dann will ich Ihnen noch etwas
sagen. Als Kronzeugen für Ihre Be-
hauptungen führen Sie immer das
SIPRI an. Das SIPRI – der Kollege

Lindner hat schon auf die Proble-
matik bei der Ermittlung der Zah-
len des SIPRI hingewiesen – weist
aus, Herr Barthel, dass der deut-
sche Marktanteil an den interna-
tionalen Rüstungsexporten von 11
auf 9 Prozent rückläufig ist; das
können Sie dort nachlesen.

Zum Verständnis der Zahlen
muss man noch Folgendes wissen
– in der Anhörung im Wirtschafts-
ausschuss, Herr
Kollege Barthel,
wurde das noch
einmal deutlich
dargestellt –: Bei
großen Waffensys-
temen wird die
wertmäßige Sum-
me dem Land zuge-
rechnet, in dem die
Endkontrolle statt-
findet. Ich erkläre das: Ein großes
System besteht aus vielen Kompo-
nenten, die aus verschiedenen
Ländern geliefert werden. Letzt-
endlich wird der Gesamtwert dem
Land zugeschrieben, in dem das
entsprechende System endmon-
tiert wird. Da die deutsche Weh-
rindustrie für sehr viele Endmon-
tagen zuständig ist, ist aufgrund
dessen der wertmäßige Umsatz in
Deutschland hoch.

Die IG Metall zum Beispiel be-
scheinigt der wehrtechnischen In-
dustrie in Deutschland, dass sie
ein wichtiger Technologiemotor
der deutschen Wirtschaft ist. Es
gibt also verschiedene Sichtwei-
sen. Insofern sollte man nicht wie
Sie dieses Thema so polemisch
behandeln und mit Unterstellun-
gen und Halbwahrheiten arbei-
ten. Man muss sich die Lage ge-
nau anschauen. Dann stellt man
fest: Deutschland ist kein gewis-
senloser Waffenhändler, wie vor
allen Dingen Sie, Herr Kollege
Gysi, das versuchen darzustellen.
Sie verkünden Zahlen als Welt-
neuheiten, die in jedem Bericht
nachzulesen sind. Sie sagen im-

mer, dass das, was Sie sagen, eine
Sensation sei; dabei ist alles
nachzulesen. Das ist eben Teil Ih-
rer PDS-Show.

Die Bundesregierung hält sich
genau an die Grundsätze, die un-
ter Rot-Grün aufgestellt wurden.
Sie müssen doch zur Kenntnis
nehmen, dass wir, die christlich-li-
berale Koalition und die Bundes-
regierung, uns genau an das hal-

ten, was Sie aufge-
stellt haben. Davon
müssten Sie doch
eigentlich begeistert
sein und müssten
sagen: Es ist sehr
gut, dass sich
Deutschland solche
Regelungen gege-
ben hat. 

Deutschland lie-
fert nicht leichtfertig Waffen in die
ganze Welt. Hier gibt es ganz kla-
re Regularien, an die wir uns hal-
ten.

Schauen wir uns die vorliegen-
den Anträge an. Zu dem Antrag
der Linken hat die Kollegin von
den Grünen schon alles gesagt.
Mehr ist dazu nicht zu sagen. Er ist
das Papier nicht wert, auf dem er
geschrieben steht. Das hat bloß
Ihren ökologischen Fußabdruck
wieder etwas verschlechtert, Herr
Kollege Gysi. Sie haben wieder Pa-
pier verbraucht. Der Antrag der
SPD enthält wieder einige Behaup-
tungen, die so nicht haltbar sind.
Das passt aber genau zu dem Bild,
das der Kollege Barthel hier ge-
malt hat.

Klar ist: Wir werden hier im Par-
lament immer wieder über Rüs-
tungskontrolle und Rüstungsaus-
fuhren diskutieren. Sie können si-
cher sein, dass wir uns diesem
Thema mit großer Verantwortung
stellen. Dafür brauchen wir Ihre
Belehrungen nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

FDP)

Andreas G. Lämmel (*1959)
Wahlkreis Dresden l

Andreas G. Lämmel, CDU/CSU:
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unterschwelligen Behauptungen 

Der Höchststand
der

Rüstungsexporte
war 2005 unter
der rot-grünen

Regierung.

©
 L

ich
tb

lic
k

Deutschland
liefert nicht
leichtfertig

Waffen
in die 

ganze Welt.



14 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament – Nr. 6/7 – 4. Februar 2013

Die Bundesregierung stellt
sich gerne als entschiedene
Kämpferin für die Men-

schenrechte dar, deren Einhaltung
sie ohne Rücksicht auf wirtschaftli-
che oder sonstige Interessen an-
mahnt und einfordert. Eine Politik,
die auch meine Fraktion uneinge-
schränkt unterstützt. Ich muss aber
ein „Aber“ oder ein „Wenn“ einfü-
gen. Wir würden diese Politik un-
eingeschränkt unterstützen, wenn
nicht die Bundesregierung immer
dann, wenn es um die Interessen der
deutschen Waffenlobby geht, offen-
kundig andere Prioritäten setzen
würde.

Deutschland hat sich unter dieser
Bundesregierung zur führenden Ex-
portnation bei Kriegswaffen entwi-
ckelt. Nur die USA und Russland ex-
portieren noch mehr Kriegsgerät.
Man mag das für einen Ausweis
deutscher Wettbewerbsfähigkeit hal-
ten, die wir – jedenfalls gilt das für
meine Fraktion – sicherlich für sehr
wichtig halten. Aber, Kollege Lind-
ner, Waffen sind keine x-beliebigen
Wirtschaftsgüter.

Ganz heimlich hat sich die Bun-
desregierung von den im Jahr 2000
unter Rot-Grün verankerten politi-
schen Grundsätzen für den Export
von Kriegswaffen und sonstigen Rüs-
tungsgütern verabschiedet. Nach
diesen Richtlinien sollten Ausfuhr-
genehmigungen für den Export in
Staaten außerhalb der NATO und
der EU restriktiv und nur im Einzel-
fall erteilt werden. Das besagen die
Richtlinien.

Es gibt drei wesentliche Kriterien
für die Gewährung bzw. die Versa-
gung einer Exportgenehmigung.

Das erste Kriterium ist die strikte
Beachtung der Menschenrechte. Jetzt
frage ich Sie, Kollegen von der Koali-
tion: Ist die strikte Beachtung von
Menschenrechten vereinbar mit
Waffenexporten nach Saudi-Arabien
oder nach Pakistan?

Das zweite Kriterium ist die Beur-
teilung, ob ein Export im Empfän-
gerland eine nachhaltige Entwick-
lung be- oder verhindert. Wenn eine
nachhaltige Entwick-
lung be- oder verhin-
dert wird, dann sollte
keine Exportgeneh-
migung erteilt wer-
den. Ist diesem Krite-
rium eigentlich bei
der Prüfung Genüge
getan, wenn wir jetzt
beispielsweise Waf-
fen nach Ägypten lie-
fern oder wenn wir sie nach Algerien
liefern werden?

Das dritte Kriterium lautet: Der
Export sollte zum Friedenserhalt
und zur Konfliktvermeidung beitra-
gen.

Das sind die Kriterien, die ange-
legt und geprüft werden müssen. Die
Bundesregierung betont zwar immer
wieder, dass sie an diesen politi-
schen Grundsätzen festhalten würde

– das ist auch eben wieder gesche-
hen –, aber wenn es um den Export
von möglicherweise mehreren Hun-
dert Panzern nach Saudi-Arabien
geht, wird doch schon einmal ein
Auge zugedrückt.

Die Bundeskanzlerin hat inzwi-
schen auch öffentlich von einer res-
triktiven Rüstungsexportpolitik Ab-
stand genommen. In einer denkwür-
digen Rede auf der Tagung des zivilen
und militärischen Spitzenpersonals
der Bundeswehr am 2. Oktober 2012
in Strausberg sprach sie sich, wie die
Nachrichtenagentur AFP zu melden
wusste, für Rüstungsexporte zur Frie-
denssicherung aus.

Man höre: Rüstungsexporte zur
Friedenssicherung. Und das in die
Länder, die ich eben genannt habe.
Rüstungsexporte nach Saudi-Ara-
bien. Ich finde, man muss schon
zwischen einer aufgeklärten Politik
und einer kaum noch hinnehmba-
ren Naivität unterscheiden.

Die sogenannten Schwellenlän-
der, so die Bundes-
kanzlerin weiter,
müssten vor dem
Hintergrund ihrer
gewachsenen wirt-
schaftspolitischen
Bedeutung mehr si-
cherheitspolitische
Ve r a n t w o r t u n g
übernehmen, wozu
wir, NATO und EU,

also auch Deutschland, sie durch
den Export von Rüstungsgütern und
Ausbildungshilfe ertüchtigen müss-
ten. Ausbildungshilfe ja, wirtschaft-
liche Entwicklung ja, aber Rüstungs-
exporte nein. Das ist jedenfalls unse-
re Position.

Das, so finde ich, ist das eigentlich
Gravierende: Mit dieser Position der
Bundeskanzlerin kündigt diese Bun-
desregierung einen Grundkonsens
der gesamten Nachkriegszeit auf, ei-
nen Grundkonsens, der von den
50er-Jahren bis heute gegolten hat.
Dieser Grundkonsens bestand darin,
dass Waffenexporte nur mit äußers-
ter Zurückhaltung zugelassen wer-
den sollten.

Das ist eine Weichenstellung, die
meines Erachtens nicht akzeptabel
ist.

Die Bundeskanzlerin behauptet
zwar, die Beachtung der Menschen-
rechte bleibe das entscheidende Kri-
terium und die Waffenexporte soll-
ten nur an vertrauenswürdige Part-
ner gehen. Aber was waren und sind
denn vertrauenswürdige Partner?
War das Schahregime zum Beispiel
ein solcher Partner? Wurde nicht
auch der Irak einst vom Westen als
Bollwerk gegen die iranischen Aja-
tollahs hochgerüstet? Gegen welche
Feinde sollen denn eigentlich die
Panzer in Saudi-Arabien eingesetzt
werden? Doch wohl kaum gegen

den Iran in den Fluten des Persi-
schen Golfs.

Ein Blick in die Nachkriegsge-
schichte zeigt in aller Deutlichkeit:
Die Lieferung von Waffen in Kon-
fliktregionen, an autokratische Herr-
scher oder auch in instabile Staaten
hat sich sicherheitspolitisch nie aus-
gezahlt, weil nur allzu oft die Freun-
de von gestern zu den Gegnern von
heute geworden sind und weil nur
allzu oft die Waffen nicht zur eige-
nen Verteidigung, sondern zur Un-
terdrückung der eigenen Bevölke-
rung eingesetzt wurden. Aber unge-
trübt von all diesen Erfahrungen för-
dert die Bundesregierung den
Rüstungsexport – in-
zwischen sogar aktiv
– in diese Länder. Sie
fördert ihn nicht nur
durch die Vorfüh-
rung der Möglich-
keiten des Leopard 2
in Saudi-Arabien; als
die Kanzlerin in An-
gola weilte, vergaß
sie nicht, darauf hin-
zuweisen, dass man angesichts der
zahlreichen unzureichend geschütz-
ten Ölplattformen gerne bei der Er-
tüchtigung der Marine, etwa durch
die Lieferung von Patrouillenboo-
ten, helfen wolle.

Das ist meines Erachtens eine fal-
sche Politik. Wer Waffen liefert, för-
dert regionales Wettrüsten und ris-
kiert letztendlich, dass sie, über ei-
nen längeren Zeitraum betrachtet,
dem Falschen in die Hände fallen.
Wir tun deshalb gut daran, Waffen-
exporte in Staaten, die nicht Mitglied
der NATO oder der EU sind, äußerst
restriktiv zu behandeln. Der jetzt
von der Bundesregierung einge-
schlagene Weg hat mit Friedenssi-
cherung nichts, aber auch gar nichts
zu tun. Im Gegenteil: Er ist risiko-
reich, konfliktschürend und frie-
densgefährdend. Deshalb sollten wir
dem Einhalt gebieten und mit der
heutigen Beschlussfassung Sorge da-
für tragen, dass die Bundesregierung
zu einer restriktiven Genehmigungs-
praxis zurückkehrt. Das gilt insbe-
sondere für die Rüstungsexportpoli-
tik gegenüber Drittstaaten.

Lassen Sie mich noch einen Hin-
weis geben. Sie haben vorhin das Jahr
2005 genannt.  Wenn Sie sich das ein-
mal ein bisschen genauer an-gucken
– ich gehe davon aus, dass Sie das ge-
tan haben –, dann werden Sie feststel-
len, dass die Lieferungen in Drittstaa-
ten im Jahre 2006 einen Anteil von
27,5 Prozent an den gesamten Rüs-
tungsexporten hatten, im Jahre 2011
von 42 Prozent. Das ist genau das
Problem. Rüstungsexporte in NATO-
Mitgliedstaaten und in die EU sind je-
denfalls unserer Auffassung nach
nicht das Problem. Das Problem sind
die Rüstungsexporte in Drittstaaten,
die eben nicht politisch stabil sind,
sondern in denen wir genau von den
Gefahren ausgehen müssen, die ich
gerade beschrieben habe.

Das können Sie nicht ignorieren
und wegleugnen. Das steht in Ihren
eigenen Berichten. Lesen Sie es
nach!

Umso wichtiger ist es, dass wir als
Parlament uns der Frage der Rüs-
tungsexporte und der Kontrolle der
Rüstungsexporte stärker annehmen,
als dies bisher der Fall gewesen ist,
und zwar gerade deshalb, damit so
etwas nicht immer unter dem Tisch
geschieht, nicht geheim bleibt, son-
dern damit wir als Parlament unsere
Verantwortung auch tatsächlich
wahrnehmen können.

Im Augenblick erhält das Parla-
ment die Rüstungsexportberichte
immer erst mit monatelangen Ver-
spätungen, manchmal sogar erst
nach Jahren. Darüber haben wir hier
schon mehrfach diskutiert. Drei Mo-

nate nach Jahresende
– so unsere Auffas-
sung – müssen die
Rüstungsexportbe-
richte der Bundesre-
gierung dem Parla-
ment vorliegen. Das
sollte ein Muss sein
und keine Frage von
Güte oder Ähnli-
chem.

Wir haben noch einen zweiten
Vorschlag gemacht, der mir sehr
wichtig ist und der sicherlich zu ei-
ner Verbesserung der Politik führen
wird, nämlich dass wir ein parla-
mentarisches Gremium damit be-
auftragen, die Verantwortung des
Parlaments auch tatsächlich wahr-
zunehmen. Sicherlich – das haben
einige meiner Vorredner gesagt; das
zeigt schon ein Blick in das Grund-
gesetz - ist eine Genehmigung oder
Versagung eines Rüstungsexportvor-
habens eine Sache der Exekutive.
Das kann aber nicht heißen, dass
das Parlament in die Entscheidungs-
findung nicht mit einbezogen wird
oder werden könnte und über den
Vorgang noch nicht einmal infor-
miert wird, sondern diese Informa-
tionen der Presse entnehmen muss.
Waffenexporte sind von grundle-
gender außen- und sicherheitspoli-
tischer Bedeutung. Deshalb kann
sich auch im Parlament niemand
von seiner Verantwortung freispre-
chen.

Ich kann überhaupt keinen Grund
für eine übertriebene Geheimhal-
tung sehen. Glaubt denn wirklich je-
mand allen Ernstes, dass Panzerlie-
ferungen nach Saudi-Arabien in den
Zeiten, in denen wir heute leben, im
Verborgenen stattfinden können?
Warum kann denn eine Bundesre-
gierung nicht Farbe bekennen und
ihre Entscheidungen auch begrün-
det darlegen? Ist es nicht Sache des
Parlaments, Entscheidungen der Re-
gierung zu überprüfen und zu kon-
trollieren und gegebenenfalls auch
infrage zu stellen?

Genau das fordern wir. Deshalb
sage ich ganz offen: Ich habe kein
Verständnis für die Entscheidung der
Mehrheit im Wirtschaftsausschuss,
sich genau vor dieser Verantwortung
zu drücken. Deshalb appelliere ich
an die Kolleginnen und Kollegen,
unserem Antrag zuzustimmen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN)

Edelgard Bulmahn (*1951)
Wahlkreis Stadt Hannover ll

Edelgard Bulmahn, SPD:

Bundesregierung kündigt
Grundkonsens auf

Deutschland ist
unter Schwarz-

Gelb zur größten
Exportnation bei

Kriegswaffen
geworden.
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Die Lieferung von
Waffen in

Konfliktregionen
hat sich sicher-

heitspolitisch nie
ausgezahlt.

Exportschlager der deutschen Rüstungsindustrie: Der Panzer Leopard 2A7 +
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Zum wiederholten Mal spre-
chen wir heute dieses Thema
an. Die Opposition macht ei-

ne saubere Oppositionsarbeit: Sie
recycelt ihre alten Anträge und ihre
alten Argumente. Die Opposition ist
aber leider nicht lernfähig.

Deshalb werden Sie sich heute
von unserer Seite ähnliche Argu-
mente anhören müssen wie beim
letzten Mal.

Frau Keul, ich erinnere mich da-
ran, dass Sie beim letzten Mal bei ei-
nigen meiner Argumente richtig hef-
tig genickt haben. Deshalb möchte
ich dies einführend noch einmal sa-
gen: Wenn wir über das Thema Rüs-
tungsexporte sprechen, dann spre-
chen wir über die Frage: Ist die deut-
sche wehrtechnische Industrie sinn-
voll, und welche Bedeutung hat sie?
Deswegen, sehr verehrte liebe Frau
Keul, wiederhole ich mein Argu-
ment, bei dem Sie das letzte Mal so
begeistert genickt haben: Ich stehe
dafür, dass wir in Deutschland nach
wie vor eine Bundeswehr haben.
Nicht alle wollen
das; aber wir stehen
dafür. Wenn das so
ist, dann stehe ich
dafür, dass wir die
Bundeswehr nicht
nur mit Waffen aus
Tschechien, Schwe-
den, Amerika und
Großbritannien aus-
rüsten, sondern dass
wir sie auch mit deutschen Waffen
ausrüsten wollen und müssen.

Wenn das richtig ist, dann müssen
wir zur Kenntnis nehmen, dass nie-
mand von uns in der Lage und be-
reit ist, den deutschen Wehretat so
weit aufzublasen, dass wir dadurch
eine veritable leistungsfähige deut-
sche wehrtechnische Industrie erhal-
ten können.

Wenn auch dieser Satz richtig ist,
dann heißt das: Rüstungsexport, Ex-
port von wehrtechnischen Produk-
ten kommt natürlich in Betracht.

Auch jetzt wiederhole ich mich
zum wiederholten Male: Liebe Kol-

leginnen und Kollegen von der Lin-
ken, wir erwarten nicht, dass bei Ih-
nen die Argumente verfangen.

Aber wir lassen Ihnen auch nicht
durchgehen, dass Sie hier dauernd
alles durcheinanderbringen - das ist
ja wie Kraut und Rüben - und alles
miteinander vermischen. Der Kolle-
ge Pfeiffer hat völlig zu Recht gesagt,
dass in den Zahlen, über die wir
sprechen, zum Beispiel die Ausrüs-
tung der Krankenhäuser und die
Ausrüstung für die Minensuche ent-
halten sind. Das sind humanitäre
Aspekte, die in die Kategorisierung
fallen. Damit tun wir doch etwas Gu-
tes für die Welt. Von daher denken
wir gar nicht daran, das so undiffe-
renziert stehen zu lassen.

Ich erwarte auch nicht, dass wir
Sie überzeugen. Aber wir sprechen
hier im Deutschen Bundestag als Po-
dium für das Volk, für die vielen
Journalisten, die hier oben links sit-
zen, für die vielen Bürgerinnen und
Bürger, auch für jene aus Beilstein,
die uns heute zuhören, und für die
vielen Millionen an den Rundfunk-
geräten zu Hause. Deshalb müssen
Sie sich die Argumente hier noch
einmal anhören.

Ich sage also zum wiederholten
Male: Es gibt hier im Raum eine Per-
son, die als Ministerin Teil des Bun-
deskabinetts war, das Kriegswaffen,
das Waffen nach Saudi-Arabien ge-
liefert hat, und zwar solche Waffen,
die in erster Linie zur Unterdrü-
ckung von Aufständischen einge-
setzt werden, nämlich Handfeuer-
waffen und Maschinenpistolen. Sehr
verehrte Frau Bulmahn, da waren Sie
im Bundeskabinett! Sie tun jetzt so,
als gäbe es eine neue Politik gegen-
über Saudi-Arabien. Sie tun so, als

entdeckten Sie erst
heute, dass Saudi-
Arabien kein Rechts-
staat wie Dänemark,
Deutschland und
Belgien ist; dazu sa-
ge ich: Das ist traurig
und spricht nicht für
Ihre außenpolitische
Kompetenz. Medizi-
nisch könnte man

sagen: Sie leiden unter retrograder
Amnesie, das heißt, Sie haben ver-
gessen, was Sie damals selber ge-
macht haben. Das müssen wir sehr
deutlich sagen.

Meine Damen und Herren, zum
Abschluss zu der ersten Frage, die uns
jetzt bewegt: Wie gehen wir mit der
Situation um, was das Informatori-
sche und den Entscheidungsrhyth-
mus angeht? Es ist schon gesagt wor-
den – da sind wir einer Meinung; ich
bin auch zitiert worden; es ist ja rich-
tig, was ich gesagt habe –, dass wir mit
der gegenwärtigen Situation natürlich
nicht zufrieden sein können. Den In-

formationsrhythmus haben aber
nicht wir eingeführt, den hat nicht
diese böse Bundesregierung einge-
führt. Wir haben nur das fortgesetzt,
was frühere Bundesregierungen getan
haben, vor allen Dingen diejenigen,
unter denen viele Waffen nach Saudi-
Arabien geliefert worden sind.

Den Rhythmus ha-
ben wir beibehalten.

Wir sehen jetzt alle
gemeinsam, dass es
sinnvoll ist, den
Rhythmus zu ändern.
Deshalb schlagen wir
vor, dass wir tatsäch-
lich in einen anderen
Rhythmus kommen;
das kann zum Bei-
spiel quartalsmäßig sein.

Die weitere Frage ist: Wann kann
der Bericht veröffentlicht werden?
Ich persönlich nehme der Bundesre-
gierung nicht ab - das Argument hat
sie bisher immer gebracht -, es sei so

schwierig, die Daten zusammenzu-
stellen. Nein, liebe Leute in der Re-
gierung, da müsst ihr euch ein biss-
chen anstrengen! Das klappt schon!
Ich halte die Bundesregierung für fä-
hig, innerhalb von drei Monaten die
Zahlen zusammenzustellen. Dann
hätten wir einen neuen Rhythmus.

Ich gehe davon aus – ich gehöre
der Regierung nicht an –, dass wir
Initiativen ergreifen werden mit dem
Ziel, noch in dieser Legislaturperi-
ode eine Änderung hinzubekom-
men. Das ist jedenfalls mein Ziel.
Ich hoffe, es zu erreichen. Wenn ich
es nicht erreiche, bedaure ich es, und
dann können Sie mich auch gern kri-

tisieren.
Ich möchte das

aber jetzt im Zu-
sammenhang darle-
gen. - Ich möchte
jetzt zu der nächs-
ten Frage kommen,
nämlich zu der Fra-
ge: Ist es sinnvoll,
ein Gremium zu
schaffen, das sich

mit Rüstungsexporten beschäftigt?
Darüber kann man durchaus nach-
denken. Es gibt Pros und Cons. In ei-
nigen anderen Ländern - wir haben
uns das angeguckt - ist das Parla-
ment tatsächlich beteiligt. Darüber

muss man nachdenken, und das
werden wir sicherlich auch gern tun.
Die Frage, die wir uns selber stellen
müssen, Frau Bulmahn, ist nur: Hilft
es dem einzelnen Abgeordneten,
wenn es ein Gremium gibt, das mit
solchen Fragen befasst ist, aber im
Geheimen tagt? Wenn ich als Abge-
ordneter dem Gremium nicht ange-
höre, werde ich in der Öffentlichkeit
trotzdem für solche Themen in An-
spruch genommen, kann mich aber
nicht wehren, kann auch nichts sa-
gen. Von daher ist die Frage, wie das
Ganze gestaltet werden soll, noch of-
fen. Es ist, glaube ich, zu früh, darü-
ber zu entscheiden. Ich persönlich
gehe nicht davon aus – auch das mö-
gen Sie kritisieren –, dass wir das
noch in dieser Legislaturperiode
schaffen werden. Ich halte das nicht
für realistisch. Aber es wird dann ja
weitergehen. Wir müssen uns genau
überlegen, was wir dort machen.
Aber an der exekutiven Aufgabe wer-
den wir nicht rütteln wollen und
können. Letztendlich ist die Ent-
scheidung eine Entscheidung der
Bundesregierung, der Exekutive. Das
wird auch in Zukunft nach meinem
Dafürhalten so sein und so sein
müssen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Rainer Stinner (*1947)
Landesliste Bayern

Dr. Rainer Stinner, FDP:

Waffenexport ist die
Entscheidung der Exekutive

Ich stehe dafür,
dass wir in

Deutschland nach
wie vor eine
Bundeswehr

haben.
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Durch
Rüstungsexporte
erhalten wir eine
leistungsfähige
wehrtechnische

Industrie.

Es geht hier heute darum, dass
Deutschland Panzer, Gewehre
und tausend Arten von Waffen

ziemlich hemmungslos in alle Welt
exportiert.

Es geht hier darum, dass Deutsch-
land drittgrößter Waffenexporteur der
Welt ist. Das schreibt die Bundesregie-
rung selbst in ihrem Rüstungsexport-
bericht. Was heißt das eigentlich?
Ganz praktisch heißt das, dass da
draußen Menschen sterben, weil Sie
sich weigern, Waffenexporte zu ver-
bieten. So einfach ist das, und so bru-
tal ist das.

Jetzt habe ich hier verschiedene Ar-
gumente gehört, mit denen Sie Waf-

fenexporte begründen wollen. Das
letzte Argument war „humanitär“,
weil unter Rüstungsexporte auch Mi-
nenräumgeräte fallen. Das ist wirklich
das lächerlichste Argument, Herr Stin-
ner, das ich je gehört habe. Im Jahre
2011 hat diese Bundesregierung Rüs-
tungsexporte im Wert von 10,8 Milli-
arden Euro genehmigt. Wenn ich Mi-
nenräumgeräte und Krankenhäuser
herausrechne, sind es mit Sicherheit
immer noch 10,7 Milliarden Euro.
Das sind 10,7 Milliarden Euro zu viel,
Herr Stinner; das wissen Sie auch.

Das zweite Argument – und da läuft
es mir wirklich kalt den Rücken he-
runter – ist, dass ein massiver Verkauf
von Waffen für Sicherheit in der Welt
sorgt. Wissen Sie, woran mich das er-
innert? An diese widerliche Waffen-
lobby in den USA. Jedes Mal, wenn es
dort einen Amoklauf gibt, wenn wie-
der tote Kinder im Klassenraum lie-
gen, sagen ihre Vertreter: Wir müssen
noch mehr Waffen verkaufen, um da-
mit noch mehr Sicherheit zu schaffen.
– Wir wissen doch alle, wie absurd das
ist, dass damit nur noch mehr Amo-
kläufe befördert werden, dass es noch
mehr Tote gibt. Mit Waffenexporten
fördern Sie keine Sicherheit, sondern
Unsicherheit und Destabilisierung;
das wissen Sie.

Machen Sie sich keine Illusionen.
Jede einzelne dieser Waffen, die Sie

jetzt verkaufen wollen, wird irgend-
wann auch eingesetzt, ganz blutig und
ganz brutal. Ich finde, Sie ganz per-
sönlich tragen daran eine Mitschuld.

Das dritte Argument, das ich heute
von CDU und FDP gehört habe, ist
wirklich der Hammer: dass mit Waf-
fenexporten Menschenrechte ge-
schützt werden. Wissen Sie, in welches
Land im Jahre 2012 die meisten Rüs-
tungsexporte – im Wert von über 1,3
Milliarden Euro – genehmigt wurden?
Nach Saudi-Arabien. Was glauben Sie
denn, wie Sie mit Leopard-Panzern in
Saudi-Arabien Menschenrechte schüt-
zen? Herr Lindner, Sie wissen ganz ge-
nau, dass das Blödsinn ist.

Dann höre ich hier das Argument,
dass die deutsche Polizei in Saudi-Ara-
bien einen Job im Dienst der Men-
schenrechte betreibt, weil sie dort die
Grenzpolizisten ausbildet und dafür
sorgt, dass die Menschen dann men-
schenrechtskonform festgenommen
werden. Glauben Sie denn ganz im
Ernst, Herr Lindner, dass der arme
Mensch, der heute in Riad im Folter-
keller sitzt, der gemartert wird, dank-
bar dafür ist, mit deutscher Hilfe men-
schenrechtskonform festgenommen
worden zu sein? Dessen Blut klebt
auch an Ihren Fingern, Herr Lindner.

Jan van Aken (*1961)
Landesliste Hamburg

Jan van Aken, DIE LINKE:

Nur klare Verbote
retten Menschenleben  
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Fortsetzung von Seite 15: Jan van Aken (DIE LINKEN)

Ich finde das widerlich, was Sie hier
verbreiten.

Wenn das Ganze nicht so brutal wä-
re, dann hätte ich mich eigentlich bei
der heutigen Debatte das ein oder an-
dere Mal auch amüsiert zurücklehnen
und beobachten können, wie Sie sich
hier gegenseitig vorwerfen, dass Sie
doch alle hemmungslos Waffen in al-
le Welt verkauft haben. Das stimmt ja
auch. Sie alle – SPD, Grüne, CDU,
CSU, FDP – haben über viele Jahre
und Jahrzehnte hemmungslos Waffen
in alle Welt verkauft und werfen sich
jetzt gegenseitig Heuchelei vor. Auch
das stimmt.

Frau Bulmahn, ich finde es wirklich
verlogen, dass Sie für die SPD hier
Waffenexporte nach Saudi-Arabien

kritisieren, aber gleichzeitig keinen
einzigen Ton dazu sagen, dass Sie Mi-
nisterin waren und die SPD mitregiert
hat, als eine ganze Waffenfabrik für
Saudi-Arabien genehmigt wurde.
Heute sind die Saudis in der Lage, das
hochmoderne deutsche G36-Gewehr
selbst zu bauen. Die bewerben das
schon international zum Verkauf. Ich
möchte mir gar nicht vorstellen, wie
viel Blut in den nächsten Jahrzehnten
damit vergossen wird. Und wer hat es
gemacht? Sie von der SPD haben es
gemacht. Das ist leider so.

Sie sagen jetzt hier, Sie hätten ge-
lernt; aber das stimmt nicht. Ich habe
mir die Anträge genau durchgelesen.
Wenn man alles von dem, was die
SPD hier im Moment fordert, umset-

zen würde, dann würde sich gar nichts
ändern. Keine einzige Ihrer Forderun-
gen würde bei einer Umsetzung auch
nur einen einzigen
Waffenexport verhin-
dern. Wenn man Ih-
ren Antrag genau
durchliest, dann er-
kennt man: Sie for-
dern explizit, dass
weiterhin Waffen
nach Saudi-Arabien,
an Diktaturen ver-
kauft werden können.

Sie fordern, dass weiterhin Klein-
waffen in alle Welt verkauft werden
können. Ich frage mich: Warum ei-
gentlich? Warum sind Sie von der SPD
und von den Grünen eigentlich nicht

bereit, zu sagen: „Wir müssen wenigs-
tens ein generelles Verbot von Klein-
waffenexporten endlich durchset-

zen“?
Sie wissen genau,

dass das die Massen-
vernichtungswaffen
unserer Zeit sind. Sie
wissen genau, wie
viele Menschenleben
wir retten könnten,
wenn wir die Klein-
waffenexporte end-
lich verböten; aber

Sie trauen sich nicht.
Sie reden über Transparenz; das fin-

de ich gut. Ich möchte auch mehr wis-
sen; ich möchte schneller wissen, wel-
che Waffenexporte die Regierung ge-

nehmigt. Aber Sie wissen auch, dass
Transparenz allein nicht einen einzi-
gen Waffenverkauf verhindert. Sie ha-
ben Ihre eigenen Erfahrungen gesam-
melt: Die rot-grüne Regierung hat
1999 für mehr Transparenz gesorgt
und den Rüstungsexportbericht ein-
geführt. Aber Sie haben damit keinen
einzigen Waffenexport verhindert.
Das Volumen der Waffenexporte ist
auch in Ihrer Regierungszeit gestiegen
und gestiegen und gestiegen, und das
tun sie bis heute.

Wenn man Waffenexporte ein-
schränken will, dann helfen nur klare
Verbote ohne jede Ausnahme. Dafür
steht die Linke, und zwar nur die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn man
Waffenexporte

einschränken will,
dann helfen nur

klare Verbote
ohne Ausnahme.

Herr van Aken, ich muss
schon ein paar Dinge rich-
tigstellen, die Sie hier aus

meiner Sicht falsch dargestellt ha-
ben. Sie haben sich wieder auf diese
Zahlenspielerei eingelassen – es gibt
große Differenzierungen bei der
Zählweise: In manchen Statistiken
sind wir nicht auf Platz drei, sondern
auf Platz sechs - und dabei unter den
Tisch fallen lassen, dass das, was die
Regierung im Rahmen des Rüstungs-
exportberichts präsentiert, ein
Höchstmaß an Transparenz her-
stellt. Wir schaffen Transparenz, weil
wir in der Tat alles, was im weitesten
Sinne mit Rüstung zu tun hat – hier
geht es nicht zwangsläufig um Waf-
fen –, in den Bericht aufnehmen.

Das machen nicht alle Länder auf
der Welt; aber die Bundesregierung
hat es gemacht. Insofern zeugt die
Statistik von einem Höchstmaß an
Transparenz.

Beruhigen Sie sich doch! Ich lobe
Sie doch gleich dafür, dass Sie von der
SPD zu Zeiten, in denen Sie regiert
haben, wenig Probleme damit hat-
ten, in genau dieselben Länder, über
die wir in den vergangenen Monaten
diskutiert haben, Rüstungsgüter zu
exportieren. Es war auch außenpoli-

tisch richtig, es so zu machen. Ich ver-
stehe dann allerdings nicht, dass Ihr
Kanzlerkandidat vollmundig ankün-
digt, den Hebel umzulegen und bei
der Rüstungsexportpolitik eine ande-
re Richtung einzuschlagen. Was soll
denn das für eine Richtung sein? Soll
es die Richtung von Schröder und Fi-
scher sein: noch mehr -Exporte? Oder
will man das mit Augenmaß ange-
hen, so wie wir es machen, in der
Kontinuität dessen, was wir in der
Großen Koalition gemeinsam getan
haben? Viele Rüstungsgeschäfte, die
sich erst jetzt in der Statistik abbilden,
haben wir in der Großen Koalition
eingeleitet. Da saßen Sie mit uns zu-
sammen in der Regierung. Deshalb
ist das, was die SPD hier heute auf-
führt, einfach nur gespieltes Theater.
Denn die Empörung, die Sie hier
nach außen tragen, können Sie nicht
wirklich ernst meinen.

Helmut Schmidt hat zu Beginn
der 80er-Jahre, zwischen 1978 und
1981, in groben Zügen genau die Ge-
heimhaltungsregeln auf den Weg ge-
bracht – er konnte sich am Ende mit
den Vorschlägen nicht durchsetzen –
, die wir heute haben. Sein damali-
ger Mitarbeiter im Bundeskanzler-
amt, Peer Steinbrück – er war zwar
nicht unmittelbar daran beteiligt,
aber er eifert Helmut Schmidt Zug
um Zug nach –, sollte wissen, was
der große Mentor und Übervater der
SPD zur damaligen Zeit von sich ge-
geben hat.

Es wurde im Übrigen auch über
Saudi-Arabien geredet. Man hatte
damals keine Bedenken, mit Saudi-
Arabien Gespräche zu führen – auch
wenn es nachher nicht zu dem Ge-
schäft gekommen ist. Die Empö-
rungskompetenz, die Sie hier heute
beweisen, hatten Sie damals nicht;
sie erlahmt erstaunlicherweise im-
mer dann, wenn Sie regieren. Inso-
fern ist das, was Sie machen, absolut
verantwortungslos. Wir sollten nicht

sensibelste Punkte der deutschen
Außenpolitik zum Gegenstand par-
teipolitischer Auseinandersetzung
machen. Diesen Konsens lösen Sie
zunehmend auf; das gilt sowohl für
die Grünen als auch für die SPD,
meine Damen und Herren. Ich wer-
be dafür, dass man mit der außenpo-
litischen Rationalität, mit dem real-
politischen Ansatz, für den wir in der
Rüstungsexportpolitik stehen, auch
in Zukunft verantwor-
tungsbewusst um-
geht.

Es macht sich wirk-
lich niemand an die-
ser Stelle das Leben
leicht. Wir haben es
gestern bei der Mali-
Debatte erlebt; wir
haben es bei der Af-
ghanistan-Debatte er-
lebt. Hier redet doch niemand aus
unserer Fraktion oder aus der FDP-
Fraktion in Schwarz-Weiß-Bildern.

Wir wissen, dass wir es oft mit sehr
schwierigen Partnern zu tun haben.
Trotzdem hat Deutschland als In-
dustrienation, als Exportnation auch
Interessen. Zu den deutschen Inte-
ressen gehört zum Beispiel, dass wir
im Mittleren Osten Stabilität brau-
chen.

Dazu gehört auch, dass wir in Afri-
ka Partner, auf die wir setzen, stark
machen wollen, damit sie sich selbst
helfen können.

Dazu gehört die Ausbildung; dazu
gehört aber auch die Bereitstellung
von militärischer Unterstützung.
Das ist bei Rüstungsgütern nun ein-
mal der Fall. Wenn Sie sich vorstel-
len, dass in Mali nicht die Franzosen
eingreifen müssten, sondern wir es
in Mali mit starken ECOWAS-Ver-
bänden zu tun hätten, die vernünf-
tig ausgebildet und auf die Heraus-
forderung vorbereitet gewesen wä-
ren, wären die Möglichkeiten größer,
dass sich die Europäer und an dieser

Stelle die Franzosen zurückhalten
könnten. Die Ertüchtigung unserer
Partner und Verbündeten nach ei-
nem realpolitischen Abwägungspro-
zess – wir wägen auch nach morali-
schen und ethischen Kriterien ab –
wollen wir vorantreiben.

Ich sage Ihnen: Es gibt in diesem
Zusammenhang keine Entscheidung
der Bundesregierung, die mit Jubel
oder mit großer Euphorie getragen
wird. Vielmehr ist es eine realpoliti-
sche nüchterne Abwägung, bei der
unsere Interessen und unsere Wert-
maßstäbe immer miteinander kolli-
dieren. Das ist bei fast allen Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr so;
das ist bei vielen bilateralen Abkom-
men von der Rohstoffpolitik bis hin
zu Verträgen bei anderen wirtschaft-

lichen Themen, die
wir mit schwierigen
Partnern beraten,
der Fall. Es ist eben
nicht alles schwarz
und weiß. In der
Außenpolitik gibt
es vielmehr sehr
viele Graubereiche.
Da muss man nüch-
tern und realpoli-

tisch antworten.
Ich komme zurück zu Helmut

Schmidt. Ich finde, das, was er in sei-
nen Büchern dazu schreibt, was er
als Bundeskanzler gesagt und getan
hat, sollte Sie ermahnen. Daran soll-
ten Sie sich wirklich mehr orientie-
ren. Demokratie lebt ja vom Wech-
sel. Nicht dieses Jahr, aber irgend-
wann wird auch wieder Verantwor-
tung auf Sie zukommen. Ich hoffe,
dass Sie dann auch so viel Vernunft
aufbringen, dass Sie eine solche au-
ßenpolitische Kompetenz zurückge-
winnen.

Das, was Sie in den letzten Wo-
chen und Monaten von sich gegeben
haben, reicht schon jetzt für eine
Sammlung, die man an dem Tag ei-
ner SPD-Regierungsbeteiligung vor-
tragen kann, an dem Sie sämtlichen
Rüstungsexporten wieder zustim-
men werden, so wie Sie es auch in
der Vergangenheit getan haben. Das
ist es, was ich Ihnen vorwerfe: dass
Sie überhaupt nicht konsequent
sind in Ihrem vergangenen Regie-
rungshandeln und in dem Oppositi-

onsgerede, das Sie heute von sich ge-
ben.

Ein letzter Punkt zur Rüstungsin-
dustrie in Deutschland insgesamt: Es
hängen viele Arbeitsplätze daran.
Deshalb kann man diesen wichtigen
Wirtschaftszweig auch nicht leicht-
fertig aburteilen. Wir beteiligen uns
zum Beispiel an der Global-Zero-
Initiative. Außenminister Westerwel-
le ist dort seit Jahren aktiv. Wir sind
bei vielen Abrüstungsinitiativen
weltweit engagiert. Aber wir glauben
trotzdem, dass auch Waffen, verbun-
den mit dem rechtsstaatlichen Ge-
waltmonopol, zur außenpolitischen
Konzeption gehören. Für eine waf-
fenfreie Welt kann man gern sein;
man kann sich dafür gern einsetzen.
Aber es ist in erster Linie Träumerei.
Deshalb sind wir nach der klaren
Maßgabe unserer Richtlinien, nach
einer strengen Rückkopplung auch
hier und einer permanenten öffent-
lichen Überprüfung der Diskussion
– nichts anderes machen wir hier seit
anderthalb Jahren; wir diskutieren
häufig über die Frage der Rüstungs-
exporte – der Meinung, dass die Un-
terstützung des Gewaltmonopols
einzelner Staaten auch durch Rüs-
tungsexporte stattfinden kann.

Eines noch zu den Arbeitsplätzen:
Ich bin der festen Überzeugung, dass
die deutsche Rüstungsindustrie wei-
terhin eine gute Zukunft braucht,
nicht nur für die Arbeitsplätze, son-
dern auch als Technologieträger für
ganz andere technologische Ent-
wicklungen. Die Vergangenheit hat
doch gezeigt, dass die Rüstungsfir-
men in Deutschland zum technolo-
gischen Fortschritt beigetragen ha-
ben. Hören Sie deshalb mit diesen
Diffamierungskampagnen auf!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Philipp Mißfelder (*1979)
Landesliste Nordrhein-Westfalen 
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